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1201. 1343. Auf Ihren Bericht vom 10. September
d. Js. will ich der Stadt Duisburg, Regierungsbezirks
Düsseldorf,welche die Genehmigung zum Bau und Be¬
triebe einer an die Staatseisenbahnstation Hochfeld-Süd
anschließenden Privatanschlußbahn nach Wanheim-Anger-
hausen mit Abzweigungen erhalten hat, das Enteignungs¬
recht zur Entziehung und zur dauernden Beschränkung
des für die Privatanschlußbahn und die in der Karte II
eingezeichneten Anschlußgleise in Anspruch zu nehmenden
Grundeigentumsverleihen. Die eingereichten Karten er¬
folgen zurück.

Breslau, den 15. September 1906.
gez. Wilhelm k.

Für den Minister des Innern und den Minister der
öffentlichen Arbeiten: gegengez. Befeler.

An den Minister des Innern und den Minister der
öffentlichen Arbeiten.

Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Zentral-Behörden.

12V2. 1363. Seine Majestät der Deutsche Kaiser,
König von Preußen,

im Namen des DeutschenReichs, das hierbei das
Königreich Preußen auf seinen Antrag vertritt, und

Ihre Majestät die Königin der Niederlande,
von der Absicht geleitet, einen Vertrag abzuschließen

über die Deichschauen Düffelt und Querdamm bei Wyler,
den Kapiteldeich, den Querdamm bei Calcar und die
große Wasserleitungoder das Meer mit Zubehör,

haben zu diesem Zwecke zu Allerhöchstihren Bevoll¬
mächtigtenernannt:

Seine Majestät der Deutsche Kaiser, König von Preußen,
den Herrn von Schloezer, Allerhöchstihrenaußerordent¬
lichen Gesandten und bevollmächtigten Minister am
Königlich Niederländischen Hofe;

Ihre Majestät die Königin der Niederlande, den Herrn
Jonkheer D. vv. van "Ists van (ZouüriÄ3,ll, Aller¬
höchstihren Minister der Auswärtigen Angelegenheiten
und den Herrn I. Kraus, Allerhöchstihren Minister des
Waterstaats, des Handels und der Industrie,

die, nach gegenseitiger Mitteilung ihrer in guter und
Ausgegebenzu Düsseldorf am 13. Oktober 1306.

gehöriger Form befundenenVollmachten, über folgende
Bestimmungenübereingekommen sind:

Artikel 1.
Die Deichschau Düffelt soll nach der Landesgrenzege¬

trennt und es soll demnach eine preußische Deichschau
Düffelt neu gebildet werden, welche die Unterhaltung und
Verwaltung der auf preußischemGebiete befindlichen
Deiche der Schau Düffelt übernimmt, während die Un¬
terhaltung und Verwaltung der auf niederländischem Ge¬
biete befindlichen Deiche der Schau Düffelt, des jetzt von
der Schau Zyfflich-Wylerzu unterhaltendenKapiteldeichs
von der unteren Grenze der Schau Düffelt bis zum
Querdamm und des auf niederländischem Gebiete liegenden
Teiles des Querdamms niederländischerfeits übernommen
und geregelt wird.

Hierfür zahlen die preußischen Schauet« au die Ver¬
waltung des niederländischenTeiles der Deichschau
Düffelt 36 000 Mark.

Artikel 2.
Bezüglich des Aktivvermögensder Deichschau Düffelt

wird Nachstehendes festgesetzt:
a. Der Anteil, welchen der niederländische Teil der

Schau Düffelt an dem Weideparzellbei Düffelward hat,
geht gegen eine Entschädigung von 100 Mark auf die
preußische Schau über;

b. Der Anteil, welchen die preußischen Schauen
Düffelt, Cranenbnrg und Zyfflich-Wyler an den Per-
sing'schenUnlanden haben, geht gegen eine Entschädigung
von 7800 Mark auf den niederländischen Teil der Schau
Düffelt über;

o. Die Nutzung der Fischereien bleibt beiden Teilen
unter Trennung nach der Landesgrenzeüberlassen.

Artikel 3.
Für die aus den früheren Jahrhunderten herrührenden

Schulden der Deichschau Düffelt bleiben der preußische
und der niederländische Teil nach dem bisherigen Ver¬
hältnisse haftbar.

Artikel 4.
Der Anteil, welchen der niederländische Teil der Schau

Düffelt und die Schau Millingen mit der Herrlichkeit
Seeland an der Unterhaltung des auf preußischem Ge-



biete gelegenen Teiles des Querdamms bei Wyler und

des Querdamms bei Calcar haben, wird für 6200 Mark
preußischerseits übernommen,

Niederländischerseits wird alsdann auf eine weitere

Mitwirkung an der Verwaltung der vorgenannten Deich¬

schauen Querdamm bei Calcar und Querdamm bei Wyler
verzichtet.

Die Verpflichtungen, welche den preußischen Schauen

Düffelt, Zysflich-Wyler und Cranenburg an der Unter¬

haltung der Meerschleuse bei Nymwegen, der großen
Wasserleitung vom Schüttlaken bis zur Meerschleuse und
der Mostert- und Kadedeiche nach der Convention vom

24. August 1784 obliegen, werden für 5100 Mark nieder¬
ländischerseits übernommen.

Artikel 5.

Die sämtlichen Binnendeiche und Wasserleitungen werden,
soweit sie für beide Teile von Interesse sind und soweit

sie in den getrennten Gebieten liegen, vorbehaltlich der

vorhandenen privaten Unterhaltungslasten, von jedem
Teile besonders unterhalten.

Die Unterhaltung der Hauptwasserleitung vom Einlaufe

der Bosse-Wässerung bis zum Schüttlaken wird gegen

eine Entschädigung von 900 Mark von der preußischen
Schau Düffelt übernommen.

Artikel 6.

Die ordnungsmäßige Unterhaltung der auf preußischem
Gebiet einerseits und auf niederländischem Gebiet ander¬

seits belegenen Deiche wird nach Maßgabe der in beiden

Ländern geltenden wasserrechtlichen Bestimmungen geregelt.

Für die Unterhaltung der Wasserleitungen ist Artikel 31

des Grenztraktats vom 7. Oktober 1816 maßgebend.

Der gegenwärtige Zustand der Hauptwasserleitung vom

Einlaufe der Bosse-Wässerung bis zur Meerschleuse mit
den zu erhaltenden Pegeln ist durch eine von beiden

Staaten zu ernennende Kommission festzustellen.
Artikel 7.

Die im Archive der Deichschau Düffelt gegenwärtig
vorhandenen Urkunden, Briefe, Handschriften und sonstigen
Stücke sollen, insofern sie sich lediglich auf den nieder¬

ländischen Teil der Deichschau beziehen, innerhalb 6 Mo¬
naten nach Vollziehung dieses Vertrags an die Verwal¬

tung des niederländischen Teiles der Deichschau übergeben
werden. Ebenso sollen beglaubigte Abschriften des Etats

über das letzte Rechnungsjahr (Kalenderjahr) uud der

letzten Jahresrechnung, sowie von Auszügen des Lager¬

buchs, welche sich auf die niederländischerseits zu unter¬

haltenden Deichstrecken, Hauptgräben u. s. w. beziehen,
endlich von Auszügen des auf den niederländischen Teil

der Deichschan bezüglichen Katasters und der Deichrolle
übergeben werden.

Die Verwaltung des niederländischen Teiles der Deich¬

schau soll auch dauernd berechtigt bleiben, beglaubigte
Abschriften von allen jetzt im Deichschau-Archive vor¬

handenen Urkunden u. s. w., welche nach ihrer Meinung
für sie von Interesse sind, zu verlangen.

Artikel 8.

Dieser Vertrag soll in Kraft treten mit Ablauf des

Kalenderjahres, in welchem er von den beiderseitigen

! Regierungen genehmigt ist. Ein etwaiger Überschuß oder

ein etwaiges Defizit der letzten Jahresrechnung soll nach
dem Flächenverhältnis unter beide Teile der jetzigen
Deichschau verteilt werden.

Artikel 9.

Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrags werden alle

früheren über den Gegenstand des Vertrags vereinbarten

Bestimmungen aufgehoben.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten diesen

Vertrag unterzeichnet und mit ihren Siegeln versehen.

Geschehen im Haag in doppelter Ausfertigung den 8.
November 1905.

(I,. 3.) v. Schloezer.

(1^. 3.) van Isis VAN Konäris.z.n.
(I.. S.) I. Kraus.12V8. 1345. Zulassung von Feldpostpaketen mit Flüssig¬

keiten an die Truppen in Deutsch-Südwestasrika.

Die Versendung von Flüssigkeiten, die seither im Feld¬

postpaketverkehr mit den Truppen in Deutsch-Südwest¬

asrika ausgeschlossen war. wird von jetzt ab unter

folgenden Bedingungen versuchsweise zugelassen. Die

Flüssigkeiten müssen in gut verlöteten Blechbehältern

(Blechbüchsen) enthalten sein. Der Raum zwischen diesen
und dem äußeren Behältnisse (Kistchen oder fester Karton)

ist mit Sägespänen, Kleie oder einem anderen aufsaugende»

Stoffe auszufüllen. Im übrigen unterliegen die Sen¬
dungen mit Flüssigkeiten den für die Feldpostpakete nach

Deutsch-Südwestasrika allgemein geltenden Versendungs¬
bedingungen.

Berlin 66, den 2. Oktober 1906.

Der Staatssekretär des Reichs-Postamts. Kraetke.

Verordnungen u. Bekanntmachungen
der Provinzial-Gehörden.

1204. 1365. Polizei-Verordnung.
Auf Grund des Z 138 des Gesetzes über die allge¬

meine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (G. S.

S. 195) wird unter Berücksichtigung des Umstandes,

daß die sofort auszuführenden notwendigen Ausbesserungs¬
und Erneuerungsarbeiten au der Ruhr-Schleuse zu

Herbede eine umgehende Regelung des Schiffsverkehrs

durch diese Schleuse erfordern, vorbehaltlich der nach¬

träglich einzuholenden Zustimmung des Bezirksausschusses

zu Düsseldorf folgende Polizeiverordnung erlassen:

Z 1. Für die Zeit vom 15. Oktober bis einschließlich

den 15. Dezember 1906 ist die Ruhrschleuse zu Herbede

für die Schiffahrt gesperrt.

Z 2. Zuwiderhandlungen gegen diese Polizeiverordnung
werden, soweit nicht auf Grund anderweitiger Straf¬

bestimmungen eine höhere Strafe verwirkt ist, mit einer

Geldstrafe bis zu 60 Mark bestraft, an deren Stelle im

Unvermögensfalle eine entsprechende Haftstrafe tritt.

Z 3. Diese Polizeiverordnung tritt mit dem Tage

ihrer Veröffentlichung durch das hiesige Regierungs¬
amtsblatt in Kraft.

Düsseldorf, den 11. Oktober 1906. I. H. 3190.

Der Regierungs-Präsident. I. V: Grüttner.
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12VS, 1358. Beschluß.
Auf Grund des Z 6 des Gesetzes vom 26. Juni 1887,

betreffend die Abänderung der Verordnung vom 17.

März 1839 über den Verkehr auf Kunststraßen u. s. w.
wird das nach den ZZ 2 bis 4 des genannten Gesetzes

höchste zulässige Ladegewicht auf denjenigen Kiesstraßen
im Regierungsbezirke Düsseldorf welche in dem diesem

Beschlusse anliegenden Verzeichnis ausgeführt sind, um

ein Drittel herabgesetzt und zwar für die Monate Ok¬

tober bis einschließlich April der Jahre 1906/7, 1907/8
und 1908/9.

Die Beschränkung tritt sofort iu Kraft.

Düsseldorf, den 9. Oktober 1906. ll. 0.816/3/06.
(I.. ö.)

Der Bezirksausschuß zu Düsseldorf, ll. Abt. Hilbert.

Z

«
Bezeichnung der Straße.

Km

von bis

Laudesbauamt Crefeld.

1 Gladbach—Straelen 20,9 24,5
„ ll 25,9 28,8

2 Vierfen—Kaldenkirchen 19,2 20,401
3 Grefrath—Breyell 3,0 4,796
4 Mühlhausen—Vossenhos 0,0 1,400

„ ll 2,894 6,294
5 Aldekerk—Vossen 0,326 ?,6

ll ll 10,466 15,177
6 Kempen—Venlo 8,131 9,7„ „

12,3 17,233
7 Kaldenkirchen—Straelen 6,0 9,2

„ ll 9,8 13,3
8 Geldern—Crefeld 11,846 16,4
9 Sevelen—Tönisberg 6,0 11,989

10 Vlnyn—Vinnebrück 3,422 4,442
11 Dülken—Wegberg 1,3 3,4
12 Dülken—Süchteln 2,740 3,506

IZ. Landesbauamt Cleve.

13 Wesel—Venlo 5,700 26,000„ „
28,612 43,432

14 Wesel—Borken 10,600 17,451
15 Haldern—Lieutenant 2,100 5,664
16 Düsseldorf-Emmerich 49,500 53,500

,, ,, 65,150 76,45„ „
81,600 86,230

ll ll 89,425 92,700
,l ,l 98,900 109,174

17 Rees—Fallthor 0,000 0,391
18 Wesel—Münster 3,100 8,500

„ „ 12,750 15,300
19 Düsseldorf—Cleve 40,600 46,100

ll ll 48,295 55,200
ll „ 56,600 70,301
ll „ 70,700 79,700
ll -l 86,200 91,000
ll ll 93,750 96,869

20 Geldern—Emmerich 0,000 8,300

Bezeichnung der Strasie.

21

22

23
24

25

Geldern—Emmerich

Goch—Crcmenburg
Geldern—Xanten

Sonsbeck—Kevelaer
Calcar—Winnekendonk

Uedem—Weeze—Well

von

10,100
25,400

1,300
1 ,000

12,600
20,900

0,000

0,000

0,948

9,3000,000
0,000
2,000
0,200

bis

11,900

32,931
17,184

11,370

19,000
22,000

6,400

14,900

6,400
13,882

7.739

3,623

22,700
13,313

26 Wesel—Hünxe

27 Gahlen —Kirchhellen
28 Dinslaken—Dorsten

29 Nieukerk—Wachtendonk—Arcen

30 Zweigstrecke von Jaegerhaus

nach Wachtendonk 0,000 2,800

31 Geldern—Creseld 1,300 5,100

32 Nieukerk—Sevelen 2,300 3,555

33 Geldern—Arcen 0,000 9,100

34 Geldern—Rheinberg 1,800 13,900

35 Camp—Aldekerk 6,600 10,800

36 Sevelen—Tönisberg 0,300 1,400

Gehört zum Beschlusse vom heutigen Tage.

Düsseldorf, den 9. Oktober 1906. ö. II. 0. 816/3/06.
(I.. 3.)

Der Bezirksausschuß zu Düsseldorf, II. Abt. Hilbert.

12V6. 1337. Der zum Vizekonsul von Norwegen für

den Regierungsbezirk Düsseldorf mit dem Amtssitze in

Düsseldorf ernannte Zivilingenieur und Unternehmer

Per Aalton ist in dieser Amtseigenschaft anerkannt und

zugelassen worden.
Düsseldorf, den 2. Oktober 1906. I. l?. 5325.

Der Regieruugs-Präsident.

12V7. 1349. In der von mir erlassenen Polizeiver¬

ordnung über Bierdruckvorrichtungen vom 12. April 1906
— veröffentlicht im Amtsblatt Stück 16 Nr. 470 —

ist im Z 4 Z Schlußsatz infolge unrichtiger Wortstellung
eine Sinnentstellung eingetreten.

Der Schlußsatz lautet in richtiger Fassung: „Bei

Verwendung flüssiger Kohlensäure als Druckmittel ist

der Bierfang nicht erforderlich"
Düsseldorf, den 6. Oktober 1906. I. 5408.

Der Regieruugs-Präsident. I. V.: Scheuner.
12V8. 1341. Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis

gebracht, daß außer den in meiner Amtsblatt-Bekannt¬

machung vom 17. März d. Js. I. 0. s,. 1057 (Amts¬

blatt Stück 12 Nr. 317) genannten Kollektanten noch

folgende Personen mit der Abhaltung der Kollekte znm

Besten des Neubaues einer Pfarrkirche in Limbach betraut

worden sind: P. Baerens, Anna Baerens, Gertrud

Baerens zu Cöln. Bertha Clasen, Magdalena Clasen

zu Cöln-Sülz. Louise Raßenberg, Frau W. Theleu,

W. Thelen, Hubert Recht, Bruno Sennheim zu Cöln.

Elise Keßler, Victor Lohe zu Sülz. Peter Oebel zu



Nippes. W. Oebel zu Schwarzmaar. Albert Klink-

hammcr, B. Schubert zu Cöln. Godderz zu Bonn.
Heinrich Mühlmann zu Neuß. Engelbert Tirtey zu
Niederembt. Josef Leblanc zu Aachen. Joh. Müller

zu Cöln. Heinrich Fellbach zu Cöln. Schlipmann zu
Heisingen. Julius Schwarz zu Werden (Ruhr). Bertram

Dahmen, Günther zu Cöln. Wilh. Schaeser zu Hilden.

Düsseldorf, den 4. Oktober 1906. I. 0. a. 5243.
Der Regierungs-Präsident.

12V9. 1350. Zur Ermittelung, ob die Mehrheit der

beteiligten Gewerbetreibenden dem Antrage auf Errich¬

tung einer Zwangsinnung für das Graveurgewerbe im

Bezirke der Stadt Solingen, der Gemeinden Gräfrath,

Ohligs, Höhscheid und Wald des Landkreises Solingen

mit dem Sitze in Solingen zustimmt, habe ich den

Herrn Oberbürgermeister zu Solingen zum Kommissar
bestellt.

Düsseldorf, den 4. Oktober 1906. I. 5320.

Der Regierungs-Präsident.

121V. 1352. Mit Beziehung auf Z 14 des im Amts¬

blatte für 1906 auf Seiten 54/56 abgedruckten Statutes der

Hufbeschlaglehrschmiede in Wesel vom 21. März 1905/
25. Oktober 1905 ernenne ich als Sachverständigen für

die Prüfungskommission der Hufbeschlaglehrschmiede in

Wesel den Gutsbesitzer Wilhelm Overd ick aus Bislich

und zn dessen Stellvertreter den Gutsbesitzer Ferdinand
Baumann aus Bergswick.

Die Prüfungskommission für die Hufbeschlaglehrschmiede
Wesel besteht jetzt aus:

1. dem Departementstierarzte, Veterinär-Rat Schmitt

aus Düsseldorf oder dessen gesetzlichem Stellvertreter als
Vorsitzenden,

2. dem Kreistierarzt Meyer aus Wesel, oder dessen
Stellvertreter, dem Tierarzt Winter aus Wesel als
theoretischen Leiter,

3. dem praktischen Lehrschmiedemeister Gerhard Kamps
aus Wesel und

4. dem Gutsbesitzer Wilhelm Overdick aus Bislich

oder dessen Stellvertreter, dem Gutsbesitzer Ferdinand
Baumann aus Bergswick als Sachverständigen.

Dieser Prüfungskommission wird auf Widerruf die

Befugnis zur Vornahme von Prüfungen und zur Aus¬
stellung der im Z 1 des Gesetzes vom 18. Juni 1884

(G. S. S. 305) vorgeschriebenen Prüfungszeugnisse für
die Hufbeschlaglehrschmiede in Wesel erteilt.

Die in Wesel eingesetzte staatliche Prüfungskommission

zur Abhaltung der Hufbeschlagprüfung (siehe Amtsblatt¬

bekanntmachung vom 10. Mai 1905, I C 495 Seite 63)
wird aufgehoben.

Diese Bekanntmachung tritt am 1. Oktober 1906 in
Kraft.

Düsseldorf, den 3. Oktober 1906. D. 5356.

Der Regierungs-Präsident.

1211. 1353. Gemäß Ermächtigung des Herrn Ministers

der Auswärtigen Angelegenheiten ist Herr C. Menshausen

in Düsseldorf zur Ausübung der ressortmäßigen Geschäfte
als ottomanischer Generalkonsul in Cöln und als Vor¬

steher eines in Düsseldorf neu errichteten ottomanischen

Konsulats mit dem Amtssitze in Düsseldorf einstweilen
zugelassen worden.

Düsseldorf, den 9. Oktober 1906. L. R. I. 504g.

Der Regierungs-Präsident.

1212. 1359. Der Verlader Anton Halm in Schlebusch
hat durch sein unerschrockenes und entschlossenes Eintreten

einen Mann vor schwerer Verletzung durch Überfahren¬
werden bewahrt, was ich lobend zur öffentlichen Kenntnis
bringe.

Düsseldorf, den 6. Oktober 1906. I. v. 9261.

Der Regierungs-Präsident.

121S. 1361. Auf Grund des Allerhöchsten Erlasses
vom 12. Juli 1867 (G. S. S. 1310) wird dem vor¬

liegenden Antrage gemäß dem Berginvaliden Anton

Bauer, genannt Schlieper, in Rellinghausen, geboren am

3. Februar 1852 in Bergerhausen und seiner Ehefrau

Anna Timothea Bauer, genannt Schlieper, geb. Slopperich,
geboren am 1. November 1859 zu Lorfcheid, Kreis
Neuwied, die Genehmigung erteilt, an Stelle des Familien¬

namens „Bauer" fortan den Namen „Schlieper" zu
führen.

Düsseldorf, den 4. Oktober 1906. I. La. 5351.
Der Regierungs-Präsident.

1214. 1362. Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis

gebracht, daß außer dem in meiner Bekanntmachung vom
26. März d. Js. I. (X 1259 (Amtsblatt Stück 14, Nr.

391) benannten Kollektanten Philipp Vogt aus Düsseldorf
noch W. Psandhöser aus Mülheim a. d. Ruhr mit der

Einsammlnng der Hauskollekte für den Verein „Caritas"

in Haan beauftragt worden ist.
Düsseldorf, den 9. Oktober 1906. I. 5579.

Der Regierungs-Präsident.

1215. 1364. Auf Grund des Allerhöchsten Erlasses
vom 12. Juli 1867 (G. S. S. 1310), wird dem vor¬

liegenden Antrage gemäß, dem Kinde Marianne Junker¬
mann, geboren am 12. Juli 1906 in Düsseldorf, die

Genehmigung erteilt, an Stelle des Vornamens Marianne,

fortan die Vornamen „Marianne Lotte" zu führen.
Düsseldorf, den 6. Oktober 1906. I. vs. 5389.

Der Regierungs-Präsident.
1216. 1334. Unter Verweisung auf die ZZ 35 und 36

des Berggesetzes vom 24. Juni 1865 dringen wir hierdurch

die Verleihungsurkunden für die Bergwerke Niederrhein

1—5, 7, 10—14, 18—22 mit dem Bemerken zur öffent¬

lichen Kenntnis, daß die Lagepläne gemäß Z 37 jenes
Gesetzes bei dem Königlichen Bergrevierbeamten des

Reviers Düren zu Aachen zur Einsicht offen liegen.
Bonn, den 26. September 1906.

Nr. 9943. Düren Nr. 46 IX 342.

Königliches Oberbergamt.Im Namen des Königs.
Auf Grund der Mutung vom 31. Mai 1906 wird der

Gewerkschaft Niederrhein in Düsseldorf unter dem Namen

Niederrhein 1 das Bergwerkseigentum in dem in den Ge¬

meinden Veen und Bönninghardt, im Kreise Moers

Regierungsbezirk Düsseldorf und Oberbergamtsbezirk Bonn

belegenen Felde, das einen Flächeninhalt von 2189000

Quadratmeter hat und dessen Grenzen auf dem am



heutigen Tage beglaubigten Situationsrisse mit den
Buchstaben IZ, v, I), L, ? bezeichnet sind, zur Ge¬
winnung der im Felde vorkommenden Steinkohlen nach
dem Berggesetze vom 24. Juni 1865 hierdurch verliehen.

Urkundlich ausgefertigt
Bonn, den 26. September 1906. Nr. 9943.

(I.. 3.)
Königliches Oberbergamt.

Im Namen des Königs.
Auf Grund der Mntuug vom 31, Mai 1906 wird der

GewerkschaftNiederrhein in Düsseldorf unter dem Namen
Niederrhein 2 das Bergwerkseigentumin dem in der
Gemeinde Hamb, im Kreise Moers und in der Gemeinde
Kapellen, im Kreise Geldern, Regierungsbezirk Düsseldorf
und Oberbergamtsbezirk Bonn belegenen Felde, das einen
Flächeninhalt von 2 139 000 Quadratmeter hat und
dessen Grenzen auf dem am heutigen Tage beglau¬
bigten Situationsrisse mit den Buchstaben K, V, v,
L, l? bezeichnet sind, zur Gewinnung der im Felde
vorkommenden Steinkohlen nach dem Berggesetzevom
24. Juni 1865 hierdurch verliehen.

Urkundlich ausgefertigt
Bonn, den 26. September 1906. Nr. 9943.

(I". L.)
KöniglichesOberbergamt.

Im Namen des Königs.
Auf Grund der Mutung vom 31. Mai 1906 wird

der GewerkschaftNiederrhein in Düsseldorf unter dem
Namen Niederrhein 3 das Bergwerkseigentumin dem
in den Gemeinden Labbeck, Sonsbeck und Veen, im
Kreise Moers, RegierungsbezirkDüsseldorf und Ober¬
bergamtsbezirk Bonn belegeneu Felde, das einen Flächen¬
inhalt von 2 189 000 Quadratmeter hat und dessen
Grenzen auf dem am heutigen Tage beglaubigten Situ¬
ationsrisse mit den Buchstaben lZ, V, v, V, Z?, (Z, kl
bezeichnet sind, zur Gewinnung der im Felde vor¬
kommenden Steinkohlen nach dem Berggesetze vom
24. Juni 1865 hierdurch verliehen.

Urkundlich ausgefertigt
Bonu, den 26. September 1906. Nr. 9943.

(5. 8.)
Königliches Oberbergamt.

Im Namen des Königs.
Aus Grund der Mutung vom 31. Mai 1906 wird

der Gewerkschaft Niederrhein in Düsseldorf unter dem
Namen Niederrhein4 das Bergwerkseigentumin dem in
den Gemeinden Kevelaer, Wetten, Winnekendonk,im
Kreise Geldern, RegierungsbezirkDüsseldorf und Ober¬
bergamtsbezirk Bonn belegenen Felde, das einen Flächenin¬
halt von 2 189 000 Quadratmeter hat und dessen Grenzen
auf dem am heutigen Tage beglaubigten Situationsrisse
mit den Buchstaben k, 0, v, R, 0, H bezeichnet
sind, zur Gewinnung der im Felde vorkommenden

Steinkohlen nach dem Berggesetze vom 24. Juni 1865
hierdurch verliehen.

Urkundlich ausgefertigt
Bonn, den 26. September 1906. Nr. 9943.

(I.. 8.)
Königliches Oberbergamt.

Im Namen des Königs.
Auf Grund der Mntnng vom 31. Mai 1906 wird

der Gewerkschaft Niederrhein in Düsseldorf unter dem
Namen Niederrhein 5 das Bergwerkseigentnm in dem in den
Gemeinden Wetten und Winnekendonk, im Kreise Geldern
und in der GemeindeLabbeck, im Kreise Moers, Regie¬
rungsbezirk Düsseldorf und Oberbergamtsbezirk Bonu
belegenenFelde, das einen Flächeninhaltvon 2188 999
Quadratmeter hat und dessen Grenzen ans dem am heutigen
Tage beglaubigten Situationsrisse mit den Buchstaben

li, v, v, 8, l? bezeichnetsind, zur Gewinnungder im
Felde vorkommenden Steinkohlen nach dem Berggesetze
vom 24. Juni 1865 hierdurchverliehe».

Urkundlichausgefertigt
Bonn, den 26. September 1906. Nr. 9943.

(I. L.)
Königliches Oberbergamt.

Im Namen des Königs.Auf Grund der Mutung vom 31. Mai 1906 wird
der Gewerkschaft Niederrhein in Düsseldorf unter dem
Nanien Niederrhein 7 das Bergwerkseigentumin dem in
den Gemeinden Weeze, Kalbeck und Kervendonk, im Kreise
Geldern, Regierungsbezirk Düsseldorf und Oberbergamts
bezirk Bonn belegenen Felde, das einen Flächeninhalt von
2189000 Quadratmeter hat und dessen Grenzen auf
dem am heutigen Tage beglaubigten Sitnationsrisse
mit den Buchstaben v, E, ?, bezeichnet
sind, zur Gewinnung der im Felde vorkommenden Stein¬
kohlen nach dem Berggesetzevom 24. Juni 1865 hierdurch
verliehen.

Urkundlich ausgefertigt
Bonn, den 26. September 1906. Nr. 9943.

(1^. L.) Königliches Oberbergamt.

Im Namen des Königs.Auf Grund der Mntung vom 31. Mai 1906 wird
der Gewerkschaft Niederrhein in Düsseldorf unter dem
Namen Niederrhein 10 das Bergwerkseigentumin dem
in den GemeindenUedemerfeldund Uedemerbruch, im
Kreise Cleve, Regierungsbezirk Düsseldorf und Oberberg
amtsbezirkBonn belegenen Felde, das einen Flächen¬
inhalt von 2189000 Quadratmeter hat und dessen
Grenzen aus dem am heutigen Tage beglaubigten Situa¬
tionsrisse mit den Buchstaben L, 0, v, IZ bezeichnet
sind, zur Gewinnung der im Felde vorkommenden Stein¬
kohlen nach dem Berggesetze vom 24. Juni 1865
hierdurch verliehen.

Urkundlich ansgesertigt
Bonn, deu 26. September 1906. Nr. 9943.

(k,. 8.) Königliches Oberbergamt.



Im Namen des Königs.

Auf Grund der Mutung vom 31. Mai 1906 wird
der Gewerkschaft Niederrhein in Düsseldorf unter dem

Namen Niederrhein 11 das Bergwerkseigentum in dem
in den Gemeinden Veruum und Sevelen, im Kreise

Geldern, Regierungsbezirk Düsseldorf und Oberbergamts¬

bezirk Bonn belegenen Felde, das einen Flächeninhalt
von 218900V Quadratmeter hat und dessen Grenzen auf

dem am heutigen Tage beglaubigten Situationsrisse mit

den Buchstaben -k, v, V, l), 6 bezeichnet sind,

zur Gewinnung der im Felde vorkommenden Stein¬

kohlen nach dem Berggesetze vom 24. Juni 1865 hierdurch

verliehen.

Urkundlich ausgefertigt
Bonn, den 26. September 1906. Nr. 9943.

(5. 8.)

Königliches Oberbergamt.

Im Namen des Königs.

Auf Grund der Mutung vom 31. Mai 1906 wird

der Gewerkschaft Niederrhein in Düsseldorf unter dem

Namen Niederrhein 12 das Bergwerkseigentum in dem
in den Gemeinden Keppelu, Neu-Louisendors, Alt-Calcar

und Louisendorf, im Kreise Cleve, Regierungsbezirk

Düsseldorf nnd Oberbergamtsbezirk Bonn belegenen Felde,
das einen Flächeninhalt von 2189000 Quadratmeter hat

nnd dessen Grenzen auf dem am heutigen Tage beglaubig¬

ten Situationsrisse mit den Buchstaben ö, <Z, I)

bezeichnet sind, zur Gewinnung der im Felde vor¬

kommenden Steinkohlen nach dem Berggesetze vom
24. Juui 1865 hierdurch verliehen.

Urkundlich ausgefertigt
Bonn, den 26. September 1906. Nr. 9943.

(l.. 8.)
Königliches Oberbergamt.

Im Namen des Königs.

Auf Grund der Mutung vom 31. Mai 1906 wird der

Gewerkschaft Niederrhein in Düsseldorf unter dem Namen

Niederrhein 13 das Bergwerkseigentum in dem in den

Gemeinde» Weeze, Wissen, Kervendouk und Winnekendonk,

im Kreise Geldern, Regierungsbezirk Düsseldorf und
Oberbergamtsbezirk Bonn belegenen Felde, das einen

Flächeninhalt von 2 189 000 Quadratmeter hat und

dessen Grenzen auf dem am heutigen Tage beglaubigten

Situationsrisse mit den Buchstaben L, 0, 0, L, ?

bezeichnet sind, zur Gewinnung der im Felde vorkommen¬

den Steinkohlen nach dem Berggesetze vom 24. Juni
1865 hierdurch verliehen

Urkundlich ausgefertigt
Bon», den 26. September 1906. Nr. 9943.

(1.. 8.)
Königliches Oberbergamt.

Im Namen des Königs.

Aus Gruud der Mutuug vom 31. Mai 1906 wird

der Gewerkschaft Niederrhein in Düsseldorf unter dem

'Namen Niederrhein 14 das Bergwerkseigentum in dem

in den Gemeinden Wardt und Labbeck, im Kreise Moers,

Regierungsbezirk Düsseldorf und Oberbergamtsbezirk
Bonn belegenen Felde, das einen Flächeninhalt von

2 189 000 Quadratmeter hat und dessen Grenzen auf
dem am heutigen Tage beglaubigten Situationsrisse mit

den Buchstaben ä,, L, 0, v, ? bezeichnet sind, zur
Gewinnung der im Felde vorkommenden Steinkohlen

nach dem Berggesetze vom 24. Juni 1865 hierdurch
verliehen.

Urkundlich ausgefertigt

Bonn, den 26. September 1906. Nr. 9943.
(I.. 8.)

Königliches Oberbergamt.

Im Namen des Königs.

Auf Grund der Mutung vom 31. Mai 1906 wird

der Gewerkschaft Niederrhein in Düsseldorf unter dem

Namen Niederrhein 18 das Bergwerkseigentum iu dem

in den Gemeinden Labbeck und Sonsbeck, im Kreise

Moers, Regierungsbezirk Düsseldorf und Oberbergamts¬
bezirk Bonn belegenen Felde, das einen Flächeninhalt

von 2 188 999 Quadratmeter hat und dessen Grenzen
auf dem am heutigen Tage beglaubigten Situations¬

risse mit den Buchstaben v, L, v, K, K, H be-

zeignet sind, zur Gewinnung der im Felde vorkommenden

Steinkohlen nach dem Berggesetze vom 24. Juni 1865

hierdurch verliehen.
Urkundlich ausgefertigt

Bonn, den 26. September 1906. Nr. 9943.
(l.. 8.)

Königliches Oberbergamt.

Im Namen des Königs.

Auf Grund der Mutung vom 31. Mai 1906 wird
der Gewerkschaft Niederrhein in Düsseldorf unter dem

Namen Niederrhein 19 das Bergwerkseigentum in dem

in den Gemeinden Uedem nnd Uedemerseld, im Kreise

C-leve, Regiernngsbezirk Düsseldorf und Oberbergamts¬

bezirk Bonn belegeneu Felde, das einen Flächeninhalt

von 2 188 999 Quadratmeter hat uud dessen Grenzen

auf dem am heutigen Tage beglaubigten Sitnationsrisse

mit den Buchstaben V, 0, v, I? bezeichnet sind,
zur Gewinnung der im Felde vorkommenden Steinkohlen

nach dem Berggesetze vom 24. Juni 1865 hierdurch
verliehen.

Urkundlich ausgefertigt
Bonn, den 26. September 1906. Nr. 9943.

(l.. 8.)
Königliches Oberbergamt.

Im Namen des Königs.

Auf Gruud der Mutung vom 31. Mai 1906 wird

der Gewerkschaft Niederrhein in Düsseldorf unter dem

Namen Niederrhein 20 das Bergwerkseigentum iu dem
in den Gemeinden Uedem und Uedemerfeld, im Kreise

Cleve, Regierungsbezirk Düsseldorf und Oberbergamts¬

bezirk Bonn belegenen Felde, das einen Flächeninhalt

von 2189000 Quadratmeter hat und dessen Grenzen
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auf dem am heutigen Tage beglaubigten Situatiousrifse
mit den Buchstaben IZ, V, O, 6 bezeichnetsind,
zur Gewinnung der im Felde vorkommenden Steinkohlen
nach dem Berggesetzevom 24. Juni 1865 hierdurch
verliehen.

Urkundlich ausgefertigt
Bonn, den 26. September 1906. Nr. 9943.

(I.. 3.)
Königliches Oberbergamt.

Im Namen des Königs.Auf Grund der Mutung vom 31. Mai 1906 wird
der Gewerkschaft Niederrhein in Düsseldorf unter dem
Namen Niederrhein 21 das Bergwerkseigentnmin dem
in der Gemeinde Labbeck, im Kreise Mörs, Regierungs¬
bezirk Düsseldorf und Oberbergamtsbezirk Bonn belegenen
Felde, das einen Flächeninhalt von 2 189 000 Quadrat¬
meter hat und dessen Grenzen auf dem am heutigen
Tage beglaubigten Situationsrisse mit den Buchstaben

^tl bezeichnet sind, zur Gewinnung
der im Felde vorkommenden Steinkohlennach dem Berg¬
gesetze vom 24. Juni 1865 hierdurchverliehen.

Urkundlich ausgefertigt
Bonn, den 26. September 1906. Nr. 9943.

(5. S.)
Königliches Oberbergamt.

Im Namen des Königs.Anf Grund der Mutung vom 31. Mai 1906 wird der
Gewerkschaft Niederrheinin Düsseldorf unter dem Namen
Niederrhein 22 das Bergwerkseigentumiu dem in den
Gemeinden Uedem, Uedemerfeldund Uedemerbruch, im
Kreise Cleve, RegierungsbezirkDüsseldorf und Oberberg
amtsbezirk Bonn belegenenFelde, das einen Flächen¬
inhalt von 2 189 000 Quadratmeter hat und dessen
Grenzen auf dem am heutigen Tage beglaubigten Si¬
tuationsrissemit den Buchstaben ö, 0, v, 16 bezeich¬
net sind, zur Gewinnung der im Felde vorkommenden
Steinkohlen nach dem Berggesetze vom 24. Juni 1865
hierdurch verliehen.

Urkundlich ausgefertigt
Bonn, den 26. September 1906. Nr. S943.

(1,. 8.) Königliches Oberbergamt.
1217. 1354. Der Herr Minister für Handel und Ge¬werbe hat durch Erlaß vom 3. Oktober d. Js., I. 8717,
den BerginspektorBest zu Oberhauseu uuter Vorbehalt
des Widerrufs für die Dauer seines Hauptamtes zum
Stellvertreter des Vorsitzendendes Berggewerbegerichts
Dortmund ernannt und ihn in dieser Eigenschaft zugleich
mit dem Vorsitz der SpruchkammerOberhausen dieses
Gerichts an Stelle des an das Steinkohlenbergwerk
Waltrop versetzten Bergmeisters Hoppstädterbetraut.

Dortmund, den 8. Oktober 1906. I. 14709.
Königliches Oberbergamt.

Verordnungen und Bekanntmachungen anderer Behörden.
1218. 1357. Auf Antrag der Gemeinde Vohwinkel hat der Königliche Regiernngs-Präfident die Einleitung
des Verfahrens zur Feststellung der Entschädigung für nachstehende, zum Ausbau der Karlstraße erforderliche uud
innerhalb der Gemeinde Vohwinkel belegeneGrundflächeangeordnet.

Lfd.
Nr.

Größe der zu
enteignenden
Grundfläche
Ar j lUMtr.

Kataster-Parzelle

Flur l Nr.

Kulturart
des

Grundstücks
Bezeichnung der Eigentümer Wohnort

1 I 1 j 86 6 ! 3134/11. Hofraum Lnyken, Hermann, Kaufmann Vohwinkel
Nachdem der Königliche Regiernngs-Präsident mich zum Kommissar zur Leitung des oben bezeichneten Ver°

fahrens ernannt hat, habe ich Termin zur Verhandlung mit den Beteiligten sowie zur etwaigen Abschätzung anbe'
räumt auf Mittwoch, den 17. Oktober 19VV, nachmittags 3»/^ Uhr, im Rathaus zu Vohwinkel.

Alle Beteiligten, soweit dieselben nicht besondersvorgeladen worden sind, werden hiermit aufgefordert, ihre
Rechte im Termine wahrzunehmen, unter der Verwarnung, daß bei ihrem Ausbleiben ohne ihr Zutun die Ent¬
schädigung festgestellt und wegen Auszahlung oder Hinterlegung der letzteren verfügt werden wird.

Düsseldorf,den 9. Oktober 1906. Nr. 386.
Der Abfchätzungs-Kommifsar: Hoffmann, Regierungs-Affefsor.

121S. 1344. Beschlnsz. Vorstehenden Beschluß bringe ich hierdurch gemäß den
Der Beschluß der Stadtverordneten-Versammlung zu Vorschriften des Z 9 des Kommnnalabgabengefetzes vom

Essen vom 11. Mai 1906, betreffendErhebung von
Beiträgen zu den Kosten der Neupflasterungder Bahn¬
hofstraße auf Grund des Ortsstatuts vom 15. Juni 1903,
wird unter Zurückweisung der Einwendungen gemäß s 9
des Kommunalabgabengefetzesvom 14. Juli 1893 ge¬
nehmigt.

Düsseldorf,den 25. September 1906. II. L. 892/2/06.
(l.. L.)

Der Bezirksausschuß, II. Abteilung: Hilbert.

14. Juli 1893 zur öffentlichen Kenntnis.
Essen, den 2. Oktober 1906.

Der Oberbügermeister.
I. V.: Der Beigeordnete Braudi.

1220. 1153. Ausreichung der Zinsscheine Reihe

vill zu den 4 <>/o. Rentenbriefen der Provinz
Westfalen nnd der Rheinprovinz.Vom 1. Oktober d. Js. ab findet die Ausreichung

der Zinsschein - Reihe VIII Nr. 1 bis 16 nebst Talons
zu den 4°/g. Rentenbriefen der Provinz Westfalenund



der Rheinprovinz nach folgenden Bestimmungen statt:
1. Vom 1. Oktober d, Js. ab sind die betreffenden

Talons mittels einer Nachweisung einzuliefern, zu welcher
Formulare von der hiesigen Rentenbankkasse und sämt¬

lichen Kreiskassen der beiden Provinzen unentgeltlich
verabreicht werden.

2. Die Einlieferung ist zu bewirken:

u,)in Münster selbst im Lokale der Rentenbank¬

kasse an den Wochentage» vormittags von 9 bis
12 Uhr,

!))von auswärts mit der Post portofrei unter der
Adresse der unterzeichneten Rentenbaukdirektion.

In beiden Fällen muß die Nachweisung vorschrifts¬

mäßig ausgefüllt und von den Einliefernden unterschrieben
sein.

Werden die Talons im Lokale der Rentenbankkasse
abgegeben, so erhält der Einliefernde entweder die neuen

Zinsfcheine sofort oder eine Gegenbescheinignng, worin

ein bestimmter Tag angegeben wird, an welchem die

Empfangnahme der Zinsscheine gegen Rückgabe der
Gegenbescheinignng zu bewirken ist.

Werden die Talons mit der Post eingereicht, so er¬

folgt innerhalb 14 Tagen nach der Absenkung entweder

die Zusendung der neuen Zinsscheine, und zwar eben¬

falls mit der Post auf Gefahr und Kosten der Empfänger,
oder eine Benachrichtigung an den Einsender über die
obwaltenden Hindernisse.

Sollte weder das Eine noch das Andere geschehen,

so ist der unterzeichneten Rentenbankdirektion davon gleich
nach Ablauf der 14 Tage mittels eingeschriebenen Briefes
Anzeige zu erstatten.

3. Sind Talons abhanden gekommen, so müssen uns

die betreffenden Rentenbriefe eingereicht werden. In

solchen Fällen empfielt es sich, diese Einreichung sofort
zu bewirken, damit nicht etwa vorher die Ausreichung
der neuen Zinsscheine an einen Andern auf Grund der
Talons erfolgt.

4. Zu den bis einschließlich 1. Oktober 1906 ausge¬

losten Rentenbriefen sind neue Zinsscheine nicht zu ver¬

abreichen, vielmehr die bezüglichen Talons bei Einlösung
der Rentenbriefe an die Rentenbankkasse mit abzuliefern.

Münster, den 18. August 1906. J.-Nr. 6341/06.1 k.

Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinz
Westfalen, die Rheinprovinz und die Provinz

Hessen-Nassau. Ascher.

1221. 1348. Bei der Postagentur in Schmidthorst Kr.

Ruhrort ist eine Telegraphenanstalt mit Unfallmeldedienst
eingerichtet worden.

Mit der Telegraphenanstalt ist eine öffentliche Fern-
sprechstelle verbunden.

Düsseldorf, den 6. Oktober 1906.

Kaiserliche Ober-Postdirektion: Großkopf.

P ersonal- Nachrichten.
1222. 1342. Seine Majestät der Kaiser und König
haben Allergnädigst geruht, aus Anlaß des Zustande¬
kommens der Betriebsgemeinschaft der Häfen zu Duis-

burg-Ruhrort dem Oberbürgermeister, Geheimen Regie¬

rungsrat Karl Lehr zu Duisburg den Roten Adler-Orden
II. Klasse mit Eichenlaub, den Kommerzienräten Julius

Weber und Josef Kiefer, sowie dem Baugewerksmeister,

Beigeordneten Heinrich Guillaume ebendaselbst und dem

Großkaufmann Wilhelm Höttger in Wesel, Kreis Rees,
den Roten Adler-Orden vierter Klasse, dem Mittelschul¬

lehrer Adam Jenger zu Erefeld aus Anlaß seines Über¬

tritts in den Ruhestand den Königlichen Kronen-Orden

4. Klasse, dem pensionierten katholischen Hauptlehrer

Peter Stapper in M.-Gladbach und dem pensionierten

katholischen Lehrer Robert Jordans in M.-Gladbach aus

Anlaß ihres am 1. Juli d. Js. erfolgten Übertrittes in
den Ruhestand, sowie dem Lehrer Johann Karl Blettner

an der evangelischen Volksschule am Rahmen zu Mülheim

a. d. Ruhr, dem Lehrer Friedrich Leisch an der evan¬

gelischen Heidterschule zu Barmen und dem Lehrer

August Schrepper an einer evangelischen Volksschule in

Essen, aus Anlaß ihres Übertrittes in den Ruhestand

zum 1. Oktober d. Js. den Adler der Inhaber des

Königlichen Hausordens von Hohenzollern und dem

Polizei-Wachtmeister Brandes in Elberseld das Kreuz

des Allgemeinen Ehrenzeichens zu verleihen.1223. 1304. Der Herr Ober-Präsident hat für eine
sechsjährige Amtsdauer zu Beigeordneten ernannt: den

Gutsbesitzer Wilhelm Beckmann in Kray und den Guts¬

besitzer August Schulte-Jsing in Leythe für die Land-

bürgermeisterei Kray-Leythe im Kreise Essen, die Guts¬

besitzer Ernst Nieuhausen und Theodor Stensmann in
Rotthausen für die Landbürgermeisterei Rotthausen im

Kreise Essen und den Gutsbesitzer Peter Kockerscheidt in

Eckamp für die Landbürgermeisterei Eckamp im Land¬
kreise Düsseldorf.1224. 1303. Dem RegierungssekretärJesse von der
Königlichen Regierung in Düsseldorf ist die Vertretung

des mit der einstweiligen Verwaltung der Landbürger

meisteret Rotthausen beauftragten Kreissekretärs Hohoff
beim Landratsamt in Essen übertragen worden.1225. 1306. Die Wiederwahl des Rechtsanwalts und
Notars Justizrat Anz zum Vorsitzenden, des Rechtsanwalts
und Notars Justizrat Dr. Struuk zum ersten und des

Rechtsanwalts Adel zum zweiten stellvertretenden Vor¬

sitzenden des Gewerbe- und des Kaufmannsgerichts zu

Effen ist bestätigt worden.1226. 1339. BürgermeisterPütz ist zum Vorsitzenden,
Bureaudirektor Kirsch zum stellvertretenden Vorsitzenden

des Gewerbegerichts Duisburg-Meiderich wiedergewählt
worden.

Hierzu eine Sonderbeilage betreffend Anssührungsanweisnngzum Einkommen- und Ergänzungssteuergesetz.
Hierzu die Öffentlichen Anzeiger Nr. 23«, 237, 238, 239, 240 und 241.

Redigiert im Bureau der Königlichen Regierung. — Druck von L. Voß K Cie. königliche Hofbuchdruckerei in Dasseldorf'
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Erster Teil.

^ Einkommensteuer.
Erster Abschnitt.

Steuerpflicht der physische« Personen.
Artikel 1.

UnbeschränkteStenerpflicht.

(§ 1 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes.)

Mit ihrem gesamten Einkommen (Artikel 3) unterliegen der Einkommensteuer:

1. die preußischen Staatsangehörigen, mit Ausnahme derjenigen,

a) welche, ohne in Preußen eiuen Wohnsitz (§ 1 Absatz 2 des Reichsgesetzes wegen Be¬

seitigung der Doppelbesteuerung vom 13. Mai 1870 — Bundes-Gesetzbl. S. 119 —,

Artikel 1 Absatz 3 des Vertrags mit Osterreich vom 21. Juni 1899) oder einen dienstlichen

Wohnsitz (§ 2 Absatz 3 des Reichsgesetzes) zu haben, in einem anderen Vundesstaat oder

in einem deutschen Schutzgebiet oder in Osterreich wohnen oder sich aufhalten)

d) welche neben einem Wohnsitz in Preußeu in einem anderen Bundesstaat oder in einem

deutschen Schutzgebiet ihren dienstlichen Wohnsitz haben'

e) welche, ohne in Preußen einen Wohnsitz zu haben, seit mehr als zwei Jahren sich im

Auslande dauernd aufhalten, sofern ihre Freilassung nicht nach der Bestimmung zu a

begründet ist.

Bei Berechnung der zweijährigen Dauer werden die verschiedenen Abschnitte eines unter¬

brochenen Aufenthalts im Auslande nicht zusammengerechnet. Die Steuerpflicht lebt wieder

auf, sobald eine der beiden Voraussetzungen für die Befreiung fortfällt, also entweder

ein Wohnsitz in Preußen begründet, oder der Aufenthalt im Auslande wieder aufgegeben

wird und nicht etwa Umstände vorliegen, welche die Steuerpflicht nach den Vorschriften zu

Nr. 1oder b ausschließen. Eine nur vorübergehende z. B. besuchsweise Rückkehr nach dem

Jnlande unterbricht weder den Lauf der zweijährigen Frist noch begründet sie den Wieder¬

eintritt der einmal erloschenen Steuerpflicht.

Auf Reichs- und Staatsbeamte einschließlich der Offiziere, welche im Ausland ihren

dienstlichen Wohnsitz haben uud dort zu entsprechenden direkten Staatssteuern nicht heran¬

gezogen werden, findet die Ausnahme unter e keine Anwendung.

Die Annahme einer entsprechenden Besteuerung, deren Nachweis dem beteiligten Be¬

amten obliegt, wird durch die abweichende Form der ausländischen Steuer nicht ausgeschlossen.

2. Diejenigen Angehörigen anderer Bundesstaaten,

s,) welche, ohne in ihrem Heimatsstaat einen Wohnsitz zu haben, in Preußen wohnen oder,

ohne im Deutschen Reiche einen Wohnsitz zu haben, sich in Preußen aufhalten-

b) welche in Preußen ihren dienstlichen Wohnsitz haben.

3. Diejenigen österreichischen Staatsangehörigen, welche, ohne in Osterreich einen Wohnsitz zu

haben,

») in Preußen wohnen oder

b) sich daselbst des Erwerbes wegen oder ununterbrochen länger als ein Jahr aufhalten.
1'



^ 4 ...

4. Andere Ausländer,

n) welche in Preußen einen Wohnsitz haben,'

li) welche sich daselbst des Erwerbes wegen aufhalten)

e) welche sich daselbst, sofern die Voraussetzungen zu a und b nicht zutreffen, ununterbrochen

länger als ein Jahr aufhalten, sei es an demselben Orte, sei es hintereinander an ver¬

schiedenen Orten.

Durch eine nur vorübergehende Abwesenheit wird die einmal begründete Steuerpflicht

des Ausländers (Nr. 3 und 4) nicht aufgehoben.

Artikel 2.

Beschränkte Stcucrpslicht.

(§ 2 Absatz 1 des Gesetzes.)

Personen, auf welche die Voraussetzungen der allgemeinen Steuerpflicht (Artikel 1) nicht zutreffen,

unterliegen ohne Rücksicht auf Staatsangehörigkeit, Wohnsitz oder Aufenthalt der Einkommensteuer nur
mit dem Einkommen

a) aus den von der preußischen Staatskasse gezahlten Besoldungen, Penstonen und Wartegeldern'

b) aus preußischem Grundbesitz'
c) aus preußischen Gewerbe- oder Handelsanlagen oder sonstigen gewerblichen Betriebsstätten.

Als Betriebsstätten gelten Zweigniederlassungen, Fabrikationsstätten, Niederlagen, Kontore,

Ein- oder Verkaufsstellen und sonstige Geschäftseinrichtungen zur Ausübung des stehenden

Gewerbes durch den Unternehmer selbst, Geschäftsteilhaber, Prokuristen oder andere ständige
Vertreter.

Die persönliche Steuerpflicht der vorbenannten Personen richtet sich nach den Vorschriften des
Artikels 1.

Zweiter Abschnitt.

Das Einkommen der physischen Personen.
Allgemeine Grundsätze.

Artikel 3.

Das steuerpflichtige Einkommen.

(§§ 5 bis 7 des Gesetzes.)

I. Als steuerpflichtiges Einkommen des einzelnen Steuerpflichtigen gelten dessen gesamte Jahres¬
einkünfte in Geld uud Geldeswert aus:

1. Kapitalvermögen,

2. Grundvermögen, Pachtungen und Mieten, einschließlich des Mietwerts der Wohnung im
eigenen Hause,

3. Haudel und Gewerbe, einschließlich des Bergbaus,

4. gewinnbringender Beschäftigung, sowie aus Rechten auf periodische Hebuugeu und Vorteile

irgendwelcher Art, soweit diese Einkünfte nicht schon unter Nr. 1 bis 3 begriffen sind,

abzüglich der im Artikel 4, I uud II bezeichneten Ausgaben und Lasten.

II. Vou der Besteuerung sind jedoch ausgeschlossen und daher bei der Einkommensberechnuug
stets außer Ansatz zn lassen:

1. Das Einkommen

k) ans den in anderen deutscheu Bundesstaaten, in einem deutschen Schutzgebiet oder iu

Osterreich belegenen Grundstücken,

b) aus den daselbst betriebenen Gewerben (vgl. Artikel 17),

e) aus Besoldungen, Pensionen uud Wartegeldern, welche deutsche Militärpersonen und

Zivilbeamte, sowie deren Hinterbliebene aus der Kasse eiues audereu Bundesstaats be¬

ziehen (§ 4 des Gesetzes vom 13. Mai 1870, Bundes-Gesetzbl. S. llö),



(I) aus Besoldungen, Pensionen und Wartegeldern, welche aus einer österreichischenStaat»
kasse (Kronkasse,Hofkasse) oder welche an in japanischen Staatsdienst übergetretene
preußische Staatsangehörige aus der japanische:: Staatskasse (vgl. hierüber Verf. vom
24. Juni 1901 — Mitt. H. 43, S. 4) gezahlt werden;

2. das Einkommender nach Artikel 1 Nr. 3 und 4 steuerpflichtigen Ausläuder aus dem —
nicht bereits uach den Vorschriftenzu 1a und b außer Ausatz zu lassenden — ausländischen
Grundbesitz oder Gewerbebetrieb,soseru dieselben nicht des Erwerbes wegen in Preußen
wohnen oder sich aufhalten,- auf Inländer erstreckt sich diese Befreiung nicht,'

3. das Militäreinkommen der Personen des Unteroffizier-und Gemeinenstandes einschließlich
des Diensteinkommens der Wachtmeisterund Mannschaften der Landgendarmerie und der»
jenigen Offiziere, die das im Etat für Unteroffiziereoder Gemeine ausgeworfene Dienst¬
einkommen beziehen, sowie während der Zugehörigkeit zu einem in der Kriegsformation
befindlichen Teile des Heeres oder der Marine das Militäreinkommenaller Angehörigen
des aktiven Heeres und der aktiven Marine,'

4. der das persönliche Pensionsberechtigende Gehalt übersteigende Teil des dienstlichen
Einkommens derjenigen Staats- und Reichsbeamtenund Offiziere, welche ihren dienstlichen
Wohnsitz im Auslande haben, ohne Unterschied, ob das Einkommen etatsmäßig oder diätarisch
ist. Sofern dieselben im Auslande zu entsprechenden direkten Staatssteuernherangezogen
werden, bleibt auch das persönliche Pensionsberechtigende Gehalt frei (vgl. Artikel 1 Nr. 1. e) :

5. die auf Grund gesetzlicher Vorschrift den Kriegs- oder Friedensinvalidengewährten Pen¬
sionserhöhungen und Verstümmelungszulagen, die durch Reichsgesetz der Besteuerung
entzogenenGebührnifse,sowie die mit Kriegsdekorationenverbundenen Ehrensolde,'

L. die aus einer Krankenversicherung dem Versicherten zustehenden Leistungen,'
7. die Zinsen der bei landschaftlichen und anderen öffentlichen Kreditinstituten angesammelten

Amortisationsfonds von amortisierbaren Schulden, soweit die Erhebung dieser Fonds noch
unzulässig ist. Ob uud inwieweit diese Voraussetzungzutrifft, richtet sich nach den hierfür
maßgeblichen Bestimmungender einzelnen Kreditinstitute.

III. AußerordentlicheEinnahmen aus Erbschaften,Schenkungen,Lebensversicherungen,aus dem
nicht gewerbsmäßig oder zu Spekulationszwecken(vgl. Artikel 9) unternommenen Verkauf von Grund -
stücken und ähnliche Erwerbungen gelten nicht als steuerpflichtiges Einkommen,sondern als Vermehrung
des Stammvermögensund kommen ebenso wie Verminderungen des Stammvermögens nur insofern
in Betracht, als die Erträg- des letzteren dadurch vermehrt oder vermindert werden.

Artikel 4.
Abzüge.

(§ 8 des Gesetzes.)
I. Von dem Rohertrage der im Artikel 3 I bezeichneten Einkommensquellensind die Werbungs¬

kosten, d. h. die Aufweuduugeu zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des Ertrags in Abzug zn
bringen. Welche Aufwendungen hierher gehören, ist unten bei den einzelnen Einkommensarten ange-
geben. Nach gesetzlicherBestimmung gelten auch als Werbungskostenund siud daher abzugsfähig:

1. die von den Grundbesitzern zn entrichtenden Deich- und Siellasten und die Beiträge zu
öffentlichen Be- uud Entwässerungsverbänden (§§ 45 ff. des Gesetzes vom 1. April 1879
— Ges.-S. S. 297), sowie zur Unterhaltung von solchen Wasserlänfen, für welche besondere
Gesetze zur Verhütung von Hochwassergefahren erlassen worden sind (Gesetz vom 12. August
1905 — Ges.-S. S. 335),'

2. solche indirekten Abgaben jeder Art, welche zu den Geschäftsunkosten zu rechnen sind;
3. die von dem Grundeigentume, dem Gewerbebetrieb und dem Bergbau zu entrichtenden

direkten Kommuualsteuern bis zur Höhe der staatlich veranlagten Grund-, Gebäude- und
Gewerbesteuer.

Für den Bereich eines selbständigen Gutsbezirks ist nach den Bestimmungender Land¬
gemeindeordnungender Besitzer des Gutes zu denjenigen Pflichten und Leistungen verbunden,
welche den Gemeinden für den Bereich des Gemeindebezirksgesetzlich obliegen. Diese, den:
Gutsbesitzerobliegenden Gutslasten werden in der Weise als Werbungskostenberücksichtigt,



daß in jedem Falle ein Abzug von 50 Prozent der staatlich veranlagten Grnnd-, Gebäude-

nnd Gewerbesteuer stattfindet. Einer Feststellung, auf welchen Betrag im einzeluen Falle

die Gutslasten sich belaufen, bedarf es mithin nicht. Neben diesen Gutslasten sind in

Gutsbezirken abzugsfähige Werbungskosten auch die von dem Gutsbesitzer zu entrichtenden

realen Kommunalstenern (Kreissteuern), indessen, da der gesamte Abzug auch in Gutsbezirken

den Betrag der staatlich veranlagten Realsteuern nicht übersteigen darf, höchstens in Höhe

von 5V Prozent der staatlich veranlagten Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer.

Zu beachten ist, daß mehr als der volle Betrag der staatlich veranlagten Grnnd-,

Gebäude- und Gewerbesteuer in keinem Falle abgezogen werden darf, auch wenn die Real-

steuern nicht in Prozenten der staatlich veranlagten Steuer erhoben werden, sondern besondere

Steuern vom Grundbesitz oder Gewerbe eingeführt sind)

die regelmäßigen jährlichen Absetzungen für Abnützung der Gebäude, Maschinen, sowie des

sonstigen toten Inventars, sofern die Kosten der Beschaffung nicht unter den Betriebs¬

ausgaben verrechnet sind (vgl. Artikel 11 II Nr. 12, Artikel 16 I Nr. 2v und II Nr. 2,

Artikel 18 III, Artikel 28 Nr. 3).

Diese Absetzungen sollen der Wertverminderung entsprechen, welche die Gebäude,

Maschinen oder das Inventar durch den bestimmungsmäßigen Gebrauch im regelmäßigen

Verlaufe der Dinge innerhalb der für die Veranlagung maßgebenden Zeitperiode erlitten

haben. Ihre zulässige Höhe ergibt sich mithin, indem man den Wert des in Frage kom¬

menden Gegenstandes einmal am Beginn und sodann am Ende der für die Veranlagung

maßgebenden Zeitperiode ermittelt und diese Werte einander gegenüberstellt, hierbei aber

diejenige Differenz der Werthöhe ausscheidet, welche nicht durch den bestimmungsmäßigen

Gebrauch des Gegenstandes, sondern durch andere Momente, z. B. durch Preisschwankungen

u. dgl. m. herbeigeführt ist. Da einer strikten Durchführung dieses Verfahrens indessen

unüberwindliche Schwierigkeiten entgegenstehen, ist den Veranlagungskommissionen nachge¬

lassen, für die Abnützung der einzelnen Gattungen der in Betracht kommenden Gegenstände,

insbesondere der Gebäude, angemessene und den maßgebenden Verhältnissen entsprechend

abgestufte Durchschnittssätze festzustellen, bis zu welchen die von dem Steuerpflichtigen

beanspruchte Absetzung ohue weitere Erörterung zugelassen werden soll. Die Zulassung eines

höheren Betrags als des angenommenen Durchschnitts-(Normal-)satzes ist hierdurch jedoch

im Einzelfalle nicht ausgeschlossen. Dem Steuerpflichtigen bleibt es vielmehr unbenommen,

besondere, eine größere Wertverminderung bedingende Verhältnisse geltend zu machen und

seine Anträge durch geeignete Beweismittel zu rechtfertigen,'

die Beiträge zu den Berufskammern, d. h. Beiträge, welche der Steuerpflichtige als

Mitglied an eine Berufskammer, z. B. an eine Landwirtschafts-, Handels-, Handwerks-,

Anwalts-, Arzte- oder Apothekerkammer, zu entrichten hat.

Von dem Gesamteinkommen des Steuerpflichtigen sind serner in Abzug zu bringen:

. die von dem Steuerpflichtigen zu zahlenden Schuldenzinsen (vgl. Artikel 24)/

Renten und dauernde Lasten, die auf Privatrechtstiteln (z. B. Vertrag, Verschreibnng, letzt¬

williger Verfügung) oder auf Kirchenpatronatsverpflichtungen beruhen lvgl. Artikel 24 und

auch Artikel 23 Nr. 2, 3),'

die von deni Steuerpflichtigen für seine Person gesetz- oder vertragsmäßig zu entrichtenden

Beiträge zu Kranken-, Unfall-, Alters- und Jnvalidenversicherungs-, Witwen-, Waisen- und

Pensionskassen, soweit diese Beiträge zusanimen die Höhe von 600 Mark jährlich nicht über¬

steigen (Artikel 25 Nr. 1)'

Versicherungsprämien, welche für Versicherung des Steuerpflichtigen oder eines nicht selb¬

ständig zn veranlagenden Haushaltungsangehörigen auf den Todes- oder Lebensfall ge¬

zahlt werden, soweit die Prämien den Betrag von 600 Mark jährlich nicht übersteigen

(Artikel 25 Nr. 2),-

die auf Grund rechtlicher Verpflichtung vom Steuerpflichtigen zur allmählichen Tilgung

eines auf seinem Grundbesitze haftenden Schuldkapitals All entrichtenden Beiträge, insoweit

dieselben 1 Prozent des Kapitals und den Betrag von 600 Mark jährlich nicht übersteigen

(Artikel 24).



III. Nicht abzugsfähig sind dagegen:

1. Verwendungen znr Verbesserung und Vermehrung des Vermögens, zu Geschäftserweiterungen,

Kapitalanlagen oder Kapitalabtragungen, soweit nicht unter I und II Ausnahmen zugelassen

sind)

2. die zur Bestreitung des Haushalts des Steuerpflichtigen und zum Unterhalte seiner Ange¬

hörigen gemachten Ausgaben, insbesondere alle Aufwendungen zur Befriedigung Persönlicher

Bedürfnisse, wie die für Wohnung, Nahrung, Kleidung, Bedienung, Pflege, Erziehung, ein¬

schließlich des Geldwerts der zu diesen Zwecken verbrauchten Erzeugnisse und Waren des

eigenen landwirtschaftlichen oder gewerblichen Betriebs. Aufwendungen zur Erfüllung einer

gesetzlichen Unterhaltungspflicht gegen Angehörige sind auch dann nicht abzugsfähig, wenn

sie diesen durch Privatrechtstitel zugesichert sind'

3. Vermögens- und Kapitalverluste,'

4. die nicht auf Grund einer durch besonderen Rechtstitel (Vertrag, Verschreibung, letztwillige

Verfügung) begründeten Verpflichtung, wenn auch fortlaufend geleisteten Unterstützungen an

andere Personen (vgl. Artikel 23 Nr. 2, 3),'

5. die Staatseinkommen- und Ergänzungssteuer, ferner die Grund-, Gebäude- und Gewerbe¬

steuer und alle anderen Abgaben an kommunale und andere öffentliche Verbände, soweit

nicht unter I und II Ausnahmen gemacht sind.

Artikel 5.

Berech nnngsart.

(§ 9 des Gesetzes.)

I. Maßgebend für die Veranlagung ist der Bestand der einzelnen Einkommensquellen des Stener»

Pflichtigen (Artikel 3 I) bei Beginn des Steuerjahrs, für welches die Veranlagung erfolgt.

Bei der Berechnung, Angabe oder Schätzung steuerpflichtigen Einkommens bedarf es mithin in

erster Linie der Feststellung, welche Einkommensquellen (Artikel 3 I) dem Steuerpflichtigen zur Zeit

der Veranlagung (Steuererklärung) zur Verfügung stehen, z. B. also

bei Einkommen aus Kapitalvermögen: welches Kapitalvermögen dem Steuerpflichtigen anzu¬

rechnen ist'

bei Einkommen aus Grundvermögen: welche Grundstücke der Steuerpflichtige durch Verpachtung,

eigene Bewirtschaftung, Vermietung oder als Wohnung für sich und seine Familie nützt'

bei Einkommen aus Handel und Gewerbe: welches Handelsgeschäft oder Gewerbe der Steuer¬

pflichtige betreibt'

bei gewinnbringender Beschäftigung: welche Tätigkeit der Steuerpflichtige ausübt.

Steht zur Zeit der Veranlagung (Steuererklärung) bereits fest, daß in dem Bestände der Quellen

bis zum Beginne des Steuerjahrs, für welches die Veranlagung erfolgt, eine Änderung eintreten wird,

so ist dies zu berücksichtigen. Hat z. B. ein Landwirt schon vor der Veranlagung (vor Abgabe der

Steuererklärung) seine Besitzung mit Wirkung vom 1. April oder von einem früheren Zeitpunkt ab an

seinen Sohn veräußert, so erfolgt seine Veranlagung nicht nach dem Ertrage des Grundbesitzes, sondern

nach dem Ergebnisse der ihm vom 1. April ab zustehenden Eiukommensqnellen, beispielsweise also nach

seinem Einkommen aus dem als Kaufpreis gezahlten Kapital oder aus dem vorbehaltenen Altenteils¬

rechte.

Änderungen, welche in dem bei der Veranlagung vorausgesetzten Bestände der Einkommensquellen

bis zum Beginne des Steuerjahrs eintreten, bei der Veranlagung aber nicht berücksichtigt sind, können

im Rechtsmittelwege geltend gemacht werden.

Findet eine Veranlagung nicht vom Beginne des Steuerjahrs, sondern von einem späteren Zeit-

Punkt ab statt, so ist der Bestand der Quellen in diesem Zeitpunkte für die Veranlagung maßgebend.

I! Soweit unter III und IV nicht etwas anderes bestimmt ist, gilt als steuerpflichtiges Ein¬

kommen das Ergebnis, welches die nach I dem Stenerpflichtigen zuzurechnenden Einkommensquellen

in dem dem Steuerjahr unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahre geliefert haben, bei

der Veranlagung für 1907 also das Ergebnis des Kalenderjahrs vom 1. Januar bis 31. Dezember

190K. Besteht eine Einkommensquelle für den Steuerpflichtigen noch nicht so lange Zeit, liegt ein



Ergebn ö des Vorjahrs mithin nicht vor, so ist der mutmaßliche Jahresertrag maßgebend, d, h.

es tritt Schätzung desjenigen Ertrags ein, den diese Einkommensquelle im Steuerjahre voraussichtlich

ergeben wird.

Die nach dem früheren Rechte in Geltung gewesene Unterscheidung zwischen feststehenden und

schwankenden oder unbestimmten Einnahmen und Ausgaben ist für die Veranlagung fortan nicht mehr

von Bedeutung.

III. Nach den Bestimmungen des Handelsgesetzbuchs ist jeder Kaufmann verpflichtet, Handels¬

bücher zn führen, in diesen seine Handelsgeschäste und die Lage seines Vermögens nach den Grund*

sätzen ordnungsmäßiger Buchführung ersichtlich zu machen, auch alljährlich eine Bilanz und alle Jahre

oder unter Umständen alle zwei Jahre ein Inventar aufzustellen. Liegen derartige, den Vorschriften

der §§ 33 ff. des Handelsgesetzbuchs entsprechende Handelsbücher bei einem Steuerpflichtigen, mag

derselbe nun Kaufmann im Sinne des Handelsgesetzbuchs sein oder nicht, vor, so erfolgt die Ver¬

anlagung des Geschäftsgewinns aus Handel, Gewerbe und Bergbau nicht nach dem Ergebnisse

des dem Steuerjahre vorangegangenen Kalenderjahrs, sondern nach dem Durchschnitt der drei dem

Steuerjahr unmittelbar vorangegangenen Wirtschafts-(Betriebs-)Jahre, oder wenn der Betrieb noch

nicht so lange oder nicht ohne wesentliche Änderung so lange besteht oder die Bücher nicht so lange

geführt werden, nach dem Durchschnitt der kürzeren Zeit, für welche Jahresabschlüsse vorliegen, und

wenn ein Jahresabschluß überhaupt noch nicht vorliegt, nach dem mutmaßlichen Jahresertrage.

Als wesentliche, die Berücksichtigung früherer Jahre ausschließende Änderungen gelten solche

Ä nderungen in den bestehenden Verhältnissen des einzelnen Betriebs, welche geeignet sind, die Höhe

des Ertrags oder den Anteil des Steuerpflichtigen am Ertrag erheblich zu beeinflussen, gleichviel, ob

es sich um eine Änderung in den Betriebseinrichtungen (z. B. Erweiterung oder Einschränkung der

Fabrikationsanlagen, Errichtung oder Aufgabe von Zweigniederlassungen) oder um eine Änderung in

dem persönlichen Beteilignngsverhältnisse (Ein- oder Austritt von Geschäftsteilhabern) handelt. Nicht

in Betracht kommen Veränderungen der allgemeinen Konjunktur, der Verkehrs- oder Preisverhältnisse

oder andere, nicht in den Vorgängen des Einzelbetriebs begründete Erscheinungen des Wirtschaftslebens.

Der für die Berechnung des Durchschnitts maßgebende Zeitabschnitt richtet sich bei jedem Steuer¬

pflichtigen nach deni von diesem angenommenen Betriebs- oder Geschäftsjahre, auch wenn dasselbe

weder mit dem Kalenderjahre, noch nüt dem Steuerjahre zusammenfällt. Als der Veranlagung un¬

mittelbar vorangegangen gilt das letzte Betriebsjahr, dessen Ergebnisse zur Zeit der Veranlagung

(Steuererklärung) festgestellt werden können. Dabei ist jedoch tunlichst darauf hinzuwirken, daß bei

dem Steuerpflichtigen die Reihenfolge der der Berechnung zugrunde gelegten Betriebsjahre nicht unter¬

brochen wird.

Die bei der Ziehung des Durchschnitts in Betracht kommenden Jahre bilden insofern eine Ein¬

heit, als der Verlust eines Jahres von dem Gewinne der anderen Jahre in Abzug gebracht wird

(vgl. auch Artikel 33 Nr. 1 k).

IV. Die Vorschriften zu III finden sinngemäße Anwendung auf die Veranschlagung des Ertrags

aus Land- uud Forstwirtschaft auf eigenem oder gepachtetem Grundbesitze, wenn über den Betrieb

geordnete, den Reinertrag ziffermäßig nachweisende Bücher geführt werden. Irgend eine bestimmte

Form der Buchführung ist hierbei nicht vorausgesetzt, es genügen vielmehr Aufzeichnungen jeder Art,

sofern sie nur geordnet geführt sind und den Reinertrag ziffermäßig ergeben. Auch hier erfolgt also

die Veranlagung nicht nach dem Ergebnisse des letzten Kalenderjahrs, sondern nach dem Durchschnitte

der drei, dem Steuerjahr unmittelbar vorangegangenen Wirtschaftsjahre.

V. Über die Frage, ob im Einzelfall ausreichende Buchführung im Sinne der Ziffern III und IV

vorliegt, wird im Veranlagnngs- bzw. Rechtsmittelverfahren entschieden. Die von der Berufungs¬

kommission in dieser Beziehung getroffene Entscheidung ist indessen endgültig.

VI. Bezieht ein Steuerpflichtiger, dessen Einkommen aus Handel und Gewerbe oder aus Grund¬

besitz gemäß den Ziffern III und IV nach dreijährigem Durchschnitt zu veranlagen ist, neben diesem

Einkommen noch Einnahmen ans irgend einer anderen Einkommensquelle, z. B. aus Kapitalvermögen

oder aus gewinnbringender Beschäftigung, so wird dieses sonstige Einkommen nicht nach den Bestim¬

mungen zn III nnd IV, sondern nach denjenigen zu II, also nach dem Betrage für das letzte Kalender¬

jahr veranschlagt.



Artikel 6.

Einkommen der HanshaltungSangehörigcn.

(§ 10 des Gesetzes.)

I. Dem Einkommen eines nach § 1 Nr. 1 bis 3 des Gesetzes Steuerpflichtigen wird das in

Preußen steuerpflichtige Einkommen seiner Ehefrau hinzugerechnet, und zwar ohne Rücksicht aus das

zwischen den Eheleuten geltende Güterrecht, namentlich also auch dann, wenn das Einkommen der

Ehesran vorbehalten oder sonst dem Nießbrauche 7>es Mannes entzogen ist.

Nur wenn die Ehefrau dauernd von dein Ehemanne getrennt lebt oder ihre Steuerpflicht nur

nach § 2 des Gesetzes begründet ist, ist sie auch bei bestehender Ehe selbständig zn veranlagen.

II. Soweit dein Steuerpflichtigen gesetz- oder vertragsmäßig an dem Vermögen von An¬

gehörigen die Nutznießung zusteht, sind die Erträge derartigen Vermögens sein eigenes Einkommen.

Kraft Gesetzes steht dem Vater oder nach dessen Ableben der Mutter die Nutznießuug au dem

Vermögen ihrer Kinder bis zu deren Großjährigkeit oder deren Verheiratung zu. Ausgenommen hier¬

von ist das freie Vermögen der Kinder, nämlich

1. alles, was das Kind durch seine Arbeit oder durch den selbständigen Betrieb eines Erwerbs-

geschäfts erwirbt'

2. was das Kind von Todeswegen erwirbt oder was ihm unter Lebenden von einein Dritten

unentgeltlich zugewendet wird, wenn der Erblasser durch letztwillige Verfügung, der

Dritte bei der Zuwendung bestimmt hat, daß das Vermögen der Nutznießung entzogen

sein soll.

(§§ 1650 bis 1652 BGB.)

Insoweit an Vermögen eines Angehörigen die Nutznießung des Haushaltungsvorstandes nicht

besteht, siudet die selbständige Veranlagung dieses Angehörigen statt.

III. Das Einkommen von Personen, welche vom Steuerpflichtigen mit Gehalt oder Lohn zn

Dienstleistungen angenommen sind, sowie das Einkommen von Kostgängern, Untermietern und Schlas-

stelleumietern des Steuerpflichtigen wird dem Einkommen desselben in keinem Falle zugerechnet.

L. Besondere Bestimmungen.
Artikel 7.

Die Arten des Einkommens.

(§ 6 des Gesetzes.)

Die Berechnung, Angabe nnd Schätzung des Einkommens erfolgt getrennt nach den Haupt¬

quellen desselben. Wie oben (Artikel 3) hervorgehoben, sind zu unterscheiden die Einnahmen aus:

1. Kapitalvermögen (Artikel 8, 9),

2. Grundvermögen, Pachtungen und Mieten, einschließlich des Mietwerts der Wohnung im

eigenen Hause (Artikel 10 bis 16),

3. Handel und Gewerbe einschließlich des Bergbans (Artikel 17 bis 20),

4. Gewinnbringender Beschäftigung, sowie aus Rechten auf periodische Hebungen und Vorteile

irgend welcher Art, soweit diese Einkünfte nicht schon unter Nr. 1 bis 3 begriffen sind

(Artikel 21 bis 23).

1. Ginkommen ans Kapitalvermögen.
(§ 11 des Gesetzes.)

Artikel 8.

I. Als Einkommen aus Kapitalvermögen gelten: Zinsen, Renten und geldwerte Vorteile aus

Kapitalforderungen jeder Art, soweit solche Bezüge nicht bei Landwirtschaft-, Handel- und Gewerbe¬

treibenden behufs Ausmitteluug des steuerpflichtigen Einkommens aus Grundvermögen, Pachtungen,

Handel oder Gewerbe als Teile des Geschäftsertrags in Rechnung zu bringen sind.

Das letztere trifft namentlich auf die zum Betriebskapital eines kaufmännischen Geschäfts oder

eines landwirtschaftlichen oder sonstigen gewerblichen Betriebs gehörigen Wertpapiere sowie auf die

Forderungen zu, welche im Geschäftsverkehre der Gewerbetreibenden bestehen.



Es macht keinen Unterschied, ob das Kapital, aus welchem die Einnahmen fließen, in Preußen,

in einem anderen deutschen Bundesstaat oder im Ausland angelegt ist.

Als Einkommen aus Kapitalvermögen gelten insbesondere:

1. Zinsen aus Anleihen und sonstigen verzinslichen Kapitalforderungen (öffentlichen nnd

privaten Schuldverschreibungen, Hypotheken, Pfandbriefen, Renten-, Leibrenten- oder ähn¬

lichen Verträgen usw., ohne Unterschied, ob sie schriftlich oder mündlich abgeschlossen sind),

sowie aus verzinslich gewordenen Zins- und anderen Ausständen.

2. Dividenden und Zinsen, Ausbeuten mlti sonstige Gewinnanteile von Aktiengesellschaften,

Gewerkschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung und stillen Gesellschaften (§ 335 ff.

Handelsgesetzbuchs) uud die Gewinnanteile der Kommanditiften bei den Kommanditgesell¬

schaften auf Aktien.

Die Tantiemen der persönlich haftenden Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft auf

A ktien nnd die Gewinnanteile dieser Gesellschafter für ihre nicht auf das Grundkapital ge¬

machten Einlagen gelten als Einkommen aus Handel uud Gewerbe (Artikel 17).

3. Ziusen, welche in unverzinslichen Kapitalforderungen, bei denen ein höheres als das

ursprünglich gegebene Kapital zurückgewährt wird, einbegriffen sind.

II. Geineinsam für die Einnahmen zu I Nr. 1 bis 3 gilt folgendes:

1. Die Berechuuug des Einkommens erfolgt für jede einzelne Kapitalanlage nach deren

Stande znr Zeit der Veranlagung (Steuererklärung) und nach dem Ergebnisse des dem

Steuerjahr unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahrs, sofern ein Jahresergebnis aber

noch nicht vorliegt, nach dem mutmaßlichen Ertrage für das Steuerjahr (Artikel 5)'

2. Naturalgefälle sind nach den ortsüblichen Preisen in Geld anzusetzen,'

3. ist der Zinsfuß, zu welchem ein Kapital genutzt wird, nicht genügend bekannt, so wird bei

der Veraulaguug, falls nicht ein anderer Zinsfuß notorisch üblich ist, von der Annahme

der Nutzung zu dem Zinsfüße von 4 Prozent ausgegaugeu, wobei jedoch dem Steuer¬

pflichtigen der Nachweis einer geringeren Einnahme überlassen bleibt' derselbe Zinsfuß

findet mit der gleichen Maßgabe auf die unter I Nr. 3 erwähnten Fälle Anwendung,'

4. außer Betracht bleibt, soweit es sich um Einkommen aus Kapitalvermögen handelt,

die Erhöhung oder Verminderung des Kurswerts nicht veräußerter Wertpapiere (vgl.

Artikel 9 Absatz 3 am Schluß, Artikel 17 II Nr. 4),'

5. die unmittelbar durch die Verwaltuug des Kapitalvermögens wirklich entstehenden Kosten

(Depotgebühren der Reichsbank u. dgl.) können von den Einkünften aus dem Kapital¬

vermögen in Abzug gebracht werden.

Ul. Von der Besteuerung ausgeschlossen sind die Zinsen der bei landschaftlichen und anderen

öffentlichen Kreditinstituten angesammelte«? Amortisationsfonds von amortisierbaren Schulden, soweit

die Erhebung dieser Fonds noch unzulässig ist (Artikel 3 II Nr. 7).

Artikel 9.

Gewinn ans Spekulationsgeschäften insbesondere.

Zum Einkommen aus Kapitalvermögen gehören ferner: vereinnahmte Gewinne aus der zu

Speknlationszwecken unternommenen Veräußerung von Grundstücken, Wertpapieren, Forderungen,

Reuten usw., abzüglich etwaiger Verluste bei derartigen Geschäften. Ob einer Veräußerung Speku-

latiouszwecke zugrunde liegen, ist nach den begleitenden Umständen des einzelnen Falles zu beurteilen.

Die Beschaffenheit des veräußerten Wertgegenstandes, die Verhältnisse, unter welchen Erwerb und Ver¬

äußerung stattfanden, die Daner des Besitzes und die Art der Bewirtschaftung während desselben,

werden Anhaltspuukte dafür geben, ob beim Erwerbe die Wsicht vornehmlich auf die mit dem Besitze

verbundene laufende Nutzung, mithin auf die dauernde Anlage eines Vermögensteils gerichtet war,

oder vielmehr auf den dnrch die erwartete Erhöhung des Kapitalwerts zu erzielenden Gewinn. Nur

iu dem letzteren Falle kann die spätere Wiederveräußeruug als die Verwirklichung eines Spekulations-

zwecks gelten. Ein solcher ist beispielsweise nicht schon deshalb anzunehmen, weil jemand die von ihm

selbst bis dahin bewirtschaftete oder eine ihm durch Erbschaft zugefallene Besitzung unter Benutzimg

einer günstigen Konjunktur vorteilhaft verkauft, Wohl aber z. B. dann, wenn jemaud das in der Nähe

einer großen Stadt in Hinblick auf deren Ausdehnung erworbene, ertraglos oder einstweilen in land-
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wirtschaftlicher Benutzung liegende Grundstück wieder veräußert, nachdem dasselbe als Bauplatz ver¬

wertbar geworden ist.

Eine fortgesetzte oder gewerbmäßige Tätigkeit ist zur Feststellung des Speknlationszwecks nicht

erforderlich,' liegt eine solche vor, so ist der daraus erzielte Gewinn als Einkommen aus Haudel uud

Gewerbe (Artikel 17 II Nr. 4) anzusehen.

Der für das einzelne Geschäft zu berechnende Gewinn ergibt sich aus der Vergleichuug des An¬

schaffungspreises unter Hinzurechnung der aus die Erhöhung des Kapitalwerts, die Erhaltung und Be¬

wirtschaftung etwa verwendeten Kosten, mit dem erzielten Erlöse' von dem Gewinne sind die bei

anderen derartigen Geschäften erlittenen Verluste abzurechnen. Hierbei kommen einerseits nur ver¬

einnahmte Gewinne, anderseits nur wirkliche Verluste in Betracht, nicht aber die durch das Steigeu

uud Fallen der Kurse oder Preise bedingten Wertveränderungen.

Im übrigen findet die Vorschrift Artikel 5 II Anwendung.

2. Hinkommen aus Grundvermögen.

(§ 12 des Gesetzes.)

Artikel 10.

Das Einkommen aus Grundvermögen umfaßt die Erträge sämtlicher Grundstücke, welche dem

Steuerpflichtigen eigentümlich gehören, oder aus denen ihm infolge von Berechtigungen irgendwelcher

Art, z. B. aus der Nutznießung, ein Einkommen zufließt.

Ausgeschlossen vou der Besteuerung ist jedoch das Einkommen aus dem im Artikel 3 zu II.

Nr. 1a und 2 bezeichneten Grundbesitz.

Artikel 11.

Einkommen aus nicht verpachteten landwirtschaftlich benutzten Besitzungen.

Die Ermittelung des Einkommens aus uicht verpachteten Besitzungen erfolgt nach dem Ergebnisse

des dem Steuerjahr unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahrs (Artikel 5 II), wenn aber über den

Betrieb geordnete, den Neinertrag ziffermäßig nachweisende Bücher geführt werden, nach dreijährigem

» Durchschnitt (Artikel 5 III, IV). Das Einkommen stellt der durch die eigene Bewirtschaftung erzielte

Reinertrag dar, d. h. die gesamte Roheinnahme nach Abzug der Bewirtschaftungskosten uud unter

Berücksichtigung des bei Beginn und am Schlüsse der maßgebenden Wirtschaftsperiode vorhandenen

Bestandes an Vorräten.

I. In Einnahme sind zu stellen:

1. der erzielte Preis für alle gegen Barzahlung oder anf Kredit veräußerten Erzeugnisse aus

allen Wirtschaftszweigen, fowie für die Verleihung von Zugkraft und anderen Wirtschafts¬

mitteln,'

2. der Geldwert aller Erzeugnisse, welche zur Bestreitung des Haushalts des Besitzers, zum

Unterhalte seiner Angehörigen, sowie der nicht zum Wirtschaftsbetriebe gehaltenen Haus¬

genossen verbraucht oder sonst zu ihrem Nutzen oder ihrer Annehmlichkeit verwendet sind,'

hierher gehört namentlich auch der Auswand an Naturalien für die Beköstigung des zur

persönlichen Bedienung gehaltenen Gesindes, für die Unterhaltung von Luxus¬

pferden u. dgl.,'

A. der Mietwert der vou dem Eigentümer und seinen Angehörigen selbst bewohnten oder zur

Führung des Haushalts benutzten Gebäude (Artikel 16 I),'

4. der Geldwert des ani Schlüsse der Periode vorhandenen Bestandes an Wirtschaftserzeug¬

nissen und Vorräten (vgl. II Nr. 11),'

5. der Geldwert der Nutzung von etwaigen Gerechtsamen gegen andere Grundstücke und andere

Zubehörungen.

II. Von der Einnahme sind als Werbungskosten in Abzug zu bringen die — sei es bereits ge¬

leisteten, sei es noch rückständigen — Ausgaben:

1. für Unterhaltung — nicht auch für die Erweiterung oder den Neubau — der Wirtschafts¬

gebäude, Tagelöhuerwohuuugeu und der übrigen dem Wirtschaftsbetriebe dienenden oder
s»



denselben sichernden balllichen Anlagen (Deiche, Mallern, Zäune, Wege, Brücken, Brunnen,

Wasserleitungen, Schleusen, Entwässerungsanlagen- vgl. fluch oben Artikel 4 1 Nr. 1)'

S. für die Erhaltung und Ergänzung — nicht auch für die Verbesserung und Vermehrung —

des lebenden und toten Wirtschaftsinventars,'

3. für die Versicherung der Wirtschaftsgebäude, des lebenden und toten Wirtschaftsinventars,

der Vorräte nnd Wirtschaftserzeugnisse, sowie der noch ungeernteten Feld- und Garten¬

früchte — nicht aber des Haushaltungsmobiliars —, gegen Feuer-, Hagel- und anderen

Schaden'

4. für Heizung und Beleuchtung der Wirtschaftsräume, nicht auch der für den Haushalt be¬

nutzten Ränme,'

5. für Samen, Pflanzen, Futter- und Dungmittel, Rohstoffe und sonstige Materialien, welche

für den laufenden Wirtschaftsbetrieb einschließlich der etwaigen Nebenbetriebe zugekauft

worden sind,'

6. für Gehalt, Lohn und sonstige Dienstemolumente — soweit dieselben nicht den Wirtschafts¬

erzeugnissen entnommen sind — au das zum Wirtschastsbetriebe, nicht auch an das

zum Haushalt oder zu persönlichen Dienstleistungen angenommene Personal'

7. die gefetz- oder vertragsmäßig vom Eigentümer für das zum Wirtschaftsbetrieb an¬

genommene Personal zu leistenden Beiträge zu Kranken- usw. Kassen?

3. die von landwirtschaftlichen Nebeilbetrieben (Artikel 12) zu entrichtenden indirekten Abgaben

(Zuckersteuer, Branntweinsteuer usw.)'

9. die direkten kommunalen Realsteuern bis zur Höhe der staatlich veranlagten Steuersätze

(Artikel 4 l Nr. 3),-

10. die Beiträge zu der Landwirtschaftskammer (Artikel 41 Nr. 5).

Hierzu kommt:

11. der Geldwert der aus der vorangegangenen in die gegenwärtige Wirtschaftsperiode über¬

nommenen Bestände an Vorräten der zu I Nr. 4 bezeichneten Art,'

12. eiil der Abnutzung entsprechender Prozentsatz des Substanzwerts der zum Wirtschaftsbetriebe

notwendigen Gebäude, Maschinen, Gerätschaften usw., soweit die Anschaffungskosten nicht

unter deu Betriebsausgaben (II Nr. 2) verrechnet waren (Artikel 4 l Nr. 4).

III. Bei denjenigen Betrieben, in welchen der Bestand der Vorräte (I Nr. 4 und II Nr. 11) am

Schlüsse der einzelnen Wirtschaftsjahre wesentlichen Schwankungen nicht zu unterliegen Pflegt, km n

der Geldwert derselben sowohl bei der Einnahme als auch bei der Ausgabe unberücksichtigt bleiben.

IV. Bei der schätzungsweisen Ermittelung des Einkommens sind die Vorschriften des Artikel46

dieser Anweisung zu beachten.

Artikel 12.

Landwirtschaftliche Ncbenbetriebe.

Werden Brennereien, Brauereieu, Stärke- und Krautfabriken, Mühlen, Ziegeleien oder andere

ländliche Fabrikationszweige in Verbindung mit der landwirtschaftlichen Benutzung eines Grundstücks

betrieben, so kann der gesamte Betrieb bei der Ermittelung des Reinertrags (Artikel 11) als ein Ganzes

behandelt werden. Für die ans dem einen Wirtschaftszweig in den anderen übernommenen Rohstoffe

und Erzeugnisse sind alsdann weder bei dein ersteren Abgabepreise in Einnahme, noch bei dem letzteren

Anschaffungswerte in Ausgabe zu stellen.

Stehen jedoch gewerbliche Unternehmungen der bezeichneten Art nicht in unmittelbarer Verbindung

mit einem Landwirtschaftsbetriebe, so ist deren Ertrag nach den für das Einkommen aus Handel und

Gewerbe maßgebenden Bestimmungen (Artikel 17 ff.) zu ermitteln.

Dasselbe (Absatz 1, 2) gilt von der Berechnung des Einkommens aus Sand-, Lehm-, Tongruben,

Stein-, Schiefer-, Kalk- oder Kreidebrüchen, Torfstichen und anderen Nebenbetrieben, bei welchen die

Erträgnisse der Substanz des Bodens entnommen werden.

Bei solchen Betrieben (Absatz 3) ist ein der Verringerung der Substanz entsprechender Abzng vom

Einkommen statthaft.
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Artikel 13.

Holzungen (Waldungen).

Bei Berechnung des steuerpflichtigen Einkommens aus Forsten (Holzungen) sind

1. in Einnahme zu stellen:

der Erlös für die in dem maßgebenden Zeitraum (Artikel 5) aus dein regelmäßigen,

wenn auch infolge früherer Aufsparung verstärkten Abtriebe, den Zwischen- uud Neben

Nutzungen erzielten Produkte,

2. in Ausgabe:

die Aufwendungen für Aufsicht und Verwaltung, Schlagen, Aufbereitung, Rückeu und

Flößeu der Hölzer, sowie für Unterhaltung der Baulichkeiten (Forsthäuser, Brücken,

Wege usw.).

3. Außer Anrechnung bleiben die Ergebnisse aller außergewöhnlichen, d. h. solcher Abtriebe,

welche als eine Verminderung des Holzbestandskapitals anzusehen sind. Bei Waldstücken,

die uicht nach einem forstmäßigen Plane bewirtschaftet werden, gelten als außergewöhnlich

und bleiben daher außer Ansatz die Ergebnisse von Abtrieben, wenn und soweit sie in einem

Jahre sich auf mehr als den zehnten Teil des Wertes des vorhandenen Holzes erstrecken.

Kosten sür Aufforstungen dürfen nur insoweit in Abzug gebracht werden, als es sich um die

Erhaltung des Forstbestandes handelt, uicht aber insoweit Nenbesorstungen unbewaldeter Flächeu behufs

Erweiterung des Forstbestandes in Frage stehen.

Artikel 14.

Bau-, Zimmerplähe usw.

Liegenschaften, welche einen landwirtschaftlichen Ertrag nicht abwerfen, sondern als Ban-, Zimmer-,

Holzplätze, Schlacken-, Schntt- oder ähnliche Ablagen oder zu sonstigen gewerblichen Zwecken (Gemüse-,

Obst-, Blumenzucht u. dgl.) vom Eigentümer selbst benutzt werden, sind bei der Ermittelung des Ein

kommens aus dem Gewerbebetriebe, welchem sie dienen, zu berücksichtigen.

Hofräume und Hausgärten werden bei Einschätzung des Einkommens aus den Gebäuden, zn

Welchen sie gehören, in Anschlag gebracht (Artikel 16).

Verpachtete Liegenschaften.

Artikel 15.

I. Einkommen des Pächters.

Das Einkommen des Pächters ist nach denselben Grundsätzen zn ermitteln, wie bei dein Betrieb

auf eigenen Grundstücken (Artikel 11 bis 13) unter Hinzurechnung des Mietwerts der mitverpachteten

Wohnung.

Jedoch ist zu beachten:

1. diejenigen gemäß Artikel 11 zu II Nr. 1 bis 10 au sich abzugsfähigen Ausgaben, welche

vertragsmäßig der VerPächter zu bestreiten hat, dürfen ebensowenig wie die daselbst er¬

wähnte Abnutzungsquote (Nr. 12) vou dem Einkommen des Pächters abgezogen werden)

2. den beim Pächter abzurechnenden Betriebsausgaben treten hinzu: der bedungene jährliche

Pachtzins, sowie der Geldwert der vom Pächter neben dem Pachtpreis übernommenen

Natnralliesernngen und Leistungen,' soweit dieselben in Erzengnissen der Wirtschaft oder in

Arbeitsleistungen des Pächters, seiner Angehörigen, Dienstleute und Wirtschaftsgespanne

bestehen, ist der Abzug unstatthaft, weil diese Erzeugnisse usw. auch uicht uuter den Ein¬

nahmen verrechnet werden.

II. Einkommen des VerPächters.

Als Einkommen des VerPächters gilt:

1. der vom Pächter zu entrichtende jährliche Pachtzins,



2. der Geldwert der dem Pächter zum Vorteile des VerPächters etwa obliegenden Natural-

und sonstigen Nebenleistungen, sowie der dem VerPächter etwa vorbehaltenen Nutzungen,

nach deni Ergebnisse des der Veranlagung unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahrs (Artikel 5 II).

In Abzng zu bringen sind hiervon die dem VerPächter vertragsmäßig verbliebenen Lasten, soweit

dieselben gemäß Artikel 11 II überhaupt abzugsfähig sind.

Artikel 16.

Einkommen aus Gebäuden.
I. vom Eigentümer selbst benutzte Gebäude.

1. Für Gebände oder Gebäudeteile, welche vom Eigentümer ausschließlich zu seinem Landwirt¬

schafts- oder Gewerbebetrieb, oder zu anderen Erwerbszweigen, insbesondere als Arbeiterwohnnngen,

Schennen, Stallungen für Zug- und Nutzvieh, Lagerräume, Speicher, Fabrik- oder Maschinenräume,

zur Gast- oder Schankwirtschaft, als Schul- oder Heilanstalten verwendet werden, ist ein besonderes

Einkommen nicht in Ansatz zu bringen.

2. Als Einkommen aus den vom Eigentümer uud seinen Haushaltungsangehörigen zu Wohnungs-

uud hauswirtschaftlichen Zwecken benutzten Gebäuden oder Gebäudeteilen gilt deren Jahresmietwert,

bei dessen Schätzung die dazu gehörigen Hofräume, Hausgärten, Parkanlagen und sonstigen Zube-

hörungen zn berücksichtigen sind.

An Orten, an welchen eine größere Zahl von Wohnungen durch Vermietung genutzt wird, ist der

Mietwert dnrch Vergleichnng mit dem Wirküchen Mietertrage von Wohnungen gleicher Beschaffenheit

zu ermitteln.

Fehlt es an solchen Vergleichsgegenständen an demselben Orte, so ist geeignetenfalls auf die

Mietpreise benachbarter Ortschaften zurückzugehen.

Wo auch dieses Auskuuftsmittel versagt, köuueu die behufs Veranlagung der Gebäudesteuer ein¬

geschätzten Nutzungswerte einen Anhalt für die Bemessung des Mietwerts gewähren,' bei Anwendung

dieses Maßstabes ist indessen zu beachten, daß die Schätzung den gegenwärtigen Mietwert richtig

treffen soll, während der Gebäudesteueruutzungswert nach anderen Gesichtspunkten, teils nach den

durchschnittlichen Mietpreisen eines vergangenen Zeitraums, teils mit Rücksicht auf den Umfang des

zur Zeit der Veranlagung mit dem Gebände verbundenen Grundbesitzes festgestellt ist.

Von dem Mietwerte sind in Abzug zu bringen:

u) die Ausgaben aus dem letzten Kalenderjahre für Verwaltung, Instandhaltung und Reparatur,

nicht aber auch die Aufwendungen für etwaigen Umbau, Ausbau oder bessere Ausstattung

des Gebäudes oder für Anlage und Pflege des zur Annehmlichkeit für den Besitzer

dienenden Hausgartens. Fehlt es au zuverlässigen Unterlagen für eine ziffermäßige Be¬

rechnung der wirklich aufgewendeten Kosten, so müssen dieselben mit Rücksicht auf die Be¬

schaffenheit nnd den baulichen Zustand des Gebäudes uach technischen Grnndsätzen uud Er¬

fahrungen geschätzt werden,'

b) die Beiträge zur Versicherung des Gebäudes oder einzelner Teile oder Zubehörungen des

Gebäudes gegen Feuer uud anderen Schaden,'

c) eiu angemessener Prozentsatz des Bauwerts für die Abnutzung des Gebäudes (Artikel 4 I
Nr. 4)'

6) die von deni Grundeigentums zu entrichtende direkte Kommunalsteuer bis zur Höhe des

staatlich veraulagteu Steuersatzes (Artikel 4 I Nr. 3),'

3. Wegeu des Abzugs der auf besonderen Rechtstiteln (Verträgen usw.) beruhenden dauernden

Lasten und der etwaigen Schuldenzinsen wird auf Artikel 24 verwiesen.

II. Vermietete Gebäude.

1. Als Einkommen des Vermieters kommt in Ansatz der Jahresmietzins des letztvergangenen

Kale nderjahrs, unter Hinzurechnung des Geldwerts der dem Mieter zum Vorteile des Vermieters ob¬

liegenden Nebenleistnngen, sowie der dem Vermieter vorbehaltenen Nutzungen.

Nebenleistnngen des Mieters, welche demselben im eigenen Interesse obliegen (z. B. für Benutzung

von Gas-, Wasserleitungen u. dgl.), kommen nicht in Anrechnung.

2. In Abrechnung kommen die gemäß I Nr. 2a, bis 6 abzugsfähigen Beträge, soweit dieselben

dem Vermieter zur Last fallen.
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3. Einkommen aus Landet und Gewerbe, einschkietztich des Bergbaus.

(§ 13 des Gesetzes.)

Artikel 17.

Gegenstand des steuerpflichtigen Einkommens ans Handel nnd Gewerbe.

I. Das Einkommen aus Handel und Gewerbe umfaßt den Gewinn aus gewerblichen oder

Handclsnnternehmungen jeder Art, mögen dieselben in großem oder geringem Umfange, fabrik- oder

handwerksmäßig betrieben werden.

Außer Betracht bleibt der Gewinn:

a) aus dem in einein anderen deutschen Buudesstaat, einem deutschen Schutzgebiet oder in

Osterreich betriebenen Gewerbe (Artikel 3 II Nr. 1b),'

b) aus dem ausländischen Gewerbebetrieb eines in Preußen steuerpflichtigen aber nicht des

Erwerbs wegen sich aufhaltenden Ausländers (Artikel 3 II Nr. 2).

Unter die Bestimmungen zu a und b fällt nicht jede von einem Steuerpflichtigen außerhalb

Preußens geübte gewerbliche Tätigkeit, sondern nur eine solche, welche als Ausübung eines stehenden

Gewerbebetriebs im Sinne des Artikel 2o dazu anzusehen ist.

Steht ein hiernach nicht steuerpflichtiger Gewerbebetrieb mit einem steuerpflichtigen dergestalt in:

Zusammenhange, daß eine gesonderte Gewinnberechnung nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen

nicht ausführbar ist, so muß der Gewinn für den gesainten Betrieb berechnet und auf die einzelnen

Betriebsstellen nach dem Verhältnisse des Betriebsumfanges unter Berücksichtigung der besonderen

Betriebskosten verteilt werden. Die hierbei zu beachtenden Merkmale (Wert und Menge der Pro¬

duktion, Umsatz usw.) sind den besonderen Verhältnissen des einzelnen Falles zu entnehmen. Kann

auf diesem Wege ein zutreffender Maßstab für die Gewinnverteilung nicht gefunden werden, so ist der

Gesamtgewinn nach verständigem Ermessen und tunlichst im Einvernehmen mit den zuständigen Be

hörden der sonst beteiligten Staaten auf die verschiedenen Gebiete zn verteilen. Führen die hierüber

mit einer auswärtigen.Behörde angeknüpften Verhandlungen nicht zum Ziele, so ist der Sachverhalt

den: Finanzminister zu berichten.

Nach denselben Grundsätzen ist zu verfahren, wenn die Steuerpflicht gemäß Artikel 2 zu o anf

den preußischen Gewerbebetrieb beschränkt, mit demselben aber auch eiu Betrieb iu anderen Staaten

verbunden ist.

II. Im allgemeinen gilt für die Berechnung und Schätzung des Einkommens aus Gewerbe und

Haudel folgendes:

1. die Zinsen des im Handels- oder Gewerbebetrieb angelegten eigenen Kapitals des Gewerbe¬

treibenden sind als Teile des Geschäftsgewinns zu betrachten'

2. der von einer offenen Handelsgesellschaft oder einer anderen nicht nach Artikel 26 steuer¬

pflichtigen Erwerbsgesellschaft erzielte Geschäftsgewinn ist den einzelnen Teilhabern nach

Maßgabe ihres Anteils anzurechnen,'

3. als Einkommen aus Handel und Gewerbe gelten auch die Tantiemen der persönlich

haftenden Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft auf Aktien und die Gewinnanteile

dieser Gesellschafter für ihre nicht auf das Grundkapital gemachten Einlagen,'

4. der Gewinn aus den zu Spekulationszwecken abgeschlosseneu Geschäften, abzüglich etwaiger

Verluste bei derartigen Geschäften, und aus der Beteiligung au derartigen Geschäften ist

auch bei solchen Steuerpflichtigen, welche nicht zu deu Haudel- uud Gewerbetreibenden

gehören, nach den für das Einkommen aus Handel und Gewerbe maßgebenden Grundsätzen

zu berechnen.

Artikel 18.

Berechnung des steuerpflichtigen Einkommens ans Handel nnd Gewerbe.

Als steuerpflichtiges Einkommen aus Handel und Gewerbe gilt, wenn nicht Handelsbücher nach

Vorschrift der §§ 38 ff. des Handelsgesetzbuchs geführt werden, der im letztvergangenen Kalenderjahr

(Artikel 5 II) erzielte, ans der Gegenüberstellung der jährlichen Betriebseinnahmen und Ausgaben sich

ergebende Geschäftsgewinn.
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I. Zu den Einnahmen gehören insbesondere:

1. die für geschäftliche oder gewerbliche Leistungen jeder Art bedungenen oder gewährten

Probisionen, Zinsen und sonstigen Gegenleistungen,'

2. der erzielte Preis für alle gegen Barzahlung oder auf Kredit verkauften Waren und Er¬

zeugnisse,-

3. der Geldwert der zum Gebranch oder Verbrauch des Steuerpflichtigen, seiner Angehörigen

und der nicht zum Gewerbebetriebe gehaltenen Dienstboten und sonstigen Hausgeuosseu aus

dein Betrieb entnommenen Erzengnisse und Waren, sofern die Anschaffungskosten dafür in

Ausgabe (zn II Nr. 5) gestellt sind.

II. Von der Einnahme sind als Werbuugskosteu in Abzug zu bringen:

1. die Kosten der Unterhaltung der dem Betriebe dienenden Gebäude und sonstigen baulichen

Anlagen, sowie zur Erhaltung und Ergänzung des vorhandenen lebenden und toten Be-
triebsiuveutars'

2. die Kosten für Versicherung der zn 1. gedachten Gegenstände, sowie der Warenvorräte gegen

Brand und sonstigen Schaden,'

3. der Pacht- nnd Mietzins für die zum Geschäftsbetriebe gepachteten und gemieteten Grund¬

stücke, Gebäude und Utensilien,'

4. die Kosten für die im Betrieb erforderliche Heizung und Beleuchtung'

5. die Anschaffungskosten für die eingekauften Roh- und Hilfsstoffe und Waren, sowie für die

sonst im Betrieb erforderlichen Materialien,'

6. die Löhnung der für den Gewerbebetrieb angenommenen Angestellten, Gesellen, Gehilfen,

Arbeiter einschließlich des Geldwerts der etwa zu gewährenden Beköstigung und sonstigen

Naturalleistungen, soweit diese nicht aus den Betriebsbeständen entnommen werden'

7. die vou dem Unternehmer gesetz- oder vertragsmäßig für das Betriebspersonal (Nr. 6)

zu entrichtenden Beiträge zu Kranken- usw. Kassen,'

8. die im Geschäftsbetriebe zn entrichtenden indirekten Abgaben (Zölle usw.))

9. die von dem Gewerbebetriebe zu entrichtenden direkten Kommunalsteuern bis zur Höhe des

staatlich veranlagten Gewerbesteuersatzes (Artikel 4 1 Nr. 3)'

1V. die Beiträge zu den Berufs- (Handels- oder Handwerks- oder Apotheker-) Kammern

(Artikel 4 I Nr. 5).

III. Für die Abnutzung der im Gewerbebetriebe notwendigen Gebäude, Maschinen, Gerät¬

schaften usw. kann ein angemessener Prozentsatz des Substanzwerts in Abzug gebracht werden (Ar¬

tikel 4 I Nr. 4).

IV. Wegen der unzulässigen Abzüge wird auf Artikel 4 III verwiesen.

Artikel 19.

Insbesondere Gewinnberechnnng bei kaufmännischer Buchführung.

Führt der Steuerpflichtige Handelsbücher nach Vorschrift der Z§ 38 ff. des Handelsgesetzbuchs,

so sind der Gewiuuberechnuug — nicht auch der Berechnung des Einkommens aus etwaigem Kapital¬

vermögen und anderen Quellen — die Bücherabschlüsse der drei letztabgeschlossenen (Artikel 5 111)

Geschäftsjahre uebst deu vorschriftsmäßig angefertigten Bilanzen zugrunde zu legen, soweit nicht ent¬

gegenstehende Bestimmungen der §§ 7 uud 8 des Gesetzes eine Berichtigung erforderlich machen. Sind

also z. B. Zinsen des im Handels- oder Gewerbebetrieb angelegten eigenen Kapitals des Gewerbe¬

treibendeil (vgl. Artikel 17 U Nr. 1), oder Ausgaben, deren Abzug gemäß Artikel 4 III überhaupt

nnznlässig ist, vom Gewinne abgerechnet worden, so müssen behufs Ermittelung des steuerpflichtigen

Einkommens die entsprechenden Beträge wieder hinzugesetzt werden.

Mit dieser Maßgabe ist der Reingewinn nach den Grundsätzen zu berechnen, wie solche für die

Inventur und Bilanz durch das Handelsgesetzbuch vorgeschrieben sind und sonst dem Gebrauch eines

ordentlichen Kaufmanns entsprechen. Insbesondere gilt dies einerseits von dem Zuwachs des Anlage¬

kapitals nnd anderseits von den regelmäßigen jährlichen Abschreibungen, welche einer angemessenen

Berücksichtignng der Wertverminderung entsprechen, sowie von den regelmäßigen jährlichen Absetzungen

für Abnutzung von Gebäuden, Maschinen. Betriebsgerätschaften usw. (Artikel 4 I Nr. 4).
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Für die Bewertung der Vermögensstücke nnd Forderungen bei der Inventur uud für das Mas;

der überhaupt zulässigen Abschreibungen ist hiernach die Vorschrift im § 4V des Handelsgesetzbuchs,

der kaufmännische Gebrauch und innerhalb der durch denselben gezogenen Grenzen das Ermessen des

Steuerpflichtigen selbst bestimmend. Die von demselben in dieser Hinsicht bei seiner Buchführung an¬

genommenen Grundsätze bleiben daher auch für die Berechnung des steuerpflichtigeil Einkommens mass¬

gebend, sofern nicht die ungebührliche Höhe der Abschreibung im einzelnen Falle das nach allgemeinem

Gebrauch übliche oder durch die besonderen tatsächlichen Verhältnisse gerechtfertigte Maß offenbar

übersteigt, oder sogar die Absicht einer künstlichen Herabdrückuug des wirklichen Reingewinns erkennen läßt.

Nach gleichen Grundsätzen ist in betreff der Abschreibungen auf unsichere Forderungen sowie der

Rücklagen zur Ausgleichung möglicher Verluste an denselben (Delkredere-Konto) zu Verfahren.

Artikel 20.

Einkommen aus Bergbau.

1. Für die Berechnung des Einkommens aus Bergbauunteruehmungen, welche nicht den Vor

schriften der Artikel 26 bis 29 unterliegen, finden die Bestimmungen der Artikel 17 bis 19 entsprechende

Anwendung mit der Maßgabe, daß den zulässigen Abzügen die der jährlichen Verriugernng der Sub¬

stanz des Bergwerks entsprechenden Abschreibungen hinzutreteu.

2. Die Erträgnisse aus Kuxen sowohl des älteren als auch des neueren Rechts gelten als Ein¬

kommen aus Kapitalvermögen (s. Artikel 8 I Nr. 2).

4. Einkommen aus Gewinn bringender Beschäftigung sowie aus Rechten auf periodische
Hebungen nnd Morteike irgend welcher Art.

(§ 14 des Gesetzes.)

Artikel 21.

Einkommen aus Gewinn bringender Beschäftigung.

Hierher gehört insbesondere:

u) die Besoldung der Militärpersonen, der Reichs-, Staats-, Hof-, Gemeinde- und anderen

öffentlichen Beamten, der Geistlichen, Lehrer, sowie der in privaten Dienstverhältnissen

stehenden Personen?

b) der Lohn- und sonstige Arbeitsverdienst der Handlungs- und Gewerbegehilfen, der Hand¬

arbeiter und Dienstboten)

c) der Gewinn aus der Tätigkeit als Schriftsteller, Gelehrter, Künstler, Privatlehrer, Erzieher,

Arzt, Rechtsanwalt, Notar, als Aufsichtsrat bei Aktiengesellschaften, sowie aus jeder nicht

besonders genannten persönlichen Tätigkeit, welche nicht als selbständiger Betrieb der Land¬

wirtschaft, ' des Handels oder Gewerbes anzusehen ist, mag dieselbe als Hauptberuf oder

als Nebenbeschäftigung geübt werden.

Bei der Berechnung des Einkommens ist folgendes zu beachten:

1. Alle Bezüge werden nach dem Ergebnisse des letztvergangenen Kalenderjahrs (Artikel 5 II) in

Ausatz gebracht.

2. Zur Anrechnung gelangt die gesamte dem Steuerpflichtigen für dessen Tätigkeit zu¬

gesicherte oder tatsächlich gewährte Gegenleistung (Gehalt, Besoldung, Lohn, Gebühren,

Tantiemen, Gratifikationen, Honorare). Steuerpflichtig sind auch Nebenemolumente, welche, wie die

Weihnachtsgratifikationen der kaufmännischen Angestellten zwar nicht auf ausdrücklicher Vereinbarung

beruhen, aber denselben auch ohne eine solche vom Prinzipal in Anerkennung ihrer Leistungen her¬

kömmlich gewährt zu werden pflegen. (Vergleiche dagegen Artikel 23 Nr. 2 Abs. 2.)

Keinen Unterschied macht es, unter welcher Bezeichnung (Gehalt, Remnneration, Diäten, Wohnungs¬

geldzuschuß, Servis usw.) die Besoldung der Beamten gewährt wird- ebensowenig kommt es darauf au,

ob dieselbe etatsmäßig uud bei der Pensionierung anrechnungsfähig ist oder nicht. In letzterer Be--

ziehnng findet nur mit Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse der im Auslande stationierten Beamten

eine Ausnahme statt (Artikel 3 H Nr. 4).

3. Außer den baren Einnahmen ist auch der Geldwert der etwaigen Naturalbezüge einschließlich

des Mietwerts der freien Wohnung zu berücksichtigen. 3



Dienstwohnungen und Dienstländereien der Beamten, für welche ein Abzug an der Besoldung
stattfind et, sind dem steuerpflichtigen Einkommen nicht hinzuzurechnen, ebensowenig aber der als Miet¬

bzw. Pachtzins geltende Besoldungsabzug vom Einkommen abzurechnen.

Einem Besoldungsabzuge gilt es gleich, wenn Beamte und Offiziere den tarifmäßigen Wohnungs¬

geldzu schuß, zu dessen Bezüge sie an sich berechtigt sind, nur deshalb nicht erhalten, weil ihnen eine

Dienstwohnung gewährt ist.

Findet ein solcher Abzug an der Besoldung nicht statt, so ist das Einkommen aus Dienst¬

wohn ungen nach dem ortsüblichen Mietwerte, jedoch nicht höher, als mit fünfzehn vom Hundert des

baren Gehalts des Berechtigten in Ansatz zu bringen. Soweit Dienstwohnungen vermietet sind, ist

der Mietzins nach Maßgabe der Bestimmungen im Artikel 16 II anzurechnen.

4. Von der Einnahme sind abzurechnen:

s.) die etwaigen Geschäftsunkosten, insbesondere die Beiträge zu den Berufs- (Arzte- oder An¬

walts-) Kammern, die laufenden Ausgaben der Rechtsanwälte, Notare, Gerichtsvollzieher

für die Unterhaltung — nicht auch die Kosten für die erste Einrichtung — des Bureaus,

die laufenden Ausgaben der Arzte für das zur Besorgung der Praxis gehaltene Fuhrwerk,

der Künstler, Gelehrten für die Besoldung von Mitarbeitern oder Gehilfen, für die Be¬

schaffung der zur Ausübung der Berufstätigkeit erforderlichen Materialien, sowie für Instand¬

haltung nnd Ergänzung, nicht aber für die erste Anschaffung der erforderlichen Gerätschaften,

b) diejenigen für den Dienstherrn oder Arbeitgeber geleisteten Ausgaben, für welche die Ent¬

schädigung in der für die übernommene Tätigkeit gewährten Gegenleistung mit enthalten ist.

5. Von der Bestenernng ausgeschlossen und deshalb außer Ansatz zu lassen sind die im Artikel 3 II

zu 1e, 16, 3 und 4 bezeichneten Besoldungen und Besoldungsteile.k

Artikel 22.

Dienstaufwand.

Nicht zum steuerpflichtigen Einkommen gehört der zur Bestreitung des Dienstaufwandes

bestimmte Teil des Diensteinkommens der Beamten.

Im einzelnen gilt folgendes:

1. Bei Militärpersonen, Reichsbeamten, unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten, Geist¬

lichen nnd Lehrern an öffentlichen Unterrichtsanstalten, welchen ausdrücklich ein bestimmter Betrag

oder ein bestimmter Teil der Besoldung als Dienstaufwand (Dienstkostenaversum n. dgl.) bewilligt oder

in den Etats berechnet wird, bleibt dieser und nur dieser Betrag vou der Besteuerung frei, ohne daß

eine Untersuchung darüber stattfindet, ob der Beamte an diesem Betrag oder diesem bestimmten An¬

teile des Diensteinkommens etwa Ersparnisse macht, oder noch einen Teil seines sonstigen Einkommens

zum Dieustaufwande verausgabt.

2. Die in Privatdiensten angestellten Personen haben auf Erfordern den Nachweis zu liefern,

daß die in bestimmter Höhe gewährte Dienstaufwandentschädigung in der Tat in ihrem vollen Betrage

für die mit ihren dienstlichen Verrichtungen verbundenen Ausgaben Verwendung findet.

3. Abgesehen von dem Falle zu 2 findet eine besondere Berechnung und Abrechnung der Dienst¬

aufwandkosten nur dann statt, wenn das Diensteinkommen ohne ausdrückliche Bestimmung des Be¬

trags oder des Teiles zugleich die Entschädigung für den Dienstaufwand getroffener Vereinbarung ge¬

mäß mitenthält. Dies ist bei öffentlichen Beamten nach dem Inhalte der maßgebenden Etats und den

Anordnungen der zuständigen Behörden zu beurteilen.

4. Dem Dienstanfwande werden gleich geachtet und daher bei der Besteuerung ebenfalls außer

Ansatz gelassen:

a) die an Militärpersonen, Reichsbeamte, unmittelbare und mittelbare Staatsbeamte ausdrücklich

als Repräsentationskosten gewährten Bezüge'

b) Rcisekostenvergütungen und solche Tagegelder oder Remunerationen, welche an die zn g, er¬

wähnten Militärpersonen und Beamten für Dienstreisen und für die Dauer ihrer vorüber¬

gehenden Beschäftigung außerhalb ihres Wohnorts gewährt werden'

e) die aus öffentlichen Kassen als Entschädigung für die mit der Erfüllung staatsbürgerlicher

Pflichten verbundenen Aufwendungen gewährten Tagegelder und Reisekosten,' hierher gehören

insbesondere die deu Mitgliedern des Reichstags, des Hauses der Abgeordneten uud ariderer
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Körperschaften, den Mitgliedern der Gebäude, Gewerbe- und Einkommensteuerkommissionen

zustehenden Bezüge der gedachten Art.

Artikel 23.

Einkommen aus Rechten auf Periodische Hebungen und Vorteile irgend welcher Art.

Dasselbe umsaßt:

u) die Wartegelder uud Pensionen der Beamten und ihrer Hinterbliebenen (Witwen-, Waisen¬

gelder)-

b) sonstige fortlaufende Einnahmen, welche nicht als Jahresrenten eines beweglichen oder

unbeweglichen Vermögens anzusehen sind, endlich Unfall-, Alters-, Invalidenrenten,

Altenteils- und andere Rentenbezüge, welche an die Person des Empfangsberechtigten

geknüpft sind.

Von der Besteuerung ausgeschlossen sind die aus einer Krankenversicherung dem Versicherten

zustehenden Leistungen (Artikel 3 II Nr. 6).

Hierbei ist zu beachten:

1. Als fortlaufend gilt jede periodisch wiederkehrende Hebung, auch wenn dieselbe von vornherein

aus eine bestimmte Zeitdauer beschränkt ist,' dagegen werden einmalige Zuwendungen dem steuerpflichtigen

Einkommen nicht hinzugerechnet. Aus dem letzteren Grunde sind insbesondere die den Hinterbliebenen

von Reichs- und Staatsbeamten und Pensionären zustehenden Bezüge des Gnadenquartals beziehungs¬

weise des Gnadenmonats bei der Veranlagung der Hinterbliebenen außer Ansatz zu lassen, da diese

Bewilligung als eine einmalige Beihilfe anzusehen ist. Dasselbe gilt bezüglich der den Hinterbliebenen

der mittelbaren Staatsbeamten, Lehrer und Geistlichen zustehenden Gnadenbezüge.

2. Nur solche fortlaufende Hebungen (zu b) gelten als steuerpflichtiges Einkommen, welche auf

einem besonderen Rechtstitel (z. B. Vertrag, Verschreibung, letztwillige Verfügung, rechtsgültige

Verleihung von zuständiger Stelle) beruhen, auch wenn sie kündbar sind oder später widerrufen werden

können. Ob eine rechtsverbindliche Verpflichtung vorliegt, ist nach den Umständen des Einzelfakls zu
beurteilen.

Unterstützungen und andere Zuwendungen, oeren Entrichtung überhaupt oder deren Betrag von

dem freien Willen des Gebers abhängt uud welche auch nicht als Gegenleistung für eine Tätigkeit des

Empfängers gelten können (vgl. Artikel 21 Nr. 2), sind, auch wenn sich dieselben tatsächlich wieder¬

holen, zur Anrechnung nicht geeignet. Hierher gehören insbesondere die an Beamte ausdrücklich als

„Unterstützung" aus den dazu bestimmten Fonds bewilligten Beträge. Ebensowenig sind bei den

Empfängern steuerpflichtig solche Leistungen — z. B. der Eltern an ihre Kinder —, welche auf der

gesetzlichen Unterhaltungspflicht beruhen, auch wenn sie durch Privatrechtstitel zugesichert oder richterlich

festgestellt sind.

3. Keinen Unterschied macht es, ob die Verpflichtung des Gebers gegen den Empfänger selbst

oder gegen einen Dritten rechtsverbindlich eingegangen ist. Deshalb sind auch Zulagen, welche

Offiziere auf Grund der von ihren Vätern oder anderen Angehörigen gegenüber der Militärbehörde

übernommenen Verpflichtung beziehen, diesen Offizieren als steuerpflichtiges Einkommen anzurechnen.

Nach den nämlichen Grundsätzen (Nr. 2, 3) ist zu beurteilen, ob eine derartige Leistung vom

Einkommen des Gebers in Abzug gebracht werden darf (Artikel 4 II Nr. 2). Die Abrechnung findet

unter den gleichen Voraussetzungen statt, unter welchen die Anrechnung beim Empfänger begründet ist.

4. Wegen Berechnung des Einkommens aus den zu », und b erwähnten Bezügen finden die

Vorschriften des Artikels 21 zu Nr. 1 bis 3 gleichmäßige Anwendung.

5. Als steuerfrei bleiben außer Ansatz die im Artikel 3 II Nr. 1e, ä und 5 bezeichneten Pensionen,

Wartegelder, Verstümmelungszulagen und Ehrensolde.

5. Abzüge vom Gesamteinkommen.
Artikel 24.

Abzug der Schuldenzinsen und dauernden Lasten.

(§ 8 II Nr. 1, 2 des Gesetzes.)

Ist der Gesamtbetrag des Einkommens eines Steuerpflichtigen aus den einzelnen Quellen nach

Maßgabe der Bestimmungen der Artikel 8 bis 23 berechnet, so sind die nachweislich von ihm zu
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entrichtenden Schuldenzinsen, sowie diejenigen Renten und dauernden Lasten, welche, wie z. B. Alten¬

teile, ans Privatrechtstiteln oder auf Kirchenpatronatsverpflichtungen bernhen, in Abzug zu bringen.

1. Nur solche Schulden dürfen berücksichtigt werden, deren Bestehen keinem Zweifel unterliegt.

Der Steuerpflichtige braucht in der Steuererklärung zwar nur den Gesamtbetrag der abzugsfähigen

Schnldenzinsen anzugeben, mnsz aber zur Beseitigung der etwa bestehenden Bedenken auf Erfordern

— sei es zum Zwecke der Veranlagung, sei es bei Erörterung eines Rechtsmittels — für jede Schuld

den Namen und Wohnort des Gläubigers, das Datum der Schuldurkunde und den Prozentsatz der

Verzinsung angeben, auch die Zinsquittungen vorlegen.

2. Neben den Zinsen sind diejenigen Beiträge abzugsfähig, welche der Schuldner auf Grund

rechtlicher Verpflichtung zur allmählichen Tilgung eines auf seinein — städtischen oder ländlichen —

Grundbesitze haftenden Schuldkapitals entrichtet, insoweit die Tilgnngsbeiträge 1 Prozent des Kapitals

und den Betrag von 600 Mark jährlich nicht übersteigen.

Abgesehen hiervon sind Beträge, welche der Tllgung einer aufgenommenen Schuld dienen, nicht

a bzugsfähig. Dies gilt insbesondere stets dann, wenn die Tilgung nicht auf Grund rechtlicher Ver¬

pflichtung, also freiwillig erfolgt oder wenn es sich nicht um ein auf einem Grundbesitze haftendes

Schuldkapital handelt. Hieran ändert auch nichts, wenn die Beträge im Zwangswege (z. B. im Ge¬

haltsabzugsverfahren) von dem Schuldner beigetrieben werden.

Inwieweit die von dem Schuldner zu entrichtenden Jahresbeträge als Zinsen oder als Tilgungs¬

q uoten anzusehen sind, ist in jedem einzelnen Falle nach dem Inhalte der Schuldverschreibung, oder

nach den maßgebenden Reglements oder Statuten des darleihenden Kreditinstituts zu beurteilen.

3. Zinsen von Schulden, welche im kaufmännischen oder sonstigen gewerblichen Verkehre bestehen,

dürfen von dem Gesamteinkommen nicht nochmals in Abzug gebracht werden, da dieselben bei Er¬

mittelung des Gewinns aus dem betreffenden Geschäfte zu berücksichtigen sind.

4. Erstreckt sich die Besteuerung einer Person lediglich auf Einkommen ans preußischen Besol¬

dungen, Pensionen, Wartegeldern, aus preußischem Grundbesitz oder preußischem Gewerbebetrieb

(Artikel 2 zu a, bis a), so sind nur die Zinsen solcher Schulden und solche Lasten abzugsfähig, welche

zu den bezeichneten inländischen Quellen wirtschaftlich in Beziehung stehen.

Ist bei der Veranlagung eines Steuerpflichtigen Einkommen aus einer der im Artikel 3 II Nr. 1

und 2 bezeichneten nichtpreußischen Quellen außer Ansatz zu lassen, so darf von dem steuerpflichtigen

Eiukommen derjenige Betrag an Schuldzinsen, Renten und sonstigen Lasten nicht abgerechnet werden,

welcher zu jenen nichtpreußischen Ouelleu wirtschaftlich in Beziehung steht.

Eine wirtschaftliche Beziehung zwischen einer Schuld und dem Grundbesitz ist insbesondere anzu¬

nehmen, wenn die Schuld für den Erwerb oder zum Zwecke der Verbesserung oder Bebauung des

Grundstücks aufgenommen ist.

Die Eintragung im Grundbuch ist nicht entscheidend.

5. Ruht in den Fällen der Nr. 4 eine Schuld oder Last ungeteilt zugleich auf steuerpflichtigen

nnd nichtstenerpflichtigen Einkommensquellen, ohne daß eine besondere Beziehung zu der einen oder

anderen Quelle nachgewiesen werden kann, so ist der Gesamtbetrag der Schuldzinsen nach Verhältnis

des Eiukoinmens einerseits aus der steuerpflichtigen, anderseits aus der nicht steuerpflichtigen Quelle

zu teilen und der dem steuerpflichtigen Einkommen entsprechende Teilbetrag der Schuldzinsen in Abzug

zu bringen.

Artikel 25.

Weitere Abzüge vom Gesamteinkommen.

(§ 8 II Nr. 3, 4 des Gesetzes.)

Von dem Gesamteinkommen sind ferner abzurechnen:

1. Die von dem Steuerpflichtigen für seine Person gesetz- oder vertragsmäßig zu entrichtenden

Beiträge zn Kranken-, Unfall-, Alters- und Jnvalidenversicherungs-, Witwen-, Waisen und Pensions¬

kassen, soweit dieselben zusammen den Betrag von 600 Mark jährlich nicht übersteigen (Artikel 4 ll Nr. 3).

Beiträge dieser Art, welche der Steuerpflichtige für das von ihm zum Betriebe der Landwirtschaft,

eines Gewerbes oder einer anderen gewinnbringenden Tätigkeit gehaltene Personal entrichtet, kommen

hier nicht in Betracht, sondern sind als Geschäftsunkosten bei der Ermittelung des Reinertrags aus

diesem Betriebe zu berücksichtigen (vgl. Artikel 11 II Nr. 7, Artikel 18 II Nr. 7).
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Dagegen dürfen Beiträge, welche für die zu Haushaltungszwecken angenommenen Personen, ins¬

besondere für die zur persönlichen Bedienung gehaltenen Dienstboten zu leisteu sind, ebensowenig wie

deren Dienstlöhne in Abzug gebracht werden.

In: übrigen macht es keinen Unterschied, ob der Zahlung eine gesetzliche, statutarische oder frei¬

willig übernommene vertragsmäßige Verpflichtung zugrunde liegt; insbesondere sind auch abzurechnen

diejenigen Beiträge zur Allgemeinen Preußischen Witwenverpflegungsanstalt und zn anderen Witwen

usw. Kassen, welche steuerpflichtige Beamte fortentrichten, obwohl ihnen der Austritt aus diesen Kassen

freisteht.

Lebensversicherungsprämien (Artikel 4 II Nr. 4). Bei Abrechnung derselben ist folgendes zu

beachten:

a) Abzugsfähig sind nur die für die Versicherung eines Kapitals oder einer Rente ans das

Leben des Steuerpflichtigen selbst oder eines nicht selbständig zn veranlagen¬

den Haushaltungsangehörigen —nicht aber anderer Personen —gezahlten Prämien,

uud zwar uur für die Versicherung auf deu Todes- oder den Erlebensfall (sog. abgekürzte

Lebensversicherung), nicht auch für Aussteuer- und andere Versicherungen,'

Ii) ob die Versicherung bei einer inländischen oder ausländischen Gesellschaft oder Anstalt ab¬

geschlossen ist, macht keiueu Unterschied)

e) übersteigen die von einem Steuerpflichtigen gezahlten Prämien den Betrag von 600 Mark

jährlich, so ist die Abrechnung nur bis auf Höhe von 600 Mark gestattet'

ä) im übrigen geschieht dieselbe nach dem Betrage der Prämien für das letztvergaugeue

Kalenderjahr (Artikel 5 II), jedoch uuter Abzug der nach dem Maßstabe der gezahlten

Prämien dem Versicherten als Dividende oder unter anderer Bezeichnung vergüteten

Beträge,'

e) außer dem Betrage der Prämien ist in der Steuererklärung die Versicherungsanstalt, sowie

die Nummer der Police anzugeben, vom Steuerpflichtigen auch auf Erfordern die Police

nebst der letzten Präniienquittuug vorzulegen. '

3. Abzüge von persönlichen Kassenbeiträgen (Nr. 1 Absatz 1), sowie von Lebeusversichernngs-

Prämien (Nr. 2) sind bei denjenigen Steuerpflichtigen, welche der Einkommensteuer nur auf Grund der

Bestimmung des Artikels 2 unterliegen, nicht statthaft.

Dritter Abschnitt.

Steuerpflicht der nicht physischen Personen.

Artikel 26.

Steuerpflichtige Unternehmungen.

(§ 1 Nr. 4, 5, 6, § 2 Absatz 2 des Gesetzes.)

1. Der Einkommensteuer unterliegen:

s.) Aktiengesellschaften,

d) Kommanditgesellschaften auf Aktien,

e) Berggewerkschaften,

ä) Eingetragene Genossenschaften, deren Geschäftsbetrieb über den Kreis ihrer Mitglieder hin¬

ausgeht (siehe Nr. 3),

e) Vereine, einschließlich eingetragener Genossenschaften, zum gemeinsamen Einkaufe vou

Lebens- oder hauswirtfchaftlicheu Bedürfnissen im großen und Ablaß im kleinen, auch

wenn ihr Geschäftsbetrieb nicht über den Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht (siehe Nr. 4),

k) die Gesellschaften mit beschränkter Haftung,

welche einen Sitz in Preußen haben.

Der Steuerpflicht unterliegen jedoch nicht diejenigen Gesellschaften mit beschränkter Haftung:

aa) deren Gesellschafter ausschließlich öffentliche Korporationen in Preußen sind,

db) deren Einkünfte satzungsgemäß ausschließlich zu gemeinnützigen, wissenschaftlichen oder künst¬

lerischen Zwecken zu verwenden sind.
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Ob ein Sitz in Preußen begründet ist, ergibt sich nötigenfalls bei den Unternehmungen zu a, b,

6, s uud k aus dem Inhalte des Gesellschaftsvertrags oder Statuts (§ 182 Absatz 2 Nr> 1, § 320

Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs, Z 6 Nr. 1 des Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und Wirtschafts-

genossenschasteu, § 3 Nr. 1 des Gesetzes, betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung) oder

der Bestätiguugsurkuude, bei Berggewerkschaften aus der Belegeuheit des Bergwerks.

2. Unternehmungen der unter Nr. 1 a bis k bezeichneten Art, welche keinen Sitz in Preußen

haben, unterliegen der Einkommensteuer uur mit dem Einkommen aus preußischem Grundbesitz uud

aus preußischen Gewerbe- oder Handelsanlagen oder sonstigen gewerblichen Betriebstätten (vgl.
Artikel 2 zu e und Anmerkung dazu).

3. Eingetragene Genossenschaften, welche nicht zu den unter Nr. 1o und 4 bezeichneten Vereinen

ge hören, find steuerfrei, solange sie die ihrem Zwecke entsprechende Tätigkeit statutenmäßig und tat¬

sächlich auf deu Kreis ihrer Mitglieder beschränken. Ob diese Voraussetzung der Steuerfreiheit vor¬

liegt, ist nach den Umständen des Einzelfalls zu beurteilen. Daß der Geschäftsbetrieb über den Kreis

der Mitglieder hinausgeht, ist nicht schon dann anzunehmen, wenn die Genossenschaft mit Nichtmit-

gliederu überhaupt in Geschäftsverkehr tritt, sondern erst dann, wenn die Genossenschaft Nichtmitglieder

an denjenigen Zwecken teilnehmen läßt, zu dereu Erreichung sie gebildet worden ist. Beispielsweise

werden Magazinvereine oder Produktivgenossenschaften nicht dadnrch steuerpflichtig, daß Waren oder

Produkte an Nichtmitglieder verkauft werden, Wohl aber dadurch, daß die Genossenschaft auch Waren

von NichtMitgliedern in das Magazin aufnimmt oder znm Zwecke des Verkaufs ankauft.

Bei Beurteilung der Steuerpflicht der Kreditgenossenschaften ist die Verfügung vom 19. Januar

1901 (Mitt. H. 42 S. 6) zu beachten.

Treffen die Voraussetzungen der Steuerpflicht bei einer Genossenschaft zu, so findet bei Berechnung

des steuerpflichtigen Einkommens eine Unterscheidung zwischen dem durch deu Verkehr mit Mitgliedern

und dem durch den Verkehr mit N'chtmitgliedern erzielten Gewinne nicht statt.

4. Vereine zum gemeiusameu Einkaufe von Lebens- und hauswirtschaftlichen Bedürfuifseu im

großeu uud Ablaß im kleineu sind steuerpflichtig, ohne daß es darauf ankommt, ob ihr Geschäftsbetrieb

auf den Kreis der Mitglieder sich beschränkt oder darüber hinausgeht. Gleichgültig ist ferner, in

welchen rechtlichen uud geschäftlichen Formen der Verein betrieben wird, ob er z. B. eine eingetragene

Genossenschaft oder ob er eine der Rechtsfähigkeit entbehrende Personenvereinigung ist, ob er einen

offenen Laden unterhält oder nicht. Der Gegenstand des Unternehmens muß aber der Einkauf von

Lebens- oder hanswirtschaftlichen Bedürfnissen im großen und deren Ablaß im kleinen sein.

Es gehören mithin nicht hierher die Rohstoffvereine oder die Vereine zum gemeinschaftlichen Verkaufe

landwirtschaftlicher oder gewerblicher Erzeugnisse (Magazinvereine, Absatz- z. B. Molkereigenossen¬

schaften) oder die Vereine zur Herstellung von Gegenständen und zum Verkaufe derselben auf gemein¬

schaftliche Rechnung (Prodnktivgenoffenschaften). Nicht hierher gehören ferner die sogenannten Konsum¬

anstalten, welche vou den Inhabern größerer gewerblicher Unternehmungen zur Vermittelung des

Warenbezugs für Beamte uud Arbeiter der Unternehmung im Nebenbetrieb unterhalten werden.

5. Andere, als die unter Nr. 1 und 2 ausdrücklich benannten juristischen Personen, Korporationen,

Gesellschaften, Vermögensmassen oder Personenvereine, insbesondere offene Handelsgesellschaften, sind
als solche der Einkommensteuer uicht unterworfen.

Artikel 27.

Allgemeine Bestimmn,tgc» für das steuerpflichtigeEinkommen der nichtphysischen Personen.

(§§ 9, 25 Absatz 2 des Gesetzes.)

1. Die Veranlagung aller nichtphysischen Personen erfolgt nach dem durchschnittlichen Ergebnisse

der dei der Veranlagung unmittelbar vorangegangenen Geschäftsjahre und, wenn das Unternehmen

uoch nicht solange besteht, nach dem Durchschnitte der kürzeren Zeit, für welche Geschäftsabschlüsse
vorliegen.

2. Maßgebend ist für jede nichtphysische Person das von ihr angenommene Betriebsjahr. Als

der Veraulagnng mnnittelbar vorangegangen gilt das letzte Betriebsjahr, dessen Ergebnisse zur Zeit

der Veranlagung (Steuererklärung) festgestellt werden können. Dabei ist jedoch tunlichst darauf hiu-

zuwirkeu, daß bei jedem einzelnen Steuerpflichtigen die Reihenfolge der der Berechnung zugruude ge¬

legten Betriebsjahre uicht unterbrochen wird (vgl. Art. 56 Nr. 1). Die bei der Ziehung des
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Durchschnitts in Betracht kommenden Jahre bilden insofern eine Einheit, als der Verlust eines Jahres

von dem Gewinne der anderen Jahre in Abzug gebracht wird (vgl. auch Artikel 28, Nr. 5).

3. Die Feststellung des steuerpflichtigen Einkommens erfolgt auf Grund der für die maßgebenden

Betriebsjahre angefertigten Bilanzen, Jahresabschlüsse (Gewinn- und Verlustrechnuugen, Verwaltuugs-

rechnungen), sowie der darauf bezüglichen Beschlüsse der General- (GeWerken-) Versammlungen. Eine

Schätzung „nach dem mutmaßlichen Jahresertrage" findet bei nichtphysischen Personen nicht statt. Ihre

Veranlagung kann vielmehr erst erfolgen, wenn ein das Vorhandensein von Überschüssen ergebender

Abschluß vorliegt, und geschieht alsdann von dem Beginne des Monats ab, der auf deu Zeitraum

folgt, für welchen dieser Abschluß gemacht ist.

4. Die Veranlagung auch solcher Unternehmungen, welche in Preußen an verschiedenen Orten

Betriebsstätten uuterhalten, erfolgt einheitlich nach dem gesamten in Preußen steuerpflichtigen Ein¬
kommen.

5. Die steuerpflichtigen nichtphysischen Personen sind verpflichtet, ihre Geschäftsberichte und

Jahresabschlüsse, sowie die darauf bezüglichen Beschlüsse der Generalversammlungen alljährlich dem

Vorsitzenden der Veranlagungskommission einzureicheu (vgl. Artikel 52 III). Auf Gesellschaften mit

beschränkter Haftung erstreckt sich diese Verpflichtung indessen nur insofern, als solche Gesellschaften,

deren Unternehmen im Betriebe von Bankgeschäften besteht, die Bilanzen einzureichen haben.

Artikel 23.

Das steuerpflichtige Einkommen der nichtphysischen Personen mit Ausschluß der Gesellschaften mit beschränkter

Haftung.

(§ 15 des Gesetzes.)

1. Als steuerpflichtiges Einkommen der nichtphysischen Personen mit Ausschluß der Gesell

schaften mit beschränkter Haftung kommen in Anrechnung:

a) die Überschüsse, welche als Aktienzinsen oder Dividenden, gleichviel nnter welcher Be¬

nennung an die Mitglieder (Aktionäre, Kommanditisten, GeWerken, Genossen) verteilt werden,

nicht auch die an Mitglieder des Aufsichts- oder Verwaltungsrats, an Direktoren nnd

andere Beamte verteilten Tantiemen,' dagegen macht es keinen Unterschied, ob die Dividende

bar ausgezahlt oder dem Geschäftsguthaben zugeschrieben ist (§ 19 des Genossenschafts¬

gesetzes). Bei Kommanditgesellschaften auf Aktien gilt derjenige Teil der Überschüsse, welcher

an persönlich haftende Gesellschafter für ihre nicht auf das Gruudkapital gemachten Einlagen

oder als Tantieme verteilt wird, nicht als Einkommen der Gesellschaft,'

b) die ans den Überschüssen zur Tilgung der Schulden oder des Grundkapitals, zur Ver¬

besserung oder Geschäftserweiterung, sowie zur Bildung von Reservefonds (vgl. jedoch

Artikel 19 Absatz 4) verwendeten Beträge.

2. Als zur Verbesserung oder Geschästserweiternng verwendet gelten diejenigen Ausgaben, welche

weder zur Deckung von laufenden Betriebsunkosten, noch zur Erhaltung und Fortführung des Betriebs

in dem bisherigen Umfange dienen, sondern mit welchen Einrichtungen oder Anlagen zur Erzieluug

eines höheren Ertrags oder zur Ausdehnung des Betriebsumfanges bestritteu werdeu.

3. Bei Beurteilung der Frage, ob ein „Reservefonds" im Sinne der Vorschrift zu Nr. 1b ge¬

bildet ist, kommt es nicht auf die Benennung an. Als Reservefonds gilt jede aus den Überschüssen

gebildete Ansammlung, die im Einzelfall eine Vermehrung des Vermögens darstellt. Einer solchen

stehen diejenigen Beträge gleich, welche aus den Überschüssen zu außerordentlichen, über das Maß

.der regelmäßigen Absetzungen (vgl. Artikel 19 Absatz 3) hinausgehenden Abschreibungen verwendet
werden.

Anderseits bleiben außer Betracht solche Fonds, die lediglich zur Deckung bereits bestehender

Verpflichtungen dienen, insbesondere die bei den Versicherungsgesellschaften zur Rücklage für die Ver¬

sicherungssummen bestimmten Fonds. Hierher gehören diejenigen — in der Regel „Prämien-" und

„Gewinn-", oder „Dividenden-"Reserven genannten — Fonds der Lebensversicherungsgesellschaften,

welche das Deckungskapital bilden für die den Versicherten gegenüber durch den Versicherungsvertrag

übernommenen Verbindlichkeiten zur Zahlung der Versicherungssummen uud der deu Versicherten

selbst als sogenannte Dividende zurückzugewährenden Prämienüberschüsse.
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4. Diejenigen Verteilungen an Mitglieder, Kapitalrückzahlnngen oder Abtragungen, welche nicht

den Überschüssen, sondern den Reservefonds oder anderen Aktivbeständen entnommen sind, bleiben

bei der Ermittelung des steuerpflichtigen Einkommens stets außer Berechnung.

5. Von der Summe der gemäß Nr. 1 bis 3 anzurechnenden Überschußbeträge sind in Abzug zu

bringen 3^/z Prozent des in der Bilanz für das betreffende Geschäftsjahr aufgeführten Aktienkapitals.

Ergibt sich hierbei in einem der für die Durchschnittsberechnung maßgebenden Jahre ein Fehlbetrag,

so ist derselbe von dem etwaigen Überschuß der anderen Jahre abzurechnen (vgl. Artikel 27 Nr. 2

letzter Satz).

6. An Stelle des Aktienkapitals (Nr. 5) tritt bei eingetragenen Genossenschaften die Summe der

eingezahlten Geschäftsanteile (Geschäftsguthaben) der Mitglieder, bei Berggewerkschafteu das aus

dem Erwerbspreis und den Kosten der Anlage und Einrichtung beziehungsweise Erweiterung des

Bergwerks sich zusammensetzende Grundkapital. Beträge, welche zur Deckung der laufenden Betriebs¬

kosten uud zur Fortführung des Betriebs in dem bisherigen Umfang aufgewendet find, dürfen hierbei

nicht in Anrechnung kommeu. Soweit die Kosten der Anlage, Einrichtung oder Erweiterung eines

Bergwerks vor dem 1. April 1892*) aufgewendet sind, tritt an deren Stelle nach Wahl der Pflichtigen

der zwanzigfache Betrag der im Durchschnitt der letzten vier Jahre vor dem Inkrafttreten des Ein¬

kommensteuergesetzes, d. h. vor dem 30. Juli 1891**) verteilten Ausbeute.

Die zum Zwecke der Berechnung des Grundkapitals von den Gewerkschaften anzugebenden

Erwerbspreise, Kosten beziehungsweise Ausbeuten sind auf Erfordern durch Vorlegung der Bücher uud

Verwaltungsrechnungen nachzuweisen.

7. Bei deujeuigeu Unternehmungen, welche ihren Sitz nicht in Preußen haben, aber gemäß

Artikel 26 Nr. 2 der Einkommensteuer unterliegen, gilt als steuerpflichtiges Einkommen derjenige Teil

der nach den Bestimmungen zu 1 bis 6 zu berechnenden Überschüsse, welcher auf den Geschäftsbetrieb

in Prenßen beziehungsweise aus das Einkommen aus preußischem Grundbesitz entfällt.

Zu diesem Zwecke ist der aus dem preußischen Grundbesitz oder Gewerbebetrieb erzielte besondere

Gewinu zu ermitteln und nach dem Verhältnisse dieses Gewinnanteils zu dem gesamten Reingewinne

des Unternehmens der steuerpflichtige Teil der Überschüsse zu bestimmen.

Ist eine derartige besondere Gewinnberechnung nicht tuulich, so erfolgt die Feststellung des steuer¬

pflichtigen Teiles der Überschüsse nach den aus den tatsächlichen Betriebsverhältuissen eines jeden Unter¬

nehmens sich ergebenden Merkmalen, welche für die Gewinnerzieluug vornehmlich bestimmend sind,

insbesondere bei Versicherungsgesellschaften nach dem Verhältnis der in Preußen aufkommenden zu

der gesamten Prämieneinnahme, bei Hypothekenbanken nach dem Verhältnis des Betrags der von

preußischen Grundbesitzen: zu entrichtenden Darlehnszinsen zu der gesamten Zinseinnahme. Im

übrigen findet die Vorschrift des Artikel 17 I Absatz 4 entsprechende Anwendung.

8. Bei denjenigen Unternehmungen, welche ihren Sitz in Preußen haben (Artikel 26 Nr. 1), ist

mir das Einkommen aus den in einem anderen deutscheu Buudesstaat, in einem deutschen Schutzgebiet

oder in Osterreich belegenen Grundstücken oder den daselbst betriebenen Gewerben von der Besteuerung

ausgeschlossen (Artikel 3 II Nr. 1»., b). Die Feststellung des hiernach nicht steuerpflichtigen Teiles der

nach den Bestimmungen zu 1 bis 6 zu berechnenden Überschüsse erfolgt nach den vorstehend zu 7 an¬

gegebenen Grundsätzen.

Artikel 29.

Das steuerpflichtige Einkommen der Gesellschaften mit beschränkter Haftung.

(§§ 16, 18, 71 des Gesetzes.)

1. Als steuerpflichtiges Einkommen der Gesellschaften mit beschränkter Haftung gilt der erzielte

Geschäftsgewiuu. Dieser ist in derselben Weise, wie bei einem Einzelkaufmann, also unter sinngemäßer

Anwendung der Bestimmungen im Artikel 19 zu berechnen.

2. Bei solchen Gesellschaften, welche ihren Sitz nicht in Prenßen haben, aber gemäß Artikel 26

Nr. 2 der Einkommensteuer unterliegen, oder welche ihren Sitz zwar in Preußen haben, aber Ein¬

kommen ans Grundbesitz oder Gewerbebetrieb in einem anderen deutschen Bundesstaat oder in einem

5) In den Hohenzollernschen Landein vor dem 1. April 1901.
In den Hohenzollernschen Landen' vor dem 4. Angnst 1S00.



— 25 —

deutschen Schutzgebiet oder in Osterreich beziehen, ist zunächst der gesamte Geschäftsgewinn gemäß Nr. 1

und nnter entsprechender Anwendung der Bestimmungen im Artikel 28 Nr. 7 und 8 alsdann der in

Preußen steuerpflichtige Teil des Geschäftsgewinns zu ermitteln.

3. Die Feststellung der Steuersätze für die Gesellschaften mit beschränkter Haftung erfolgt nach

dem erhöhten Tarife des § 18 des Gesetzes (vgl. Artikel 311). Von den Mitgliedern der Gesell¬

schaften wird der auf den Gesellschaftsgewinn entfallende Teil der auf sie veranlagten Einkommen¬

steuer nach § 71 des Gesetzes nicht erhoben (vgl. Artikel 31 II).

4. Der Stenerpflicht unterliegen nicht solche Gesellschaften mit beschränkter Haftung,

a,) deren Gesellschafter — wie z. B. bei eineni von mehreren Kreisen begründeten Kleinbahn-

uuternehmen — ausschließlich öffentliche Korporationen in Preußen sind,

b) deren Einkünfte satzungsgemäß ausschließlich zu gemeinnützigen, wissenschaftlichen oder künst¬

lerischen Zwecken zu verwenden sind. Ist in einem Einzelfalle zweifelhaft, ob die Voraus¬

setzungen zu k vorliegen, so ist unter einstweiliger Aussetzung der Veranlagung an den
Finanzminister zu berichten.

5. Die Vorschriften im § 33 Nr. 2 nnd 3 des K.A.G. werden, wie hier nachrichtlich bemerkt

wird, durch die Heranziehung der Gesellschaften mit beschränkter Hastung zur Staatseiukommenstener
nicht berührt.

Vierter Abschnitt.

Steuersätze.

Artikel 30.

Die Steuersätze nnd ihre Ermäßigung nach den §§ 19 uud 20 des Gesetzes.

(§§ 17, 19, 20 des Gesetzes.)

I. Der zu veranlagende Steuersatz bestimmt sich für jeden Steuerpflichtigen (mit Ausnahme der

Gesellschaften mit beschränkter Haftung — vgl. hierüber Artikel 31, I) nach dem im § 17 des Gesetzes

vorgeschriebenen, dieser Anweisung als Beilage 1 angefügten Tarife. ,

II. § 19 des Gesetzes bestimmt: ^

Gewährt ein Steuerpflichtiger, dessen Einkommen den Betrag von 3000 Mark nicht übersteigt,

Kindern oder anderen Familienangehörigen auf Grund gesetzlicher Verpflichtung (§§ 1601 bis 1615 BGB.)

Unterhalt, so wird ihm von dem steuerpflichtigen Einkommen für jedes derartige Familienmitglied der

Betrag von 50 Mark in Abzug gebracht mit der Maßgabe, daß in jedem Falle eine Ermäßigung statt¬

findet um eine der im § 17 vorgeschriebenen Steuerstufen bei dem Vorhandensein von 3 oder 4, um

zwei Stufen bei dem Vorhandensein von 5 oder mehr derartigen Familienmitgliedern.

Bei Einkommen von mehr als 3000 Mark, aber nicht mehr als 6500 Mark, wird der im § 17

vorgeschriebene Steuersatz ermäßigt

um eine Stufe, weun der Steuerpflichtige 3 oder 4,

um zwei Stufen, wenn der Steuerpflichtige 5 oder mehr Kindern oder anderen Familien¬

angehörigen auf Grund gesetzlicher Verpflichtung Unterhalt gewährt.

Bei der Feststellung der für die Ermäßigung maßgebenden Personenzahl (Absatz 1 und 2) werden

nicht mitgerechnet die Ehefrau des Steuerpflichtigen und diejenigen Kinder nnd Angehörigen, welche

das vierzehnte Lebensjahr überschritten haben und entweder im landwirtschaftlichen oder gewerblichen

Betriebe des Steuerpflichtigen dauernd tätig sind oder ein eigenes Einkommen von mehr als der

Hälfte des ortsüblichen Tagelohnes nach ihrer Altersklasse und nach ihrem Geschlecht haben.

Ist nach Absatz 1 Ermäßigung unter den Steuersatz von 6 Mark begründet, so tritt Befreiung

von der Staatssteuer ein.

Zur Erläuterung dieser Bestimmung wird folgendes bemerkt:

1. Die Bestimmung läßt irgendwelchem Ermessen keinen Spielraun?,' ihre Anwenduug ist ge¬

boten, sobald ihre tatsächlichen Voraussetzungen zutreffen, dagegen ausgeschlossen, sofern

dies in dem einen oder anderen Punkte nicht der Fall ist.

2. Voraussetzung für die Anwendung des Absatzes 1 der Bestimmung ist, daß das dem Steuer¬

pflichtigen anzurechnende Gesamteinkommen höchstens 3000 Mark, für die Anweudnug des

Absatzes 2, daß das anzurechnende Gesamteinkommen höchstens 6500 Mark beträgt. Bei
4



höherem Einkommen ist die Nnwendung der Bestimmung ausgeschlossen, auch dann, wenn

in dem anzurechnenden Einkommen der Gewinnanteil aus einer Gesellschaft mit beschränkter

Haftung einbegriffen ist.

3. Die Gewähruug vou Unterhalt liegt nicht schon bor in dem Falle der Gewährung von

Unterstützungen, sie setzt vielmehr voraus, daß der Lebensunterhalt der Kinder bzw.

Familienangehörigen in Ermangeluug eines dazu ausreichenden eigenen Ein¬

kommens derselbe« in der Hauptsache tatsächlich vou dem Steuerpflichtigen bestritten wird.

4. Die Gewährung des Unterhalts muß auf Grund gesetzlicher Verpflichtung nach Maß¬

gabe der §§ 1601 bis 1615 des BGB. erfolgen. Personen, denen nach dem Inhalte dieser

Gesetzesvorschriften ein klagbarer Anspruch au den Steuerpflichtigen auf Gewährung von

Unterhalt nicht zustehen würde, kommeu mithin nicht in Betracht. Hierher gehören z. B.

alle diejenigen, denen der Steuerpflichtige lediglich auf Grund einer moralischen Verpflichtung

oder einer vertragsmäßigen Vereinbarung oder freiwillig Unterhalt gewährt.

5. Wenu die Voraussetzungen der Ziffern 2 bis 4 gegeben sind, werden Kinder und andere

Familienangehörige, welche bei Beginn des Steuerjahrs das vierzehnte Lebensjahr noch

nicht überschritten haben, in jedem Falle berücksichtigt. Von den älteren Kindern und

Familienangehörigen bleiben dagegen diejenigen außer Betracht, welche

u.) entweder im landwirtschaftlichen oder gewerblichen Betriebe des Steuerpflichtigen

dauernd, d. h. nicht nur vorübergehend, tätig sind, oder

d) ein eigenes Einkommen von mehr als der Hälfte des ortsüblichen Tagelohus nach

ihrer Altersklasse nnd nach ihrem Geschlechte haben.

Für die Feststellung des ortsüblichen Tagelohns (zu d) sind die nach § 8 des

Neichsgesetzes, betreffend die Krankenversicherung der Arbeiter, vom 15. Juni 1833

(R.-Ges.-Bl. 1892 S. 417) erfolgenden Festsetzungen des Regierungspräsidenten

maßgebend.

6. Die Ehefrau des Steuerpflichtigen wird in keinem Falle berücksichtigt.

III. Nach § 20 des Gesetzes ist bei Steuerpflichtige« mit Einkommen vou nicht mehr als

9500 Mark ferner eine Ermäßigung des — nach dem Steuertarif an sich zutreffenden — Steuersatzes

um höchstens drei Steuerstufeu zulässig, wenn besondere, die Leistungsfähigkeit des Steuerpflichtigen

wesentlich beeinträchtigende wirtschaftliche Verhältnisse vorliegen. Als Verhältnisse dieser Art kommen

nach der ausdrücklichen Bestimmung des Gesetzes lediglich in Betracht außergewöhnliche Belastungen

des Steuerpflichtigen durch

a) Unterhaltung und Erziehung der Kinder,
b) Verpflichtung zum Unterhalt mittelloser Angehöriger,

v) andauernde Krankheit,

Z) Verschuldung,

e) besondere Unglücksfälle.

Verhältnisse anderer Art begründen eine Berücksichtigung niemals und auch die vorstehend auf¬

geführten nur, sofern dadurch eine außergewöhnliche Belastung und eine wesentliche Beeinträchti¬

gung der Leistungsfähigkeit herbeigeführt wird. Ob diese Voraussetzungen als vorhanden anzuerkennen

sind, ist nach den Umständen eines jeden besonderen Falles zu beurteilen. Im einzelnen ist dabei

folgendes zu beachten:

Zu a) Die Belastung durch Unterhaltung bzw. Erziehung von Kindern und anderen Angehörigen

findet bei den Steuerpflichtigen mit einem Einkommen von nicht mehr als 6500 Mark bereits allge¬

mein durch die Bestimmungen zu II Berücksichtigung, uud wird daher nur in seltenen Ausnahme¬

fällen zu einer weiteren Ermäßigung dieser Steuerpflichtigen auf Grund des § 20 des Gesetzes be¬

gründeten Anlaß geben können.

Zn b) Für die Anwendung des § 20 macht es keinen Unterschied, ob ein Steuerpflichtiger,

welcher den Unterhalt mittelloser Angehöriger bestreitet und hierdurch nach seinen wirtschaftlichen Ver¬

hältnissen ungewöhnlich belastet ist, diese Leistung auf Gruud einer rechtlichen oder zur Erfüllung

einer moralischen Verpflichtung übernommen hat.

Zu e) Nur wirkliche Krankheit von längerer Dauer kommt in Betracht, insofern der Steuer¬

pflichtige dadurch zu ungewöhnlichen Aufwendungen genötigt oder in seinen Erwerbsverhältnissen,

wenn auch nur zeitweise, zurückgebracht worden ist.



— 27 —

Im übrigen kann nicht nur wegen Erkrankung des Steuerpflichtigen selbst, sondern, falls die

sonstigen Voraussetzungen zutreffen, auch wegen Erkrankung eines Familiemnitglieds Ermäßigung be¬

willigt werdeu.

Zu 6) Da bei Berechnung des steuerpflichtigen Einkommens die vom Steuerpflichtigen zu ent¬

richtenden Schuldenzinsen in Abzug gebracht werden, ist daneben eine besondere Berücksichtigung der

Schuldeulast uur unter der Voraussetzung statthaft, daß dieselbe — z. B, weil hohe Kapitalabzahlungen

zu leisteu sind — in außergewöhnlichem Maße drückend auf die Leistungsfähigkeit einwirkt.

Zu v) Nur solche Uuglücksfälle begründen eine Ermäßigung, welche — wie Verluste durch

Brandschaden, Viehseuche», Uberschwemmuugeu und dergl. — als außergewöhnliche anzu¬
erkennen sind.

Artikel 31.

Die Steuersätze der Gesellschaften mit beschränkter Haftung und deren Mitglieder.

(§§ 18, 71 des Gesetzes.)

I. Für die Gesellschaften mit beschränkter Haftung bestimmt sich der zu veranlagende Steuersatz

nach dem durch § 18 des Gesetzes vorgeschriebenen, dieser Anweisung als Beilage 2 angefügten, er-

höhten Tarife. S-^ ^
II. Für solche Steuerpflichtige, welche Mitglieder einer in Preußen steuerpflichtigen Gesellschaft

mit beschränkter Haftung sind, bestimmt § 71 des Gesetzes:

1. Von Steuerpflichtigen (§ 1), welche Gesellschafter einer in Preußen steuerpflichtigen Gesell¬

schaft mit beschränkter Haftung (§ 1 Nr. 6) sind, wird derjenige Teil der anf sie veran¬

lagten Einkommensteuer nicht erhoben, welcher auf Gewinnanteile von Gesellschaften mit

beschränkter Haftnng entfällt.

Ist der Gesellschafter eine der im § 1 Nr. 4 und 5 genannten nichtphysischen Personen,

so gilt als der Berechnung des nicht zu erhebenden Betrages zugrunde zu legendes Gesamt¬

einkommen das nach § 15 ermittelte Einkommen, jedoch ohne den Abzug von 3^ Prozent

des Kapitals.

Die sich nach Nr. 1 Absatz 1 und 2 ergebenden, nicht auf volle Mark lauteudeu Steuer¬

beträge werden bis zum Betrage von weniger als 50 Pfennig nach unten, beim Betrage

von 5V Pfennig uud mehr nach oben auf den nächsten vollen Markbetrag abgerundet.

2. Ist der von der Gesellschaft im letztvergangenen Geschäftsjahre erzielte Geschäftsgewinn nur

zu einem Teil in Preußen steuerpflichtig, so wird bei Berechnung des nicht zu erhebenden

Betrages (Nr. 1) uur eiu entsprechender Teil des auf den Gesellschafter verteilten Ge¬

winnes berücksichtigt.

3. Die Vorschriften in Nr. 1 und 2 finden nur Anwendung, wenn

a) die Gesellschaft mit beschränkter Haftung in dem letztvergangenen Steuerjahre zur Ein¬

kommensteuer in Preußen herangezogen worden ist,

b) der Steuerpflichtige eine Steuererklärung abgegeben uud in dieser den von ihm empfan¬

genen Geschäftsgewinn besonders bezeichnet hat,

0) der Abzug des Einkommens des Steuerpflichtigen aus einer Gesellschaft mit be¬

schränkter Haftnng von seinem steuerpflichtigen Gesamteinkommen eine Veränderung der

Steuerstufe zur Folge haben würde.

Von dem Vorhandensein der Voraussetzung zu -i wird bei der Veranlagung für 1907 abgesehen.

III. Zur Erläuterung der Vorschriften zu II wird folgendes bemerkt:

1. Jin Sinne der Nr. 1 des Z 71 gelten als Gesellschafter einer in Preußen steuerpflichtigen

Gesellschaft mit beschränkter Hastung auch:

a) Teilhaber einer offenen Handelsgesellschaft, welche Mitglied einer Gesellschaft mit be¬

schränkter Haftung ist.

Zum Zwecke der Berechnung des außer Hebung bleibenden Steuerbetrags wird der

auf die offene Handelsgesellschaft entfallende Gewinnanteil auf die einzelneu Teilhaber

nach Maßgabe ihrer Beteiligung bei der offenen Handelsgesellschaft verteilt)
4»



I>) persönlich haftende Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft, welche Mitglied einer Ge¬

sellschaft mit beschränkter Haftung ist. Der anf die Kommanditgesellschaft entfallende

Gewinnanteil wird aus die persönlich haftenden Gesellschafter verteilt.

2. Maßgebend für die Berechnung ist stets der von der Gesellschaft in dem dem Steuerjahre

vorangegangenen Kalenderjahr auf den Steuerpflichtigen tatsächlich verteilte Gewinn, welcher

dem Steuerpflichtigen in Gemäßheit von Artikel 8 I Nr. 2 und Artikel 5 II bei seiner Ver¬

anlagung angerechnet ist.

3. Die Nummer 2 des § 71 findet auch auf solche Gesellschaften mit beschränkter Haftung An¬

wendung, die iu Preußen nur auf Grund des § 2 Abs. 2 des Gesetzes steuerpflichtig sind.

4. Voraussetzung für die Anwendbarkeit des § 71 ist nach Nr. 3 a desselben, daß die Gesell¬

schaft mit beschränkter Haftung in dem letztvergangenen Steuerjahre zur Einkommensteuer

in Preußen herangezogen worden ist. Bei der Veranlagung für 1907 ist von dieser

Voraussetzung abzusehen. Für dieses Jahr hat vielmehr vor der Anwendung des § 71

anf einen Einzelfall der Vorsitzende der Veranlagungskommission zu prüfen, ob nach den

Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes die Gesellschaft in Preußen und — ini Falle

der Nummer 2 des § 71 — mit welchem Teilbetrag ihres Geschäftsgewinns sie in Preußeu

steuerpflichtig ist.

ü. Den außer Hebung zu setzenden Steuerbetrag bestimmt der Vorsitzende der Veranlagnngs-

kommissiou, gegeu desseu Entscheidung dem Steuerpflichtigen die innerhalb vier Wochen bei

dem Vorsitzenden einzulegende Beschwerde an die Regiernng offen steht. Gegen die Ent¬

scheidung der Negierimg ist innerhalb vier Wochen die Beschwerde an den Finanzminister

zulässig.

Fünfter Abschnitt.
Die Steuererklärungen.

Artikel 32.

Die Verpflichtung zur Abgabe der Steuererklärung.

(§Z 25, 26, 30, 84 des Gesetzes.)

1. Jeder bereits mit einem Einkommen von mehr als 3000 Mark zur Einkommensteuer ver¬

anlagte Steuerpflichtige ist aus die jährlich durch öffentliche Bekanntmachung ergehende

Aufforderung zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet. Die Veranlagungsbehörden sind

angewiesen, jedem hiernach zur Steuererklärung Verpflichteten bei Erlaß der öffentlichen Aufforderung

ein Stenererklärnngsformnlar mitzuteilen,' hiervon ist aber weder der Eintritt der Verpflichtung noch

der Lauf der Frist zur Abgabe der Steuererklärung (Nr. 5) abhängig. Steuerpflichtige, welchen ein

Formular uicht zugegangen ist, können ein solches an den in der öffentlichen Aufforderung bezeichneten

Stellen kostenlos in Empfang nehmen.

2. Die noch nicht mit einem Einkommen von mehr als 3000 Mark zur Einkommensteuer ver¬

anlag ten Personen sind zur Abgabe einer Steuererklärung verpflichtet, sobald eine besondere Auf-

forderuug des Vorsitzenden der Veranlagungskommission an sie ergeht. Sie sind, falls letzteres nicht

geschieht, auf ihr Verlangen zur Abgabe einer Steuererklärung innerhalb der in der öffentlichen Auf¬

forderung bestimmten Frist zuzulassen.

3. Bei Gesellschaftern einer in Preußen steuerpflichtigen Gesellschaft mit beschränkter Haftung

wird nach § 71 des Gesetzes derjenige Teil der auf sie veranlagten Einkommensteuer nicht erhoben,

welcher anf den Anteil des Gesellschafters am Gesellschaftsgewinn entfällt. Es ist dies indessen an die

Voraussetzung geknüpft, daß der Gesellschafter eine Steuererklärung abgegeben und in dieser den von

ihm empfangenen Gesellschaftsgewinn besonders bezeichnet hat.

4. Die Steuererklärungen sind für Personen, welche unter Pflegschaft oder Vormundschaft stehen,

vom Pfleger oder Vormund, für nichtphysische Personen (Artikel 26) von den zur Vertretung derselben

nach außen berechtigten Vorstandsmitgliedern (Repräsentanten), für minderjährige Kinder, welche unter

elterlicher Gewalt steheu, vom Vater, wenn aber die elterliche Gewalt der Mutter zusteht, vou dieser

abzugeben. Im Falle des § 1693 des BGB. ist auch der der Mutter bestellte Beistand zur Abgabe
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der Steuererklärung für die seiuer Pflegschaft unterstellten Kinder zuzulassen. Jusoweit der gesetzliche

Vertreter eines Steuerpflichtigen durch rechtswirksame Verfügung von der Verwaltuug des Vermögens

ausgeschlossen ist, ist auch der zu der Verwaltung Berufene hinsichtlich des Einkommens ans dem von

ihm verwalteten Vermögen zur Abgabe der Steuererklärung zuzulassen.

Für Personen, welche abwesend oder sonst verhindert sind, die Steuererklärung selbst abzugeben,

kann die Steuererklärung durch Bevollmächtigte, welche ihren Auftrag auf Erfordern nachzuweisen

haben, abgegeben werden.

Die Erfüllung der Steuererklärungspflicht seitens eines von mehreren Vertretern befreit die

übrigen Verpflichteten von ihrer Verbindlichkeit.

5. Die Steuererklärung ist innerhalb der in der Aufforderung bestimmten, auf mindestens

2 Wochen zu bemesseuden Frist bei dem Vorsitzenden der Veranlagungskommission schriftlich oder zu
Protokoll abzugeben.

Diese Frist ist jedoch für die in außereuropäischen Ländern und Gewässern Abwesenden auf

6 Monate, für andere außerhalb des Deutschen Reiches Abwesende auf 6 Wochen, für die übrigen

Abwesenden auf 3 Wochen verlängert. ' <

Schriftliche Steuererklärungen können durch die Post frankiert eingesendet werden; znr Sicherung

des Steuerpflichtigen empfiehlt sich in diesem Falle die Senduug als „Einschreibebrief", da der Absender
die Gefahr trägt. t

Artikel 33.

Form und Inhalt der Steuererklärungen.

(§ 27 des Gesetzes.)

1. Die Steuererklärung über das Einkommen physischer Personen ist nach dem beiliegenden

Formular I abzugeben und dabei namentlich folgendes zu beachten: i.

а) dem eigenen Einkommen hat der Steuerpflichtige das etwaige besondere Einkommen seiner Seite

nicht selbständig zu veranlagenden Ehefrau (Artikel 6) hinzuzurechnen,'

d) das steuerpflichtige Einkommen aus jeder der vier im Artikel 3 unterschiedenen Hauptquelleu

ist nach Anleitung der Bestimmung der Artikel 8 bis 23 besonders zu berechnen, und das

Ergebnis getrennt nach den Quellen in die dafür bestimmten Rubriken 1 bis 4 des

Formulars einzutragen. Stellt sich als Ergebnis der Berechnung des Einkommens aus

einer einzelnen Quelle ein Verlust heraus, so ist auch dies anzugeben und bei der Fest¬

stellung des Gesamteinkommens zu berücksichtigen,'

o) besonders anzugeben sind die in dem Formular unter s. bis ä bezeichneten Ausgabe» uud

die von dem Grundeigentums, dem Gewerbebetrieb und dem Bergbau zu entrichtenden

direkten Kommunalsteuern, deren Abzug beansprucht wird; vou Gesellschaftern einer Gesell¬

schaft mit beschränkter Haftung ferner die Höhe des empfangenen Gesellschaftsgewinns

(Artikel 32 Nr. 3),-

б) das Einkommen, welches der Steuerpflichtige aus einem außerhalb seines Wohnorts

belegenen Grundbesitz oder betriebenen Gewerbe bezieht, ist bei Angabe des Gesamt¬

einkommens unter Nr. 2 bzw. 3 der Steuererklärung zu berücksichtigen, außerdem aber

am Schlüsse besonders anzugeben.

2. Die Steuererklärung über das Einkommen nichtphysischer Personen (Artikel 26) erfolgt nach Mufier
den anliegenden Formularen II und III unter Beachtung der in den Artikeln 27, 28 und 29 für die "nd

Berechnung des steuerpflichtigen Einkommens dieser Unternehmungen angegebenen Grundsätze. Seite Jg
3. Im übrigen gibt der Vordruck der Formulare die erforderliche Anleitung zur Ausfüllung, und

Dein Steuerpflichtigen steht es frei, die seiner Angabe zugrunde liegenden Durchschuittsberechuungeu

oder andere zum Verständnis der Angaben dienende Erläuterungen uud Zusätze in die Steuererklärung

oder in eine derselben beizufügende Anlage aufzunehmen.

Die in Zweifelsfällen vom Steuerpflichtigen mündlich nachgesuchte Belehrung wird vom Vor¬

sitzenden der Veranlagungskommission bereitwillig auch mündlich erteilt.

4. Die Steuererklärung ist unter der Versicherung abzugeben, daß die Angaben nach bestem

Wissen uud Gewisse» gemacht sind, zu datieren uud vou dem zur Abgabe Verpflichteten durch Namens¬

unterschrift zu vollziehen.

l
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Artikel 34.

Die zur Schätzung des Einkommens erforderlichen Nachwcisungen.

(§ 28 des Gesetzes.)

Dem Steuerpflichtigen soll aus seinen Antrag, soweit es sich um nur durch Schätzung zu ermit¬

telndes Einkommen handelt, gestattet werden, in die Steuererklärung statt der ziffermäßigen Angabe

des Einkommens diejenigen Nachweisungen auszunehmen, deren die Veranlagungskommission zur Schätzung

desselben bedarf.

Zur Erläuterung wird folgendes bemerkt:

1. Die im § 28 des Gesetzes als Ausnahme zugelassene Art und Weise der Steuererklärung

ist in ihrer Anwendung ausdrücklich auf Einkommen beschränkt, welches nur durch Schätzung, also nicht

durch Gegenüberstellung wirklicher Einnahmen und Ausgaben im Wege der Berechnung ermittelt
werden kann.

2. Diese Voraussetzung trifft stets zu, wenn hinsichtlich einer Einkommensquelle ein Jahresergebnis

noch nicht vorliegt und die Höhe des Einkonimens daher nach dem mutmaßlichen Ertrage für das

Steuerjahr geschätzt werden muß (Art. 5).

3. Abgesehen von den Fällen zu 2 bezieht sich der Inhalt der Steuererklärung niemals auf

einen noch ungewissen, zukünftigen, sondern stets auf den in einem vergangenen Zeitraume tatsächlich

erzielten Ertrag. Gleichwohl kann auch hierbei für gewisse Bestandteile des Einkommens die Schätzung

nicht entbehrt werden, teils weil es sich nicht immer um bare oder genau auszusondernde Einkünfte

handelt, teils weil das Gesetz behufs Feststellung des steuerpflichtigen Einkommens Abzüge gestattet,

deren Höhe nicht durch wirklich geleistete Ausgaben bestimmt wird. So bedürfen regelmäßig einer

Schätzung:

der Mietwert der Wohnung im eigenen Hause, der Geldwert der freien Beköstigung oder anderer

Naturalbezüge, der Geldwert der im Haushalte verbrauchten Erzeugnisse der eigenen Wirtschaft, sofern

die Umstände eine genaue Trennung dieses Verbrauchs von dem Verbrauche für die Zwecke des Wirt-

schastsbetriebs uicht gestatten, feruer die Werte, mit welchen Warenbestände, zweifelhafte Forderungen

eines Kaufmanns in die Bilanz einzustellen sind, die Höhe der angemessenen Abschreibungen sür Ge¬

bäude, Maschinen usw.

In allen diesen Fällen ist es nicht etwa dem Belieben des Steuerpflichtigen überlassen, ob er

überhaupt ziffermäßige Angaben über sein Einkommen machen will. Das entspräche weder der Absicht

noch dem Wortlaute des Gesetzes. Denn nur aus Gründen, welche in der Natur des Einkommens

selbst liegen, soll die Entbindung von der ziffermäßigen Angabe des Einkommens beansprucht werden

dürfen, nicht aber etwa deshalb, weil der Steuerpflichtige die zur Erfüllung der Deklarationspflicht

erforderlichen Aufzeichnungen über seine tatsächlichen Einnahmen und Ausgaben unterläßt. Die Ent¬

bindung von ziffermäßigen Angaben findet somit nur in Ansehung derjenigen bestimmten Einkommensteile

uud Rechnungsansätze statt, für welche diese besondere Voraussetzung zutrifft. Hinsichtlich der übrigen

Bestandteile des Einkommens darf der Steuerpflichtige dagegen die ziffernmäßigen Angaben nicht

ablehnen.

4. Liegen nach Nr. 2 oder Nr. 3 die Voraussetzungen des § 28 vor, so steht es dem Steuer¬

pflichtigen gleichwohl frei, die behufs Abgabe der Steuererklärung etwa erforderlichen Schätzungen

selbst vorzunehmen. Will er dies nicht, so muß er ausdrücklich beantragen, daß ihm die Angabe der

zur Schätzung erforderlichen Nachweisungen gestattet werde.

Der Antrag ist auf der Steuererklärung oder in einer besonderen Eingabe oder mündlich zu

Protokoll, iu jedem Falle aber innerhalb der zur Abgabe der Steuererklärung bestimmten präklusivischen

Frist (Artikel 32) bei dem Vorsitzenden der Veranlagungskommission anzubringen und durch genaue

Bezeichnung desjenigen Einkommens, um dessen Schätzung es sich handelt, zu begründen. Es empfiehlt

sich zugleich, diejenigen Nachwcisungen beizubringen, welche zur sachgemäßen Schätzung erforderlich sind,

außerdem aber auch die keiuer Schätzung bedürfenden Bestandteile, welche für die Feststellung des Ein¬

kommens in Betracht kommen, ziffermäßig anzugeben.

5. Im einzelnen hängt es von den besonderen Uniständen eines jeden Falles ab, welche Nach-

weisungcn und Angaben vou dem Steuerpflichtigen beizubringen sind. Jedenfalls müssen stets die¬

jenigen Tatsachen und Verhältnisse erschöpfend dargelegt werden, deren Kenntnis erforderlich ist, um
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das Einkommendes betreffenden Steuerpflichtigen nach Maßgabe der Vorschriften des zweiten Ab¬
schnittes dieser Anweisung in seinem wirklichen Betrage zu ermitteln.

Die folgenden Beispiele mögen dies erläutern:
-i) Kann ein Landwirt die Schätzung des Mietwerts seiner Wohnuug und des Geldwerts der

im Haushalt verbrauchten Erzeugnisse der eigenen Wirtschaft nicht selbst bewirken, und will
er deshalb von der Befugnis nach § 28 des Gesetzes Gebrauch machen, so muß er ins¬
besondere angeben:

behufs Schätzung des Mietwerts
eine Beschreibung des Wohngebäudesnach baulicher Beschaffenheit und Größe, deu Feuer¬
versicherungswert, sowie die Auslagen für die Versicherung des Gebäudes gegen Feuers¬
gefahr (s. Artikel 16 I)-

behufs Schätzung des Verbrauchs
soweit tunlich die Gattungen, sowie von jeder Gattung die Mengen der tatsächlich im Durch¬
schnitt der maßgebendenJahre verbrauchtenNaturalien, soweit aber diesen Anforderungen
nicht genügt werden kann, diejenigenTatsachenund Verhältnisse, welche ein zutreffendes
Urteil über den wirklichen Verbrauch durch Vergleichung mit anderen Haushaltungen gleichen
Umfanges begründen können,'

d) liegt für eine Einkommensquelleein Jahresergebnisnoch nicht vor, so werden die Angaben
regelmäßig auf folgende Punkte sich erstrecken müssen:

bei Einkommen aus Kapitalvermögen
die Höhe des Vermögens, die Art seiner Anlegung, den Zinssatz, bei Aktien und anderen
Geschäftsanteilen die in den letzten Jähren den Besitzern gleicher Anteile zugeflossenen Erträge'

bei Einkommen aus landwirtschaftlich benutztem Grundbesitz
den Flächenranmder bewirtschaftetenBesitzung, die Bodenbeschaffenheit,die Kulturarten,
den Viehstand, die bisherigen Wirtschaftsergebnisse, soweit sie bekannt sind, den Betrag der
abzugsfähigen Ausgaben, Bestand der Vorräte zur Zeit der Wirtschaftsübernahmeund der
Steuererklärung,'

bei Einkommen aus Handel und Gewerbe
genaue Beschreibung des Betriebs, den etwa gezahlten Ubernahmepreis, das Anlage- und
Betriebskapital, die bisherigenBetriebsergebnisse,die abzugsfähigenAusgaben, Bestand der
Waren, Roh- und Hilfsstoffe zur Zeit des Betriebsanfangesund der Steuererklärung.
Werden Handelsbücher geführt, so sind Auszüge aus ihnen und insbesondere die gefertigte
Eröffnungsbilanz und Inventur beizufügen.

6. Ob die Voraussetzungen,nnter welchen dem Antrage stattgegebenwerden darf, vorliegen, ob
die vom Steuerpflichtigenbeigebrachten Nachweisnngen zur Schätzung des Einkommens genügen, oder
ob und welche weiteren Angaben zu erfordern sind, unterliegt der Beurteilungder Veranlagungs¬
kommission.

7. Durch Anbringung eines unzulässigen oder nicht mit den erforderlichenAngaben begründeten
Antrags wird die Verpflichtungzur Abgabe der Steuererklärung nicht erfüllt.

Artikel 35.

Folge» der Fristversäumung.
(§ 31 des Gesetzes.)

Wer die ihm obliegende Steuererklärung (Artikel 32) nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist
abgibt, hat neben der im Veranlagnngs- und Rechtsmittelverfahrenendgültig festgestellten Steuer einen
Zuschlag von 5 Prozent zu derselben zu zahlen.

Wer die Steuererklärung nicht längstens innerhalb 2 Wochen nach einer nochmaligenan ihn zu
richtenden besonderen Aufforderungabgibt, hat einen ferneren Steuerzuschlag von 25 Prozent zu
entrichten.
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Die Festsetzung des Zuschlags (Abs. 1 uud 2) steht der Regierung zu, gegen deren Entscheidung

innerhalb 4 Wochen die Beschwerde an den Finanzminister zulässig ist.

Die Festsetzung unterbleibt, wenn Umstände dargetan werden, welche die Versäumnis entschuld¬

bar machen.

Wird die Steuer im Lause des Jahres auf Grund der §§ 63 oder 64 des Gesetzes ermäßigt

oder in Abgang gestellt, so tritt auch eiue entsprechende Ermäßigung oder Absetzung des Zuschlags ein.

Artikel 36.

Strafbestimmungen und Nachbesteuerung.

Das Einkommensteuergesetz bestimmt im
§

Wer wissentlich in der Steuererklärung oder bei Beantwortung der vou zuständiger Seite an

ihn gerichteten Fragen, oder zur Begründung eines Rechtsmittels

a) über seiu steuerpflichtiges Einkommen oder über das Einkommen der von ihm zu vertretenden

Steuerpflichtigen unrichtige oder unvollständige Angaben macht, welche geeignet sind, znr

Verkürzung der Steuer zu führen,

b) steuerpflichtiges Einkommen, welches er nach den Vorschriften dieses Gesetzes anzugeben

verpflichtet ist, verschweigt,

wird, wenn eiue Verkürzung des Staates stattgefunden hat, mit dem 4- bis 10 fachen Betrage der

Verkürzung, andernfalls mit dem 4- bis 10 fachen Betrage der Jahressteuer, um welche der Staat

verkürzt werdeu sollte, mindestens aber mit einer Geldstrafe von 100 Mark bestraft.

An die Stelle dieser Strafe tritt eine Geldstrafe von 20 bis 100 Mark, wenn aus den Um¬

ständen zu entnehmen ist, daß die unrichtige oder unvollständige Angabe oder die Verschweigung

steuerpflichtigen Einkommens zwar wissentlich, aber nicht in der Absicht der Steuerhinterziehung er¬

folgt ist.

Derjenige Steuerpflichtige, welcher, bevor eine Anzeige erfolgt oder eine Untersuchung eingeleitet

ist, seine Angabe an zuständiger Stelle berichtigt oder ergänzt, beziehungsweise das verschwiegene

Einkommen angibt und die vorenthaltene Steuer in der ihm gesetzten Frist entrichtet, bleibt straffrei.

§ ?3.

Die Einziehung der hinterzogenen Steuer erfolgt neben und unabhängig von der Strafe.

Die Verbindlichkeit zur Nachzahlung der Steuer verjährt in 10 Jahren und geht auf die Erben,

jedoch für diese mit einer Verjährungsfrist von 5 Jahren und nur auf Höhe ihres Erbauteiis, über.

Die Verjährungsfrist beginnt mit Ablauf des Steuerjahres, in welchem die Hinterziehung begangen
wurde.

Die Festsetzung der Nachsteuer steht der Regierung zu, gegen deren Entscheidung nur Beschwerde

binnen einer Ausschlußsrist von vier Wochen an den Finanzminister zulässig ist.

§ 85.

Ein Steuerpflichtiger, welcher entgegen den Vorschriften des Gesetzes unveranlagt geblieben ist,

ist zur Entrichtung des der Staatskasse eutgangeneu Steuerbetrags verpflichtet. Die gleiche Verpflich¬

tung tritt ein, wenn mit Bezug auf eiueu Steuerpflichtigen, ohne daß eine strafbare Hinterziehung

vou Steuer stattgefuuden hätte (§§ 72, 73), nachträglich neue Tatsachen oder Beweise ermittelt werden,

welche eiue höhere Veranlagung des Steuerpflichtigen begründen. Die Verpflichtung erstreckt sich aus

die drei Steuerjahre zurück, welche dem Steuerjahre, in dem die Verkürzung festgestellt worden, vor¬

ausgegangen sind.

Die Verpflichtung zur Zahlung der Nachsteuer geht auf die Erben, jedoch nur bis zur Höhe des

Erbteils, über.

Die Veranlagung der Nachsteuer erfolgt einheitlich für den ganzen Zeitraum, auf welchen sich

die Verpflichtung erstreckt, nach den Vorschriften dieses Gesetzes.



Artikel 37.

Geheimhaltung dcr Steuererklärungen.

Das Einkommensteuergesetz bestimmt im

§ 57.

Die Mitglieder der Kommissionen haben dem Vorsitzenden mittels Handschlags an Eidesstatt zn

geloben, daß sie bei den Kommissionsverhandlungen ohne Ansehen der Person, nach bestem Wissen

und Gewissen Versahren und die Verhandlungen, sowie die hierbei zn ihrer Kenntnis gelangenden Ver¬

hältnisse der Steuerpflichtige» strengstens geheim halten werden.

Das gleiche Gelöbnis haben vor einein von der Regierung zu eruennenden Kommissar diejenigen

Vorsitzenden abzulegen, welche nicht schon als Beamte vereidigt sind.

Die bei der Steuerveranlagung beteiligten Beamten sind zur Geheimhaltung der Kommissions¬

verhandlungen, sowie der zu ihrer Kenntnis gelangenden Verhältnisse der Steuerpflichtigen kraft des

von ihnen geleisteten Amtseides verpflichtet. Die Steuererklärungen sind unter Verschluß aufzu¬

bewahren und dürfen, ebenso wie die Kommissionsverhandlnngen über dieselben nnr zur Kenntnis

durch ihren Amtseid zur Geheimhaltung verpflichteter Beamten gelangen.

§ 75.

Die bei der Steuerveranlagung beteiligten Beamten, sowie die Mitglieder der Konimissionen

werden, weun sie die zn ihrer Kenntnis gelangten Erwerbs-, Vermögens- oder Einkommensverhältnisse

eines Steuerpflichtigen, insbesondere anch den Inhalt einer Steuererklärung oder der darüber ge¬

pflogenen Verhandlungen unbefugt offenbaren, mit Geldstrafe bis zu 1500 Mark oder mit Gefängnis

bis zu 3 Mouaten bestraft.

Die Verfolgung findet nur auf Antrag der Regierung oder des betroffenen Steuerpflichtigen statt.
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VcranlagimMczirk Muster I.
(Zn Artikel 33 Nr. 1.^

Steuererklärung
zum Zwecke der Veranlagung

(Name)

(Stand) M (Wohnort)

zur Einkommensteuer für das Steuerjahr 1907

(umfassend den Zeitraum vom 1. April 1907 bis zum 31. März 1908).

(Straße, Hausnummer)

Mein steuerpflichtiges Jahreseinkommen einschließlich des Einkommens meiner Kinder, an welchem mir kraft

elterlicher Gewalt die Nutznießung zusteht, und einschließlich des Einkommens meiner Ehefrau (s. Anweisung Art. 6)
beträgt:

nicht mehr

L »!>

F-s ßA

. . Q ^
^ ^ L

^ L? li!

1. Aus Kapitalvermögen: Geldwerte Vorteile aus Kapitalforderungen jeder Art (s. Anweisung
Artikel 8, 9), nach dem Ergebnisse des Kalenderjahrs 1906*), insbesondere Zinsen (auch ans
Sparkasseneinlagen, Reservefonds, Bankierguthaben u. dgl.), Renten, Dividenden, Gewinnanteile (auch
aus Vergwerkskuxen).

Gewinne aus den nicht im Handels- oder Gewerbebetrieb unternommenen Spekulationsgeschäften.

2. Aus Grundvermögen: Betrieb der Land- und Forstwirtschaft auf eignen oder fremden Grund¬
stücken, Verpachtung, Vermietung, anderweitige Nutzung (z, B. Nießbrauch) von Liegenschaften und
Gebäuden, einschließlich des Mietwerts der Wohnung im eigenen Hause und des Geld¬
werts der im Haushalte verbrauchten Wirtschastserzeugnisse — nach Abzng der Bewirt-
schastungskosten (s. Anweisung Artikel 10 bis 16) — nach dem Ergebnisse des Kalender¬
jahrs 1906*) — indessen der Ertrag aus Land- und Forstwirtschaft auf eigenem oder gepachtetem
Grundbesitze, wenn über den Betrieb geordnete, den Reinertrag ziffermäßig nachweisende Bücher
geführt werden, nach dreijährigem Durchschnitte. (Wegen der Steuern s. unten Anmerknng.)

3. Aus Handel und Gewerbe, einschließlich der Zinsen des im Betrieb angelegten eigenen
Kapitals sowie des Geldwerts der im Haushalt verbrauchten Erzeugnisse nud Waren des
eigenen Betriebs — nach Abzug der Geschäfts-und Betriebskosten (s. Anweisung Artikel 17 bis 20)
— nach dem Ergebnisse des Kalenderjahrs 1906*) — wenn aber Handelsbücher nach Vorschrift
der §H 38ss des Handelsgesetzbuchs geführt werden, nach dreijährigem Durchschnitte.

(Wegen der Steuern siehe unten Anmerkung.)

4. Aus Gewiun bringender Beschäftigung und aus Rechten auf fortlaufende Einnahmen, welche
nicht unter Nr. 1 bis 3 begriffen sind (f. Anweisung Art. 21 bis 23), nach dem Ergebnisse des
Kalenderjahrs 1906*) — insbesondere Gehalt, Besoldung, Lohn, Tantieme, Remuneration, Grati¬
fikation, Gebühren, Provistonen, Wohnungsgeldznfchnß, Wartegeld, Penstonen, Witwen-, Waisengeld,
Wert der freien Wohnung und anderer Naturalbezüge, Verdienst (nach Abzug der Unkosten) aus schrift¬
stellerischer, wissenschaftlicher, künstlerischer Tätigkeit, aus ärztlicher oder Anwaltspraxis.

als Mari

I» dem angegebenen Einkommen ist einbegriffen ein im Kalenderjahr 190li empfangener Gewinn¬
anteil ans der in Preußen steuerpflichtigen Gesellschaft mit beschränkter Haftung

(Firma) in (Sitz) von Mark

zusammen

Anmerkung: Die von dciu Gnmdcigciitume, dem Gewerbebetrieb und dem Bergbau zu entrichtenden direkte» Kommuualsteiieni sind bis zur Höhe der
staatlich veranlagten Grund», Gebäude» und Gewerbesteuer abziigssähig <s, — insbesondere auch wegen der Gut-Zbezirke — Anweisung Art. l I. Nr. ü>. Die abgezogenen
Beträge sind auf der Seite 2 der Steuererklärung unter .V anzugeben — Mehrbeträge an direkten Komuiiinalrcalstcncrn lind die Staats- lind kommunal»
ciukomiucnstcurr und die Ergäuzuugsstcuer dürfen nicht abgezogen werden.

Insoweit für eine Einkommensquelle ei» Jahresergebnis noch nicht vorliegt, erfolgt Schätzung nach dem mutmaßlichen Jahresertrage.

b*
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Übertrag

Hiervon sind abzuziehen (nach dem Betrage für das Steuerjahr 1906):

(Die folgenden Ausgaben dürfen nicht, wie Betriebs- und Geschäftskosten, von dem Einkommen zu 1 bis t
vorweg abgezogen, sondern müssen besonders angegeben werden.)

-i) Zinsen von Hypotheken und anderen Schulden (mit Ausnahme der Zinsen von Geschästs-
schnlden, welche bei Berechnung des Einkommens zu 3 berücksichtigt sind) und die aus Gruud recht¬
licher Verpflichtung zur allmählichen Tilgung eines auf dem Grundbesitze hastenden Schnldkapitals
zu entrichtenden Beiträge, insoweit dieselben 1°/o des Kapitals und den Betrag von 600 Mark jährlich
nicht übersteigen (s. Anweisung Artikel 24). (Sonstige Kapitalsabzahlungen sind nicht abzugsfähig.)

k) Dauernde auf Verträgen, Verschreibungen, letztwilligen Versüguugen oder ans Kirchenpatronats-
verpslichtnng beruhende Lasten, z. B. Altenteile, zu zahlende Renten (siehe Anweisung Artikel 4 II.
Nr. 2 nnd Artikel 23 Nr. 2, 3).

c) Beiträge z» Kranken-, Sterbe-, Unfall-, Alters- nnd Jnvalidenversicherungs-, Witwen-, Waisen-
und Pensionskassen für die eigene Person des Steuerpflichtigen bis zum Höchstbetrage von 600 Mark.

(Nicht hierher gehöre» Kassenbeiträge für das zum Wirtschafts- oder Gewerbebetrieb usw.
angenommene Personal, welche bei Ermittelung des Einkommens (Seite 1 des Formulars,
Nr. 2, 3 nnd 4) unter den zulässigen Wirtschafts- und Betriebskosten zu berücksichtigen sind. Kassen¬
beiträge für die zu persönlichen Dienstleistungen oder für den Haushalt gehaltenen Per¬
sonen sind nicht abzugsfähig.)

ci) LebrnSversichernngsprämie an die Versicherungsgesellschaft
Police Nr. (der Abzng ist mir bis zum Höchstbetrage von 600 Mark zulässig, s. Anweisung
Artikel 2b Nr. 2. — Die Versicherung muß auf die eigene Person des Steuerpflichtigen oder
auf nicht selbständig zu veranlagende HaushaltungSangehörige, darf aber nicht anf das 5,'eben
irgend einer anderen Person abgeschlossen sein — Prämien für Ansstener-, Militärdienst- und
ähnliche Versicherungen sind nicht abzngssähig).

Anmerkung z» » bis S! Die zur Bestreitung
der persönlichen Bedürfnisse, insbesondere des Hanö-
haltS der Steuerpflichtigen, sowie die zum Nntcr»
halt ihrer Angehörigen gemachten Ausgaben und
die freiwillig, wenn auch sortlaufcud, an andere ge¬
leisteten Untcrstubnngcn dürfen vom Einkommen
nicht in Abzug gebracht werden.

zusammen

Mithin beträgt das Gesamteinkommen

Mark Pf-

Mark

X. Bei den auf Seite 1 nntcr Nr. 2 nnd 3 angegebenen Beträgen sind als von dem Grundeigentum!!,
dem Gewerbebetrieb und dem Bergbau zu entrichtende direkte Kommuualstenern bis zur Höhe der staatlich
veranlagten Steuern in Abzug gebracht!

Mark

1. Grundsteuer .
2. Gebäudesteuer.
3. Gewerbesteuer.

vorseitig
v. In den umstehenden Angaben ist das Einkommen eingerechnet, welches aus dem außerhalb des
!g bezeichneten Wohnorts belegenen Grundbesitze, Gewerbebetriebe bezogen wird, nämlich aus!

unter
Nr.

Mal!

A u merk » » g : Hicrnebe» könne» Steuerpflichtige m!t
einem Eiulomme» bis zu V5W Mark, welche gemäss

1!> des (Arsches auf Ermäsiiguug des StcuersaheS
Ansprach habe», oder Steuerpflichtige mit einem Ein-
kommen uon nicht mehr als !»!>VV Mark, welche
glauben, das! bei thuen Umstände vorliegen, die eine
Ermäsiignng deS Stcuersabcs grmiis: 8 A) des Ge-
seheS rcchtsertige» (ansiergewöhnliche Belastung des
Steuerpflichtige» durch Unterhaltnng uud Erziehung
der Kinder, Berpslichtung zum Unterhalten mittellvser
Angehöriger, andauernde Krankheit, Bcrschuldnng
oder besondere IlngliiiiSfiillc), die zur Begrnnduug
dicuriide» tatsächlichen Angaben machen, insbesondere
Zahl nnd Alter der unterhaltenen Angehörige» an»
geben.

Ich versichere hiermit, die vorstehendenAngaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht zu haben.

— (Ort), den... ten - 199

querer. ,ärnngen ohue Untersch rift (Bor- und Znnan.e)
gelten als nicht abgegeben.
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Seite 1 und 2 des Formulars sind in jedem Falle, den Verhältnissen des Steuerpflichtigen entsprechend

Md getrennt nach den angegebenen Rubriken auszufüllen,' zur Vermeidung von Rückfragen und Be^

anstandungen empfiehlt es sich jedoch, die den Angaben auf Seite 1 und 2 zugruude liegenden Berechnungen

hierunter oder auf einer besonderen Anlage mitzuteilen, insbesondere alle erheblichen Verschiedenheiten gegen das

Vorjahr zu erläutern.

Auch wird empfohlen, die Angaben auf Seite 1 des Formulars zu 1, 2 und 3 uud auf Seite 2 zu s.

und b durch Ausfüllung des folgenden Formulars zu erläuteru.

Täte! des Formulars:

Zu 1. Das angegebene Einkommen aus Kapitalvermögen (im Fall der Veränderung gegen das Vorjahr) hat sich verändert, weil

Zu 2. Das angegebene Einkommen aus Grundvermögen umfaßt:

») Einkommen aus Gebäuden

Bezeichnung derselben

Anmerkung! Der Vordruck: Mietwert
der eigenen Wohnung umsasit nur die
Wohuung des Steuerpflichtige» und seiner
A^ehörigen. Hür Gebäude uud Gebäude-
icile, welche der Eigentümer zu seinem Laud >
wirtslhasts- oder Gewerbebetriebe be¬
im«, kommt ein Mierwert nicht in Ansatz,
d« der Berechnung der Einkünfte aus der
»andwirtfchaft oder dem Gewerbe unter den
»»losten auch nicht in Abzug. Abzüge für
sscueroersicherung, Rcparaturennnd Abuntznng
au derartigen, zum Landwirtsch»sts> oder G»
mcrdrbctricbc benutzten Gcbiiudeu oder Ge¬
bäudeteilen sind hier nur statthaft, insoweit
solchenicht bereits als Bewirtschaftuugs- oder
Geschäftskosten bei Berechnnng des Ein-
lMmenS aus dem Landwirtschafts- oder Ge»
wlrbrbetriebc berücksichtigt worden sind.

und zwar:

den Mietwert der eigenen Wohnung mit . ,

die Mieteinnahmcn für das Kalenderjahr IWll

Davon sind abzuziehen:

Feuerversicherungsprämie

für Reparaturen

für Abnutzung Prozent von dem Fenerkafsen-

wert, welcher Mark beträgt . . . .

zusammen

Mark

znfammen

Mark

verbleiben

b) Einkommen aus Liegenschaften (nach Abzug der Bewirtschaftuugskosten) — wenn über den Betrieb

Land- und Forstwirtschaft geordnete, den Reinertrag ziffermäßig nachwerfende Bücher geführt werden,

dreijährigem Durchfchuitte, sonst nach dem Ergebnisse des Kalenderjahrs 1906

aus Hektar Ar selbstbewirtschasteten, eigenen

aus Hektar Ar selbstbewirtschasteten, gepachteten

dazu der Geldwert der im eigenen Haushalt verbrauchten, selbstgewoitnenen Erzeugnisse

c) die Pachteinnahme des Kalenderjahrs 1S06 aus Hektar Ar verpachteten Grundstücken

der

nach

zusammen

Zu 3. Einkommen aus Handel und Gewerbe.

Gegenstand des Betriebs

Mark

Da Handelsbücher nach Vorschrift der 38 ff. des Handelsgesetzbuchs geführt werden, ist das angegebene gewerbliche Ein¬
kommen berechnet

nach dem Ergebnisse
des Geschäftsjahrs

19

mit Mark

19

19

zusammen

Davon Vs ^

In dieseill Betrag ist mitenthalten der Geldwert der im eigenen Haushalte verbrauchten, dem Geschäft entnommenen Gegen
stände mit durchschnittlich Mark für das Jahr.
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Seite 2 des Formulars: In Abzug sind gebracht:

Zu .1. Zinsen (nebst etwaigen Amortisationsbeiträgen) von Hypotheken und anderen Schulden.

Angabe

des Schuldbetrags

Name, Stand, Wohnort und Wohnung
<Stratzi und Hausnummer)

des Gläubigers

Zinsfuß

Etwaiger
Amorti-

sations-
beitrag

Jahreszinsbetrag

zusammen: zusammen i

I zusammen:

Zu d. Dauernde, aus Verträgen, Nerschreibungen, letztwilligen Verfügungen oder auf Kirchen
Patronatsverpflichtung beruhende Lasten.

Nähere Bezeichnung

der Last

Name, Stand, Wohnort
und Wohnung

(Straße und Hausnummer)
des Empfängers

Nähere Bezeichnung
des Vertrags,

der Verschreibung, der
letztwilligen Verfügung usw.

Jahresleistung
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'Lcranlagnugsbezirk
Mnstrr H.

Formular für nichtphysische Personen
ni. Ausschluß d. Gesellschaften in. beschr. Haftung.

Steuererklärung
zum Zwecke der Veranlagung

(Firma)

(Sid, Betriebsstätte)M

zur Einkommensteuer für das Steuerjahr 1907
(umfassend den Zeitraum vom 1. April 1907 bis 31. März 1908).

Das steuerpflichtige Einkommen des oben bezeichneten Unternehmens beträgt nicht mehr, als

Mark.

Es wird versichert, daß diese Angabe nach bestem Wissen und Gewissen ^gemacht ist.

M 190

In dem angegebenen Einkommen ist einbegriffen
ein im Kalenderjahr 190k empfangener Gewinnanteil
der in Preußen steuerpflichtigen Gesellschaft mit be¬
schränkter Hastung

von Mark

(Firma)

(Unterschrift)

Der vorstehenden Angabe liegt folgende Berechnung zugrunde:

1. s) Das für die Berechnung des Abzugs von 3'/, Prozent maß¬
gebende Kapital (Artikel 28 Nr. S, 6) beträgt

b) also nach dreijährigem Durchschnitt

2. Ausweislich der eingereichten Jahresabschlüsse siud

aus den Überschüssen

k) verteilt als Dividende- (Gewinnanteil, Ausbeute) an die Mit¬
glieder (Aktionäre, Gesellschafter, Gewerken)*)

t>) außerdem verwendet
znr Tilgung der Schulden, des Grundkapitals
zur Verbesserung oder Geschästserweiterung
zur Bildung von Reservefonds
zu außerordentlichen Abschreibungen (s. Artikel 28 Nr. 1, 3 der

Anweisung)

zusammen . . .

also durchschnittlich für ein Jahr . . .

Hiervon gehen ab 3>/, Prozent des Kapitals zu 1b . . .

verbleibt steuerpflichtiges Einkommen . . .

für die Geschäftsjahre
190 190 190

Mark Mark Mark

Bei Nntcrnchmuuge», welche nicht mit ihrem Gesamt¬
einkommen in Preicheu steuerpflichtig sind, ist nebenstehend
außerdem das sür die Aussondern»-! des steuerpflichtigenoder
steuerfreien Teiles maßgebende Verhältnis sür jedes der
obigen Jahre anzugeben. (Bergl. Art. 28 Nr. 7, 8 der An¬
weisung.)

*) Bei Kommanditgesellschastenauf Aktien kommt derjenige Teil der Überschüsse, welcher an persönlich hastende Gesellschaftersür ihre nicht auk
daS Grundkapital gemachten Einlagen oder als Tantieme verteilt wird, nicht mit in Ansatz.
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Veranlagnilgslitzir? Muster III.
Formular für Gcscllschaflcn

mit bcschriinkter Haftung

sttutrer >! lürnng
zum Zwecke der Veranlagung

^ - - (Firma)

lN — - - (Sitz, BetriebSstätte)

zur Einkommensteuer für das Steucrjahr 1997

(umfassend den Zeitraum vom 1. April 1öL>7 bis zum AI. März 1908).

Das steuerpflichtige Einkommen des oben bezeichneten Unternehmens beträgt nicht mehr als

Mark,

Es wird versichert, daß diese Angabe nach bestem Wissen und Gewissen gemacht ist.

ten 190 ..

In dem angegebenen Eintommen ist einbegriffen
ein im Kalenderjahre lilvü empsangciicr Gewinnanteil
der in Prensien steuerpflichtigen Gesellschaft mit be¬
schränkter Haftung

von Mark

(Firma)

(Unterschrift'

Der vorstehenden Angabe liegt folgende Berechnung zugrunde:

Der erzielte, nach Vorschrift des Art. 29 der Anweisung berechnete Geschnftsaewiun des Unter«

nehmens hat betragen

für das Geschäftsjahr 190 Mark

für das Geschäftsjahr 190 Mark

für das Geschäftsjahr 190 . Mark ...

zusammen Mark , davon ^ Mark.

Bei stcuerpslichtigen Gesellschaften, welche nicht mit ihrem
^csamteinkommen ui Preichen steuervslichtig sind, ist neben¬
stehend außerdem das für die ilusjondcimig des steuer¬
pflichtigen oder steuerfreien Teiles maßgebende Verhältnis
für jedes der obigen Jahre anzugeben. <Art. 2g Nr. 2 Art. 2«
Slr> 7. 8 der Anweisung.)
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Beilage 1

zu Art. W I,

Ginkommensteuerwris
nach § 17 des Gesetzes.

bei einem Einkommen

Die Einkommensteuer beträgt jährlich

bei einem Einkommen

von mehr bis von mehr bis von mehr bis
als: einschließlich: als: einschließlich: als: einschließlich

Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark

900 1050 6 19 500 20 500 600 78 000 30 000 2 900
1050 1 200 9 20 500 21 500 630 80 000 82 000 3 000
1 200 1350 12 21500 22 500 660 82 000 84 000 3 100
1350 1500 16 22 500 23 500 690 84 000 86 000 3 200
1500 1 650 21 23 500 24 500 720 86 000 88 000 3 300
1 650 1 800 26 24 500 25 500 750 88 000 90 000 3 400
1800 2 100 31 25 500 26 500 780 90 000 92 000 3 500
2 100 2 400 36 26 500 27 500 810 92 000 94 000 3 600
2 400 2 700 44 27 500 28 500 840 94 000 96 000 3 700
2 700 3 000 52 28 500 29 500 870 96 000 98 000 3 800
3 000 3 300 60 29 500 30 500 900 98 000 100 000 3 900
3 300 3 600 70 30 500 32 000 960 100 000 105 000 4 000
3 600 3 900 80 32 000 34 000 1040 105 000 110 000 4 200

3 900 4 200 92 34 000 36 000 1 120 110 000 115 000 4 400
4 200 4 500 104 36 000 38 000 1200 115 000 120 000 4 600

4 500 5 000 118 38 000 40 000 1280 120 000 125 000 4 800

5 000 5 500 132 40 000 42 000 1 360 125 000 130 000 5 000

5 500 6 000 146 42 000 44 000 1440 130 000 135 000 5 200

6 000 6 500 160 44 000 46 000 1 520 135 000 140 000 5 400

6 500 7 000 176 46 000 48 000 1600 140 000 145 000 5 600

7 000 7 500 192 48 000 50 000 1680 145 000 150 000 5 800

7 500 8 000 212 50 000 52 000 1 760 150 000 155 000 6 000

3 000 8 500 232 52 000 54 000 1 840 155 000 160 000 6 200

8 500 9 000 252 54 000 56 000 1 920 160 000 165 000 6 400

9 000 9 500 276 56 000 58 000 2 000 165 000 170 000 6 600

9 500 10 500 300 58 000 60 000 2 080 170 000 175 000 6 300

10 500 11500 330 60 000 62 000 2 160 175 000 180 000 7 000

11500 12 500 360 62 000 64 000 2 240 180 000 185 000 7 200

12 500 13 500 390 64 000 66 000 2 320 135 000 190 000 7 400

13 500 14 500 420 66 000 68 000 2 400 190 000 195 000 7 600

14 500 15 500 450 68 000 70 000 2 480 195 000 200 000 7 800

15 500 16 500 480 70 000 72 000 2 560 U. s. f.
16 500 17 500 510 72 000 74 000 2 640 um je um je
17 500 18 500 540 74 000 76 000 2 720 5 000 Mark 200 Mark

18 500 19 500 570 76 000 78 000 2 800 steigend. steigend.

bei einem Einkommen

k
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Beilage 2
(zu Art. 31 I). Ginkommensteuertarif

für die Gesellschaften mit beschränkter Haftung
nach § 18 des Gesetzes.

bei einem Einkommen
Die Einkommensteuer beträgt jährlich

bei einem Einkommen bei einem Einkommen

von mehr bis von mehr bis von mehr bis
als! einschließlich: als: einschließlich: als: einschließlich

Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark
900 1050 7 24 500 25 500 940 82 000 84 000 3 640

1 050 1200 10 25 500 26 500 980 84 000 86 000 3 740
1200 1 350 14 26 500 27 500 1020 86 000 88 000 3 840
1 350 1500 18 27 500 28 500 1060 88 000 90 000 3 940
1 500 1 650 24 28 500 29 500 1100 90 000 92 000 4 040
1 650 1 800 30 29 500 30 500 1 140 92 000 94 000 4 140
l 800 2100 36 30 500 31500 1 180 94 000 96 000 4 240
2 100 2 400 42 31500 32 500 1220 96 000 98 000 4 340
2 400 2 700 48 32 500 33 500 1 260 98 000 100 000 4 440
2 700 3 000 56 33 500 34 500 1 300 100 000 104 000 4 600
3 000 3 300 66 34 500 35 500 1 340 104 000 108 000 4 780
3 300 3 600 76 35 500 36 500 1 380 108 000 112 000 4 960
3 600 3 900 86 36 500 37 500 1420 112 000 116 000 5 140
3 900 4 200 96 37 500 38 500 1460 116 000 120 000 5 320
4 200 4 500 112 38 500 39 500 1500 120 000 124 000 5 500
4 500 5 000 132 39 500 40 500 1540 124 000 128 000 5 680
5 000 5 500 148 40 500 41 500 1580 128 000 132 000 5 860
5 500 6 000 164 41 500 42 500 1 620 132 000 136 000 6 040
6 000 6 500 180 42 500 43 500 1 660 136 000 140 000 6 220
6 500 7 000 200 43 500 44 500 1 700 140 000 144 000 6 400
7 000 7 500 220 44 500 45 500 1 740 144 000 148 000 6 580
7 500 8 000 240 45 500 46 500 1 780 148 000 152 000 6 760
8 000 8 500 260 46 500 48 000 1840 152 000 156 000 6 940
8 500 9 000 280 48 000 50 000 1 940 156 000 160 000 7 120
9 000 9 500 300 50 000 52 000 2 040 160 000 164 000 7 300
9 500 10 500 340 52 000 54 000 2 140 164 000 168 000 7 480

10 500 11500 380 54 000 56 000 2 240 168 000 172 000 7 660
11500 12 500 420 56 000 58 000 2 340 172 000 176 000 7 840
12 500 13 500 460 58 000 60 000 2 440 176 000 180 000 8 020
13 500 14 500 500 60 000 62 000 2 540 180 000 184 000 8 200
14 500 15 500 540 62 000 64 000 2 640 184 000 188 000 8 380
15 500 16 500 580 64 000 66 000 2 740 188 000 192 000 8 560
16 500 17 500 620 66 000 68 000 2 840 192 000 196 000 8 740
17 500 18 500 660 68 000 70 000 2 940 196 000 200 000 8 920
18 500 19 500 700 70 000 72 000 3 040

u- s- f-19 500 20 500 740 72 000 74 000 3 140
um20 500 21500 780 74 000 76 000 3 240 je um je

21500 22 500 820 76 000 78 000 3 340 4000 Mark 180 Mark
22 500 23 500 860 78 000 80 000 ' 3 440 steigend. steigend.
23 500 24 500 900 80 000 82 000 3 540
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ö. Ergänzungssteuer.

Erster Abschnitt.

Stenerpflicht.

Artikel 1.

Unbeschränkte Stenerpflicht.

(§ 2 I. des Gesetzes.)

Physische Personen unterliegen der Ergänzungssteuer mit ihrem gesamten steuerbaren Vermögen

(Artikel 4 bis 6) unter denselben Voraussetzungen, unter welchen sie gemäß Artikel 1 Nr. 1 bis 4 der

Eink. Anw. mit ihrem gesamten Einkommen der Einkommensteuer unterliegen.

Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Gesellschaften mit beschränkter Haftung,

eingetragene Genossenschaften und andere nichtphysische Personen unterliegen der Ergänzungssteuer nicht.

Artikel 2.

Beschränkte Steuerpflicht.

(§ 2 II. des Gesetzes.)

1. Physische Personen, auf welche die Voraussetzungen der allgemeinen Steuerpflicht (Artikel 1)

nicht zutreffeu, unterliegen ohne Rücksicht auf Staatsangehörigkeit, Wohnsitz oder Aufenthalt der Er-

gänznngssteuer nur nach dem Werte

a) ihres preußischen Grundbesitzes,

b) ihres dem Betriebe der Land- oder Forstwirtschaft, dem Betriebe des Bergbaus oder eines

stehenden Gewerbes in Preußen dienenden Anlage- und Betriebskapitals.

2. Die Land- und Forstwirtschaft, sowie der Bergbau (Nr. 1b) gelte» als in Preußen betrieben,

sofern die Grundstücke oder Bergwerke, auf denen der Betrieb stattfindet, innerhalb des preußischen

Staatsgebiets belegen sind. Ob der Betrieb auf eigenen oder fremden Grundstücken (z. B.

Pachtweise) stattfindet, macht keinen Unterschied.

3. Unter die Bestimmungen zu 1b fällt nicht jede in Preußen geübte gewerbliche Tätigkeit.

Es müssen die Voraussetzungen vorliegen, unter denen eine Betriebsstätte in Preußen im Sinne

des Artikel 2 o der Eink. Anw. anzunehmen ist.

Die persönliche Steuerpflicht der in Preußen sich aufhaltenden Vertreter eines auswärtige»

Unternehmens richtet sich »ach den Vorschriften des Artikels 1.

4. Wegen der zum Anlage- und Betriebskapital gehörigen Werte wird auf Artikel 10 bis 12

verwiesen.

Artikel 3.

Stcnerbefrciilngcn.

(§ 3 des Gesetzes.)

Wegen der persönlichen Befreiungen von der Ergänzungssteuer wird auf Artikel 38 der Eink. Anw.

verwiesen.
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Zweiter Abschnitt.
Maßstab der Besteuerung.
I. Allgemeine Grundsätze.

Artikel 4.

Steuerbares Vermögen.

(§ 4 des Gesetzes.)

Der Ergänzungssteuer unterliegt das gesamte Vermögen der gemäß Artikel 1 steuerpflichtigen

Personen, soweit nicht einzelne Vermögensteile in den folgenden Vorschriften davon ausgenommen sind,

und zwar nach Abzug der Schulden (Artikel 17).

I. Insbesondere gehören zum steuerbaren Vermögen:

1. Grundstücke nebst allem Zubehör (Artikel 7);

2. Bergwerkseigentum, Nießbrauchs- und andere selbständige Rechte und Gerechtigkeiten (Ar¬

tikel 3, 9))

3. das dem Betriebe der Land- oder Forstwirtschaft, des Bergbaus oder eines Gewerbes

dienende Anlage- und Betriebskapital (Artikel 10 bis 12)'

4. das sonstige Kapitalvermögen (Artikel 13 bis 16).

II. Ob die einzelnen Vermögensgegenstände (Nr. 1 bis 4) dem Steuerpflichtigen einen Ertrag

gewähren oder nicht, macht keinen Unterschied und kommt nur insofern in Betracht, als die Höhe des

Ertrags aus die Bemessung des Wertes von Einfluß sein kann.

HI. Nicht als steuerbares Vermögen gelten alle beweglichen körperlichen Sachen, welche

weder als Zubehör zu einem Grundstücke (Artikel 7 Nr. 1), noch zu einem Anlage- und Betriebskapitale

(Artikel 10 III), noch zum Kapitalvermögen (Artikel 13 Nr. 2) gehören.

Hiernach bleiben bei der Veranlagung namentlich außer Ansatz: Möbel, Hausrat, Kleidungsstücke,

Schmucksachen und andere Kostbarkeiten, Bücher, Reit- und Wagenpferde, Equipagen, Sammlungen und

Vorräte aller Art, insofern diese Gegenstände nicht Erwerbszwecken dienen, sondern lediglich zum

persönlichen Gebrauch oder zum Verbrauch im Haushalt, zur Ausschmückimg der Wohnräume, zur

Belehrung, Unterhaltung oder Erhöhung des Lebensgenusses bestimmt sind.

Jngleichen bleiben außer Ansatz: alle der Ausübung einer künstlerischen, wissenschaftlichen

oder einer sonstigen nicht unter den Begriff des Gewerbebetriebs fallenden Berufstätigkeit gewidmeten

beweglichen Sachen (Bibliotheken der Gelehrten und Beamten, Instrumente der Arzte und Musiker,

Arbeitsmittel der Künstler, Bnreaneinrichtnngen 5>er Rechtsanwälte und dgl.).

Artikel 5.

Wertbestimvmng.

(§§ 9, 10, 16 Absatz 1-3 des Gesetzes.)

Bei Berechnung und Schätzung des steuerbaren Vermögens (Artikel 4) wird der Bestand und

gemeine Wert der einzelnen Teile desselben zur Zeit der Veranlagung (Vermögensanzeige) zugrunde

gelegt, soweit uicht im nachstehenden etwas anderes bestimmt ist.

1. Der gemeine Wert ist derjenige, den ein Vermögensgegenstand für jeden Besitzer haben kann.

Der Wert von Annehmlichkeiten und Bequemlichkeiten, die einem jeden Besitzer schätzbar sind,

wird dem gemeinen Werte beigerechnet.

Der durch besondere Umstände bedingte außerordentliche Wert eines Gegenstandes oder der

Wert der besonderen Vorliebe, wie er ans zufälligen Eigenschaften oder Verhältnissen entsteht,

die dem Gegenstand in der Meinung oder nach den persönlichen Verhältnissen des jeweiligen Besitzers

einen Vorzug vor anderen Gegenständen gleicher Art beilegen, bleiben unberücksichtigt.

2. Maßgebend für die Feststellung des Vermögensbestandes und Wertes ist die Zeit der Ver¬

anlagung. Als solche gilt für die ordentliche Hauptveranlagung der Zeitraum vom Beginne der

Frist für die Abgabe der freiwilligen Vermögensanzeigen (Artikel 33 II) bis znm Beginne derjenigen

Periode (§ 38 des Gesetzes), für welche die Veranlagung erfolgt. Innerhalb dieser Grenzen ist für
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die Veranlagungdes einzelnen Steuerpflichtigen der zur Zeit des betreffenden Veranlagungsakts
bekannte Vermögensstandbestimmend.

Ist bei Abgabe der Vermögensanzeigeoder bei der Beschlußfassung über die Veranlagung bereits
bekannt, daß vor oder mit dem Beginne der bezeichneten Veranlagungsperiode (1. April) rechnungs¬
mäßig nachweisbare Änderungen im Bestände des Vermögenseintreten werden, so sind dieselben zu
berücksichtigen.

Treten bis zum 1. April des betreffenden Jahres nicht berücksichtigteÄnderungen dieser Art ein,
so kann eine entsprechende Berichtigung der Veranlagung im Wege der Rechtsmittel (Einspruch,Be¬
rufung, Beschwerde) beanspruchtwerden.

Nach dem Beginne der Veranlagungsperiode (1. April) eintretende Vermehrungen oder Ver¬
minderungendes Vermögensfinden nur nach Maßgabe der Vorschriften der §§ 39, 40 des Gesetzes
Berücksichtigung.

3. Steuerpflichtige,welche Forst- oder Landwirtschaft, Bergbau oder ein Gewerbe betreiben, und
über ihren Betrieb alljährlich ordnungsmäßige Abschlüssemachen, können verlangen, daß bei der
Berechnung und Schätzung ihres steuerbaren Vermögens nicht der zur Zeit der Veranlagung (Nr. 2),
sondernder am Schlüsse des letzten Wirtschafts- oder Rechnungsjahrs vorhandeneVermögens¬
bestand und Wert zugrunde gelegt werde.

Vorausgesetzt ist hierbei jedoch, daß seit dem letzten Abschlüsse nicht Änderungen am Vermögens¬
stand eingetreten sind, welche gemäß § 33 des Gesetzes sogar im Laufe des Steuerjahrs eine ander¬
weite Veranlagung begründen.

Unter dieser Voraussetzungsind Landwirte und Gewerbetreibende,welche beispielsweise ihr Wirt¬
schafts- oder Geschäftsjahr mit dem 30. Juni oder 30. September abschließen, befugt, der im Januar
abzugebenden freiwilligen Vermögensanzeigeden für den letztvergangenen30. Juni beziehungsweise
30. September aufgestelltenWschluß zugrunde zu legen.

Das gleiche gilt, auch abgesehen von: Falle der Vermögensanzeige,wenn im Beranlagnngs- oder
Rechtsmittelverfahrenzum Zwecke der Feststellungdes Vermögensstandes auf die Bücher des Steuer¬
pflichtigen zurückgegriffen wird.

Der Abschluß ist nur maßgebend für den der Vermögensberechnungzugrunde zu legenden Zeit¬
punkt. Die Berechnungselbst und die dabei anzuwendendenGrundsätze unterliegen der Prüfung und
nötigenfalls Berichtigung.

4. Die Wertermittelung muß für jeden einzelnen Teil des Vermögens besonders erfolgen.
Un ter den einzelnen Teilen find die wirtschaftlich nicht zusammengehörigen selbständigen Bestandteile
des Vermögens zu verstehen, z. B. die verschiedeneu Einzelposten,auS denen das Kapitalvermögen sich
zusammensetzt, sofern sie bekannt sind, oder mehrere, unabhängig von einander bewirtschaftete Landgüter.

Dagegen sind die zu einer wirtschaftlichen Einheit gehörigen Vermögensteile bei der Wür¬
digung des Wertes nicht voneinanderzu trennen, sondern mit ihrem Werte im ganzen zutreffend
zu erfassen.

5. Bei Feststellungdes Vermögensstandesbleiben — unbeschadet der Vorschriftendes Artikels 16
— diejenigen Rechte und Lasten außer Betracht, die von einer noch nicht eingetretenen aufschiebenden
Bedingung (Suspensivbedingung) oder von einem noch nicht eingetretenen, nur hinsichtlich des Zeit¬
punkts seines Eintritts ungewissen Ereignis abhängen.

Rechte und Lasten, deren Fortdauer von einer noch nicht eingetretenen auflösenden Bedingung
(Resolutivbedingung)oder von einem nur hinsichtlich des Zeitpunkts seines Eintritts ungewissen
Ereignis abhängt, kommen wie unbedingte in Anrechnung.

Artikel 6.
Anrechnung fremden Vermögens.

(§ 5 des Gesetzes.)
I. Außer dem eigenen Vermögen werden dem Steuerpflichtigen in folgenden Fällen ihm nicht

gehörige Vermögen oder Vermögensteile angerechnet:
1. Die zu einer Fideikommißstiftung gehörigen Vermögen oder Vermögensteilewerden dem

jeweiligen Fideikommißbesitzer hinzugerechnet.
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AIs Fidcikommisse im Sinne des vorigen Absatzes gelten alle von Todes wegen oder

nnter Lebenden getroffenen Anordnungen, krast deren gewisse Vcrmögensgegenstände der

Familie für immer oder für mehr als zwei Generationen erhalten bleiben sollen.

Die Anrechnung findet anch bezüglich derjenigen zum Fideikommiß gehörigen Ver¬

mögensteile statt, welche der Nutzung des Fideikommißbesitzers nicht unterliegen. Wegen

Abrechnung der auf dem Fideikommiß haftenden Schulden, Apanagen usw. wird aus

Artikel 17 I und II verwiesen.

2. Das zu einer ungeteilten Nachlaßmasse gehörige Vermögen wird den Erben nach Ver¬

hältnis ihres Erbteils zugerechnet.

Falls einzelne Erben abgefunden sind, oder die Auseinandersetzung nur hinsichtlich

eines Teiles der Nachlaßmasse stattgefunden hat, wird der ungeteilt gebliebene Rest der

Masse den dabei uoch beteiligten Erben nach Verhältnis ihres Anteils zugerechnet.

Voraussetzung der Anrechnung ist in allen Fällen, daß sowohl das Erbrecht als auch

die Erbanteile feststehen,' soweit das eine oder andere nicht der Fall ist, bleibt die Ver¬

anlagung bezüglich des zur Nachlaßmasse gehörigen Vermögens ausgesetzt.

3. Den Teilhabern einer offenen Handelsgesellschaft oder einer anderen Erwerbsgesellschaft,

bei der die Teilhaber für ihre Person selbst als Inhaber des Betriebs gelten, sind die

zum Anlage- und Betriebskapital der Gesellschaft gehörigen Werte (Artikel 10 III, Artikel 12

Nr. 2) nach Maßgabe ihres Anteils an der Gesellschaft hinzuzurechnen.

Auf die gemäß § 1 Nr. 4 bis 6 des Einkommensteuergesetzes einkommenstenerpflichtigen

Erwerbsgesellschaften (Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Berggewerk-

schaften, eingetragene Genossenschaften, Konsnmvereine und Gesellschaften mit beschränkter

Haftung) findet die Bestimmung im Absatz 1 keine Anwendung (vgl. Artikel 13 Nr. 1).

4. Dem Ehemanne wird das Vermögen seiner Ehefrau hinzugerechnet, insoweit ihm deren

Einkommen gemäß Artikel 6 der Eink. Anw. bei der Veranlagung zur Einkommensteuer

anzurechnen ist.

5. Dem Haushaltungsvorstande wird das Vermögen der 'Haushaltungsangehörigen hinzu¬

gerechnet, an welchem ihm — sei es krast Gesetzes, insbesondere kraft seiner elterlichen Ge¬

walt (vgl. hierüber Artikel 6 der Eink. Anw.) oder kraft eines besonderen Rechtstitels

(z. B. Vertrags oder Testaments) die Nutznießung zusteht.

Steht dem Haushaltuugsvorstand an Vermögen von Haushaltungsangehörigen die

Nutznießung nicht zu, so sind die letzteren selbständig zur Ergänzungssteuer nach Maßgabe

der Vorschriften dieser Anweisung zu veranlagen.

Die Bestimmung im Absatz 2 findet auch Anwendung, wenn die Veranlagung zur

Einkommensteuer nur deshalb unterbleibt, weil das steuerpflichtige Einkommen des be¬

treffenden Haushaltungsangehörigen den Betrag von 900 Mark nicht übersteigt. Bezieht

beispielsweise der Haushaltungsangehörige ein dem Nießbranche des Haushaltuugsvorstaudes

nicht unterliegendes Zinseinkommen von 840 Mark aus einem Kapitalvermögen von

21 000 Mark, so bleibt der Haushaltungsangehörige zwar von der Einkommensteuer frei,

wird aber nach dem Vermögen von 21000 Mark mit dem Ergänzungssteuersatze von

3 Mark (Artikel 20 Nr. 2) zur Ergänzungssteuer veranlagt. Beträgt unter übrigens gleichen

Voraussetzungen der Wert des Kapitalvermögens nur 19 000 Mark, so ist der Haus-

haltnngsangehörige gemäß Artikel 19 Nr. 2 auch von der Ergänzungssteuer freizustellen.

H. Vermögensteile oder Gegenstände, welche nicht zum steuerbaren Vermögen im Sinne des

Artikels 4 gehören, bleiben auch in den Fällen zu I. Nr. 1 bis 5 außer Ansatz.

II. Besondere Bestimmungen.

Artikel 7.

1. Grundvermögen.

(§ 4 I. Nr. 1, II. Nr. 1, § 11 des Gesetzes.)

I. Zum steuerbaren Grundvermögen gehören die in Preußen belegenen Grundstücke (Gebäude

und Liegeuschafteu einschließlich der Seen, Teiche und sonstigen Wasserstücke) des Steuerpflichtigen,
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soweit dieselben nicht einem bergbaulichenoder einem Handels- oder Gewerbebetriebegewidmet sind
(Artikel 12 Nr. 3), mit allein Zubehör.

2. Ausgeschlossen von der Besteuerungsind die außerhalb des preußischeil Staatsgebiets, sei
es in einem deutschen Bundesstaat oder in einem deutschen Schutzgebiete,sei es im Reichsauslande,
belegenen Grundstücke (Gebäude und Liegenschaften) nebst Zubehör, und zwar ohne Unterschied, ob der
SteuerpflichtigeInländer oder Ausländer ist.

3. Wegen der Schätzung des Wertes der Grundstücke wird auf die Anleitung vom 26. Dezember
18S3 und die dieselbe ergänzenden Vorschriftenverwiesen.

2. Selbständige Hlechte und Gerechtigkeiten.
Artikel 8.

Begrenzung der steuerbaren Rechte.
(§ 4 I. Nr. 1 des Gesetzes.)

In Betracht kommen hier nur selbständige ausschließliche Vermögensrechte, welche einen
in Geld schätzbaren Wert haben, ohue Unterschied, ob sie dinglicher Natur sind oder nicht.

I. Rechte dieser Art sind insbesondere:
1. das Bergwerkseigentum(§§ 50 ff. des Allgemeinen Berggesetzes vom 24. Juni 1865, Gesetz-

samml. S. 705),
2. die im Privatbesitzebefindlichen Regalrechte,z. B. Privatbergregalitätsrechte,
3. die Urheberrechte und das Patentrecht,
4. die noch bestehenden ausschließlichen Gewerbegerechtigkeiten (Fährgerechtigkeit, Schiffsmühlen¬

gerechtigkeit, Apothekenprivilegien), sowie die Fischereigerechtigkeit,
5. dingliche Nießbrauchs-,Gebrauchs- oder sonstige Nutzungsrechte an fremdem Vermögen oder

fremden Vermögensteilen, vorausgesetzt, daß der dem Nießbrauch usw. unterliegende Gegen¬
stand zum steuerbaren Verinögen (Artikel 4) gehört,

6. das Erbbaurecht (§ 1012 ff. BGB.).
H. Nicht hierher gehören dagegen:

1. polizeiliche oder obrigkeitliche Konzessionen, Approbationen, Genehmigungen,welche die Be¬
fugnis oder Erlaubnis zur Ausübuug eines Gelverbebetriebs,nicht aber ein ausschließliches
Recht begründen,

2. Familien-, Standes-, Ehren- und andere Rechte, die nicht zu den Vermögensrechten
gehören,

3. Rechte, denen der Charakter der Selbständigkeit abgeht, z. B. das Recht zur Führung
einer Handelsfirma,

4. Rechte, welche nicht ausschließlicher Natur, sondern lediglich auf ein Leisten, Duldeu
oder Unterlassen gegenüber einem bestimmten Verpflichteten gerichtet sind. Inwiefern
derartige Rechte zum Kapitalvermögen gehören, ist nach den Vorschriften des Artikels 13
zu beurteilen.

Artikel 9.
Schätzung des Wertes der selbständigen Rechte und Gerechtigkeiten.

I. Der Wert von Rechten, welche Zubehör eines Grundstückssind, z. B. von Teilnahmerechten
an Gemeinde- oder sonstigen gemeinschaftlichen Nutzungen, subjektiv dinglichen Grundgerechtigkeiten nnd
dergleichen wird bei Schätzung des betreffenden Grundstücks (Artikel 6 Nr. 1 der Anleitung vom
26. Dezember 1893), der Wert von Rechten, welche zu einem gewerblichenAnlage- nnd Betriebs¬
kapitale gehören, z. B. der Wert der von einem Buchhändler erworbenen Verlagsrechte oder des vom
Inhaber selbst ausgeübten Apothekenprivilegs,bei der Schätzung des Anlage- und Betriebskapitals (Ar¬
tikel 10 III. Nr. 3) mit berücksichtigt.

2. Steht einem Steuerpflichtigenein Recht, z. B. das Nießbrauchsrecht, an einem ihm gemäß
Artikel 6 I. Nr. 1 bis 5 anzurechnenden fremden Vermögen oder Verinögensteile zu, so bleibt der Wert
des Rechtes außer Ansatz, kommt anderseits auch von dem seinem steuerbaren Vermögen hinzuzu-
rechnenden Substanzwerte nicht in Abzug.



3.-Tressen die Voraussetzungen zu 1 und 2 nicht zn, so niuß eine besondere Wertsermittelnng
stattfinden. Hierbei ist zu unterscheiden:

u) der Wert von Nießbrauchs-, Wohnnngs- nnd anderen Rechten, deren Inhalt auf fort¬

laufende oder periodische Nutzungen oder Hebungen gerichtet ist, wird nach Vorschrift des

Artikels 18 festgestellt. Eine Ausnahme findet nur in den Fällen des Artikels 6 I Nr. 1,

4 uud 5 statt, indem dem Fideikommißbesitzer nicht der Kapitalwert seines Nutzungs¬

rechts, sondern, gleich dem Eigentümer, der Substanz wert des Fideikommißvermögens,
uud in gleicher Weise dem Ehemann uud Haushaltungsvorstande der Substanzwcrt des

Vermögens seiner Ehefrau oder Kinder zugerechuet wird'

>-) für andere selbständige Rechte, z. B. das Bergwerkseigentum, das Urheberrecht, Pateut¬

recht usw., ist der gemeine Wert durch Schätzung zu bestimmen. Hierbei bleibt die bloße

Hoffnnng auf künftige gewinnreiche Verwertung oder Ausnutzung des Rechts außer Be¬

tracht. Die Ermittelungen sind auf den Kanfpreis zn richten, welcher für das Recht nach

den bestehenden tatsächlichen Verhältnissen im freien Verkehre zn erzielen sein würde. Fehlt

es an genügenden Anhaltspunkten zur Bestimmung des Kanfwerts, so kann der Schätzung

der derzeitige Jahresertrag uud die wahrscheinliche Dauer desselben uuter entsprechender

Anwendung der Vorschriften im Artikel 18 IV und V zugrunde gelegt werden.

Z. Aas Anlage- und Betriebskapital.
Artikel 10.

Begrenzung des steiierliaren Anlage- und Betriebskapitals.

(§ 4 I. Nr. 2, II. Nr. 2, § 6 des Gesetzes.)

I. Zum steuerbaren Vermögen gehört das Anlage- nnd Betriebskapital, welches dient:

1. dem Betriebe der Land- oder Forstwirtschaft auf eigeueu oder fremden Grundstücken,

2. dem Betriebe des Bergbaus,

3. dem Betrieb anderer Gewerbe, ohne Unterschied, ob das Gewerbe als stehendes oder im

Umherziehen betrieben wird.

II. Eine Bestimmung des Begriffs „Gewerbe" (I. Nr. 3) enthält das Ergänzungssteuergesetz nicht'

es bewendet in dieser Hinsicht bei den durch bisherige Eutscheidungeu für die Gewerbesteuer fest¬

gestellten Grundsätzen. In: übrigen kommt es für die Heranziehung des gewerblichen Anlage- uud

Betriebskapitals zur Ergänzungssteuer nicht darauf an, ob der betreffende Betrieb gewerbesteuer¬

pflichtig ist.

III. Das steuerbare Aulage- und Betriebskapital (I. Nr. 1 bis 3) nmfaßt die sämtlichen dem be¬

treffenden Betriebe dauernd oder vorübergehend gewidmeten Gegenstände nnd Rechte, welche dem

Steuerpflichtigen gehören beziehungsweise zustehen und einen in Geld schätzbaren Wert haben.

Unter der angegebenen Voraussetzung gehören hierher insbesondere:

1. die dem Betriebe dienenden Grundstücke, Gebäude, baulicheu Anlagen, Wasserkräfte, Maschinen,

Gerätschaften, Werkzeuge, Tiere uud Futtervorräte, Vorräte au Erzeugnissen des Betriebs,

fertigen Waren, Roh- uud Hilfsstoffeu einschließlich der in der Bearbeitung, auf dem

Transport, auf Niederlagen oder auswärtigen Lagern befindlichen,'

2. die Vorräte an Geld, Gold nnd Silber, Papiergeld, Banknoten, Wechseln, Schuldscheinen

uud sonstigen Wertpapieren, die aus dem Betriebe herrührenden Außenstände, einschließlich

der lanfenden Guthaben'

3. Gewerbeberechtigungen, Rechte auf Gebrauch oder Nutzung fremder Grundstücke, Wege,

Kauäle, Privntstüsse, Seeu uud dergleicheu und sonstige selbständige Rechte (Artikel 8).

Von dem Gesamtbetrage dieser Werte (Nr. 1 bis 3) werden in Abzug gebracht die zur Be¬

gründung, Verbesserung, Erweiterung nnd Fortführuug des Betriebs aufgeuommenen Schulden, ein¬

schließlich der laufenden Betriebs- nnd Gefchäftsfchuldeu.

I V. Vou der Besteuerung ausgeschlossen ist das Anlage-und Betriebskapital, welches dem außer¬

halb Preußeus stattfindenden Betriebe der Land- oder Forstwirtschaft, des Bergbaus oder eines

sichelidcn Gewerbes dient, ohne Unterschied, ob der Steuerpflichtige Inländer oder Ausländer ist.



Hierzu wird bemerkt:
1. Die Land- und Forstwirtschaftsowie der Bergbau gelten als außerhalb Preußens be¬

trieben, sofern das betreffende — eigene oder fremde — Grundstück oder Bergwerk außer¬
halb des PreußischenStaatsgebiets, sei es in einem deutschen Bundesstaat oder einem
deutschen Schutzgebiete, sei es im Neichsauslande, belegen ist.

2. Die Frage, ob außerhalb Preußens ein stehender Gewerbebetriebstattfindet, ist nach den
im Artikel 2o der Eink. Anw. angegebenenGesichtspunkten zu beurteilen.

Schätzung des Anlage- und Betriebskapitals.
Artikel 11.

Land- und Forstwirtschaft.
(§ 11 Absatz 1 des Gesetzes.)

1. Soweit es sich nicht um Vorräte aus wirtschaftlichen Vorjahrenhandelt (vgl. nnten Nr. 5),
wird das dem Betriebe der Land- und Forstwirtschaft auf eigenen selbstbewirtschafteten Grund¬
stücken dienende Anlage- und Betriebskapital (Artikel 10) des Steuerpflichtigennicht als ein besonderer
Vermögensteil in Ansatz gebracht, sondern bei Veranschlagung des Grundstückswertsmit berücksichtigt
(Artikel 6 Nr. 2b der Anleitung vom 26. Dezember 1893).

2. Der Wert des dem Betriebe der Forst- oder Landwirtschaft auf fremden Grundstücken
dienenden Betriebskapitals des Pächters (Nießbrauchers) ist ebenfalls nach den in der Anleitung vom
26. Dezember 1893 angegebenenGrundsätzen in Verbindungmit der Schätzung des Wertes der be¬
treffenden Grundstücke zu ermitteln, aber dem Pächter beziehungsweise Nießbrancher als steuerbares
Vermögenanzurechnen.

3. Bewirtschaftet ein Pächter (Nießbraucher) mehrere Besitzungen oder Teile verschiedener Be¬
sitzungen im Zusammenhange,so ist der Wert seines Anlage- und Betriebskapitalsim ganzen nach
Maßgabe seines Gesamtbetriebs zu schätzen. Als Anhalt können hierbei die für die einzelnen Pacht¬
stücke nach den Einheitssätzen der Anleitung vom 26. Dezember 1893 ermittelten Jnventarienwerte
dienen (vgl. auch Artikel 24 Nr. 1).

4. Bewirtschaftetein Steuerpflichtiger Pachtstücke im Zusammenhangemit eigenen Grundstücken,
so sind auch die dem Betrieb auf den Pachtstückendienenden Werte nicht als selbständige Ver¬
mögensstücke in Ansatz zu bringen, sondern bei der Schätzung des Wertes der eigenen Grundstücke
(vgl. Nr. 1) ebenfalls mit zu berücksichtigen (vgl. Artikel 24 Nr. 1 Absatz 4). Wegen der Schätzung
des Wertes im ganzen findet die Bestimmungzu 3 entsprechende Anwendung.

5. Die aus wirtschaftlichen Vorjahren noch vorhandenen, zum Verkauf bestimmten Vorräte
an Erzeugnissen des Hauptbetriebsund aller Nebenbetriebe kommen in allen Fällen (Nr. 1 bis 4)
neben den für die Grundstückeund das Wirtschaftsinventar ermittelten Werten als selbständige
Vermögensstücke besonders in Ansatz.

Als aus wirtschaftlichen Vorjahren herrührend gelten alle Vorräte, welche bei dem Beginne des
Wirtschaftsjahrs — nicht des Steuerjahrs —, in welches die Veranlagung fällt, also beim letzten
Abschluß aus der abgelaufenen in die neue Wirtschaftsperiodeübernommen sind, mögen diese Vorräte
aus dem letzten Vorjahr oder aus früheren Vorjahren herrühren.

Behufs Schätzung des Wertes der Vorräte sind die Marktpreise der für die Veranlagung maß¬
gebenden Zeit (Artikel 5 Nr. 2, 3) zugrunde zu legen. Die auf mögliche Änderungen der Konjunktur
gestützte Erwartung eines Steigens oder Sinkens der Preise bleibt unberücksichtigt,soweit dieselbe nicht
bereits gegenwärtig die Preise beeinflußt.

Artikel 12.
Bergbau, Handel und Gewerbe.

(§ 6 Absatz 2, § 11 Absatz 2 des Gesetzes.)
1. Der gemeine Wert des einem bergbaulichenoder einem Gewerbebetriebedienenden Anlage-

und Betriebskapitals (Artikel 10 Hl IV) ist durch Schätzung zu ermitteln, welche den wirklichen
Substanzwert desselben, nicht etwa einen fiktiven Buchwert erfassen muß.



Mit diesem Vorbehalte können als Anhalt für die Schätzung die vorschriftsmäßig aufgestellten

Bilanzen und Inventuren der Kaufleute dienen, insofern darin die sämtlichen Vermögensgegenstände

und Schulden »och dem Werte angesetzt worden sind, der ihnen in den: Zeitpunkte beizulegen ist, für
welchen die Aufstellung stattfindet.

Wo diese Voraussetzung nicht zutrifft, beispielsweise die von den Aktiven abgeschriebenen Beträge

über eine angemessene Berücksichtigung der Wertverminderung und Abnutzung hinausgehen, muß behufs

Ermittelung des wirklichen Wertes dem bei der Schätzung etwa zugrunde gelegten Buchwert ein
entsprechender Betrag hinzugerechnet werden.

Anderseits kommt bei der Schätzung nur der Wert der materiellen Betriebsmittel in Betracht.

Unistände, welche nicht nnter diesen Gesichtspunkt fallen, z. B. der von altersher begründete Ruf der

Firma, ihre gute Kundschaft oder die besonderen persönlichen Eigenschaften des Steuerpflichtigen bleiben

unberücksichtigt, wenn dadurch anch die Rentabilität des Geschäfts uud der Verkaufswert desselben
wesentlich beeinflußt wird.

2. Für jeden selbständigen Betrieb wird unter Berücksichtigung aller dazu gehörigen Zweig¬

anstalten, Fabrikations-, Verkaufs- und sonstigen Betriebsstätten das gesamte Anlage- und Betriebs¬

kapital im ganzen geschätzt. Dies muß auch geschehen, wenn das Aulage- und Betriebskapital einer

offenen Handelsgesellschaft oder einem anderen Personenverein oder zu eiuem Nachlasse gehört und

demnächst auf die einzelnen Gesellschafter beziehungsweise Erben zu verteilen ist (Artikel 6 I.

Nr. 2, 3).

Vereinigt ein Steuerpflichtiger iu feiuer Hand mehrere dergestalt voneinander unabhängige Be¬

triebe, daß Buchführung und Abschlüsse getrennt gehalten werden, oder ist ein Steuerpflichtiger bei

mehrereu derartigen Betrieben als Gesellschafter usw. beteiligt, so ist die Wertsermittelung uud die

Feststellung seines Anteils für jeden Betrieb besonders vorzunehmen,' die auf ihu aus den verschiedenen

Betrieben entfallenden Anteile werden zusammengerechnet.

3. Der Wert der dem Betriebe gewidmeten bebauten und unbebauten Gruudstücke des Steuer«

Pflichtigen (Kontore, Verkaufsstätteu, Fabrik- oder Arbeitsräume, Speicher, Stallungen, Lagerplätze

und dergleichen) ist bei der Schätzung des Anlage- und Betriebskapitals zu berücksichtigen.

Dient ein Gebäude nur zum Teil dem Gewerbebetriebe, zu einem anderen Teile aber anderen

Zwecken, z. B. als Wohngebäude, so muß der Wert des letzteren dem Grundvermögen hinzugerechnet

werden. Stehen beide Teile dergestalt in baulichem Zusammenhange, daß eine getrennte Schätzung

nicht ausführbar ist, so ist der Wert im ganzen zu ermitteln uud nach Verhältnis des Umfanges der

betreffende» Räumlichkeiten dem Grundvermögen beziehungsweise dem gewerblichen Betriebskapitale

zuzuteilen.

4. Bei Steuerpflichtigen, welche innerhalb und außerhalb Preußens stehende Betriebe unter¬

halten (Artikel 2, Artikel 10 IV), bleiben diejenigen Teile des gesamte» Anlage- und Betriebskapitals

außer Ansatz, welche auf deu außerhalb Preußens unterhaltenen Betrieb entfallen.

Als solche gelten:

a) die dem Betrieb außerhalb Preußens speziell gewidmeten Werte,

b) ein entsprechender Anteil an dem in keiner besonderen Beziehung zu den einzelnen Be¬

triebsstätten stehenden, dem gesamten Betriebe dienenden Anlage- uud Betriebskapitale.

Hierher gehören insbesondere die zur Verfügung der Geschäftsleitung als solcher stehenden

Betriebs- und Reservefonds, Gebäude uud Uteusilien. Für die Berechnung dieses Anteils

ist das Verhältnis maßgebend, welches zwischen den speziell dem preußischen und speziell

dem außerpreußischen Betriebe gewidmeten Werten besteht (vgl. oben zu a).

4. Aas sonstige Kapitalvermögen.

Artikel 13.

Begrenzung des Kapitalvermögens.

(§ 7 des Gesetzes.)

AIs Kapitalvermögen gelten die nachstehenden dem Steuerpflichtigen gehörigen Werte, soweit die¬

selben nicht Bestandteile eines Anlage- und Betriebskapitals (Artikel 10) sind:

1. Verzinsliche und unverzinsliche, verbriefte und unverbriefte Kapitalforderungen jeder Art,

einschließlich des Wertes von Aktien, Anteil- (Interims-) scheinen, Kommanditanteilen,



Bergwerkskuren, Geschästsguthaben bei eingetragenen Genossenschaften (§ 19 Absatz 1 des

Gesetzes, betreffend die Erwerbs- nnd Wirtschaftsgenossenschaften, in der Fassung vom

2V. Mai 1898, Reichsgesetzbl. S. 810), Sparkasseneinlagen, für Rechnung der Pfandbrief¬

schuldner aufgesammelten Amortifations- und Reservefonds, Geschäftsanteilen bei Gesell¬

schaften mit beschränkter Haftung (§14 des Gesetzes, betr. die Ges. m. b. H., Reichsgesetzbl.

1898 S. 846) uud anderen Gesellschaftseinlagen'

2. Gold und Silber in Barren, bares Geld deutscher Währung, fremde Geldsorten, Bank¬

noten und Kassenscheine, mit Ausschluß der aus den laufenden Jahreseinküufteu des

Steuerpflichtigen (§ 6 des Einkommensteuergesetzes) vorhandenen Bestände (vergl.
Artikel 17 III),'

3. der Kapitalwert (Artikel 18) der Rechte auf Apanagen, Renten, Leibrenten, Altenteilsbezüge
und auf andere periodische geldwerte Hebungen, welche

ä) dem Steuerpflichtigen auf seine Lebenszeit oder auf die Lebenszeit eines anderen,

auf unbestimmte Zeit oder auf die Dauer von mindestens zehn Jahren und
außerdem

b) entweder vertragsmäßig als Gegenleistung für die Hingabe von Vermögenswerten

oder aus letztwilligen Verfügungen oder Familienstiftungen oder vermöge hausgesetz¬

licher Bestimmung zustehen.

Beide Voraussetzungen (zu a und b) müssen zusammentreffen, um die Anrechnung eines

Rechtes auf periodische Hebungen zu begründen.

Ist das Bezugsrecht durch mittelbare oder unmittelbare Zeitbestimmung von vornherein

auf eine kürzere Dauer als 10 Jahre beschränkt, so kommt dasselbe bei Feststellung des

steuerbaren Vermögens nicht in Ansatz, wenngleich die Merkmale zu b vorliegen. Maßgebend

ist aber hierbei die Gesamtdauer, nicht die zur Zeit der Veranlagung noch bevorstehende
Dauer des Bezugsrechts.

Anderseits kommen auch Rentenbezüge von längerer oder unbestimmter Dauer nicht in

Betracht, wenn dieselben nicht auf einem der zu b angegebenen Titel beruhen. Aus diesem

Grunde sind beispielsweise fortlaufende Renten oder Zuschüsse, welche ohne geldwerte

Gegenleistung, also schenkweise, Kindern oder anderen Angehörigen zur Bestreitung des

Lebensunterhalts gewährt werden, als steuerbares Vermögen der Empfänger nicht an¬

zusehen, wenn auch der Geber die Verpflichtung zur Zahlung in rechtsverbindlicher Form

übernommen hat nnd daher die Rente dem Einkommen des Empfängers nach den

dieserhalb bestehenden Bestimmungen (Artikel 23 Nr. 2, 3 der Eink. Anw.) hinzugerechnet
werden muß.

Artikel 14.

Fortsetzung.

(§ 7 des Gesetzes.)

1. Ohne Rücksicht auf die Dauer des Bezugsrechts (Artikel 13 Nr. 3) und ohne Unterschied, ob

der Berechtigte zum Erwerbe des Rechts Beiträge entrichtet hat oder nicht, bleiben die folgenden

Rechte auf periodische Hebungen in allen Fällen außer Ansatz:

a) Ansprüche an Witwen-, Waisen- und Pensionskassen, mögen die zur Zahlung verpflichteten

Kassen öffentliche oder Private sein,

b) Ansprüche aus einer Kranken- oder Unfallversicherung, ohne Unterschied, ob es sich um

gesetzlich vorgeschriebene oder um freiwillige Versicherungen handelt,

o) Ansprüche aus der Jnvaliditäts- und Altersversicherung auf Grund des Jnvalidenversiche-

rungsgesetzes (Reichsgesetzbl. 1899 S. 463), und zwar auch Ansprüche aus der Selbst¬

versicherung (§ 14 a. a. O.),

ä) Ansprüche auf Pensionen, welche mit Rücksicht auf ein früheres Arbeits- oder Dienst¬

verhältnis gezahlt werden, ohne Unterschied, ob das Arbeits- oder Dienstverhältnis ein

öffentliches oder privates war, ob die Pension dem ehemaligen Beamten, Angestellten usw.

selbst oder dessen Hinterbliebenen zusteht,



e) Renten, welche in letztwilligen Verfügungen Personen zugewendet sind, die zum Hausstande

des Erblassers gehört und in einem Dienstverhältnisse zu demselben gestanden haben,

2. Die Bestimmung im Artikel 13 Nr. 3 findet ferner keine Anwendung auf Hebungen, welche

lediglich den Ertrag eines dem Berechtigten anderweit anzurechnenden Vermögensstücks darstellen, wie

z. V. die dem VerPächter für seine Grundstücke zu entrichtenden Pachtzinsen.

Artikel 15.

Berechnung und Schätzung des Kapitalvermögens.

(§§ 12, 14, 16 Absatz 4 des Gesetzes.)

I. Es kommen in Ansatz:

1. Bares Geld deutscher Währung, Reichskassenscheine und Reichsbanknoten mit dem Nennwerte,

2. Silber und Gold in Barren, sowie fremde Geldsorten mit dem Verkaufs werte (vgl.

unten zu III),

3. Aktien, Anteilscheine, Staatsschuldverschreibungen, Pfandbriefe nnd andere nicht unter die

Bestimmung zu 1 fallende Wertpapiere, wenn dieselben in Deutschland einen Börsenkurs

haben, mit diesem (vgl. unten zu IV), andernfalls mit dem Verkaufs werte,

4. alle sonstigen Kapitalforderungen, einschließlich der Stammeinlagen bei Gesellschaften mit

beschränkter Haftung, der Geschäftsguthaben bei eingetragenen Genossenschaften, der Spar¬

kasseneinlagen, der Amortisationsfonds, der Geschäftseinlagen von stillen Gesellschaftern mit

dem Nennwerte, insofern nicht Umstände vorliegen, welche die Annahme eines von dem

Nennwert abweichenden Verkaufswerts begründen.

Als ein derartiger Umstand ist es anzusehen, wenn eine Forderung unsicher oder mit

Bezug auf ihren rechtlichen Bestand oder ihren Betrag zweifelhaft ist.

Unbeitreibliche Forderungen bleiben außer Ansatz. Als unbeitreiblich gilt eine

Forderung, wenn die Zwangsvollstreckung gegen den Schuldner fruchtlos ausgefallen ist,

oder das Beitreibungsverfahren voraussichtlich ohne Erfolg sein würde.

II. Neben einer verzinslichen Kapitalforderung kommen laufende Zinsen nicht in Ansatz.

Vom Kapitalwert unverzinslicher befristeter Forderungen werden für die Zeit bis zur

Fälligkeit 4 Prozent Jahreszinsen in Abzug gebracht.

Inwiefern Rückstände an Zinsen, Pächten uud anderen periodischen Hebungen infolge ausdrück¬

licher oder stillschweigender Übereinkunft die Natur von Kapitalforderungen (Artikel 13 Nr. 1) ange¬

nommen haben uud deshalb als solche anzusetzen sind, ist nach den Verhältnissen des einzelnen Falles

zu beurteilen. Wird durch die vorliegenden Umstände nicht eine andere Annahme begründet, so sind

zweijährige oder noch ältere Rückstände, sowie Rückstände, zu deren Zahlung der Schuldner rechtskräftig

verurteilt ist, den Kapitalforderungen gleichzustellen.

III. Wo es nach den Vorschriften zu I. Nr. 2 bis 4 auf den Verkaufswert ankommt, ist derselbe

dnrch Schätzung des Erlöses zu ermitteln, welcher im Falle der Realisation der Forderung oder im

Falle der Veräußerung wahrscheinlich zu erzielen sein würde.

IV. Die Anwendung des Börsenkurses (I. Nr. 3) setzt voraus, daß für das betreffende Wertpapier

an einer deutschen Börse amtlich ein Kurs notiert wird.

1. Findet die Notierung an mehreren Börsen statt, so richtet sich die Bestimmung der maß¬

gebenden Börse nach dem Geschäftsgebrauche des Veranlagungsorts.

2. Bei Anwendung der Börsenkurse ist zu beachten, daß die Kursnotierung nicht überall nach

gleichen Grundsätzen erfolgt, indem bei einzelnen Börsen im Kurse zugleich die seit dem

letzten Zinstermine laufenden Zinsen mit berechnet werden, bei anderen dagegen nicht.

Werden der Vermögensberechnung die nach der ersteren Methode notierten Kurse zu¬

grunde gelegt, so sind die darin enthaltenen Zinsraten in Abzug zu bringen (vgl. oben

zu II. Absatz 1), falls der Gesamtbetrag derselben für die Feststellung der Vermögensstufe

von Bedeutung ist.

3. Der für die Bestimmung des Börsenkurses maßgebende Zeitpunkt ergibt sich aus den Vor¬

schriften im Artikel 5 Nr. 2 und 3.

V. Wegeu Berechnung des Kapitalwerts der Ansprüche auf Renten und andere fortlaufende

Hebungen (Artikel 13 Nr. 3) wird auf Artikel 18 verwiesen.
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Artikel 16.

Insbesondere: Ansprüche aus der Lebens-, Kapital- und Rentenversicherung.

(§ 15 des Gesetzes.)

Bereits fällige Ansprüche aus Versicherungen aller Art, einschließlich der Versicherungen gegen

Unfälle und Sachbeschädigung, kommen in Anrechnung, wenn ein Kapital versichert ist, gemäß

Artikel 15 I. Nr. 4, wenn es sich um eine, nicht nach Artikel 14 Nr. 1 steuerfreie, Reute handelt,

gemäß Artikel 18.

Die folgenden Bestimmuugeu erstrecken sich nur auf nichtfällige Ansprüche, setzen also voraus,

daß der Termin oder das Ereignis, von dessen Eintritt der Anspruch auf die Zahlung des Kapitals

oder der ersten Rente abhängt, noch nicht eingetreten ist (vgl. Artikel 5 Nr. 5)) sie finden ferner über¬

haupt keine Anwendung auf Ansprüche aus einer Unfall- oder Krankenversicherung, sowie aus

Versicherungen gegen Sachbeschädigung (Feuer-, Vieh-, Hagelversicherung usw.).

1. Die Anrechnung noch nicht fälliger Ansprüche erstreckt sich auf alle Arten der Lebens-,

Kapital- und Rentenversicheruug. Auf die Anstalt, bei der die Versicherung genommen ist, und auf

die Bezeichnung des Geschäfts kommt es dabei nicht an.

Zu den Lebensversicherungen gehören insbesondere nicht nur die einfachen Versicherungen auf

den Todesfall, sondern auch die Versicherungen „auf den Uberlebensfall", „auf den Erlebensfall", die

sogenannte „abgekürzte", sowie die „kurze" Versicherung uud alle Kombiuatioueu dieser Versicheruugsformeu.

2. Ob der Anspruch aus dem Einkauf in sogenannte Sterbekassen als Anspruch aus eiuer

Kapitalversicherung im Siuue des Gesetzes anzusehen ist, hängt von den Einkaufsbedingungen uud vou

den Einrichtungen der betreffenden Kasse ab. In der Regel wird die Frage schon wegen der Gering¬

fügigkeit des Objekts nicht von praktischer Bedeutung und ohne weiteres zu verneinen sein, wenn das

versicherte Sterbekassengeld den vermutlichen Betrag der in unmittelbarer Folge des Todesfalls den

Hinterbliebenen erwachsenden Kosten der Beerdigung usw. nicht übersteigt.

3. Ansprüche aus solchen Rentenversicherungen, welche gemäß Artikel 14 Nr, 1 von der Be¬

steuerung überhaupt ausgeschlossen bleiben, kommen auch vor dem Eintritt der Fälligkeit nicht in

Anrechnung.

4. Keinen Unterschied macht es, ob die Versicherung auf das Leben des Versicherungsnehmers

oder einer anderen Person gestellt, ob sie zugunsten eines Dritten abgeschlossen ist oder nicht.

Die Anrechnung findet bei demjenigen Steuerpflichtigen statt, dem nach Maßgabe des Ver¬

sicherungsvertrags das Verfügungsrecht über die Police zusteht.

5. Als steuerbares Vermögen kommt in Ansatz
entweder

s.) Zwei Drittel der Summe der seit dem Beginne der Versicherung — gleichviel von wem —

eingezahlten Prämien oder Kapitalbeiträge, wobei die dem Versicherten vergüteten oder

angerechneten Dividenden in Abzug gebracht werden dürfen,
oder

b) der Rückkaufswert, d. h. der volle Betrag, für welchen die Versicherungsanstalt die Police

zurückkaufen würde.

6. Unter dem „Rückkaufswert" im Siuue der Bestimmung zu 5 b ist nicht jeder zwischen den

Beteiligten willkürlich vereinbarte Scheinpreis, sondern nur der wirkliche, nach den Regeln der Ver¬

sicherungstechnik berechnete Rückkaufswert zu verstehen, welchen die Versicherungsanstalt nach Maß¬

gabe der in ihren Statuten, Versicheruugsbcdinguugen oder Prospekten ausgestellten allgemeinen Grundsätze

im einzelnen Falle zn gewähren bereit ist.

7. Der Ansatz erfolgt nach der Berechnung zu 5a, falls uicht der Rückkaufswert nachgewiesen wird.

Dieser Nachweis steht sowohl dem Steuerpflichtigen als auch dem Vertreter des Staatsinter»

esses offen.
Artikel 17.

5. Schuldenavzug.

§ 8 des Gesetzes.)

I. Nach Feststellung des Aktivvermögens (Artikel 6 bis 16) sind von dem Gesamtbetrag in Abzug

zu bringen:
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1. die dinglichen und PersönlichenKapitalschulden des Steuerpflichtigen mit Ausschlußder
unten zu III, IV und V bezeichneten Verbindlichkeiten,

2. der Kapitalwert(Artikel 18) der dein Steuerpflichtigen obliegenden Apanagen, Renten
Altenteile und sonstigen periodischen geldwerten Leistungen und Lasten, insofern aus dieselben
die Voraussetzungen zutreffen, unter welchen der Kapitalwertder entsprechenden Hebungen
gemäß Artikel 8 I. Nr. 5, Artikel 13 Nr. 3, Artikel 14 als steuerbares Vermögen gilt. Die
Abzugsfähigkeit ist aber nicht dadurch bedingt, daß der Bezugsberechtigteseinerseitsder
Ergänzungssteuer unterliegt.

II. Den eigenen Schulden (I. Nr. 1 und 2) des Steuerpflichtigen stehen in den Fällen des
Artikels 6 die Fideikommißschulden,die Nachlaßschulden, die Schulden der Haushaltungsangehörigen,
der Kapitalwert der aus den angerechneten Vermögensteilen ruhenden Apanagen, Renten usw. gleich.

Hl. Die schwebenden Verbindlichkeiten, welche zur Bestreitung der laufenden Haus¬
haltungskosten eingegangen sind (Haushaltungsschulden),bleiben bei der Feststellung des Vermögens
ebenso außer Betracht, wie bei der Berechnungder Aktiven die aus den laufenden Jahreseinkünften
herrührenden Barbestände (vgl. Artikel 13 Nr. 2).

Inwieweit Rückstände an Schulden dieser Art aus früheren Wirtschaftsjahren den Kapital-
schulden (I. Nr. 1) gleich zu achten sind, ist nach den Umständen des einzelnen Falles zu beurteilen.

IV. Schulden, welche bereits bei Feststellung des Anlage- und Betriebskapitalsberücksichtigt
worden sind (Artikel 10 III), dürfen von dem Gesamtvermögen nicht nochmals in Abzug gebrachtwerden.

V. Erstreckt sich die Besteuerung einer Person lediglich auf preußischen Grundbesitz oder auf das
einem preußischen Betriebe dienende Anlage- uud Betriebskapital (Artikel 2 Nr. 1a. und b), so sind
nur solche Schulden uud solche Lasten (I. Nr. 1 und 2) abzugsfähig, welche zu deu bezeichneten
inländischen Vermögensteilen wirtschaftlich in Beziehung stehen. Eine wirtschaftliche Beziehung zwischen
Schuld und Grundbesitz ist insbesondere anzunehmen, wenn die Schuld für den Erwerb oder zum
Zwecke der Verbesserung oder Bebauung des Grundbesitzes aufgenommen ist. Die Eintragung im
Grundbuch ist nicht entscheidend.

Ist bei der Veranlagung eines Steuerpflichtigen außerpreußischesVermögen der im Artikel 7
Nr. 2 oder Artikel 10 IV bezeichneten Art außer Ansatz zu lasseu, so darf von dem steuerbaren Ver¬
mögen derjenige Betrag an Schulden und sonstigen Lasten nicht abgerechnet werden, welcher zu jenen
nichtpreußischen Vermögensteilen wirtschaftlich in Beziehung steht.

Ruht eine Schuld oder Last ungeteilt zugleich auf steuerbaren und nichtsteuerbarenVermögens¬
teilen, so ist der Gesamtbetrag nach Verhältnis des Wertes der steuerbaren zu dem Werte der nicht-
steuerbaren Vermögensteile zu teilen und nur der dem ersteren entsprechende Teilbetrag der Schuld
oder Last in Abzug zu bringen.

VI. Wegen Berechnung der Kapitalschulden finden die Vorschriften des Artikels 15 1. Nr. 4,
ll, III, wegen Berechnung des Kapitalwerts periodischer Leistungen (I. Nr. 2) die Vorschriften des
Artikels 18 Anwendung.

Artikel 18.
L. Berechnung des Kapitalwerts periodischerNutzungen und Leistungen.

(§ 13 des Gesetzes.)
Behufs Ermittelungdes Kapitalwerts vou Nießbrauchsrechten, Apanagen, Renten, Leibrenten,

Altenteilsbezügen und anderen periodischen Nutzungen und Leistungen (Artikel 9 Nr. 3 a, Artikel 13
Nr. 3, Artikel 17 I. Nr. 2) ist, sofern nicht der im Artikel 6 I. Nr. 1 vorgesehene Fall vorliegt, der
Geldwert der einjährigen Nutzung oder Leistung nach Maßgabe der folgenden Vorschriften zugrunde
zu legen:

I. Bei immerwährenden Nutzungenund Leistungenwird das 25fache des einjährigen Betrags,
bei Nutzungen und Leistungenvon unbestimmterDauer, falls nicht die Vorschriftenunter
II und III Anwendung finden, oder vom Steuerpflichtigen anderweite die längste Dauer
begrenzendeUmstände nachgewiesenwerden, das 12'/2fachedes einjährigen Betrags als
Kapitalwert angenommen.
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H. Ist das Recht auf die Lebenszeit des Berechtigten oder einer anderen Person beschränkt,
so bestimmt sich der Kapitalwert nach dem zur Zeit der Veranlagung erreichten Lebens¬
alter der Person, bei deren Tode das Recht erlischt, nnd wird bei einen: Lebensalter
derselben

van 15 Jahren oder weniger auf das 18 fache
über 15 Jahre bis zu 25 Jahren - - 17

- 25 - - - 35 - - » iß »
e 35 - so 4^) 6 » » 14 »
- 45 - - - 55 - » 12 »
- 55 - - - 65 - - - 8^/2 -
- 65 -- - - 75 - - - 5 -
- 75 - - - 80 - - -- 3 »

80 - auf das 2 -
der einjährigen Nutzung oder Leistung angenommen.

III. Ist die Dauer des Rechtes von der Lebenszeit mehrerer Personen dergestalt abhängig, das;
beim Tode der zuerst versterbendendie Nutzung oder Leistung erlischt, so ist für die nach
der Bestimmungzu U vorzunehmendeWertermittelung das Lebensalter der ältesten Person
maßgebend. Wenn das Bezugsrecht bis zum Tode der letztversterbendenPerson
fortdauert,erfolgt die Berechnungnach dem Lebensalter der jüngsten Person.

Ist die Dauer des Rechtes von der Lebenszeit mehrerer Personen derartig abhängig,
daß beim Tode des zuerst Versterbenden die Nutzung oder Leistung sich um einen Teil,
z. B. um eiu Drittel verringert, und erst beim Tode der letztversterbenden Person ganz
aufhört, so ist die dem Überlebenden verbleibendeQuote (in dem vorausgesetzten Falle
zwei Drittel) des Jahreswerts der Gesamtnutzung nach dem Lebensalter der jüngeren, da¬
gegen der beim Tode des Erstversterbendenfortfallende Teil (im vorausgesetzten Falle ein
Drittel) nach dem Lebensalter der älteren der beiden beteiligten Personen zu kapitalisieren.
Die Summe der so gefundenen Einzelbeträge bildet den steuerbaren Kapitalwert der ge¬
samten Nutzung.

IV. Der Kapitalwert der auf bestimmte Zeit eingeschränkten Nutzungenoder Leistungen ist für
den Zeitpunkt der Veranlagung unter Zugrundelegung eines vierprozentigen Zinsfußesnach
der dem Gesetze beigefügtenHilfstabelle (s. Tabelle G.S. S. 311) zu ermitteln. Ist jedoch
die Dauer des Rechtes noch außerdem durch die Lebenszeit einer oder mehrerer Personen
bedingt, so darf der nach den Bestimmungenzu II uud III zu berechnende Kapitalwert nicht
überschrittenwerden.

V. Bei Nutzungen oder Leistungen,welche ihrem Betrag oder ihrem Geldwerte nach nicht fest¬
stehen, wird der Geldwert des im letzten Leistungsjahr entrichtetenBetrags, und wenn eine
volle Jahresleistungnoch nicht stattgefundenhat, der Geldwert des mutmaßlich für das
laufende Leistungsjahr zu entrichtendenBetrags zugrunde gelegt.

Als Zeit der Veranlagung im Sinne der Vorschriften zu II und IV gilt der Tag, mit welchem
die betreffende Veranlagungin Kraft treten foll, für die ordentliche Veranlagungalso der 1. April
des betreffendenSteuerjahrs (vgl. Artikel 5 Nr. 2).

Dritter Abschnitt.
Steuertarif.

Artikel 19.
1. Bestcuerungsgrenze.
(§ 17 des Gesetzes.)

I. Zur Ergänzungssteuer werden nicht herangezogen:
1. diejenigen Personen, deren steuerbares Vermögenden Gesamtwertvon 6OOO Mark nicht

übersteigt, ohne Rücksicht auf die Höhe des Einkommens)
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2. diejenigen Personen, bei welchen die doppelte Voraussetzungzutrifft, daß
a) ihr Jahreseinkommen (vgl. unten II) den Betrag von 900 Mark nicht übersteigt,
d) der Gesamtwert ihres steuerbaren Vermögens nicht mehr als 20 000 Mark beträgt.

3. Wenn die Freilassung nicht schon nach den Bestimmungenzu 1 und 2 erfolgen muß, bleiben
uuter der doppelten Voraussetzung, daß ihr Jahreseinkommen (vgl. unten II) den Betrag
von 1200 Mark und das steuerbare Vermögenden Betrag von 20 000 Mark nicht
übersteigt, von der Ergänzungssteuer serner befreit:
^ vaterlose minderjährige Waisen,
b) erwerbsunfähige — nicht auch die in ihrer Erwerbsfähigkeit nnr beeinträchtigten—

Personen,
e) weibliche Personen — Unverheiratete, Witwen oder selbständig zu veranlagende Ehe¬

frauen (Artikel 6 I. Nr. 1 Eink. Anw.) —, welche minderjährigeFamilienangehörige
(Verwandte, Verschwägerte, Stief- oder Pflegekinder)zu unterhalten haben.

Die Freistellungin dem Falle zu e wird nicht schon durch die Gewährung von
Unterstützungen begründet, sondern setzt voraus, daß der Lebeusunterhaltder minder¬
jährigen Familienangehörigen, in Ermangelung eines dazn ausreichenden eigenen
Einkommens derselben, in der Hauptsache tatsächlich von der Steuerpflichtigenbe¬
stritten wird.

Unter dieser Voraussetzung aber macht es keinen Unterschied, ob die Leistuug auf
Grund einer rechtlichen oder zur Erfüllung einer moralischen Verpflichtung über¬
nommen ist.

II. Unter dem „Jahreseinkommen" im Sinne der Vorschriften zu I Nr. 2 und 3 ist das nach
Maßgabe der Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes zu berechnende — gleichviel aus welcher
Quelle fließende — Jahreseinkommen nach Abrechnung der im § 19 Absatz 1 des Einkommensteuer¬
gesetzes vorgeschriebenen Abzüge für Familienmitglieder zu verstehen.

Im übrigen kommt es hier auf das der Veranlagung zugrunde gelegte Einkommen, nicht auf
den veranlagten Steuersatz an.

Ist also das Einkommen nach Abrechnung der bezeichneten Abzüge aus mehr als 900 Mark
beziehungsweiseauf mehr als 1200 Mark festgestellt, so finden die Vorschriftenunter I zu 2 und 3
keine Anwendung, wenn mich auf Gruud des § 20 des Einkommensteuergesetzes der betreffende Steuer¬
pflichtige freigestellt beziehungsweiseim Steuersatz ermäßigt worden ist. Wohl aber kann in Fällen
dieser Art die Freistellung auch von der Ergänzungssteuer in Gemäßheit der Vorschriften des Artikels 21
erfolgen.

Ebensowenigfinden die Vorschriftenunter I zu 2 und 3 Anwendung, wenn das Einkommenauf
mehr als 900 Mark bzw. anf mehr als 1200 Mark festgestellt ist, ein Teil des veranlagten Steuer¬
satzes aber gemäß § 71 des Einkommensteuergesetzes uuerhoben bleibt.

Auf diejenigen Personen, welche lediglich mit den im Artikel 2 bezeichneten Vermögensteilen zur
Ergäuzuugssteuer herangezogen werden, finden die Befreiungen zu I Nr. 1, 2 und 3 mit der Maß¬
gabe Anwenduug, daß ihre Befreiung von der Ergänzungssteuer eintritt, wenn der Jahresbetrag ihres
in Preußen steuerbaren Vermögens bzw. steuerpflichtigen Einkommens die angegebenen Grenzen nicht
übersteigt.

Artikel 20.
2. Steuersätze.

(§§ 18, 19 Absatz 1 des Gesetzes.)
BcUaye 1. Die nach Maßgabe der Höhe des festgestellten steuerbaren Vermögens zu entrichtenden Jahres-

Sctte 6S- steuersätze siud in Spalte 2 des beiliegenden Tarifs angegeben.2. Personen, deren steuerbaresVermögen 32 000 Mark nicht übersteigt, werden, wenn sie nicht
zur Einkommensteuer veranlagt sind, mit höchstens 3 Mark jährlich, wenn sie zu den ersten
vier Stufen derselben veranlagt sind, höchstens mit einem um 2 Mark unter der von ihnen zu
zahlenden Einkommensteuer verbleibendenBetrage zur Ergänzungssteuer herangezogen.

Zufolge dieser Bestimmung (zu 2 Absatz 1) treten cül Stelle der ordentlichenSteuersätze in
Spalte 2 des Tarifs für Steuerpflichtige, deren Vermögen 32 000 Mark nicht übersteigt und welche
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zu einem Einkommensteuersatze von höchstens 16 Mark veranlagt sind, die in den Spalten 3 bis 7 der
Beilage angegebenen ermäßigten Steuersätze.

3. Maßgebend sür die Berechnung der ermäßigten Steuersätze (Nr. 2) ist nicht das festgestellte

steuerpflichtige Einkommen, sondern der veranlagte Einkommensteuersatz. — Ob ein Teil dieses

Einkommensteuersatzes auf Grund des § 71 des Einkommensteuergesetzes unerhoben bleibt, ist ohne
Bedeutung.

Ist beispielsweise das Einkommen eines Steuerpflichtigen, dessen Vermögen 32 000 Mark nicht

übersteigt, aus 1400 Mark angenommen, der Steuersatz aber auf Grund des § 20 des Einkommen¬

steuergesetzes auf 9 Mark ermäßigt, so ist die Ergänzungssteuer nach den Sätzen in Spalte 5 der Bei¬
lage zu veraulagen.

4. Aus Anwendung der ermäßigten Steuersätze (Nr. 2) habeu auch diejenigen Steuerpflichtigen

Anspruch, welche nur mit den im Artikel 2 bezeichneten Vermögensteilen der Einkoimnenstener unterliegen.

Artikel 21.

3. Zulässige Ermäßignng der Steuersätze.

(Z 19 Absatz 2 des Gesetzes.)

Steuerpflichtigen, welchen auf Gruud des § 20 des Einkommensteuergesetzes eiue Ermäßigung der

Einkommensteuer gewährt wird, kann bei der Veranlagung auch eine Ermäßigimg der Ergänzungs¬

steuer um höchstens zwei Stufen gewährt werdeu, soferu das steuerpflichtige Vermögen nicht' mehr als
52 000 Mark beträgt.

1. Die hiernach zulässige Ermäßigung ist au eine doppelte Voraussetzung geknüpft:

a) das steuerbare Vermögen des Pflichtigen darf nicht mehr als 52 000 Mark betragen,

b) bei der Veranlagung zur Einkommensteuer muß eine Ermäßigung anf Grnnd des § 20 deS

Einkommensteuergesetzes (vgl. Artikel 49 1 Nr. 3. der Eink. Anw.) bewilligt worden

sein. Ist eine solche nicht für angezeigt erachtet, so darf auch die Ergänzungssteuer nicht
ermäßigt werden.

2. Liegen die zu 1 angegebenen Voraussetzungen der Ermäßigung vor, so ist eine solche doch

nicht geboten, sondern im Einzelfalle zu prüfen, ob nach den wirtschaftlichen Verhältnissen des

Steuerpflichtigen neben der Ermäßigung der Einkommensteuer eiue weitere Erleichterung durch Er¬

mäßigung auch der Ergänzungsstener gerechtfertigt ist.

3. Unter den zu 1 angegebenen Voraussetzungen ist nach dem Wortlaute des Gesetzes die Er¬

mäßigung auch bei denjenigen Steuerpflichtigen zulässig, welche gemäß Artikel 20 Nr. 2 ohnehin zu

ermäßigten Steuersätzen zu veraulagen sind. Bei diesen wird jedoch nur in besonderen Ausnahme¬

fällen das Bedürfnis zu eiuer weiteren Herabsetzuug der Steuersätze auzuerkeuuen sein, zumal die Er¬

mäßigung des Einkommensteuersatzes in der Regel bereits die Anwendung eines ermäßigten Er¬

gänzungssteuersatzes zur Folge gehabt hat (Artikel 20 Nr. 3).

4. In keinem Falle darf eine Ermäßigung um mehr als zwei Stufen bewilligt werden.

Die Freistellung auf Grund der Bestimmungen dieses Artikels ist zulässig, wenn ohne Anwendung

derselben ein Ergünzungssteuersatz vou höchstens 4 Mark 20 Pf. zn veranlagen sein würde.

Vierter Abschnitt.
Besondere Vorarbeiten znr Beranlagung der Ergänzungssteuer.

Artikel 22.*)

Obliegenheiten des Gemeinde-(Guts-)Vorstandes.

(§ 21 des Gesetzes.)

Dem Gemeinde-(Guts-)Vorstande liegen anßer den im Artikel 40ff. der Eink. Anw. bezeichneten

Geschäften zum Zwecke der Ergänznngssteuerveranlaguug die folgenden Vorarbeiten ob:

") In den Hohenzollernschen Landen trete» an Stelle der Artikel 22 bis 27 die für diesen Lmchesteil zur Fest¬
stellung und Schätzung des Grundvermögens sowie deS geioerblicheuAnlage- und Betriebskapitals ergangenen besonderen
Bestimmungen.

3
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1. Er hat hinsichtlich der im Gemeinde-(Guts-)bezirke belegenen Grundstücke den mit der Vor¬

bereitung für die Schätzung des steuerbaren Grundvermögens betrauten Katasterkontrolleur mit der

erforderlichen Auskunft über alle für die Schätzung erheblichen Tatsachen und Verhältnisse zn versehen,

welche nicht ans den Grnnd und Gebäudesteuerkatasteru uud aus dem sonst dem Katasterkontrolleur

zugänglichen Aktenmaterial entnommen werden können.

Hierher gehört vornehmlich die Auskunft über den gegenwärtigen Knltnrzustaud der land- oder

forstwirtschaftlich benutzten Flüchen, über die bauliche Beschaffenheit der Gebände, den Zustand des be¬

weglichen Wirtschaftsinventars, über alle anderen für die Beurteilung des Wertes der Betriebsmittel

wesentlichen Umstände uud über die bestehenden Pachtverhältnisse. Ein namentliches Verzeichnis der¬

jenigen Einwohner, welche dem Betriebe der Land- oder Forstwirtschaft dienende Grundstücke mit einem

nlL 2 Hektaren in Pacht oder Nießbrauch haben, ist nnter BenutzungGesamtflächeninhalt von mehr als

eines Formulars, das die Spalten 1 bis 5 des Musters 2 (Seite 75) enthalten muß, bis zum 1. August

Muster

Seite "N-

eines jeden Jahres, in dem die Vorbereitungen für eine neue Ergänzungsstenerveranlaguug stattfinden,

dem Katasterkontrolleur mitzuteilen. Wo bei Pächtern mit einer Pachtung von 2 Hektaren ein steuer¬

bares Vermögen von mehr als 6000 Mark regelmäßig nicht anzunehmen ist, kann die Regierung im

Einvernehmen mit dem Vorsitzenden der Bernsnngskommission die Beschränkung des Verzeichnisses auf

Pachtungen von größerem, von ihr zn bestimmendem Umfang anordnen.

Im übrigen köuueu zur Beschränkung des Schreibwerks die erforderlichen Mitteilungen nach

näherer Anweisung der Regierung dem Katasterkontrolleur durch eiu Mitglied des Gemeiudevorstaudes

oder auch durch audere geeiguete ortskundige Personen mündlich geinacht werden (vgl. Artikel 36 der

Anleitnng vom 26. Dezember 1893).

In gleicher Weise (Absatz 1 bis 3) hat der Gemeinde-(Gnts-)vorstand bei künftigen Veranlagungen

mitzuwirken, so oft — z. B. aus Anlaß der in deu Besitz- uud Pachtverhältnissen eintretenden Ver¬

änderungen — nach den bezeichneten Nichtuugeu hin Erhebungen erforderlich sind.

2. Der Gemeinde-(Guts-)vorstaud hat eine Nachweisung derjenigen Einwohner des Gemeinde-

(Gnts-)bezirks zu führen, welche eiu gemäß § 7 Absatz 1 des Gewerbesteuergesetzes steuerfreies —

oder nur betriebssteuerpflichtiges — stehendes Gewerbe oder eiu Gewerbe im Umherziehen be¬

treiben. In diese Nachweisung sind jedoch uur diejenigen Gewerbetreibenden der bezeichneten Kate¬

gorien aufzunehmen, welchen nüt Einschluß des Anlage- und Betriebskapitals ein steuerbares Gesamt-

vermögeu (Spalte 27 der Staatssteuerliste) von mehr als 6000 Mark beizumessen ist (vgl. Artikel 27

Nr. 2).

Artikel 23.")

Sammlung vo» Kauf- und Pachtweise».

Zur Vorbereitung der Schätzung des Grundvermögens ist eine Sammlung von Kauf- und Pacht¬

preisen nach Maßgabe der Verfügung vom 1. Dezember 1896 U 12 082 stets anf dem Laufenden zu

erhalten.

Artikel 24. ')

Vorarbeiten zur Feststellung und Schätzung des Grnndvcnnvgens, einschließlich der dem Betriebe der Laud-

und Forstwirtschaft dienenden Werte.

1. Wegen Ausstellung der Schätzuugsbogen durch die beteiligten Katasterkontrollenre wird anf

die Vorschriften der Anleitnng vom 26. Dezeniber 1893 und die dazu ergehenden Bestimmungen ver¬

wiesen.

Die auf der Rückseite der Schätzungsbogen für die Besitzgruppen L und L! ermittelten Werte der

den Pächtern (Nießbrauchern) gehörigen Inventarien sind vom Katasterkontrollenr uuter Benutzung der

Muster 2^. von deu Gemcindc-(Gnts-)vorständeu gelieferten Nachrichten (Artikel 22 Nr. 1) in Verzeichnisse uach

,-^e ib. auliegeudem Mnster in der Weise zusammeuznstelleu, daß das Ergebnis der Einzelschätzungen für alle in
derselben Hand vereinigten und zusammen bewirtschafteten Pacht-(Nießbranchs-)stücke zu ersehen ist.

Ausgeschlossen von der Aufnahme iu das Verzeichnis können in der Regel diejenigen Personen

bleiben, deren Pachtungen usw. im ganzen den Flächeninhalt von 2 Hektaren nicht übersteigen. (Vgl.

auch Artikel 22 Nr. 1 Absatz 2.)

*) Vgl. die Bemerkung *) zu Artikel 22.
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Bewirtschaftet ein Pächter die Pachtstückezusammen mit eigenen Grundstücken, so ist eine dem
Muster 2 entsprechende Zusammenstellung bezüglich der Pachtstückebehufs Berücksichtigung bei der
Schätzung der eigenen Besitzuug dem betreffenden Schätzungsbogenbeizufügen (Artikel 11 Nr. 3, 4).

2. Der Vorsitzende unterwirft die auf dem Schätzungsbogenabgegebenen Borschläge des Kataster¬
kontrolleurs einer sorgfältigen Prüfung auch daraufhin, ob die Angaben über die Beschaffenheit des
Inventars, über das Borhandensein von Nebenbetriebennnd die sonst znr Begründung des Gutachtens
in den SchätzungsbogenaufgenommenenNachrichten dem ihm aus eigener Wissenschaft bekannten oder
anderweit ermittelten Tatbestand entsprechen.

Hinsichtlich der Pächter prüft er insbesondere,ob das Ergebnis der Einzelschätzungen (vgl. oben
zu 1) den Verhältnissen des Gesamtbetriebs, nach welchen die Schätzung erfolgen mich, entspricht,
nud sorgt dafür, daß die für die Schätzung des Betriebskapitals im ganzen erheblichen Merkmale in
die Bemerkungsspaltedes Musters 2 nachgetragen werden.

Der Vorsitzende veranlaßt die zur Behebung etwaiger Anstünde erforderlichenErmittelungen nnd
ersncht nötigenfalls den Katasterkontrolleur um Berichtigung beziehungsweise Ergänzung seiner
Borschläge.

3. Die Schätzungsbogen über die einem bergbaulichen oder gelverblichen Betriebe dienenden
Grundstücke sind zur Berücksichtigung bei der Schätzung des gesamten Anlage- nnd Betriebskapitals
den hierauf bezüglichen Unterlagen beizufügen (vgl. Artikel 12 Nr. 3, Artikel 26 Nr. 5).

4. Bei Grundstücken,welche mehreren selbständig zu veranlagenden Eigentümern, Erben usw.
gehören, ist der Anteil eines jeden Eigentümers usw. festzustellen uud auf deni Schätzungsbogenneben
dem Namen zu vermerken.

5. Nach Eingang der Staatssteuerlisten sind die Nummern der Schützungsbogenund der Pächter-
Verzeichnisse in Spalte 2 der Steuerliste beziehungsweise der Einkommens-und Vermögeusuachweisnug
uuter dem Stande (Gewerbe) der betreffenden Steuerpflichtigen,und umgekehrt die laufenden Nummern,
nnter welchen die Pflichtigen in der Staatssteuerliste erscheinen, ans den Schätzungsbogen nachzu¬
tragen.

Wo ein Bedürfnis dazu vorliegt, kann außerdem über die Schätzungsbogeneine Kontrolle an¬
gelegt werden, welche dazu dient, den Nachweis des Grundbesitzesbei den beteiligten Steuerpflichtigen
durch die Staatssteuerliste sicherzustellen.

6. Ist der Wert einer Besitzung wegen ihres geringen Umsanges vom Katasterkoutrolleurvor¬
läufig nicht begutachtet, die Ermittelung des Wertes aber zur Fest'stelluug des steuerbareu Gesamt-
vermögens des betreffendenSteuerpflichtigen erforderlich, so hat der zuständigeVorsitzende der Ver-
anlagnngskommissiondie nachträglicheBegutachtungdurch deu Katasterkontrolleurherbeizuführen.

Artikel 25.*)
Fortsetzung. Wahrung der Bcrändcrnngcn.

1. Vor jeder neuen Veranlagung übersendetder Vorsitzende die sämtlichen Schätzungsbogenund
Pächterverzeichnisse(Muster 2), und zwar auch diejenigen Schätzungsbogen, von welchen gemäß
Artikel 32 Nr. 5 Abschrift an auswärtige Vorsitzende mitgeteilt wurde, sobald sie ihm selbst entbehrlich
sind, geeignetensalls gemeindeweise, spätestensbis zum 1. August dem Katasterkontrolleur, welcher die¬
selben nach dem gegenwärtigen Stande berichtigtund vervollständigt.

Soweit stattgehabte Grundstücksteilungen, Veränderungenim Gebäudebestandoder andere Umstände
es erfordern, sind nene Schätzungsbogen nach Vorschrift der Artikel 30ff. der Anleitungvom 26. Dezember
1893, jedoch uuter Anwendung der vorgeschriebenen neuen Muster, auszustellen und im Anschluß au die
bisherige Numinerfolge innerhalb eines jeden Gemeinde-(Guts-)bezirksfortlaufend zu numerieren.

2. Der Katasterkontrolleur legt die berichtigten sowie die neuen Schätzungsbogenund Pächter-
Verzeichnisse (Mnster 2) spätestens bis zum 1. Oktober dem Vorsitzenden wieder vor.

Dieser veranlaßt zur Wahrung der in den Besitz- nnd Pachtverhältnisseneingetretenen Änderungen
bei der nächsten Veranlagung der Ergäuzungssteuer die im Artikel 24 angegebenenVorarbeiten.

Agl. die Lemc^ung *) zu Artikel ^2.
5»
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Artikel 26.*)

Vorarbeiten zur Feststellung und Schätzung der als Anlage-.und Betriebskapital einem bergbaulichen oder

gewerblichen Betriebe dienenden Werte.

1. Die Vorsitzenden der sämtlichen Steuerausschüsse für die Gewerbesteuerklassen I bis IV haben

über jeden zur Gewerbesteuer veranlagten Betrieb ans Grund der namentlichen Nachweisnngen, der

Zugangslisten und des sonst in den Akten beruhenden Materials ein Personalblatt nach dem vor¬

geschriebenen Muster aufgestellt nud mit den aus dem bezeichneten Material zn entnehmenden Angaben

dem Vorsitzenden derjenigen Veranlagnngskommission mitgeteilt, in dessen Bezirk das betreffende Unter¬

nehmen betrieben wird, beziehungsweise seinen Sitz hat (Artikel 30 der Anweisung vom 4. November

1895).

Soweit der Vorsitzende der Veranlagnngskommission zugleich den Vorsitz in einem oder mehreren

Steueransschüssen führt, veranlaßt er selbst die Aufstellung der Personalblätter' in jedem Falle sorgt

er für die Nachtragung der aus den Einkommensteuerlisten nnd Akten zu entnehmenden Nachrichten.

Außer Betracht bleiben die Betriebe der Aktiengesellschaften nnd aller anderen nichtphysischen

Personen, deren Anlage- und Betriebskapital nicht gemäß Artikel 6 Nr. 3 den einzelnen Teilhabern

anzurechnen ist.

2. Der Vorsitzende der Veranlagungskommission hat, nötigenfalls durch Einholung einer Auskunft

der zuständigen Bergbehörde, die in seinem Bezirke von ergänzungssteuerpflichtigen Personen betriebenen

bergbaulichen Unternehmungen zu ermitteln, für jeden selbständigen Betrieb dieser Art die znr Schätzung

des Anlage- nnd Betriebskapitals erforderlichen Unterlagen soweit als möglich durch Anhörung sach--

kundiger Vertrauenspersonen zu beschaffen und die Ergebnisse für jeden Betrieb gleichfalls in einem

Personalblatte zusammenzustellen.

Geeignetenfalls ist auch die Befragung der Steuerpflichtigen selbst nicht ausgeschlossen (vgl. das

in den Mitt. H. 40 S. 24 abgedruckte Muster).

3. Erfordern die besonderen Verhältnisse eines größeren gewerblichen oder bergbaulichen Unter¬

nehmens bei Aufstellung des Personalblatts Abweichungen von dem vorgeschriebenen Muster (4), so ist

die Anwendung eines den Bedürfnissen entsprechend umzugestaltenden Formulars gestattet.

4. Hinsichtlich der gemäß § 7 des Gewerbesteuergesetzes steuerfreien Betriebe sowie in betreff der

Hausiergewerbe bedarf es der Herstellung von Personalblättern nur, wenn dies nach dem Ermessen

des Vorsitzenden im einzelnen Falle zur Klarstellung der Betriebsverhältnisse erforderlich erscheint. In

der Regel dienen als Grundlage der weiteren Verhandlungen in Ansehung dieser Betriebe die von den

Gemeinde-(Guts-)vorstäudeu gemäß Artikel 22 Nr. 2 gelieferten Nachweisungen (Muster 1), welche der

Vorsitzende durch Nachtraguug der vou ihm etwa eingezogenen Nachrichten ergänzt beziehungsweise

berichtigt.

Insbesondere veranlaßt der Vorsitzende die Nachtragung solcher Betriebe, welche wegen ihres

geringen Umfanges zunächst nicht aufgenommen waren, aber für die Feststellung des steuerbaren Ge¬

samtvermögens des betreffenden Steuerpflichtigen gleichwohl von Bedeutung sind.

5. Die Persoualblätter sowie die Nachweisungen der jsteuerfreien Betriebe (Nr. 1 bis 4) verteilt

der Vorsitzende nach Beifügung der dazu gehörigen Schätzungsbogen (Artikel 24 Nr. 3) nnd der sonst

vorhandenen Unterlagen an die Mitglieder des Schätzungsausschusses oder andere geeignete sachknndige

Personen znr Vornahme der etwa noch erforderlichen Ermittelungen und Erstattung eines vorläufigen

Gutachtens über die den einzelnen Betrieben gewidmeten Werte (Artikel 10, 12).

6. Nach Eingang der Gutachten unterzieht der Vorsitzende dieselben einer sorgfältigen Prüfung.

Im allgemeinen ist hierbei zu beachten, daß für die Veranlagung zur Gewerbesteuer das An¬

lage und Betriebskapital ohue Unterschied zwischen dem eigenen Kapitale des Gewerbetreibenden

und dem nnr angesehenen in Betracht kommt (vgl. Artikel 17 der Anweisung vom 4. November

1895), während bei Feststellung des steuerbaren Vermögens die Schulden abzuziehen sind (Ar¬

tikel 10III dieser Anweisung). Der gleiche Unterschied besteht mit Bezug auf die Zulässigkeit des

Ziuseuabzugs zwischen dem für die Gewerbebesteuerung maßgebenden „Ertrag" (Artikel 16 der An¬

weisung vorn 4. November 1895) einerseits nnd dem steuerpflichtigen Einkommen aus dem Gewerbe¬

betrieb im Sinne des Einkommensteuergesetzes anderseits. Eine hierdurch begründete Differenz zwischen

*) Vgl. dic Bcmclkimg zu Artikel 22.



der Höhe des „Ertrags" und des „Einkommens" aus dem nämlichenBetnebe wird daher in der
Regel auch finen entsprechenden Ausdruck bei der Schätzung des Anlage- und Betriebskapitals einer¬
seits für die Gewerbesteuer,anderseits für die Ergänzungssteuer finden müssen.

Mit diesem Vorbehalt aber kann das Verhältnis, in welchem bei einer Anzahl von Gewerbe¬
treibenden derselbenArt das seiner Höhe nach durch zuverlässige eigene Angaben oder andere Er¬
mittelungen bekannte Betriebskapital zu dem Ertrage bzw. dem Einkommenaus dem Gewerbe steht,
einen wertvollen Anhalt für die Schätzung des Betriebskapitals gleichartiger Betriebe bieten, deren
Ertrag oder Einkommenbekannt ist.

7. Weicht sein Gutachten von demjenigendes Berichterstatters ab, so vermerkt der Vorsitzende
dies auf dem Personalblatte beziehungsweise in der Nachweisung der gewerbesteuerfreienund Hausier-
betriebe (Muster 1).

Artikel 27.')
Fortsetzung. Wahrung der Veränderungen.

1. Die Personalblätter der den Steuerklassen I bis IV augehörigen Gewerbebetriebe,einschließlich
der Personalblätter für die bergbaulichenUnternehmungen (Artikel 26 Nr. 1 bis 3), werden vor jeder
neuen Veranlagung der Ergänzuugssteuer uach dein neuesten Stande der Gewerbesteuerveranlagung
berichtigt uud ergäuzt, uud zu diesem Zwecke, soweit der Vorsitzende der Veranlagungskommissionnicht
selbst den Vorsitz in den Stenerausschüsseu führt, deni beteiligten Vorsitzenden rechtzeitig Angefertigt.
Über die in der Zwischenzeit neu hiuzugetreteuenoder hinsichtlichihrer Besteuerungsmerkmale in wesent¬
lichen Punkten veränderten Betriebe sind nötigenfalls neue Personalblätter nach Vorschrift des Ar¬
tikels 26 Nr. 1 bis 3 aufzustellen.

2. Die Nachweisungen der gewerbestcuerfreienuud Hanfierbetriebe(Muster 1) werden au der
Hand der von dem Vorsitzenden des Steueraussckmssesder ^ Gewerbesteuerklasse IV zu führenden
Kontrolle der steuerfreienGewerbe (Muster 4 zu Artikel 27 Nr. 2« der Anweisungvom 4. November
1895) ebenfalls vor jeder neuen Veranlagung — nötigenfalls unter Zuziehung des Gemeinde- (Guts-)
Vorstandes — berichtigtuud durch Nachtragung derjenigen Gewerbetreibendenvervollständigt, welchen
mit Einschluß des Anlage- uud Betriebskapitals ein steuerbaresGesamtvermögen(Spalte 27 der Staats¬
steuerliste) von mehr als 6000 Mark beizumessen ist.

3. Auf Grund dieser Vorarbeiten (Nr. 1, 2) uud der vou ihm sonst gesammelten Nachrichten
prüft der Vorsitzende,hinsichtlichwelcher Steuerpflichtigen wegen eingetretener Veränderungen oder
aus anderen Gründen die Vorbereitung des von dem SchätzungsausschußabzugebendenGutachtens
in Gemäßheit der Bestimmungenim Artikel 26 Nr. 5, 6 und 7 angezeigt erscheint, und veranlaßt die
hiernach erforderlichenErhebungen.

Artikel 28.
Vorarbeiten zur Feststellung uud Schätzung dcS Kapitalvermögens und der selbständigen Rechte.
I. Behufs Ermittelung des Kapitalvermögens der Steuerpflichtigenhat der Vorsitzeude der Ver¬

anlagungskommission vou den ihm beigelegtenBefugnissen, namentlich nach folgenden Richtungen hin,
unifassenden Gebrauch zu macheu:

1. Er muß auf deu gesamten Gruudbnchverkehrinnerhalb seines Bezirks, anf die gerichtlichen
Verhandlungen in Testaments- und Nachlaßsachen uud alle sonst seiner Einsicht zugänglichen
Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit fortgesetzt seine Aufmerksamkeit richten.

2. Er mnß iu wirksamer Weise kontrollieren,daß die von den Steuerpflichtigenim Veraulaguugs-
imd Rechtsmittelverfahren— sei es bei der Einkommensteuer-,sei es bei der Ergänznngs-
steuerveranlagung— nachgewiesenen Schulden den Gläubigern gegenüber zur Anrechnung
gelangen.

3. Er muß für die entsprechende Verwertung der ihm nach allgemeiner Vorschrift regelmäßig
zugeheudeuMitteilungen der Erbschastssteuerämterüber steuerpflichtige Erbanfälle Sorge
tragen, geeignetenfalls auch vor Eingang dieser Mitteilung mit dem zuständigen Erbschafts¬
steueramte behufs Feststellung der Nachlaßmasse (§ 39 des Gesetzes) in Verbindung treten.

*) Vgl. die Bemerkung zu Artikel 22.



— 62 —

H. In Ermangelung zuverlässiger Unterlagen für die Berechnung des Kapitalvermögens nach
seinen einzelnen Bestandteilen kaun der zum Zwecke der Eiukommensteuerveraulaguugangenommene
Betrag des Einkommens aus Kapitalvermögen einen Anhalt für die Schätzung des letzteren bieten.
Die erforderlichenMerkmale sind ans den Einkommensnachweisungenund Steuererklärungen unter
Beachtung der folgenden Gesichtspunkte zu entnehmen:

1. In dein steuerpflichtigen Einkommen erscheinen nicht die zurzeit ertraglosen Teile des
Kapitalvermögens, welche deshalb in jedem Falle besonders berücksichtigt werden müssen.
Hierher gehören namentlich auch die noch nicht fälligen Ansprüche des Steuerpflichtigenaus
Lebens-, Kapital- nnd Rentenversicherungen(vgl. unten zu III).

2. Anderseits ist der Jahreswert der ihrem Betrage nach bekannten Leibrenten oder sonstigen
periodischen Hebungen vom Einkommenaus Kapitalvermögen vor der Kapitalisierung abzu¬
setzen und je nach der Natur des betreffendenAnspruchs entweder überhaupt anßer Ansatz
zn lassen (vgl. Artikel 13 Nr. 3, Artikel 14) oder mit dem gemäß Artikel 18 besonders zu
berechnendenKapitalwert in Anrechnungzn bringen.

3. Im übrigen ist bei der Kapitalisierung des Einkommens als Regel davon auszugehen, das;
die uach ihren Quellen nicht bekannten Kapitaleinkünfte dem Steuerpflichtigen einen Zins¬
ertrag von 4 Prozent gewähren, und hiernach der Multiplikator zu bestimmen, sofern
nicht nach Lage der Verhältnisse ein anderer Zinsertrag anzunehmen ist. (Vgl.
anch die Verf. vom 22. August 1896 zu li Nr. 1, Mitt. H. 34 S. 5.)

III. Bei allen Pflichtigen, von deren Einkommen znm Zwecke der Einkommensteuerveranlagung
eiue Lebensversicherungsprämiein Abzug gebracht worden ist (§ 8 !l Nr. 4 des Einkommensteuergesetzes),
bedarf es der Prüfung, mit welchem Betrage der Anspruchaus der Versicherungdein steuerbaren Ver¬
mögen hinzuzurechnen ist (vgl. Artikel 16).

Fehlen die nötigen Unterlagen, nm den Mckkanfswert der Poliee im Sinne der Vorschrift im
Artikel 16 Nr. 5b und Nr. 6 zu bestimmen, so bleibt der durch Beibnugung einer entsprechenden Be¬
scheinigung der Versicherungsanstaltzu führende Nachweis des Rückkaufswerts dein Steuerpflichtigen
überlassen.

Die amtlichen Ermittelungen sind in der Regel ans die mit zwei Dritteln des Gesamtbetrags
anzurechnendeSumme der eingezahltenPrämien- beziehungsweise Kapitalbeiträge (Artikel 16 Nr. 5a,)
zu richteu. Aus dem Lebensalter der beteiligten Steuerpflichtigen wird in vielen Fällen anf die bereits
verflossene ungefähre Dauer des Versicherungsvertrags geschlossen nnd hiernach die wahrscheinliche
Gesamthöheder Prämienzahlungen wenigstens innerhalb gewisser Grenzen annähernd geschätzt werden
können.

IV. Erachtet der Vorsitzende die Einholung eines Gutachtens des Schätzuugsausschusses über den
Wert eiuzeluer zum Kapitalvermögen der Steuerpflichtigen gehöriger Bestandteile oder über den Wert
eines ihm zustehenden selbständigenRechtes (vgl. Artikel 9 Nr. 3) für erforderlich, so ist hierüber eine
besondereVorlage aufzustellenund gemäsz Artikel 26 Nr. 5 bis 7 zu Verfahren.

Fünfter Abschnitt.
Der Schähungsausschuß.

Artikel 29.

Bildung des SchiihungsliusschiisscS.

(§ 23 des Gesetzes.)
I. Für jeden Veranlaguugsbezirk wird ein Schätzuugsausschnß gebildet, zu welchem gehören:

1. der Vorsitzende der Veranlagungskommissionoder der von demselben zn bezeichnende
Stellvertreter,

2. mindestens vier Mitglieder, von welchen zwei ständige durch die Regieruug ernannt, die
übrigen aus der Zahl der gewählten Mitglieder (stellvertretendenMitglieder) der Vera»
lagnngskommissiondurch dieselbe abgeordnet werden. Die Zahl der Mitglieder bestimmt
der Fümnznttiüster.
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Für die ernannten und für die gewählten Mitglieder wird in gleicher Weise die erforderlich.
Zahl von Stellvertretern ernannt nnd abgeordnet.

II. Sobald eine teilweise Erneuerung der Veranlagungskommissionvollzogen ist (Artikel 50 Nr. 3
der Eiuk. Anw.), beruft der Vorsitzendedie Gesamtkommission zur Wahl der in den Ausschuß ab
zuordnendenMitglieder und Stellvertreter.

III. Wählbar sind mir gewühlte — nicht eruaunte — Mitglieder oder stellvertreteudeMit¬
glieder der Kommission. Auch Stellvertreter können zu Mitgliedern des Ausschusses, Mitglieder der
Kommission zur Stellvertretung in den Ausschußabgeorduet werdeu.

Die Abordnung erfolgt für die Dauer der Wahlperiode eines jeden Abgeordnetenbeziehungs¬
weise Stellvertreters.

Im übrigen finden für die Einladung zum Wcchltermiuuud für die Vollziehung der Wahl die
Borschriftender Artikel 77 Nr. 1 Absatz 2, Nr. 2 Absatz 1, 2, Nr. 3, Nr. 6 der Eiuk. Anw. Anwendung.

IV. Nach stattgehabter Wahl überseudet der Vorsitzendeder Veranlagnngskommissiouder Re¬
gierung ein Verzeichnisder in den Ausschuß abgeordueteu Mitglieder uud Stellvertreter mit seinen
Lorschlägen über die von der Regierung zu vollzieheudeuErnennungen.

Die Regierung hat bei der Auswahl der zu ernennenden Personen die vom Finanzminister
hierüber erlassenen allgemeinen Vorschriftenzu beachten, ist aber sonst in der Auswahl uicht beschränkt)
sie kann auch gewählte oder ernanute Mitglieder oder stellvertretendeMitglieder der Veranlagungs¬
tommission zu Mitgliedern des Ausschusses ernennen.

Die Ernennuugeu erfolgen widerruflich,aber ohne Beschränkung auf eine bestimmte Dauer.
Von deu vollzogeneuErnennungen setzt die Regieruug sowohl die vou ihr ernannten Personen

als auch deu Vorsitzenden der Veraulaguugskommissiouin Kenntnis. Der letztere benachrichtigtdie
von der Kommission abgeordneten Mitglieder und Stellvertreter von der Wahl, soweit dieselben nicht
bereits im Wahltermine Kenntnis davon erlangt haben.

V. Zu deu Obliegenheiten, welche das Amt eines Mitglieds der Veranlagnngskommissionmit
sich briugt, gehört uach dem Inkrafttreten des Ergänzuugssteuergesetzesauch die Verpflichtung zur
Übernahmeder Mitgliedschaftdes Schätzuugsausschusses.

Nur aus denselben Gründen, welche gemäß Artikel 50 Nr. 4 Absatz 1 der Eink. Anw. zur
Niederleguugjenes Amtes vor Ablauf der Wahlperiode berechtigen, kaun daher ein Mitglied (stell¬
vertretendes Mitglied) der Veranlagungskommissiondie von der KommissionbeschlosseneAbordnung
zum Mitgliede des Schätzungsausschusses ablehnen.

Für andere Personen besteht eine Verpflichtungznr llberuahme der Mitgliedschaft des Schätzungs-
nusschufses uur, iusoferu sie mit Rücksicht aus ihre dienstlicheStellung einer auf sie fallenden Eruennnng
Folge zu gebeu haben. Wo diese Voraussetzung nicht zutrifft, ist regelmäßig vor der Ernennung
festzustellen, daß die in Aussicht genommene Person zur Übernahme des Amtes bereit ist.

VI. Das Ausscheiden aus der Veraulaguugskommissiouhat für die durch die Kommission ab¬
geordneten Mitglieder uud Stellvertreter auch das Ausscheiden aus dem Schätzungsausschusse
zur Folge.

1. Nach jeder von drei zu drei Jahren stattfindenden teilweisen Erneuerung der Veran¬
lagungskommissionsind in der oben (zu II und III) angegebenen Weise für die aus¬
geschiedenen abgeordneten Mitglieder des Schätzungsallsschussesseitens der Kommissiou
Neuwahleu vorzunehmen. Eine Neuwahl muß auch stattfinden, wenn die ausgeschiedenen
Mitglieder wieder in die Kommission gewählt sein sollten) dieselben können aber auch in
deu Schätzuugsausschußvon nenem abgeordnet werden.

2. Scheidet ein von der Kommission abgeordnetes Mitglied im Laufe der Wahlperiode aus,
so ist für dasselbe vom Vorsitzendenein abgeordneter Stellvertreter in den Schätzuugs¬
ausschuß eiuzuberufen, falls nicht die Veranlagungskommissionmit Rücksicht auf die Ge¬
schäftslage für den Rest der Wahlperiode eine Ersatzwahl vorzunehmenbeschließt.

VII. Scheidet ein ernanntes Mitglied aus deni Schätzungsausschußaus, so hat die Regieruug in
der Regel alsbald eine anderweite Ernennung zu vollziehen. Bis die neue Ernennung erfolgt ist, be¬
ruft der Vorsitzende eiueu der eruauuteu Stellvertreter eiu.
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Artikel 30.

Geschäftsordnung des Schiihui-.gsausschnsses.

(§ 24 Absatz 3 des Gesetzes.)

1 . Der Vorsitzende der Veranlaguugskommission führt kraft Gesetzes auch den Vorsitz im Schätznngs-
ausschuß und hat dessen Geschäfte vorzubereiten uud zu leiten.

In Behiuderuugsfällen vertritt ihn der von der Regierung ernannte Stellvertreter im Vorsitze der

Veranlagungskommission.

Der Vorsitzende ist aber auch befugt, eine andere geeignete, der Regierung zu bezeichnende Person

ans der Zahl der Mitglieder der Veranlagungskommission oder des Schätzungsausschusses mit seiner

Stellvertretung oder mit der Wahrnehmung einzelner Geschäfte oder Geschäftszweige an seiner Statt

zu beauftragen. Die ihm beigegebenen subalternen Hilfsbeamten dürfen, auch wenn sie der Kommission

angehören, zur Stellvertretung nicht berufen werden.

Mit der Funktion eines Vorsitzenden erlischt in jeden: Falle auch der Auftrag des gemäß Absatz 3

von ihm bezeichneten Stellvertreters.

Bei Ausübung der Stellvertretung stehen dem Stellvertreter alle Rechte und Pflichten des Vor¬

sitzenden selbst zu.

2. Sofern der Umfang der Geschäfte es erfordert, könuen zum Zwecke der Geschäftsverteilung

Unterausschüsse gebildet werden, auf welche die Vorschriften im Artikel 76 der Eint. Anw. Anwen¬

dung finden.

3. Znr Vorbereitung der Beschlüsse des Ausschusses kann der Vorsitzende ein Mitglied oder stell¬

vertretendes Mitglied oder einen anderen sachkundigen zum Berichterstatter bestellen, denselben auch

mit Vornahme der erforderlichen Ermittelungen und Abgabe eines schriftlichen Gutachtens beauftragen.

Im übrigen finden auf die Heranziehung der stellvertretenden Mitglieder die Vorschriften im Artikel 7S

Absatz 6 uud 7 der Eiuk. Anw. sinngemäße Anwendung.

4. Die Beschlüsse des Schätzuugsausschusses werden in der Regel in gemeinsamen, vom Vor¬

sitzenden anzuberaumenden Sitzungen gefaßt.

Die Einladung der Mitglieder zur Sitzung erfolgt, insoweit nicht die in einer vorhergehenden

Sitzuug anwesenden Mitglieder mündlich eingeladen sind, gegen Empfangsbescheinigung oder mittels

eingeschriebenen Briefes durch die Post unter kurzer Bezeichnung der zu erledigenden Geschäfte (z. N,

Begutachtung des Grundbesitzes in den Gemeinden 1^. ^.).

In dringenden Füllen, oder wenn das Gutachten eines Berichterstatters vorliegt (Nr. 3), kann

die Abstimmung mittels Umlaufs geschehen.

5. Die Ausschüsse (Unterausschüsse) sind bei Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern ein¬

schließlich des Vorsitzenden beschlußfähig.!

Die Beschlüsse werden nach absoluter Stimmenmehrheit der an der Beschlußfassung teilnehmenden

Mitglieder gefaßt. Dem Vorsitzenden beziehungsweise dem an seiner Statt den Vorsitz führenden Stell¬

vertreter steht volles Stimmrecht zu,' bei Stimmengleichheit entscheidet seine Stimme.

Solange über die Vermögensverhältnisse eines Ausschußmitglieds oder seiner Verwandten oder

Verschwägerten in auf- und absteigender Linie oder bis zum dritten Grade der Seitenlinie beraten und

abgestimmt wird, hat dasselbe abzutreten.

Ergeben sich diese Voraussetzungen hinsichtlich der Person des Vorsitzenden, so hat derselbe die

Führung des Vorsitzes einem der anwesenden Ausschußmitglieder zu übertragen.

6. Diejenigen Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Schätzungsausschusses, welche nicht

bereits als Mitglieder der Veranlagungskommission verpflichtet sind, haben in der ersten Ausschuß¬

sitzung, an welcher sie teilnehmen, vor Beginn der Verhandlungen dem Vorsitzenden mittels Handschlags

an Eidesstatt zu gelobeu, daß sie bei deu Kommissionsverhandluugen ohne Ansehen der Person nach

bestem Wissen nnd Gewissen Verfahren und die Verhandlungen sowie die hierbei zu ihrer Kenntnis

gelangenden Verhältnisse der Steuerpflichtigen strengstens geheim halten werden.

Einer Wiederholuug des Gelöbnisses im Falle der Wiederwahl oder der Wiederernennung eines

ausgeschiedenen Mitglieds bedarf es nicht.

Das gleiche Gelöbnis ist den Sachverständigen und Auskuuftspersoueu abzunehmen, welche, ohne

Mitglieder des Ausschusses zu sein, zu den Arbeiten oder Verhandlungen desselben zugezogen werden

(Artikel 2Ü Nr. ü, Artikel 32 Nr. 4).

O
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7. Über jede Ansschußsitzung ist ein von dein Vorsitzenden und den anwesenden Mitgliedern zu '

vollziehendes Protokoll mifznnehmen, welches über den Gegenstand der erledigten Geschäfte, insbe¬

sondere auch über die stattgehabten Verpflichtungen (Nr. 6) und über die etwa erfolgte mündliche Ein¬

ladung zu künstigen Sitzungen (Nr. 4) Auskunft geben muß.

8. Die Mitglieder des Schätznngsansschnsses erhalten für Geschäfte außerhalb ihres Wohnorts

aus der Staatskasse Reisekosten und Tagegelder nach den gleichen Sätzen, welche in den Z§ 1 und 2

der Königlichen Verordnung vom 4. Juli 1892 (Gesetzsamml. S. 201) für die Mitglieder der Ein-

kommensteuerveranlagungskommission bestimmt sind (Verordnung vom 4. Februar 1894, Gesetz¬

samml. S. 6). z

Diejenigen Mitglieder des Schätznngsansschusses, welchen hiernach Reisekosten und Tagegelder ,

nicht zustehen, erhalten auf Autrag Versäumnisentschädiguugeu bis zu demjenigen Betrage, der den

übrigen Ausschußmitgliedern an Tagegeldern zu zahlen ist.

Die bezüglichen Liquidationen werden von dem Vorsitzenden bescheinigt, der Regierung überreicht, >

von dieser geprüft uud zur Zahlung auf Titel 16 des Etats der Verwaltung der direkten Steuern

angewiesen.

Artikel 31.

Die sachliche und örtliche Zuständigkeit des Schätznngsansschnsses. ^

(§ 24 Absatz 1 des Gesetzes.) <

1. Die Aufgabe des Schätzungsausschusses besteht in der Hauptsache darin, die Beschlußfassung

der Veranlagungskommission über den Wert der einzelnen Vermögensteile, soweit erforderlich, durch

Ermittelung und Begutachtung der Werte vorzubereiten.

Hiernach ist das Gutachten des Schätzungsausschusses insbesondere in allen Fällen einzuholen,

in denen es auf die Schätzung des Wertes von Grundstücken, von gewerblichen Anlage- und Betriebs¬

kapitalien oder von selbständigen Rechten (Artikel 8, 9) ankommt.

Das gleiche gilt von denjenigen Bestandteilen des Kapitalvermögens, welche, wie z. B. Wert¬

papiere ohne Börsenkurs oder Bergwerkskuxe, nach dem Verkaufswerte zu veranschlagen sind (vgl.

Artikel 15 I Nr. 3), oder bei denen es sich um die Schätzung des Geldwerts von Naturalien handelt.

Dagegen wird es der Mitwirkung des Schätzungsausschusses in der Regel nicht bedürfen, inso¬

weit der Wert der Kapitalien durch deu Nennwert oder den Börsenkurs bestimmt oder der Kapital¬

wert von Rechten im Wege der gesetzlich vorgeschriebenen Berechnung (Artikel 18) zu finden ist.

2. Wo die Umstände es angezeigt erscheinen lassen, kann der Vorsitzende der Veranlaguugs-

kommission auch über den Umfang des Kapitalvermögens von einzelnen Steuerpflichtigen das Gut¬

achten des Schätznugsausschuffes einholen.

3. In allen Fällen ist die Mitwirkung des Schätzungsausschusses uur eine begutachtende.

Die Entscheidung über die Feststellung des steuerbaren Vermögens uud über den Wertansatz gebührt

der Veranlagungskommission.

4. In Ansehung des Grundvermögens begutachtet jeder Schätzungsausschuß in der Regel den

Wert der in seinem Bezirke belegenen Besitzungen einschließlich der dem Betriebe der Land- und ,

Forstwirtschaft auf diesen Grundstücken dienenden Werte, ohne Unterschied ob die Veranlagung der

betreffenden Steuerpflichtigen in diesem oder in einem anderen Bezirk erfolgt. Liegen die zu einer

Besitzung gehörigen Grundstücke in verschiedenen Bezirken, so ist derjenige Schätzungsausschuß zuständig,

in dessen Bezirke der Hauptteil der Besitzung belegen ist.

In gleicher Weise wird der Wert des Bergwerkeigentnms sowie des zum Betriebe des Bergbaus
dienenden Anlage- und Betriebskapitals von demjenigen Schätzuugsausschuy ermittelt und begutachtet,

in dessen Bezirke das Bergwerk beziehungsweise der Hauptteil des Bergwerks belegen ist.

Hinsichtlich der außerhalb des Veranlagungsbezirks belegenen selbständigen Grundstücke und

Bergwerke der Steuerpflichtigen bedarf es hiernach der Anhörung des für den Veranlagungsbezirk

gebildeten Schätzuugsausschusses nicht.

5. Die Wertsermitteluug und Begutachtung in betreff der nicht unter die Vorschrift zu 4 fal¬

lenden gewerblichen Anlage- und Betriebskapitalien erfolgt durch deu Schätzungsausschuß desjenigen
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Bezirks, in welchen: das betreffende Unternehmen betrieben wird beziehungsweise seinen Sitz hat

(Artikel 30 der Anweisung vom 4. November 1895). Erstreckt sich der Betrieb über mehrere Bezirke,

so bleibt es der zuständigen Veranlagungskommission beziehungsweise deren Vorsitzendem überlassen,

auch von den übrigen beteiligten Ausschüssen ein Gutachten einzuholen.

ti. Soweit vorstehend (zu Nr. 4 und 5) nicht etwas anderes bestimmt ist, erstreckt sich die Zu¬

ständigkeit eines jeden Schätzungsausschusses auf das Vermögen der in seinem Bezirke zur Ergänznngs-

steuer zu veranlagenden Steuerpflichtigen.

Artikel 32.

Zusammentritt und Verfahre» dcS Schiitzungsausschnsscs.

(§ 24 des Gesetzes.)

1. Der Znsammentritt des Schätzungsausschusses ist nicht an eine bestimmte Zeit gebunden,

sondern vom Vorsitzenden zu veranlassen, sobald genügendes Material für seine Tätigkeit in Gemäßheit

der Vorschriften der Artikel 24 bis 28 vorbereitet ist.

Jedenfalls müssen die Arbeiten des Schätzungsausschusses so zeitig beendet sein, daß seine

Beschlüsse bei Prüfung und Beanstanduug der eingehenden Vermögensanzeigen berücksichtigt werden
können.

2. Die Grundlage für die Beratungen des Schützungsausschusses bilden die Schätzungsbogen

und Pächterverzeichnisse (Artikel 24, 25), die Personalblätter und die Nachweisungen der steuerfreien

usw. Gewerbetreibenden (Artikel 26, 27), sowie die sonst vom Vorsitzenden aufgestellten besonderen

Vorlagen (Artikel 28, IV).

Mit den Schätzungsbogen werden dein Ausschusse die Sammlungen der Kauf- und Taxpreise,

die Beschreibungen der Mnsterbesitzungen, sowie die Übersichten der allgemeinen Schätzungsnormen

vorgelegt.

3. Der Ausschuß ist berechtigt, Einsicht zu nehmen von allen durch den Vorsitzenden zum Zwecke

der Einkommensteuer- nnd der Ergänznngssteuerveranlagung gesammelten Nachrichten, von den Steuer¬

erklärungen nnd Vermögensanzeigen und den darauf bezüglichen Verhandlungen sowohl aus früheren

Jahren, als auch aus dein laufenden Jahre, soweit das bezeichnete Material dem Vorsitzenden bereits

vorliegt.

4. Außerdem ist der Schätznngsansschuß befugt, landwirtschaftliche oder gewerbliche Sachverständige

oder andere Auskuuftspersonen, namentlich auch die beteiligten Katasterkontrolleure, welche nicht selbst

Mitglieder des Ausschusses sind, uneidlich zu vernehmen und nüt beratender Stimme bei seinen Ver¬

handlungen zuzuziehen.

Die Vernehmung der Anskunftspersonen kann in der Sitzung des Ausschusses erfolgen, aber auch

dem Vorsitzenden oder einem anderen Mitgliede des Ausschusses oder einem geeigneten örtlichen Beamten

übertragen werden.

Eine Verpflichtung zur Auskunftserteilung ist im Gesetz nicht vorgesehen.

5. Vorweg ist das Gutachten des Schätzungsausschusses hinsichtlich derjenigen Grundstücke und

Gewerbebetriebe usw. eiuzuholen, deren Eigentümer beziehungsweise Inhaber in einem anderen Bezirke

znr Ergänzungssteuer zu veranlagen sind (vgl. Artikel 31 Nr. 4, 5).

Nach Abgabe des Gutachtens wird das Ergebnis dem Vorsitzenden der zuständigen Veranlagungs¬

kommission durch Übersendung einer Abschrift des betreffenden Schätzungsbogens beziehungsweise Per¬

sonalblatts usw. zur Benutzung bei der Veranlagung mitgeteilt, und daß dies geschehen, auf der Urschrift

des Schätzuugsbogens oder Personalblatts usw. beziehungsweise in der etwa angelegten Kontrolle der

Schätznngsbogen (Muster 3) vermerkt. Bezüglich derjenigen Grundstücke, bei denen der Kataster¬

kontrolleur wegen Geringfügigkeit des Wertes von der Abgabe eines Beratungsvorschlags abgesehen

hat, ist eiue Abschrift des Schätzungsbogens nur zu übersenden, wenn der zuständige Vorsitzende eine

nachträgliche Begutachtung eingefordert hat (Artikel 24 Nr. 6).

ö. Unbeschadet der Vorschrift zu Nr. 5 sind die Geschäfte des Ausschusses in der Regel in der

Reihenfolge zu erledigen, daß zunächst das Grundvermögen des ganzen Bezirks, sodann das gewerbliche



Anlage- und Betriebskapital, endlich die sonstigen Werte begutachtet werden, innerhalb der einzelnen

Vermögensarten aber die Beratung gemeinde-(guts-)bezirksweise stattfindet.

Nicht ausgeschlossen ist hierdurch die abgesonderte Behandlung einzelner Fälle, in denen der

Schätzungsausschuß die Aussetzung des Gutachtens beschließt, weil zur Beurteilung der in Betracht

kommenden Wertverhältuisse die Einsicht einer noch uicht vorliegeudeu Steuererklärung oder weitere

Ermittelungen über tatsächliche Verhältuisse, oder die gemeinsame Begutachtung der verschiedenartigen,

iu der Hand desselben Steuerpflichtige« vereinigte:: Bermögeusteile uud dergleichen sür notwendig oder

zweckmäßig erachtet werden.

7. Das Gutachteu des Schätzuugsausschusses wird in die Schätzungsbogen, Personalblätter und

sonstigen Vorlagen an der durch den Vordruck hierfür bestimmten Stelle in der Sitzuug eingetragen

und die Eintragung zur Beglaubigung mit der Unterschrift oder dem Stempel des Vorsitzenden oder

eines Mitglieds versehen, insofern nicht die Beglaubiguug durch den Katasterkontrolleur erfolgt.

8. Vor jeder ueueu Veranlagung hat der Schätzungsausschuß anch hinsichtlich der von ihm bereits

zum Zwecke einer früheren Veranlagung begutachteten Bermögeusteile — wenngleich Änderungen in

dem tatsächlichen Besitzstand usw. in der Zwischenzeit nicht eingetreten sind — von neuem zu prüfen,

ob die früher abgegebenen Gutachten den gegenwärtigen Wertverhältnissen entsprechen.

Ergeben sich hierbei Berichtigungen als notwendig, so sind solche in der oben (zu Nr. 7) vor¬

geschriebeneu Weise zn beurkunden.

Soweit der Schätzungsausschuß die früheren Vorschläge anch für die nene Veranlagung aufrecht

erhält, bedarf es nur eines allgemeinen Vermerks hierüber im Sitzungsprotokoll.

Sechster Abschnitt.
Die Vermögensanzcige.

Artikel 33.

Die Frist zur Abgabe der Vermögensanzeigen, Fonu und Inhalt derselben.

(§ 26 des Gesetzes.)

I. Die Steuerpflichtige:: sind berechtigt, aber nicht verpflichtet, behufs der Veranlagung dem

Vorsitzenden der Veranlaguugskommissiou ihr steuerbares Vermögen anzugeben oder diejenigen tatsäch¬

lichen Mitteilungen zu macheu, dereu die Veranlaguugskommissiou zur Schätzung des Vermögens be¬

darf (Vermögensanzeige).

Zu Vermögensanzeigen für Personen, welche unter Pflegschaft oder Vormundschaft stehen, sind

dereu gesetzliche Vertreter befugt. Zu Vermögensanzeigen für minderjährige unter elterlicher Gewalt

stehende Kinder ist der Vater, weuu aber der Mutter die elterliche Gewalt zusteht, diese, und in: Falle

des § 1693 des BGB. anch der der Mutter bestellte Beistand zuzulassen.

Für Personen, welche abwesend oder sonst verhindert sind, die Vermögensanzeigen selbst abzu¬

geben, können solche durch Bevollmächtigte abgegeben werden.

Die Vermögensanzeigen sind uuter der Versicherung zu erstatte::, daß die Angaben nach bestem

Wissen und Gewissen gemacht siud.

II. Bei Abgabe freiwilliger Vermögensanzeigen (!) sind die vom Finanzminister vorgeschriebeneu

Fristen uud Formen zu beachten.

In dieser Hinsicht wird folgendes bestimmt:

1. Die Vermögensanzeige ist innerhalb des iu der öffentliche:: Aufforderuug zur Steuererklärung

bestimmte:: Zeitraums abzugeben, ohne Uuterschied ob eiue Verpflichtung zur Abgabe eiuer

Steuererkläruug besteht oder uicht.

Steuerpflichtige, au welche eiue besoudere Aufforderung zur Abgabe einer Steuer¬

erkläruug ergeht, köuueu ihre etwaige Vermögensanzeige auch iuuerhalb der ihueu für die

Steuererkläruug gestellte:: besonderen Frist abgeben.

2. Ist die Frist zur Abgabe der Steuererklärung, sei es nach gesetzlicher Vorschrift (H 84 des

Einkommensteuergesetzes), sei es auf Autrag, verlängert, so gilt die Verlängerung auch sür

die Abgabe der Vermögensanzeige, ohne daß es eines besonderen Antrags bedarf.
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3. Die Berücksichtigung von Verinögensanzeigen, welche nach Ablauf der oben (zu 1 und 2)
bezeichneten Frist eingehen, kann seitens der Steuerpflichtigen nicht beanspruchtwerden,
wenn auch eine nochmaligeAufforderung zur Abgabe der Steuererklärung ergangen ist.

Muster 5^. 4. Die Verinögensanzeigen sind bei dem Vorsitzenden der Veranlagungskommission schriftlich
12- oder zn Protokoll nach dem beiliegendenFormular anzubringen.

Die Formulare müssen an den zur Abgabe der Steuererklärungsformulare bestimmten
Stellen gleichfalls zur kostenlosen Verabfolgung bereit liegen.

5. Auf Ansnchen kann der Vorsitzende der Veranlagungskommissiondie Beschränkung der Ver-
mögensanzeigeauf einzelne Teile des Vermögens gestatten.

III. Der Vorsitzende der Veranlagungskommissionhat in geeigneter Weise auf die Belehrung der
Steuerpflichtigen über das Recht zur Abgabe von Vermögensanzeigenhinzuwirken. In jedem Falle
ist ein Hinweis auf dieses Recht sowohl in die öffentliche als auch in jede an eine physische Person
ergehendebesondereAufforderung znr Abgabe der Steuererklärung aufzunehmen.
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Beilage
zu Artikel 20.

Stenertarif

(Z§ 17, 13, 19 Absatz 1 des Gesetzes und Verordnung vom 25. Juni 1895/

Die Ergänznngssteuer beträgt jährlich:

bei einem
steuerbaren Verniögen

von

mehr
als

6 000

8 000

10 000
12 000
14 000
16 000
18 000
20 000
22 000
24 000

28 000

bis
einschließlich

8 000

10 000

12 000
14 000
16 000
18 000

20 000

22 000

24 000

28 000

32 000

regel¬
mäßiger
Steuer¬

satz (§ 18
des Ges.

u. der Ver¬
ordnung)
^

3
4
5

6

7

8

9

10

11

12
14

26

20

20

40
40
40
40

60

60

60

80

An Stelle der Steuersätze in Spalte 2 treten gemäß
§ 19 Absatz 1 des Gesetzes, wem? Einkommen¬

steuersätze veranlagt sind von

0

3

6 ^ s 12

Ergänzuugssteuersätze von

3-^

3-^

3-!-
3^

3-^

3-^-

3-t-
3
3
3
3

16

-4 . 4.
b 6 7

20 3 20 3 20 3 20
— 4 20 4 20 4 20
— 5 20 5 20 5 20
— 6 40 6 40 6 40
— 7 — 7 40 7 40
— 7 — 8 40 8 40
— 7 — 9 40 9 40
— 7 — 10 — 10 60
— 7 — 10 — 11 60
— 7 — 10 — 12 60
— 7 — 10 — 14 —

Anmerkung. Die mit -i- bezeichneten Steuersätze von 3 treten mir ein, wenn das steuerpflichtige Ein¬
kommen — nach Abrechnung der Abzüge ans § 19 Absatz l, des Einkommensteuergesetzes — mehr als 900 >6 beträgt,
die Freistellung von der Eiukommenstener also nur ans Grund des § 20 des Einkommensteuergesetzes erfolgt ist. Übersteigt
das stenerpslichtige Einkomme» den Betrag von 900 nicht, so ist der Steuerpflichtige gemäß tz 17 Nr. 2 des Gesetzes
von der Ergänzüngsstener freizustellen.

Weibliche Personen, melche miudersährigc Familienangehörige zu unterhalten haben, vaterlose minderjährige
Waisen uud Erwerbsunfähige fiud gemäß § 17 Nr. 3 des Gesetzes von der Ergäuzungsstcucr freizustellen, insofern das
steuerbare Vermögen der bezeichneten Personen den Betrag von 20 000 und das nach Maßgabe des Einkommensteuer¬
gesetzes zu berechnende Jahreseinkommen derselben den Betrag von 1200 ^ nicht übersteigt (vergl. Artikel IS I Nr. 3).
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bei einem steuer¬ bei einem steuer¬ bei einem steuer¬

baren Vermögen Steuer¬ baren Vermögen Steuer¬ baren Vermögen .Steuer-

von
satz

von
satz

von
s c> tz

mehr bis ein¬ mehr bis ein¬ mehr bis ein

als schließlich als schließlich als schließlich
.« ! ') ^5 -4

2 2

32 000 36 000 16 80 620 000 640 000 326 20 1 460 000 1 480 000 768
36 000 40 000 19

—
640 000 660 000 336 60 1 480 000 1 500 000 778 40

40 000 44 000 21
—

660 000 680 000 347 20 1 500 000 1 520 000 789
44 000 48 000 23 20 680 000 700 000 357 60 1 520 000 1 540 000 799 60
48 000 52 000 25 20 700 000 720 000 368 20 1 540 000 1 560 000 810

52 000 56 000 27 40 720 000 740 000 378 80 1 560 000 1 580 000 820 60

56 000 60 000 29 40 740 000 760 000 389 20 1 580 000 1 600 000 831.

60 000 70 000 31 60 760 000 780 000 399 80 1 600 000 1 620 000 841 60
70 000 80 000 36 80 780 000 800 000 410 20 1 620 000 1 640 000 852 20

80 000 90 000 42
—

800 000 820 000 420 80 1 640 000 1 660 000 862 60

»0 000 100 000 47 40 820 000 840 000 431 40 1 660 000 1. 680 000 873 20
100 000 110 000 52 60 840 000 860 000 441 80 1 680 000 1 700 000 883 60
110 000 120 000 57 80 860 000 880 000 452 40 1 700 000 1 720 000 894 20
120 000 130 000 63 20 880 000 900 000 462 80 1 720 000 1 740 000 904 80

130 000 140 000 68 40 900 000 920 000 473 40 1 740 000 1 760 000 915 20

140 000 150 000 73 60 920 000 940 000 484 1 760 000 1 780 000 925 80

150 000 160 000 78 80 940 000 960 000 494 40 1 780 000 1 800 000 936 20

160 000 170 000 84 20 960 000 980 000 .505 1 800 000 1 820 000 946 80

170 000 180 000 89 40 980 000 1 000 000 515 40 1 820 000 1 840 000 957 40

180 000 190 000 94 60 1 000 000 1 020 000 526 1 840 000 1 860 000 967 80

190 000 200 000 100
—

1 020 000 1 040 000 536 60 1 860 000 1 880 000 978 40

200 000 220 000 105 20 1 040 000 1 060 000 547 1 880 000 1 900 000 988 80

220 000 240 000 115 80 1 060 000 1 080 000 557 60 1 900 000 1 920 000 999 40
240 000 260 000 126 20 1 080 000 1 100 000 568

uss-

um je 20 000

steigend

für je so oov

260 000 280 000 136 80 1 100 000 1 120 000 578 60
um >e 10,5z
mit dcr Maßgabe

280 000 300 000 147 20 1 120 000 1 140 000 589 20 steigend, daß jeder
überschießende,

nicht durch M teil¬300 000 320 000 1-57 80 1 140 000 1 160 000 599 60

320 000 340 000 168 40 1 160 000 1 180 000 610 20
bare Psennigbe-
trag, sofern er

340 000 360 000 178 80 1 180 000 1 200 000 620 60 mehr als 10 H
berrägt, ans den
nächst höheren,360 000 380 000 189 40 1 200 000 1 220 000 631 20

380 000 400 000 199 80 1 220 000 1 240 000 641 80
sofern er 10 H
und weniger be.

400 000 420 000 210 40 1 240 000 1 260 000 652 20 trägt, auf deu
nächst niede¬
ren, in dieser420 000 440 000 221 1 260 000 1 280 000 662 80

440 000 460 000 231 40 1 280 000 1 300 000 673 20
Weise
Betrag

teilbaren
abzuruu-

460 000 480 000 242 1 300 000 1 320 000 683 80
^Demnach sind

z, B, und .Ü.480 000 500 000 252 40 1 320 000 1 340 000 694 40

500 000 520 000 263
—

1 340 000 1 360 000 704 80
aus 40 /H, 00
anfso.H, »2 und

520 000

540 000

540 000

560 000

273

284

60 1 360 000

1 380 000

1 380 000

1 400 000

715

725

40

80

s« ^ auf so
abzurunden,)

560 000 580 000 294 60 1 400 000 1 420 000 736 40
580 000 600 000 305

—
1 420 000 1 440 000 747

600 000 620 000 315 60 1 440 000 1 460 000 757 40



Muster!.

Artikel 22 Nr. 2.

GrgmlMgssttUtr.

Regierungsbezirk

Kreis

Gemeinde (Gutsbezirk). '

U a ch w e i j'u n g
der

Von Einwohnern des Gemeinde-(Guts-)bezirks im Umherziehen oder gemäß § 7
des Gewerbesteuergesetzes*) steuerfrei betriebenen stehenden Gewerbe (einschließlich

der nur betriebssteuerpflichtigen Betriebe).

Anmerkung.

Ausgeschlossen von der Aufnahme in diese Nachweisung bleiben
diejenigen Gewerbetreibenden, bei denen ohne weiteres anzunehmen
ist, daß mit Einschluß ihres Anlage- und Betriebskapitals ihr
steuerbares Gesamtoermögen (Spalte 27 der Staatssteuerliste) nicht
mehr als LOOO Mark beträgt.

Daß die Angaben in Spulte 2 bis L der umstehenden Nachweisung

richtig und die Gutachten in Spalte 7 nach bestem Wissen abgegeben

sind, wird bescheinigt.

den 19

Der Gemeinde-(Guts-) vorstand.

*) § 7 des Gewerbesteuergesetzes lautet!

Betriebe, bei denen weder der jährliche Ertrag 1500 Mark noch das Anlage- und Betriebskapital 3000 Mark
erreicht, bleiben von der Gewerbesteuer befreit.

Auf die Betriebssteuer findet diese Bestimmung keine Anwendung.



Lfd.

Nr.

Des Gewei

Name

uud

Vorname

betreibenden

Wohnort

(Straße, Nummer)

Bezeichnung

des Gewerbe¬

betriebs

Bei der letzten
Veranlagung zur
Einkommensteuer

(Gemeiudesteuer) ist das
Einkommen aus dem.

Gewerbebetrieb
angenommen aus

Merkmale

zur Schätzung deS

Anlage- nnd

Betriebskapitals

i 3 4 i> e

7

L

S

Bestimmungen für die Ausfüllung.

1. Bei der erste» Aufstellung der Nachweisuug sind die Spalten 1 bis 7 vom Gemeinde-(Guts-)vorstand auszufüllen.
2. Mehrere Teilhaber eines Gewerbebetriebs sind als solche zn bezeichnen nnd unmittelbar hintereinander auszu¬

führen. Im übrigen ist die Reihenfolge festzuhalten, in der die Gewerbetreibenden im Pcrsoncnverzeichuis
(Muster III) erscheinen.

3. In Spalte ö ist nicht das steuerpflichtige Gesamteinkommen, sondern das bei der Veranlagung znr Einkommen¬
steuer beziehungsweise Gemeindesteuer angenommene Einkommen aus dem Gewerbebetrieb anzugeben.
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Wert des A^age- und Betriebskapitals

nach dein Gutachten

des Gemeinde-

(Guts-)

Vorstandes

des

Bericht¬

erstatters

des

Schätzungs¬

ausschusses

9

S7S0 L7c>0 S7W

^70S LS50

s

L7ö^

Übertragen in die

Staatsstenerliste

beziehungsweise Ein¬
kommens- und Ver¬

mögensnachweisung

Jahrgaug Nummer

1110

^>90?

Bemerkungen

12

.4 S6

4. In Spalte K sind anßer den sonstigen Merkmalen (Zahl der Gehilfen, Gesellen, Lehrlinge nsw.) namentlich auch
die etwa dem Betriebe dienenden eigenen Grundstücke des Inhabers zn bezeichnen.
Lei der Berichtigung der Nachweisnng für künftige Vcraulaguugeu werden die inzwischen eingestellten Betriebe
gestrichen, die nen hinzugetretenen unter fortlaufende» Nummeru uachgetrageu.

Sind bei einem iu das Verzeichnis aufgenommenen Betrieb in wesentlichen Merkmalen Andernngen ein-
getreten, so ist derselbe ebenfalls uuter uener Nummer einzutragen und an der früheren Stelle unter Hinweis
auf die neue Eintragung zu streiche».

10
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Must er Z.
Artikel Nr, 1

Ergünzmlgssieuer.

Regierungsbezirk
Kreis

Gemeinde tGutsbezirk)

Verzeichnis
derjenigen Personen, welche dem Betriebe der Land- oder Forstwirtschaft, der Vieh¬
zucht, des Wein-, Obst- oder Gartenbaus dienende Grundstücke in Pacht oder

Nießbrauch haben.

»

10»



— 76 —

Lfd.

Nr.

Name, Sta

des

Pächters

(Nießbrauchers)

nd, Wohnort

des

VerPächters

(Eigentümers)

Bezeichnung

oder Ni

befindlichen

Gemeinde

(Gutsbezirk)

der in Pacht

chbranch

Grundstücke

Ungefährer

Flächeninhalt

Iia

Nr. des

Schätznngs-

bogens

Einzelwerte des

Pächteriiwentars

usw. nach den

Angaben der

Schätzuugsbogen

l 2 3 4 5 o 7

2. Kc.7m^s,

Kc/iön/M.

Aaue?' ?»,
.?F

6 ^

70

^ Z.96 bs?^6A^c//e5

ü'c/töitns

S S.9S

L. 5 S

vent«?'

S. AM.

Anleitung znr Ansfüllung des Formulars.

Der Katasterkontrolleur hat die Spalten 1 bis 7 des Verzeichnisses auszufüllen.
2. In Spalte 2 iverdeu alle Einwohner des Gemeinde-(Guts-) bezirks eingetragen, welche Grundstücke zum Gesanit-

slächeninhalt von mehr als 2 Itli in Pacht oder Nießbrauch haben und dieselben nicht im Zusammenhange mit
eigenen Besitzungen bewirtschaften, sofern die Negierung nicht hinsichtlich des maßgebenden Flächeninhalts eine
andere Bestinimuug getroffen hat.

3. Die sämtlichen von demselben Pächter usw, zusammen bewirtschafteten Pa ch t-(Nießbrauch--)stücke, auch wenn
sie in anderen Gemeinde-(Guts-) bezirken liegen, werden bei feinem Namen in den Spalten 4, 5 nntereiuander
aufgeführt.

4. Neben jedem der in Spalte 5 aufgeführten Grundstücke sind in Spalte 6 die Nnmmern der betreffenden Schätzungs-
bogeu, iu Spalte 7 die auf der Rückseite derselben für die einzelnen Pachtstücke ermittelten Jnventarienwerte zu

Wert des dem Pächter

gehörigen Anlage- und Be¬

triebskapitals im ganzen

nach dem Gutachten

des Schätzungsausschusses

8

Übertragungen in die Staats¬

steuerliste beziehungsweise

Einkommens- und

Permögensnachweisung

Jahrgang Nr.

in

^ 45

ö L7

Bemerkunge u

11

übertragen. Hat der Pächter (Nießbraucher) eigene Gebäude auf den Pachtstücken, so sind dieselben einzeln aufzu¬
führen und die bezüglichen Wertangaben aus den Schätznngsbogen einzeln zu übertragen. Die Einzelwerte in
Spalte 7 werden für jeden Pächter zusammengerechnet.

5. Spalte 8 dient zur Eintragung und Beurkundung des Gutachtens des Schätznngsansschusses, die Spalten 3, 10 zur
Kontrolle der Übertragung des Gutachtens in die Steuerliste beziehungsweise Nachweisung.

L. Bei der Berichtigung des Verzeichnisses für künftige Veranlagungen werden die neu hinzugetretenen Pächter usw.
unter fortlaufenden Nnmmern nnd unter Beachtung der Bestimmungen zu 2 bis 4 in das Verzeichnis nachgetragen.

Treten bei einem bereits iu das Verzeichnis aufgenommenen Pächter Änderungen in den Pachtverhältnissen
ein, so ist der neue Bestand vollständig unter neuer Nummer nach Maßgabe der Bestimmungen zu 2 bis 4 ein¬
zutragen und die frühere Eintragung unter Hinweis auf die neue Nummer zu durchstreiche«.
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Veranlagungsbezirk
Muster k.

Artikel 33.

Eine Verpflichtung zur Nermögensanzeige besteht nicht.

Vermögensanzeige

zum Zwecke der Veranlagung

(Stand) in .. (Wohnort)

zur Ergänzungssteuer für die Steucrjahre bis

(umfassend den Zeitraum vom 1. April bis zum 31. März

(Name)

(Straße Nr.)

I. An steuerbarem Vermögen, einschließlich des mir anzurechnenden Vermögens meiner Hans-

haltungsangehörigen, nämlich:

Anmerkung' Hicrneben sind
diejenige» Angehörigen <Ehe-
smu, Kinder) aufzuführen,
deren besonderes Vermögen
dem Steuerpflichtigen anzu¬
rechnen ist.

besitze ich eigentümlich oder als Fideikoinmißbesitzer

Anmerkung zu 1 u, Nur
die in Prcnjzen belegenen
Srundstücke kommen in Be¬
tracht.

Hypotheken und Grund-
schulden sind nicht hier, son¬
dern unter II auf Seitc s in
Abzug zu bringen.

Anmerkung zu ls, b,i Wirt-!
Ichaftlichzusammengehörige!
Grundstücke sind als e i u e Bc- j
schling aufzuführen.

I. Grnndstücke, welche dem Betriebe der Land- oder Forstwirtschaft, der Viehzucht,
dem Wein-, Obst- oder Gartenbau oder den damit verbundenen Nebenbetrieben gewidmet
sind, einschließlich der dazu gehörigen Wirtschafts- und Wohngebände, sowie des gesamten
lebenden nnd toten Inventars, anch soweit dasselbe zum Betrieb auf den mit bewirt¬
schafteten zngepachteten Flächen dient:

Bezeichnung der Besitzung Gemeinde (Gutsbezirk)

->)
b)
e> -

-cl>
e)
0 :

L. Wohngebäude (Gebäudeteile), einschließlich der dazu gehörigen Hofraume nnd Hans¬
gärten, Bauplätze Md andere Grundstücke, welche weder dem unter 1 noch den unten zu
3 und 4 bezeichneten gewerblichen Zwecken dienen:

Ungefährer Flächeninhalt
des Grundbesitzes

Hektar.

Bezeichnung der Grundstücke

»).
d)
c)
-Y
e!
y.

Gemeinde (Gutsbezirk) Straße Nr.

Anmerkung zu 1 bis K: Maßgebend ist der Bestand und Wert des Vermögens, wie er dem
Steuerpflichtigen zur Zeit der VermögeuSanzcige bekannt ist. Steht bereits fest, daß und welche
Änderungen darin bis zum bevorstehenden 1. April eintreten werden, so sind dieselben zu berücksichtigen.

Landwirte und Gewerbetreibende, welche regelmäßige jährliche Abschlüsse mache», können den
->ermögensstand vom letzten Abschlüsse zugrunde legen.

Seite

Gemeiner
Wert/)
Mark.
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Anmerkung zu Z u l
Anster Berechnung bleiben
dicienigen Werte, welche deni
Betriebe der Land- und
Forstwirtschaftoder deSBerg-
baus aus aus! erp reu Ni¬
schen Arundstücke» oder
Bergwerken, oder dem Be¬
trieb eines stehenden Äe-
werbes ausjeihalb Preu-
szeiiS gewidmet sind.

Übertrag . , .
Anlage- und Betriebskapital, gewidmet dem Betriebe der Land- nud Forstivirt-
schaft usw aui gepachteten oder im Nießbrauch befindlichen, nicht in Verbindung
mit eigenen Besitzungen bewirtschafteten Grundstücken',

Bezeichnung der Pachtung.
(Zusammenbewirtschaftete Grund¬
stücke gelten als eine Pachtung)

Gemeinde (Gutsbezirk)
Ungefährer Flächeninhalt

der Pachtstücke

Hektar

-»)

b)

4. Anlage- und Betriebskapital, gewidmet dem Betriebe des Bergbaus oder eines
Gewerbes einschließlich der dem Betriebe dienenden Grundstücke, Gebäude, Gebäudeteile
und Rechte:

Anmerkung zn Hier ist
auch der Anteil zu berück¬
sichtigen, welcher dem Steuer¬
pflichtige» als Teilhaber einer
offene» Handelsgesellschaftan
deren Anlage- und Betriebs¬
kapital zusteht.

Bezeichnung
des Betriebes Firma Betriebsstätten Geschäftsanteil des

Steuerpflichtigen

5. Bergwerkscigentum, Verlags-, Patent- und andere selbständige Rechte, soiveit die¬
selben nicht als Zubehör eines Grundstücks oder eines Anlage- und Betriebskapitals uuter
Ztr. 1 bis 4 bereits berücksichtigt sind:

llmnerknng zn 6- Ob ein
Kapital in inländischen oder
ausländischen Werten ange¬
legt ist, macht keinen Unter¬
schied^ insbesonderegehören
auch Aktien einer nicht in
Preussen doinizilierten Ak¬
tiengesellschaft zum steuer-
barcu Vermögen.

ö. Kapitalvermögen, und zwar:
bares Geld deutscher Währung, Reichskasseuscheiue, Reichsbaukuoten (aus¬

schließlich der aus den lausenden JahreSeinkünften herrührenden Be¬
stände) — Nennwert

Wertpapiere (auch Aktieu, Anteilscheine und dergleichen), ivelche in Deutsch¬
land einen Börsenkurs haben - Kurswert

Wertpapiere ohne Börsenkurs, Silber uud Gold in Barren, fremde Geld¬
sorten — Verkaufswert

Noch nicht fällige Ansprüche aus Lebens-, Kapital- oder Rentenversicherungen
— zu berechnen mit ^/z der Summe der bisher gezahlten Prä¬
mien- oder Kapitalbeiträge oder mit dem Rückkaufswerte . .

sonstige Kapitalforderungen aller Art, Hypotheken usw., einschließlich der
Spareinlagen bei Sparkassen, Amortisations- und Reservefonds bei Land¬
schaften uud anderen Kreditinstituteu; GeschästSguthaben bei eingetragene«
Genossenschaften, Geschäftsanteile bei Gesellschaften mit beschränkter
Hastung und anderer Einlagen, berechnet nach dem Nennwerte . .

Mark

(Unbeitreibliche Forderungen bleiben anßer Ansatz.) Zusammen 6

A »n> er kling zu II. -
Schulden, ivelche zu nicht
stencrbaren Lermögens-
ieilen wirtschaftlichin Bezie¬
hung stehen <oergl. Anin. zn
i n. zu s ». ^>, dürfe» nicht
abgezogen werde», ebenso¬
wenig die zur Bestreitung der
Ia »seuden Haushal -
iun gs kosten eingegange¬
nen Verbindlichkeirc».

Zusammen I: . . .

N. Hiervon sind in Abzug zn bringen die Kapitalschulden, soweit die¬
selben nicht bereits bei Berechnung des Anlage- nnd Betriebskapitals
zn I unter Ar. 3 oder 4 berücksichtigt sind:

Name des Gläubigers Wohnort des Gläubigers Betrag
Mark

!l)
b)
>->

')

Zusammen

Verbleibt — außer dein Kapitalwert der Nutzungen (Lasten) zu III — steuerbares Vermögen
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Anmerkung zu III,- Ge¬
naue Slu^tunst über die
ncbcnbezcichtieten Punkte

crsorderlich. damit die
^teuerpfticht bezieluingsweise
^b!U-ii>iäl>igtcit dcr fort-
Mcndeu Hebungen bezie-
W,g-wcisc Laste» beurteilt
und ihr jwvitatwert lior-

schristsiuähig berechnet
w-rdcn kann,

Ansprüche auf Gelialt, Z>e-
iMuig. Remuneration u,
dergl,, welche dem Steuer-
B-tltigeu als Entgelt für
jkine Arbeitstatigkeit
ziilichcn, geböreu iu kcincni
".alle zum steuerbaren Ver¬
mögen und brauchen nicht
angegeben zu werden.

III. An Apanagen, Renten, Leibrenten, Altenteilsbezngen, Nießbrauchs- oder anderen

fortlaufenden Nutzungen oder Hebungen habe ich für mich und meine Hanshaltnngs-
angehörigen

Gegenstand uud Rechtsgrund des Anspruchs
oder der Verpflichtung:

zu beziehen:

zu entrichten:

(zn tragen:)

Geldwert dcr einjährigen Hebung oder
Leistung (Last): Mark Mark.

(des Verpflichteteni
Name

und Wohnort j ^ Berechtigten:

Tag, Monat, Jahr, seit welchem der Anspruch
oder die Last besteht:

Zeitpunkt oder Ereignis, mit dessen Eintritt
der Anspruch oder die Last fortfällt:

Falls die Dauer des Anspruchs oder der Last vom
Leben einer Person abhängt, ist hierneben
Name und Wohnung, sowie Tag, Monat und
Jahr dcr Geburt dieser Person anzugeben.

Ich Versichere hiermit, die vorstehenden Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht zu habeu.

den teu 19

Anzeigen ohne Untcrschrift

gelte» als nicht abgegeben. (Unterschrift.)

Il





— 83 —

Zweiter Teil.

Das Urranlagungsverfahren.

Erster Abschnitt.

Allgemeine Bestimmungen.

Artikel 38.

Stcucrbefrcinngcn.

(§ 3 des Eink. Ges., § 3 des Erg. Ges.).

Als steuerfrei bleiben Kon der Veranlagung zur Einkommensteuer und Ergäuzuugssteuer aus¬

geschlossen:

1. die Mitglieder des Königlichen Hauses und des Hohenzolleruschen Fürstenhauses,'

2. die Mitglieder des vormaligeu Haunoverschen Königshauses, des vormaligen Kurhessischen

und des vormaligen Herzoglich Nassauischen Fürstenhauses,'

3. die bei Sr. Majestät dem Kaiser und Könige beglaubigten Vertreter (Botschafter, Gesaudte,

Geschäftsträger) der deutschen Bundesstaaten nud fremder Mächte, die Bevollmächtigten

anderer Buudesstaateu zum Bundesrate, sowie die ihnen zugewiesenen Beamten, uud zwar

ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit,'

4. die in Diensten der zu 3 bezeichneten Vertreter, Bevollmächtigten und Beamten stehenden

Personen, soweit dieselben Ausländer sind'

5. diejenigen Personen, denen sonst nach völkerrechtlichen Grundsätzen oder nach besonderen,

mit anderen Staaten getroffenen Vereinbarungen ein Anspruch auf Befreiung von der

Einkommensteuer zukommt. Hierher gehören insbesondere auch die Berufskousuln derjenigen

fremden Mächte, mit denen durch Kousularkouvention die Befreiung der beiderseitigen

Konsuln von persönlichen Abgaben verabredet ist, dagegen weder die als Konsuln fremder

Mächte fungierenden preußischen Staatsaugehörigen, noch das Dienstpersonal der Berufs¬

kousulu.

Die Befreiungen zu 3, 4 und 5 erstrecken sich nicht auf das Eiukommen

a) aus den von der Preußischen Staatskasse gezahlten Besoldungen, Pensionen und

Wartegeldern,

d) aus preußischem Grundbesitz,

e) aus preußischen Gewerbe- oder Handelsanlagen oder sonstigen gewerblichen Betriebs¬

stätten

(vgl. Artikel 2), es müßte denn die Vereinbarung (Nr. 5) auch hierauf gerichtet sein, uud

bleiben in denjenigen Fällen überhaupt ausgeschlossen, in welchen in deu betreffenden

Staaten Gegenseitigkeit nicht gewährt wird.

Artikel 39.

Ort der Veranlagung.

(§ 21 des Eink. Ges., Z 20 des Erg. Ges.).

1. Die Veranlagung erfolgt in der Regel an dem Orte, wo der Steuerpflichtige zur Zeit der

Aufnahme des Personenstandes — wenn es sich um eine nachträgliche Veranlagung handelt, zur Zeit
11*
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der Veranlagung — seinen Wohnsitz oder — in Ermangelung eines solchen — seinen Aufenthalt

hat. Wechselt der Steuerpflichtige nach der Persoueuftandsaufnahme, aber vor der Behändigung des

Veranlagungsfchreibens für das neue Steuerjahr seinen Wohnsitz oder seinen — in Ermangelung
eines solchen — den Ort der Veranlagung bestimmenden Aufenthalt, so siud wegen des Ortes seiner

Veranlagung die Anordnungen der allgemeinen Verfüguug vom 28. Juli 1902 (abgedruckt im Anhänge
unter Nr. 1) maßgebend.

Die gleichen Vorschriften gelten auch für die Veranlagung von Geschäftsunfähigen oder in der

Geschäftsfähigkeit beschränkten Personen. Die Fähigkeit dieser Personen, selbständig oder mit Ge¬

nehmigung ihres Vormuudes oder sonstigen gesetzlichen Vertreters einen Wohnsitz neu zu begründen

oder zu verlegen, bestimmt sich nach den Vorschriften des maßgebenden bürgerlichen Rechts (vgl. §8 8 ff.

des B. G.B.).

Unterbringung eiuer Person in einer Irren- oder anderen Heilanstalt begründet ebensowenig wie

die Verbüßuug eiuer zeitigeu Freiheitsstrafe oder zeitweilige Abwesenheit von: Wohnort aus anderen

Gründen für sich allein einen Wechsel des Veranlagungsorts.

2. Dem Wohnsitze steht der dienstliche Wohnsitz gleich. Als solcher gilt derjenige Ort, an

welchem ein Beamter oder Offizier nach den für ihn maßgebenden dienstlichen Vorschriften verpflichtet

ist, Wohnung zu nehmen.

Bei Versetzungen wird der dienstliche Wohnsitz an dem neuen Bestimmungsorte mit dem Zeit¬

punkte begründet, von welchem ab das Amt an dem neuen Bestimmungsort übertragen wird, wenn

aber eine ausdrückliche Bestimmung hierüber fehlt, mit dein Zeitpunkt, in welchem die Versetzung zur

Kenntnis des Beteiligten gelangt nnd der bisherige Wohnort verlassen ist, ohne Rücksicht darauf, wann

der Versetzte an dem neuen Bestimmuugsorte tatsächlich Wohnuug geuommen hat.

Die Abkommandierung der Militärpersonen von ihrem Garnisonorte wird der Versetzung gleich

geachtet, sofern für das Kommando eine längere als die Dauer von 6 Monaten von vornherein

feststeht.

Bei Beamten der Militärverwaltung liegt nur dauu eiue mit der Verlegung des Wohnsitzes ver¬

bundene Versetzung vor, weuu solche ausdrücklich unter völliger Lösnng des Verhältnisses zu der bis¬

herigen Behörde ausgesprochen ist, so daß bei diesen im Gegensatz zu den Offizieren die Abkomman¬

dierung eine Verlegung des dienstlichen Wohnsitzes nicht schon deshalb begründet, weil für das Kommando

von vornherein eine längere Daner als 6 Monate bestimmt war.

3. Im Falle eines mehrfachen Wohnsitzes steht dem Steuerpflichtigen die Wahl des Ortes der

Veranlagung zu, mit der Maßgabe, daß die Veraulagung zur Einkommensteuer und zur Ergänznngs-

stener stets au demselben Orte erfolgen muß. Das Wahlrecht ist durch mündliche oder schriftliche

Erklärung gegenüber den: Vorsitzenden der Veranlagungskommission, und wenn es sich um Wohnorte

in verschiedenen Ncranlagungsbczirken handelt, gegenüber dem Vorsitzenden derjenigen Veranlagungs¬

kommission auszuüben, welche für den von den: Steuerpflichtigen gewählten Veranlagungsort zuständig

ist. Hat der Steuerpflichtige von seinem Wahlrecht keinen Gebrauch gemacht uud ist die Veranlagung

an mehreren an sich zuständigen Orten ersolgt, so gilt nur die Veranlagung an demjenigen Orte, an

welchem die Einschätzung zu dem höchsten Steuerbetrage stattgefunden hat.

Die ausgeübte Wahl ist bis zum Beginne der Voreinschätzuug zu berücksichtigen.

Das Wahlrecht steht auch Beamten und Militärpersonen zn, welche neben einem dienstlichen

Wohnsitz (Nr. 2) iu Preußeu eiueu zweiteu persönlichen Wohnsitz, z. B. auf dem eigeueu Laudgute,

haben. Als mehrfacher Wohnsitz gilt es dagegen nicht, wenn, wie es in größeren Städten häufig

vorkommt, ein in Preußen stenerpflichtiger Beamter oder Gewerbetreibender seine persönliche Wohnung

überhaupt nicht am Sitze seines Amtes oder Geschäfts, sondern an einem angrenzenden oder benach¬

barten Orte innerhalb des preußischen Staates genommen hat' in Fällen dieser Art findet die Ver¬

anlagung mir am Orte des persönlichen Wohnsitzes statt.

4. Preußische Staatsangehörige, welche im Jnlande weder Wohnsitz noch Aufenthalt haben, sind

an dem Orte ihres letzten Wohnsitzes oder Aufenthalts iu Preußen zn veranlagen.

5. Die Veranlagung der im Artikel 26 bezeichneten Gesellschaften nnd Genossenschaften erfolgt

an dem Orte, wo dieselben in Preußen ihren Sitz haben.

Der Sitz einer Aktiengesellschaft, Kommanditgesellschaft auf Aktien, eingetragenen Genossenschaft

oder Gesellschaft mit beschränkter Haftung bestimmt sich nach dem Inhalte des Gesellschaftsvertrags

(Statuts), § 182 Nr. 1, § 320 Absatz 3 des Handelsgesetzbuchs, § 6 Nr. 1 des Gesetzes, betreffend



die Erwerbs- und Wirtschaftsgeuossenschaften, § 3 des Reichsgesetzes, betreffend die Gesellschaften mit

beschränkter Haftung, vom 20. Mai 1898.

Der Sitz einer Berggewerkschaft ist in der Regel an dem Orte anzunehmen, wo der Repräsentant

wohnt oder der Grubenvorstand seinen Sitz hat, § 117 des Allg. Berggesetzes für den Preußischen

Staat vom 24. Juni 1865 (Gesetzsamml. S. 705).

Als Sitz der im Artikel 26 Nr. 1 e genannten Vereine gilt der Ort, wo der Borstand seinen

Sitz hat.

6. Die Beranlaguug der in Artikel 2, 26 Nr. 2, 28 Nr. 7 uud 29 Nr. 2 dieser Anweisung,

sowie im Artikel 2 der Erg. A. bezeichneten Steuerpflichtigen geschieht an dem Orte, wo der Grund¬

besitz bzw. die gewerbliche oder Haudelsanlage oder die Betriebsstätte liegt, oder der bei der Steuer-

verwaltuug etwa bestellte Vertreter seinen Wohnsitz hat, oder wo sich der Sitz der Kasse befindet, von

welcher die Besoldungen, Pensionen oder Wartegelder ausgezahlt werden.

Werden vou einem Steuerpflichtige an mehreren Orten in Preußen Betriebsstätten unterhalten,

so erfolgt die Veranlagung, falls iu Preußeu eine Zentralstelle (Hauptagentur, Zweigniederlassung)

besteht, welche die obere Leitung des gesamten Geschäftsbetriebs innerhalb Preußens ausübt, in dem¬

jenigen Bezirke, wo diese Zentralstelle ihren Sitz hat. Fehlt es an einer solchen Zentralstelle, ist aber

in Gemäßheit der Vorschrift im § 2 des Gewerbesteuergesetzes vom 24. Juni 1891 (Gesetzsamml. S. 205)

bei der Steuerverwaltung ein Vertreter bestellt, so erfolgt die Veranlagung an dem Orte, an welchem

der Vertreter seinen Wohnsitz hat.

Kann auch hiernach der Ort der Veranlaguug uicht bestimmt werden, so finden im Falle des

Vorhandenseins mehrerer Betriebsstätten die Vorschriften wegen des Wahlrechts (Nr. 3) entsprechende

Anwendung. Dasselbe gilt iu allen anderen Fällen, in welchen in Gemäßheit der Bestimmung iin

ersten Absätze der Nr, 6 die Veranlagung an verschiedenen Orten an und für sich zulässig ist.

Zweiter Abschnitt.
Vorbereitung der Veranlagung durch den Gemeinde (Guts-) vorstand.

Artikel 40.

Personenstandsaufnahme.

(§§ 22, 23, 74 Absatz 1 des Eiuk. Ges., § 21 des Erg. Ges.)

Die zur namentlichen Feststellung der Steuerpflichtigen alljährlich erforderliche Aufnahme des

Personenstandes liegt jedem Gemeinde-(Guts-)vorstaude für seinen Bezirk ob und zwar auch in den¬

jenigen Gemeinden und selbständigen Gutsbezirken, welche mit benachbarten Gemeinden zu einem

Voreinschätzungsbezirke vereinigt sind (§ 32 Absatz 3 bis 7 des Eink. Ges.).

Die Personenstandsanfnahme muß überall in der Zeit vom 15. Oktober bis 18. November jeden

Jahres stattfinden. Innerhalb dieser Zeit haben die Regierungen nach den vom Finanzminister

erlassenen Bestimmungen den Termin für die sämtlichen Orte ihres Bezirks möglichst gleichzeitig fest¬

zusetzen.

Wo die Aufnahme des Personenstandes nicht aus Grund der vorjährigen bei der Gegenwart

erhaltenen Personenverzeichnisse, der An- und Abmeldungen, Ab- und Zugaugslisten usw. erfolgen kann,

muß eine genaue örtliche Zählung stattfinden. Zu diesem Zwecke kann die Mitwirkung der Hausbesitzer

und Haushaltungsvorstäude in Anspruch genommen werden.

Jeder Besitzer (Eigentümer, Nießbraucher, Pächter, Mieter) eiues bewohnten Grundstücks oder

dessen Vertreter ist verpflichtet, der mit Aufnahme des Personenstandes betrauten Behörde die ans dem

Grundstücke vorhandenen Personen mit Namen, Berufs- oder Erwerbsart, Geburtsort, Geburtstag,

Religionsbekenntnis anzugeben.

Die Haushaltuugsvorstäude haben den Hausbesitzern oder deren Vertretern die erforderliche Aus¬

kauft über die zu ihrem Hausstande gehörigen Personen einschließlich der Unter- und Schlasstellemnieter

zu erteileu.

Es ist statthaft, die hiernach von denselben zu erteilende Auskunft in der Art einzuziehen, daß

den Beteiligten unter Hinweis auf die Strafandrohung im § 74 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes

geeignete Formulare (Hauslisten) zur Ausfüllung nach dem Stande der Bevölkerung am Aufnahme-
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termine schon vor diesem Termine zugestelltwerden. Andere als die im Absatz 4 bezeichneten Angaben
dürfen nnter Strafandrohung in den Hauslisten nicht gefordert werden.

Es ist aber zulässig, hiermit das Anheimstellenan die Haushaltungsvorstände zu verbinden, zur
Vermeidung irriger Annahmen bei der Veranlagung, in den hierzu besonders einzurichtenden Spalten
der Hausliste freiwillige Augaben über ihre und ihrer Haushaltungsangehörigen Einkommens-und
Vermögensverhältnissezu machen. Derartige Aufforderungen müssen jedoch eine Belehrung darüber
enthalten, daß die Unterlassungvon Angaben über die Einkommensverhältnissein der Hausliste einen
Nechtsnachteil nicht nach sich zieht.

Der Vorsitzende der Neranlaguugskommissionist besagt, die Anwendung von Hauslisten bei der
Persouenstandsaufnahmeanzuordnen und das Formnlar für diese Listen, soweit dasselbe den Zwecken
der Eiukoinmenstenerveranlaguugdient, mit Genehmigung des Vorsitzenden der Berufuugskommission
vorzuschreiben.

Im übrigen bleibt dem Gemeindevorstandedie Einrichtung dieses Formulars überlassen.

Artikel 41.
Persmienverzeichnisse.

(Z 22 des Eiuk. Ges., § 21 des Erg. Ges.)
I. Das Ergebnis der Personenstandsanfuahme (Artikel 4V) ist in ein nach dem beiliegenden

Muster e. M^ter VI anzulegendes Persoueuverzeichuis nnter Beachtung der folgeuden Bestimmungen einzutragen.

Seite N"- 1 In das Verzeichnis sind aufzunehmen:

a) die sämtlichen zur Zeit der Personenstaiidsanfnahme anwesenden Einwohner des Ge-
ineinde-(Guts-)bezirks einschließlich derjenigen, welche in eine andere Gemeinde zn ver¬
ziehen beabsichtigen, aber noch nicht verzogen sind (vgl. Artikel 39 Nr. 1),'

>') diejenigenPersonen, welche im Gemeinde-(Guts-)bezirkihren Wohnsitz haben uud nnr
zeitweise des Arbeitsverdienstes wegen oder aus anderen Gründen (Artikel 39 Nr. 1)
abwesend sind?

e) diejenigen Physischen Personen, welche, ohne eiueu Wohusitz in Preußeu zu haben,
in dem Gemeinde-(Guts-)bezirkeGrundstückebesitzen oder ein stehendes Gewerbe be¬
treibeil oder ans einer daselbst bestehenden preußischen Staatskasse Besoldungen, Pen¬
sionen oder Wartegelder beziehen (Artikel 2), soweit diese Personen nicht in dem Ver¬
zeichnisse Muster VII (vgl. unten zu II) Ausnahme finden,'

») diejenigen Preußischen Staatsangehörigen, welche aus dem Gemeinde-(Gnts-)bezirkin
einen außerhalb Österreichs belegenenOrt des Auslandes verzogen find, sofern der
gegenwärtige Aufenthalt im Auslande bekannt ist und seit der Auswanderung bis zu
dem Beginne des Steuerjahrs, für welches die Veranlagung erfolgt, ein Zeitraum von
zwei Jahren noch nicht verstrichen sein wird (Artikel 1 Nr. 1<: Absatz 1 und 2))

tz) diejenigen Preußischen Staatsangehörigen, welche als preußische Staatsbeamte oder Offi¬
ziere ihren dienstlichen Wohnsitz im Auslande haben und deren letzter Veranlagungsort,
bevor sie diesen Wohnsitz erhielten, in dem Gemeinde-(Guts-)bezirkebegründet war (Ar¬
tikel 1 Zir. 1c Absatz 3 uud 4).

2. Unter fortlaufenden Nummern (Spalte 1) sind in Spalte 2 des Verzeichnissesdie Hans¬
haltungsvorstände sowie die keinen: Haushalt angehörigen einzelnen Personen namentlich
einzutragen. Bei jedem Namen ist in den Spalten 4 bis 7, gesondertnach den aus deu
Kopfinschriftenersichtlichen Merkmalen, die Zahl der Haushaltungsangehörigen (Artikel 6)
aufzuführen, einschließlichderjenigen, welche behufs ihrer Ausbildung als Lehrlinge,
Schüler, Studenten usw. auswärts unterhalten werden.

Mit Rücksicht auf die Vorschriftenim Z 19 des Gesetzes (Artikel 30 II, 48) ist die
Sondernng der Haushaltungsangehörigen, je nachdem sie das Alter von 14 Jahren
vollendet haben oder nicht, von Bedeutung für die Veranlagung nnd daher auf eiue
richtige Ausfüllung der betreffendenSpalten besondereAufmerksamkeit zu verwenden.

Für die Berechnung des Lebensalters der einzelnen Familienmitglieder ist hierbei der

Beginn (1. April) desjenigen Steuerjahrs maßgebend, für welches die Veranlagung
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erfolgt. In der Spalte 6 ist also die Anzahl derjenigen Angehörigen nachzuweisen, welche

ain bevorstehenden 1. April das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben werden.

3. Mitglieder von Truppeukörperu (Regimentern, Bataillonen, Kompagnien usw.), sowie In¬

sassen von Armenhäusern und ähnlichen öffentlichen Anstalten, welchen weder ein steuer¬

pflichtiges Einkommen von mehr als 900 Mark noch eiu steuerbares Vermögen (Spalte 27

der Staatssteuerliste) vou mehr als 6000 Mark beizumessen ist, sind ohne namentliche An¬

gabe summarisch iu das Verzeichnis aufzunehmen.

4. Die Reihenfolge der einzelnen Steuerpflichtigen ist nach der örtlichen Lage der Haus¬

grundstücke anzuordnen. Die Personen zu 1 cl und e werden am Schlüsse des Verzeich¬

nisses aufgeführt.

II. Außerdem ist eiu besonderes Verzeichnis nach dem beiliegenden Muster VII über diejenigen

physischen Personen anzulegen, welche Einkommen aus eiuem iu dem Gemeinde-(Guts-)bezirke be- Sci^

legenen eigenen oder gepachteten Grundbesitz oder daselbst betriebenen stehenden Gewerbe be¬

ziehen, aber in einem anderen preußischen Orte wohnen oder, ohne einen Wohnsitz in Preußen

zu habeu, an einem anderen Orte bereits im Vorjahre zur Einkommensteuer veranlagt waren (vgl.

I Nr. 1 e).

Auszüge aus diesen: uach Maßgabe der Kopfiuschrifteu sorgfältig auszufülleudeu Verzeichnisse

sind der Ortsbehörde des preußischen Wohnsitzes oder Veraulaguugsorts zur Beuutzuug bei der dort

zu bewirkenden Veranlagung dieser Personen mitzuteilen.

Mit Zustimmung des Vorsitzenden der Veranlaguugskommissiou können diese Mitteilungen durch

Vereinbarung zwischen den beteiligten Gemeindevorständen auf die im Laufe jeden Jahres eingetretenen

Veränderungen beschränkt werden.

III. Die Richtigkeit und Vollständigkeit des Verzeichnisses zn I ist von dem Gemeiude-(Guts-)

Vorstände durch Vollziehung des demselben vorgedruckteu Vermerks zu bescheiuigen.

Artikel 42.

Ausstellung der Staatssteuerliste.

(Z§ 23, 24, 79 des Eink. Ges., § 21 des Erg. Ges.)

I. Über alle Tatsachen, Verhältnisse und Merkmale, welche für die Beurteilung der Einkommens-

uud Vermögensverhältnisse der in dem Verzeichnisse Mnster VI (Artikel 41) aufgeführten Personen in

Betracht kommen können, hat der Gemeinde-(Guts-)vorstand möglichst vollständige Nachrichten ein¬

zuziehen und zu sammeln.

Zu diesem Zwecke ist er auch befugt, mit den Steuerpflichtigen selbst in Verbindung zu treten

und sie in geeigneter Weise über die für die Veranlagung wesentlichen Punkte zu befragen. Eine

Verpflichtung der Steuerpflichtigen zur Auskunftserteilung zum Zwecke ihrer eigenen Staatssteuer-

veranlaguug besteht aber gegenüber dem Gemeinde-(Guts-)vorstaude nicht- die bezüglichen Anfragen

dürfen hierüber keinen Zweifel lassen.

Dagegen sind diejenigen Personen, welche für die Zwecke ihrer Haushaltung oder bei Ausübung

ihres Berufs oder Gewerbes andere Personen gegen Gehalt oder Lohn beschäftigen, verpflichtet, über

dies Einkommen dem Gemeinde-(Guts-)vorstaud auf deffeu Verlangen binnen einer Frist von zwei

Wochen Auskunft zu erteilen. Diese Pflicht liegt auch deu gesetzlichen Vertretern nichtphysischer Personen

ob. Die Verpflichtung zur Auskuufterteiluug erstreckt sich sowohl auf die baren, als anch auf die in

freier Wohnuug, Verpflegung oder Naturalien bestehenden Vergütungen, welche der Angestellte von

dem Arbeitgeber in dem dem Steuerjahr unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahre bezogen hat,

sofern der Gesamtwert des Bezugs die Summe von jährlich 3000 Mark nicht übersteigt. Zur Auskuuft¬

erteiluug sind uur solche Arbeitgeber verpflichtet, welche Personen der bezeichneten Art dauernd be¬

schäftigen. Eine dauernde Beschäftigung ist dann als vorliegend anzunehmen, wenn der Arbeitgeber

eine oder mehrere Hilfspersoneu während des größeren Teiles des letzten Kalenderjahres gegen Entgelt

beschäftigt hat. Über die Ausübung des Befragungsrechts seitens des Gemeinde-(Guts-)vorstaudes

ergeht besondere VerfÜMiig.

Das Ergebnis der Ermittelungen des Gemeinde-(Guts-)vorstaudes, insbesondere auch derjenigen

Mitteilungen, welche über auswärtigen Grundbesitz und Gewerbebetrieb der iu der Gemeinde wohnhaften
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Muster Personen eingehen (Muster VII zu Artikel 41), ist in die Staatssteuerliste nach beifolgendem Muster ^
103. einzutragen.

II. Bei Aufstellung der Staatssteuerliste ist folgendes zu beachten:

1. Von der Aufnahme in die Staatssteuerliste bleiben ausgeschlossen diejenigen Personen,

welche, obwohl sie Einwohner des Ortes und deshalb in das Personenverzeichnis (Muster lV)

aufzunehmen sind, gesetzlich weder der Einkommensteuer noch der Ergänzungssteuer unter¬
liegen, weil sie

a) Angehörige des Deutsche» Reiches siud und außerhalb Preußens, aber innerhalb deS

Deutschen Reiches oder in einem deutschen Schutzgebiet, ihren dienstlichen Wohnsitz oder

in ihrem außerpreußischeu Heimatsstaat einen zweiten Wohnsitz haben, oder weil sie

I)) Ausländer siud und sich in Preußen weder des Erwerbes wegen noch länger als ein

Jahr aufhalten und auch einen Wohnsitz in Preußen noch nicht begründet haben, oder

weil sie

c) österreichische Staatsangehörige sind uud in Osterreich eiuen zweiten Wohnsitz haben,
oder weil sie

tl) zu den im § 3 des Einkommensteuer- und § 3 des Ergänzuugssteuergesetzes als steuer¬

frei bezeichneten Personen gehören (vgl. Artikel 38).

In Ansehung der zu a. bis <1 gedachten Personen wird die Spalte 8 des Personenverzeichnisses

l Muster Vj) durch Eintragung der Zahl der zur Haushaltung gehörigen Personen ausgefüllt nnd in

der Spalte 13 der Grund der Steuerfreiheit kurz erläutert.

Hierbei ist jedoch stets zu prüfen, ob hinsichtlich der vorbezeichneten Personen die Voraussetzungen

der beschränkten Stenerpflicht (§2 des Einkommensteuergesetzes, §2 II des Ergänzungs¬

steuergesetzes) zutreffen,' ist dies der Fall, so finden auch auf sie die Bestimmungen zu 2

Anwendung.

2. Nach Ausscheidung der Steuerfreien (Nr. 1) werden aus dein Personenverzeichnisse (Muster VI)

alle diejenigen Personen in die Staatssteuerliste übernommen,

u) welche bereits im Vorjahre mit einem Einkommen von mehr als 900 Mark oder mit

einem steuerbaren Vermöge» von mehr als 6000 Mark zur Stener veranlagt waren,

I>) welche von dem Vorsitzenden der Veranlagungskommission als einkommensteuerpflichtig

oder als ergänzungssteuerpslichtig bezeichnet werden,

e) welchen nach den stattgehabten Ermittelungen und dem pflichtmäßigen Ermessen des

Gemeindevorstandes ein steuerpflichtiges Gesamteinkommen (Spalte 28 der Staatssteuer¬

liste) im Jahresbetrage von mehr als 900 Mark oder ein steuerbares Vermögen (Spalte 27

der Staatssteuerliste) von mehr als 6000 Mark beizumessen ist.

3. Die Spalten 9 bis 12». des Personenverzeichnisses werden nach Maßgabe der Kopfinschriften

ausgefüllt.

4. Im Falle die Voraussetzungen unter Nr. 2 g. bis o zutreffen, darf die Aufnahme iu die

Staatssteuerliste nicht deshalb unterbleiben, weil vou dem Einkommen ein Abzug gemäß

§ 19, oder die Freistellung gemäß § 20 des Einkommensteuergesetzes zulässig, oder weil die

Freilassung von der Ergänznngssteuer aus Grnnd des §17 Nr. 2 oder 3 des Ergänzungs¬

steuergesetzes begründet ist. >>'

5. Die einzelnen Steuerpflichtigen werden in die Staatssteuerliste uuter Einhaltung der in

dem Personenverzeichnisse beobachteten Reihenfolge übertragen.

In Spalte 1 s, bleibt die Eintragung der Nnmmern des laufenden Steuerjahrs bis

nach d.'in Abschlüsse der Veranlagung vorbehalten,' eine vorläufige Numerieruug mit Blei¬

stift ist hierdurch nicht ausgeschlossen.

Die Spalte 3 zu bis « wird iu llbereinstimmnng mit den Spalten 4 bis 6 des

Personenverzeichnisses ausgefüllt.

Diejenigen Steuerpflichtigen, welche Mitglieder der Voreinschätznngs- oder der Ver-

anlagnngskommission siud, werden als solche bei ihrem Namen (Spalte 2) bezeichnet.

6. Für die sämtlichen iu die ^ iste übertragenen Personen ist der Betrag des ermittelten Jahres¬

einkommens in Spalte 28 unter gleichzeitiger Ausfüllung der Spalten 4 zu u, 5, 6 bis 12,

14, 15, 16, 17, 19, 20 zu », 21, 23, 24 zu Z, 25, 26 zu vermerken, auch in die
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Spalten 31 und 38 zn a der zuletzt entrichtete Einkommensteuer- nnd Ergäuznngsstenersatz

einzutragen.

Die Spalten 4 zu b, 13, 18, 2V zu b, 22, 24 zu 2, 27, 32 zu b, 33 bis 37, 33

zu b, 39 bis 42 der Staatssteuerliste werden durch den Gemeinde-(Gnts-)vorstand nicht

ausgefüllt.

Bei Ausfüllung der Spalten 24 und 25 der Liste dürfen nur diejenigen Schulden,

Lasten, Zinsen, Schuldentilgungsbeiträge usw. berücksichtigt werden, deren Bestehen keinem

Zweifel unterliegt. Ebenso dürfen bei der Eintragung in Spalte 3 6 nur solche über

14 Jahre alte Familienangehörigen des Steuerpflichtigen berücksichtigt werden, bei denen

nachweislich die Voraussetzungen zutreffen, unter denen sie gemäß § 19 des Einkommen¬

steuer-Gesetzes (vgl. Artikel 30 II) bei der Frage der Ermäßigung des Steuersatzes mitzu¬

rechnen sind. Um in diesen Hinsichten die erforderlichen Unterlagen für die Voreinschätzung

zur Einkommensteuer zu beschaffen, kann der Gemeinde-(Gnts-)vorstand in Zweifelsfällen

diejenigen Steuerpflichtigen, welchen eine Steuererklärung nicht obliegt, unter Beachtung

der Vorschrift zu I Absatz 2 und des Erlasses vom 9. November 1900 (abgedruckt im An¬

hange unter Nr, 3), ersuchen, binnen einer angemessenen Frist die Schuldenzinsen- und

Tilgungsbeiträge, Lasten, Kassenbeiträge und Lebensversicherungsprämien, deren Abzug sie

beanspruchen, anzumelden und nötigenfalls die Verpflichtung zur Entrichtung derselben

durch Vorlegung der Beläge (Zins-, Beitrags-, Prämienquittungen, Policen usw.) zu be¬

scheinigen, sowie den Nachweis dafür zu erbringen, daß cücksichtlich der über 14 Jahre

alten Familienangehörige», wegen deren sie eine Berücksichtigung uach § 19 des Einkommen¬

steuergesetzes in Anspruch nehmen, die Voraussetzungen dieser Gesetzesvorschrift vorliegen.

7. Auf Grund der Staatssteuerliste bereitet der Gemeinde-(Guts-)vorstand die zur demnächstigen

Benutzung für die Gemeinde bestimmte Staatssteuerrolle durch Ausfüllung der Spalten 1 Must?rVii.>

NNd 3 Vor. Seilk 127^
8. Die auf ihn selbst bezüglichen Eintragungen in die Liste darf der Gemeinde-(Guts-)vorstand

nicht bewirken (§ 24 Absatz 3 des Einkommensteuergesetzes). Er hat zu diesem Zwecke die

Liste nebst deu erforderlichen Unterlagen (Personenverzeichnis, etwaige Hansliste) der von

der Bezirksregiernng hierfür bestimmten und ihm vor Beginn des Veranlagungsgeschäfts

zu bezeichnenden Person zuzustellen oder vorzulegen, welche die Eintragung nach Maßgabe

der vorstehenden Bestimmungen vornimmt.

Da eine zutreffende Erfassung der wirklichen Einkommens- und Vermögensverhältnisse

der Gemeinde-(Gnts-)vorstände besonders wichtig ist, so müssen die vom Vorsitzenden der

Veranlagungskommission zu diesem Zwecke vorzuschlagenden Personen mit Umsicht ausge¬

wählt uud mit der erforderlichen Belehrung versehen werden.

Es ist zulässig, in vereinigten Voreinschätzungsbezirken (§ 32 Absatz 3 bis 7 des Ein¬

kommensteuergesetzes) deu Vorsitzenden der Voreinschätzungskommission mit diesen Eintra¬

gungen zu beauftragen, soweit es sich nicht um die auf ihn selbst bezüglichen Angaben

handelt.

9. Mit Genehmigung des Vorsitzenden der Berufungskommission kann die Staatssteuerliste

voni Steuerjahr 1908 ab nach dem Kartenblattsormnlar Muster L geführt werdeu, das in.Muster g

der Größe des vorgeschriebenen Aktenformats aus haltbarem Material mit abgerundeten Seit?

Ecken herzurichten ist.

Gemeinden (Gutsbezirke), welche bereits die Staatssteuerliste in Form von Karten¬

blättern führen, können die dafür verwendeten Formulare mit Genehmigung des Vor¬

sitzenden der Berufungskommission auch über das Steuerjahr 1908 hinaus, bis längstens

für das Steuerjahr 1913 einschließlich benutzen. Vom Steuerjahr 1914 ab ist, soweit die

Staatssteuerliste in Kartenblattform geführt werden soll, ausschließlich Muster ö dafür zu
verwenden.

Für die Ausfüllung der Spalten des Kartenblattformulars finden die Vorschriften

unter 1 bis 8 sinngemäße Anwendung.

Wird die Staatssteuerliste in Kartenblattform geführt, so hat der Gemeinde-(Guts-)

Vorstand alljährlich eine Kontrolliste (^.) über die einzelnen Kartenblätter aufzustellen, welche

nach anliegendem Muster IV zu führen ist.

12 Sei/e 115
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10. Die Staatssteuerliste und die Kartenblätter werden das Jahr über beim Vorsitzenden der

Veranlagungskommission aufbewahrt. Behufs Aufstellung der neuen Liste, oder behufs

Ergänzung uud Berichtigung der Kartenblätter sind die Staatssteuerlisten des laufenden

Jahres oder die Kartenblätter dem Gemeinde-(Guts-)vorstaud alljährlich vor der Veran¬

lagung während eines angemessenen Zeitraums zur Verfügung zu stellen.

11. Der Gemeind-(Guts-)vorstand hat ein Verzeichnis derjenigen Steuerpflichtigen, von welchen

nach seinem Ermessen zum Zwecke der bevorstehenden Veranlagung eine Steuererklärung zu

erfordern ist, obwohl dieselben bisher mit einem Einkommen von weniger als 3000 Mark

veranlagt waren, unter Begründung seines Vorschlags den: Vorsitzenden der Veranlagungs¬

kommission bis zu einein von demselben zu bestimmenden Termin einzureichen.

12. Wo eine Veranlagung der Personen mit Einkommen von nicht mehr als 900 Mark zn

kommunalen Zwecken (§§ 79, 30 des Einkommensteuergesetzes) erfolgen muß, ist über die¬

selben auf Grund des Personenverzeichnisses (Mnster VI) eine Gemeindesteuerliste auszu¬

stellen, welche außer deu Spalten 4 bis 6 dieses Verzeichnisses vier Spalten für die ge¬

sonderte Eintragung des Einkommens nach den Quellen sowie die Spalten 23, 25, 28 bis

34, 36, 43 der Staatssteuerliste enthalten mnß.

Die Gemeindesteuerliste kann auch mit dem Personenverzeichnisse verbunden werden-

weitere durch besondere örtliche Verhältnisse bedingte Abweichungen können von der Regie¬

rung im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden der Berufungskommission genehmigt werden.

Sind nach den bestehenden Vorschriften gemeindesteuerpflichtige Personen, obwohl ein

Staatseinkommensteuersatz nicht auf sie veranlagt ist, dennoch in der Staatssteuerliste fort¬

zuführen, so wird hierdurch ihre Ausnahme in die Gemeindesteuerliste nicht ausgeschlossen.

Artikel 43.

Verzeichnis der nichtphysischen Personen.

(§ 22 des Eink.Ges.)

Der Gemeinde- (Guts-) vorstand hat dem Vorsitzenden der Veranlagnngskommission nnter Beifügung

Muster - Nachweisuna nach dem beiliegenden Muster IX Nachricht zu aeben, sobald in seinem Bezirke:

Seit- "S. Aktiengesellschaft, '
eine Kommanditgesellschaft auf Aktien,

eine Berggewerkschaft,

eine eingetragene Genossenschaft,

ein Verein zum gemeinsamen Einkaufe von lebens- oder hanswirtschaftlichen Bedürfnissen

im großen nnd Ablaß im kleinen oder

eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung

den Geschäftsbetrieb eröffnet oder ganz einstellt.

In das Verzeichnis sind aufzunehmen sowohl diejenigen Unternehmungen der gedachten Art,

welche iu dem Gemeinde- (Guts-) bezirk ihreu Sitz habeu (Artikel 26 Nr. 1), als auch diejenigen, welche

daselbst nnr Grundstücke besitzen oder durch Unterhaltung einer gewerblichen oder Handelsanlage, z. B.

eines Ladens, Kontors, einer ständigen Agentur, Verkaufs- oder sonstigen Betriebsstätte, ein stehendes

Gewerbe betreiben (Artikel 26 Nr. 2).

Dritter Abschnitt.
Die Boreinschätznng.

Artikel 44.

Die Zusammensetzung und Bildung der Voreinschätzungskommission nnd ihr Vorsitzender.

(§§ 32, 55 des Eink. Ges.)

Der Veranlagung der Steuerpflichtigen zur Einkommenstener geht eine Voreinschätzung durch

besondere Kommissionen voraus.
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Insoweit nicht Gemeinden und Gutsbezirke zu einein Voreinschätznngsbezirke vereinigt sind

32 Abs. 3 bis 7 des Eink. Ges.), wird für jede Gemeinde nnd jeden selbständigen Gutsbezirk eine

eigene Voreinschätzungskommission gebildet.

I. Msamuilnsrkung und Bildung drr Uorrinschätzmigsl'.ommisstoncn.

1. Die Zahl der sür jede Voreinschätznngskommission zu wählenden und zu ernennenden Mit¬

glieder wird von der Negierung iu der Weise bestimmt, daß die Zahl der ernannten Mitglieder ein¬

schließlich des Vorsitzenden hinter der Zahl der gewählten Mitglieder zurückbleibt.

In vereinigten Voreinschätzungsbezirken wird die Zahl der zu wählenden Mitglieder ans die

einzelnen zu deu vereiuigteu Bezirken gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke nach Verhältnis der Ein¬

wohnerzahl mit der Maßgabe verteilt, daß mindestens ein Mitglied au^ jede Gemeinde uud jeden
Gutsbezirk entfällt- es ist aber nicht erforderlich, daß ein genaues arithmetisches Verhältnis zwischen

der Zahl der Mitglieder uud der Zahl der Eiuwohuer in den einzelnen Gemeinden uud Gutsbezirkeu

besteht.

In gleicher Weise wird für jede Voreinschätznngskommission die Zahl der Stellvertreter von der

Negierung bestimmt und verteilt.

2. Die Wahl uud Ernennung der Mitglieder und Stellvertreter findet auf die Dauer vou drei

Jahreu statt, nach deren Ablauf die sämtlicheu Mitglieder und Stellvertreter ausscheiden? dieselben

können jedoch wieder eruauut oder gewählt werden (vgl. Nr. 7).

3. Der Gemeindevorstand veranlaßt regelmäßig bei Ablauf der Wahl-(Ernennuugs-) Periode

deu Zusammentritt der Gemeindeversammlung oder Vertretung, welche die ans die Gemeinde ent¬

fallende Zahl von Mitgliedern und Stellvertretern für die Voreiuschätzuugskommissiou zu wählen hat.

In Gutsbezirkeu geschieht die Wahl, iudem der Gutsvorsteher oder der Gutsvorsteherstellvertreter

die Mitglieder und Stellvertreter bezeichuet.

4. Wählbar siud nur Einwohner des Gemeinde- oder Gutsbezirks, welche preußische Staats¬

angehörige sind, das 25. Lebensjahr vollendet haben nnd sich im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte

befinden.

Von einer bestimmten Höhe des Einkommens, insbesondere von dem Bezug eiues solchen von

mehr als 900 Mark, ist die Wählbarkeit nicht abhängig.

Bei der Aufforderung zur Vornahme der Wahl ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, daß die ver¬

schiedenen Arten des Einkommens (Kapitalvermögen, Grundbesitz, Handel und Gewerbe, Gewinn

bringende Beschäftigung) unter den gewählten Mitgliedern nach Maßgabe der in jedem Bezirk ob¬

waltenden Einkommensverhältnisse tunlichst vertreten sein müssen.

5. Nach stattgehabter Wahl überreicht der Gemeinde-(Guts-)vorstand ein Verzeichnis der ge¬

wählten Mitglieder und Stellvertreter dem Vorsitzenden der Veranlagungskommission, welcher die

Wahlen mit Bezug auf die Gültigkeit des Wahlakts, die Wählbarkeit der gewählten Personen und die

vorschriftsmäßige Zusammensetzung der Kommission aus Vertretern der verschiedenen Einkommensarten

prüft, nötigenfalls die Erneuerung beziehungsweise Ergänzung der Wahl anordnet nnd der Regierung

die für jede Voreinschätzungskommission zu ernennenden Mitglieder und Stellvertreter vorschlägt.

Nachdem die Regierung dieselben bezeichnet hat, werden die ernannten Mitglieder nnd Stellvertreter

durch den Vorsitzenden der Veranlagungskommission von ihrer Berufung in Kenntnis gesetzt nnd dem

Vorsitzenden der Voreinschätzungskommission namhaft gemacht. Dem letzteren wird, soweit es sich nin

vereinigte Voreiuschätzuugsbezirke handelt, zugleich das Verzeichnis der gewählten Mitglieder und Stell¬

vertreter mitgeteilt.

6. Die Genieindeangehörigen sind verpflichtet, das Amt eines gewählten oder ernannten Mit¬

glieds oder stellvertretenden Mitglieds der Voreinschätzungskommission zu übernehmen.

Zur Ablehuuug oder zur Niederlegung vor Ablauf der Wahl-(Ernennnngs-)pcriode berechtigen

folgende Entschuldignngsgründe:

s.) anhaltende Krankheit'

d) Geschäfte, die eine häufige oder lange andauernde Abwesenheit vom Wohnorte mit sich

bringen,'

e) das Alter von 60 Jahren'

6) die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamts;

12»
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e) sonstige besondere Verhältnisse, welche nach dem Ermessen der Gemeindevertretung, oder,

wo eine solche nicht besteht, des Gemeindevorstandes eine gültige Entschuldigung be¬

gründen.

Wer das Amt als Mitglied der Voreiuschätzungskommission während der Dauer von drei

Jahren versehen hat, kann die Übernahme desselben für die nächsten drei Jahre ablehnen.

Wer sich ohne einen der vorstehend bezeichneten Entschuldigungsgründe weigert, das Amt als

Mitglied oder Stellvertreter zu übernehmen oder drei Jahre hindurch zu versehen, sowie derjenige,

welcher sich den Pflichten der Mitgliedschaft tatsächlich entzieht, kann durch Beschluß der Gemeinde¬

vertretung und, wo eine solche nicht besteht, des Gemeindevorstandes für einen Zeitraum von drei

bis sechs Jahren der Ausübung seines Rechtes auf Teilnahme an der Vertretung und Verwaltung

der Gemeinde für verlustig erklärt uud um ein Achtel bis ein Viertel stärker als die übrigen Gemeinde¬

angehörigen zu den Gememdeabgaben herangezogen werden.

Gegen den Beschluß der Gemeindevertretung oder des Gemeindevorstandes findet innerhalb zwei

Wochen die Klage bei dem Kreisausschusse statt (§ 25 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872).*)

7. Für die im Laufe der Wahl-(Ernennnngs-)periode ausgeschiedenen Mitglieder muß eine

Ersatzwahl (Ernennung) herbeigeführt werden, sobald die Zahl der im Amte verbliebenen gewählten

Mitglieder und Stellvertreter zusammengerechnet die festgesetzte Zahl der zu wählenden Mitglieder, oder

die Zahl der im Amte verbliebenen ernannten Mitglieder nnd Stellvertreter zusammengerechnet die

Zahl der ernannten Mitglieder nicht mehr erreicht. Im übrigen kann eine Ersatzwahl (Ernennung)

stattfinden, wenn solche nach Bewandtnis der Umstände von der Regierung nach Anhörung des Vor¬

sitzenden der Veranlagnngskommission für zweckmäßig erachtet wird.

Im Falle einer Ersatzwahl oder Ernennung (Absatz 1) erfolgt dieselbe für den Rest der Amts¬

periode des ausgeschiedenen Mitglieds.

Wenn dagegen eine Kommission ausnahmsweise vor dem regelmäßigen Termin im ganzen der

Erneuerung bedarf, z. B. weil der Fall des § 59 des Einkommensteuer-Gesetzes vorliegt, oder weil eine

Vezirksveränderuug stattgefunden hat, so ist die Neuwahl (Ernennung) für die volle im Gesetze vor¬

geschriebene Dauer vorzunehmen.

ll. Nie Vorsitzenden der vorrinschäk«ng?kommissionrn.

1. In denjenigen Gemeinden, welche einen eigenen Voreinschätzungsbezirk bilden, ist der Gemeinde¬

vorstand durch das Gesetz zum Vorsitzenden der Voreinschätzungskommission berufen. Wo ein Gemeinde¬

vorstand (Magistrat) aus einer Mehrheit von Mitgliedern besteht, liegt es dem leitenden Mitgliede

(Bürgermeister) ob, für Wahrnehmung dieser Geschäfte Sorge zu tragen. Der Bürgermeister ist befugt,

den Vorsitz selbst zu übernehmen oder an seiner Stelle die ständige Führung des Vorsitzes einem

anderen Mitgliede des Gemeindevorstandes nach vorgängigem Benehmen mit dem Vorsitzenden der

Bernfnngskommission zu übertragen' das letztere muß geschehen, wenn der Bürgermeister der einen

eigenen Stadtkreis bildenden Gemeinde Vorsitzender der Veranlagungskommission ist.

Außerdem ist der Gemeindevorstand so befugt als verpflichtet, die Stellvertretung des Vorsitzenden

der Voreinschätzungskommission zu regeln, sei es, daß der Erste Bürgermeister selbst, sei es, daß ein

anderes Magistratsmitglied (Beigeordneter) den ständigen Vorsitz übernommen hat.

Sind aus der Gesamtkommission mehrere Unterkommissionen gebildet (vgl. Artikel 76), so kann

für jede derselben ein besonderer Stellvertreter im Vorsitz, im Bedürfnisfall auch außerhalb der Mit¬

glieder des Gemeindevorstandes und insbesondere aus den gewählten oder ernannten Mitgliedern der

Kommission selbst bestellt werden.

Anderseits ist es keineswegs notwendig, daß die Stellvertreter der Kommission als ständiges

Mitglied angehören.

2. Den Vorsitz in den vereinigten Voreinschätzungsbezirken hat der von der Regierung zu be¬

stimmende Gemeinde- oder Gutsvorsteher (Gutsvorsteherstellvertreter), Bürgermeister, Amtmann oder

Amtsvorsteher (Amtsvorsteherstellvertreter) zn übernehmen (vgl. Erlaß vom 7. Dezember 1900, Mitt.

H. 42 S. 9).

Anderen als den vorstehend ausdrücklich bezeichneten Personen darf nach dem Wortlaute des

G esetzes der Vorsitz nicht übertragen werden. Eine gleiche Beschränkung in Ansehung des für den

") Die Vorschriften der Nr. 6 Absatz 2 bis 5 gelten in den Hohenzollernschen Landen nicht.



Vorsitzenden von der Regierung zu ernennenden Stellvertreters ist im Gesetze nicht enthalten' auch

ist es nicht erforderlich, Wohl aber zulässig, daß der Stellvertreter zu den ständigen ernanuten oder

gewählten Mitgliedern der Kommission gehört.

Artikel 45.

Die Aufgaben der Voreinschätznngskommission im allgemeinen.

(§ 33 des Eink.Ges.)

Sofort nach Beendiguug der möglichst zu beschleunigenden Vorarbeiten beruft der Gemeiude-

(Gnts-)vorstand die Voreiuschätzuugskommissiou. Falls ein gemeinsamer Voreinschätzungsbezirk gebildet

ist und der Gemeiude-(Guts-)vorsteher nicht selbst den Vorsitz führt, übersendet er die Staatssteuerliste,

das Personenverzeichnis, den Entwurf zur Staatssteuerrolle sowie die sonstigen Unterlagen dem von

der Regierung ernannten Vorsitzenden, welcher das gesamte Veranlagungsmaterial Prüft, nötigenfalls

ergänzt und berichtigt und den Zusammentritt der Voreinschätzungskommission herbeiführt. Deu Ort,

an welchem die Sitzungen der Voreinschätzungskommission vereinigter Bezirke (§ 32 Absatz 3 bis 7

Eink. Ges.) stattzufinden haben, bestimmt der Vorsitzende der Veranlagungskommission.

Wegen der bei den Verhandlungen der Voreinschätzungskommissionen zu befolgenden Geschäfts¬

ordnung, insbesondere auch wegen der eidesstattlichen Verpflichtung der neu eintretenden Mitglieder

wird auf die Bestimmungen der Artikel 75 bis 77 verwiesen.

Die Voreinschätzungskommission prüft die vorzulegenden Vorarbeiten des Gemeindevorstandes

namentlich auch darauf hin, ob das Personenverzeichnis (Muster VI) vollständig ist nnd ob aus dem¬

selben alle Steuerpflichtigen mit einem Jahreseinkommen von mehr als 900 Mark in die Steuerliste

aufgenommen sind. Hierbei sowie bei der Prüfung der in die letztere eingetragenen Nachrichten müssen

die Ergebnisse der letzten Veranlagung und der gegen dieselben eingelegten Rechtsmittel sorgfältig ver¬

glichen werden.

Auf Grund dieser Prüfung, der sonst etwa angestellten Ermittelungen nnd ihrer eigenen Kenntnis

der Verhältnisse nnd Personen hat die Voreinschätzungskommission den Inhalt der Steuerliste nötigen¬

falls zu vervollständigen und zu berichtigen.

Bei der Schätzung des Einkommens aus den verschiedenen Quellen, sowie wegen der zulässigen

Abzüge sind die in den Artikeln 3 bis 25 angegebenen Grundsätze und die nachfolgenden Bestimmungen

zn beachten.

Artikel 46.

Insbesondere die Schätzung des landwirtschaftlichen und gewerblichen Einkommens.

I. In den Artikeln 11 und 18 sind die Einnahmen uud Ausgaben bezeichnet, aus deren Gegen¬

überstellung sich der für die Einkommensteuerveranlagung maßgebende Reinertrag aus landwirtschaft¬

lichen, bezw. Geschäftsgewinn aus gewerblichen Betrieben rechnungsmäßig ergibt.

Liegen der Voreinschätzungskommission zuverlässige Angaben über diejenigen tatsächlichen Unter-

lagen nicht vor, welche hiernach zu der iu erster Reihe anzustrebenden ziffermäßigen Berechnung

des in dem dem Steuerjahr unmittelbar vorangegangenen Kalenderjahre, oder in den zulässigen Fällen

des im Durchschnitt der maßgebenden Wirtschafts-(Vetriebs-)Jahre vom Steuerpflichtigen wirklich er¬

zielten Einkommens erforderlich sind, so muß dasselbe schätzungsweise ermittelt werden.

Dabei sind soweit als möglich die den Ertrag oder den Geschäftsgewinn bestimmenden Umstände

des Einzelsalls festzustellen und der Schätzung zugrunde zu legen. Wo eine derartige individuelle

Schätzung nicht durchführbar ist, müssen die unentbehrlichen Anhaltspunkte sür die Schätzung durch

Vergleichung mit den zuverlässig bekannt gewordenen Ergebnissen anderer gleichartiger Betriebe ge¬
wonnen werden.

II. Als geeignete Grundlage für die Schätzung des Ertrags landwirtschaftlich benutzter Grund¬

stücke können in solchen Bezirken, in denen Verpachtungen in einigem Umfange vorkommen, die in den

maßgebenden Wirtschaftsjahren wirklich gezahlten Pachtpreise dienen.

Behufs zutreffender Anwendung derselben dürfen jedoch in keinem Falle die Unterschiede im

Pachtwert unberücksichtigt bleiben, welche durch den Umfang einer Wirtschaft, die Lage und den Zu¬

sammenhang der dazu gehörigen Liegenschaften, die Bodenbeschaffenheit, die Bewirtschaftungsweise usw.

bedingt sind.



— 94 —

Auch muß bei der Vergleichung den besonderen Umständen Rechnung getragen werden, welche

etwa im einzelnen Falle die normale Höhe des bedungenen Pachtpreises, sei es steigernd, sei es herab¬

mindernd, beeinflußt haben.

Ferner ist zu berücksichtigen, daß, wenn nicht die besonderen persönlichen Eigenschaften des Wirtes

ein anderes Ergebnis bedingen, das Einkommen des selbstbewirtschaftendcn Eigentümers in der Regel

höher sein wird als das Einkommen, welches ihm ohne weitere Aufwendung und Bemühung durch

Verpachtung zufließen würde' denn er muß neben einer angemessenen Verzinsung seines Betriebs¬

kapitals auch eiuen Ersatz für seine eigene Tätigkeit und die Mitarbeit seiner Angehörigen be¬

anspruchen.

Dem ermittelten Pachtwert ist deshalb ein diesem mutmaßlichen Mehreinkommen entsprechender

Zuschlag hinzuzurechnen, bei dessen Bemessung die persönlichen Verhältnisse, die Tüchtigkeit und Leistungs¬

fähigkeit des einzelnen Steuerpflichtigen Berücksichtigung finden müssen.

III. Als wertvolles Hilfsmittel zur Vermeidung grober Mißgriffe bei der Schätzung sowohl des

landwirtschaftlichen als auch des gewerblichen Einkommens können ferner vorsichtig aufgestellte

Schätzungsnormen dienen.

Die Fragen, für welche Arten des Einkommens und in welchem' Umfange die Aufstellung von

Schätznngsnormen überhaupt angezeigt ist, wie die Normen für die verschiedenen Einkommensarten zu

gestalten und welche Methoden dabei zn befolgen sind, können nicht allgemein, sondern nur uuter Be¬

rücksichtigung der örtlichen Verhältnisse des betreffenden Anwendungsgebiets beantwortet werden. Es

gehört zu den Aufgaben des Vorsitzenden der Veranlagungskommission, der Lösnng dieser Fragen fort¬

gesetzt seine Aufmerksamkeit zu widmen. Insbesondere muß er darauf bedacht sein, für die Schätzung

des Neinertrags der landwirtschaftlich benutzten Grundstücke, aber auch für die Schätzung des Miet-

werts der dazu gehörigen Wohnnngen, des Geldwerts der zur Bestreitung des eigenen Haushalts ver¬

wendeten Wirtschastserzengnisse, der Löhne und Naturalbezüge der Arbeiter und namentlich auch des

Geschäftsgewinns der in seinem Veranlagungsbezirke vorkommenden Gewerbsarten möglichst ausgiebiges

Material zu sammeln und aus demselben brauchbare Schätzungsnormen herzuleiten. Es bleibt ihni

überlassen, hierüber auch mit einzelnen geeigneten Mitgliedern der Veranlagungskommission, landwirt¬

schaftlichen nnd gewerblichen Sachverständigen in Einvernehmen zu treten. Das Ergebnis ist spätestens

bei dein Zusammentritt der Veranlagnngskommission für die bevorstehende Veranlagung zu dereu

Kenntnis zu bringen und zum Gegenstand der Beratung zu machen. Die darüber aufzunehmende Ver¬

handlung ist dem Vorsitzenden der Bernsnngskommission einzureichen.

Wo es nach Lage der Verhältnisse zweckmäßig und unbedenklich erscheint, die anzuwendenden

Normalsätze den beteiligten Voreinschätzungskommissionen, sei es vorher zur Begutachtung, sei es nach

der Beschlußfassung darüber zur Kenntnisnahme mitzuteilen, sind die Vorsitzenden der Berufungs¬

kommissionen ermächtigt, entsprechende Anordnungen zu treffen.

Artikel 47.

Die Feststellung der vom Gesamteinkommen zulässigen Abzüge.

(Vgl. Artikel 24, 25.)

Bei Feststellung der Abzüge vom Gesamteinkommen (Schnldenzinsen nnd Tilgnngsbeiträge, Renten,

dauernde Lasten, Kassenbeiträge, Lebensversichernngsprämien) hat die Kommission sorgfältig zn prüfen,

ob der Abzng nach den in den Artikeln 24, 25 gegebenen Vorschriften überhaupt zulässig, nnd ob

im einzelnen Falle die Verpflichtung des Steuerpflichtigen zur Zahlung von Schnldenzinsen nsw. tat¬

sächlich als nachgewiesen anzusehen ist. Von dieser Prüfung wird die Voreinschätzungskommission

auch nicht durch die bezüglichen Eintragungen in der Staatssteuerliste entbnnden. Ergeben sich über

das Bestehen der Zins- oder sonstigen Verpflichtung Zweifel, welche durch die der Voreinschätzuugs-

kommission zu Gebote stehenden Mittel (Aufforderung des Steuerpflichtigen zu freiwilligen Angaben,

zur Vorlegung der Zinsqnittnngen nnd Schnldurknnden usw., Rückfragen bei dem Gemeindevorstande,

vgl. Artikel 42 II Nr. 6) nicht gehoben werden, so muß der Abzng bei der Voreinschätzung unberück¬

sichtigt uud dem Steuerpflichtigen überlassen bleiben, die erforderlichen Nachweise im Wege der Rechts¬
mittel zu führen.
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Nach Bewandtnis der Umstände werden derartige Zweifel der Voreinschätzungskommission mich

Veranlassung geben können, bei dem Vorsitzenden der Veranlagungskommission den Erlaß einer Auf¬

forderung an den Steuerpflichtigen zur Abgabe der Steuererklärung zu beantragen.

In jedem Falle müssen die zugelassenen Abzüge in Spalte 26 der Staatsstenerliste durch die in

der Kopfinschrift vorgesehenen Angaben vollständig erläutert werden.

Artikel 48.

Abzug vom Einkomme» gemäß H 19 des Einkommensteucr-Gcsetzcs.

Nach Feststellung des Jahreseinkommens in Spalte 28 der Staatsstenerliste Prüft die Kommission,

bei welchen Steuerpflichtigen die Voraussetzuugeu des § 19 des Einkommensteuer-Gesetzes zutreffen

(vgl. Artikel 30 II).

Für jeden nach den Bestimmungen dieses Artikels zu berücksichtigenden Familienangehörigen wird

bei den Steuerpflichtigen mit Einkommen von nicht mehr als 3000 Mark ein Abzug vou 50 Mark

von dem in Spalte 28 der Staatsstenerliste nachgewiesenen Einkommen gemacht. Bei dem Vor¬

handensein von drei oder vier derartigen Familieumitgliederu tritt aber in jedem Falle Ermäßigung

um mindestens eine Stufe, bei dem Vorhandensein von fünf oder mehr mindestens Ermäßigung um

zwei Stufen ein. Im einzelnen ist wie folgt zu verfahren:

ii) Für jeden Pflichtigen mit einem Einkommen von nicht mehr als 3000 Mark wird der ab¬

zuziehende Betrag durch Vervielfachung der Zahl 50 mit der Snmme der iu der Spalte 3

unter v und cl verzeichneten Personen ermittelt und in Spalte 29 eingetragen,

b) Beträgt der zulässige Abzug (Spalte 29) uicht mehr als 100 Mark, so wird iu Spalte 30

die Differenz zwischen den Beträgen in Spalte 28 nnd 29 als steuerpflichtiges Einkommen

nachgewiesen.

e) Beträgt dagegen der zulässige Abzug (Spalte 29) mehr als 100 Mark, aber nicht mehr als

200 Mark, so wird, wenn trotz Abrechnung desselben von dem iu Spalte 28 uachgewieseueu

Einkommen eine Änderung der Steuerstuse uicht eintreten würde, in Spalte 30 das höchste

der nächst unteren Stenerstufe entsprechende Einkommen als steuerpflichtig eingestellt,

cl) Beträgt endlich der zulässige Abzug (Spalte 29) mehr als 200 Mark uud ergibt sich nach

Abrechnung desselben von dem in Spalte 28 nachgewiesenen Einkommen keine Änderung

der Steuerstufe oder doch uur eiue solche auf den nächst niedrigeren Steuersatz, so wird in

Spalte 30 das höchste der zweituächsteu Stufe nach unten entsprechende Einkommen als

steuerpflichtig eingestellt.

Beispielsweise würde also, weuu das iu Spalte 28 nachgewiesene Jahreseinkommen

2675 Mark beträgt, und für zwei Kinder ein Abzug vou 100 Mark sich ergibt, die Ein¬

tragung in Spalte 30 auf 2575 Mark zu lauten haben. Dagegen würde, wenn in diesem

Falle für drei oder vier abzugsberechtigte Familieuaugehörige ein Abzng von 150 Mark

oder 200 Mark zu inachen wäre, iu Spalte 30 das steuerpflichtige Einkommen auf

2400 Mark und bei einem Abzüge von 250 Mark oder 300 Mark für fünf oder sechs

abzugsberechtigte Familienmitglieder auf 2100 Mark anzugeben sein,

e) Sind Abzüge für Familienangehörige, welche bereits das 14. Lebensjahr überschritten haben,

geltend zu machen, so sind die Verhältnisse derselben, insbesondere ihre Beziehungen zum

Haushaltungsvorstand, in Spalte 43 kurz anzugeben,

t) Bei Steuerpflichtigen, zu deren Haushalt Familieumitglieder, welche nach H 19 des Ein¬
kommensteuer-Gesetzes zu berücksichtigen wären, nicht gehören, wird Spalte 29 durch einen

wagerechten Strich, Spalte 30 durch Übertragung der Summe aus Spalte 28 ausgefüllt.

Artikel 49.

Vorschlag des Steuersatzes, Zulässigkeit der Ermäßigung der Einkommensteuer.

(§§ 17, 20, 33, 80 Absatz 1 des Eiuk. Ges., § 22 Absatz 2, § 25 Absatz 3 des Erg. Ges.)

I. Nach Beendigung dieser Vorarbeiten hat die Kommission für diejenigen in die Steuerliste vom

Gemeiudevorstaud eingetragenen oder nachträglich von ihr übernommenen physischen Personen, welchen

sie ein steuerpflichtiges Jahreseinkommen (Spalte 28) von nicht mehr als 3000 Mark beimißt.



den zu veranlagenden Steuersatz in Spalte 32 zu a der Liste vorzuschlagen und dabei folgendes zu

beachten:

1. Erachtet die Kommission eine in die Staatssteuerliste eingetragene Person deshalb nicht für

steuerpflichtig, weil derselben Anspruch auf Steuerfreiheit (Artikel 42 II Nr. 1 a bis ä)

zustehe, oder weil das in Spalte 28 nachgewiesene Einkommen den Betrag von 900 Mark

nicht übersteige, so ist in Spalte 32 zu u, der Vermerk „frei" einzutragen nnd der ange¬

nommene Grund der Steuerfreiheit in Spalte 43 kurz anzugeben.

Die Streichung bleibt der Entscheidung der Veranlagnngskommission bzw. des Vor¬

sitzenden vorbehalten.

2. Wenn infolge des im § 19 des Einkommensteuer-Gesetzes vorgesehenen Abzugs (Artikel 48)

das bei der Veranlagung anzurechnende steuerpflichtige Einkommen (Spalte 30) den Betrag

von 900 Mark nicht übersteigt, so wird Spalte 32 zu a. durch den Vermerk „fr. § 19"

ausgefüllt.

3. Der von der Kommission in Spalte 32 zu a, vorgeschlagene Steuersatz muß geuau dem¬

jenigen Satze entsprechen, welcher nach dem dem Teil I dieser Anweisung beigefügten

Tarife I von dem in Spalte 30 festgestellten steuerpflichtigen Einkommen zu entrichten ist.

Nur ausnahmsweise gestattet § 20 des Einkommensteuer-Gesetzes eine Ermäßigung

dieses Satzes nm höchstens drei Stufen, wenn besondere die Leistungsfähigkeit des Steuer¬

pflichtigen wesentlich beeinträchtigende wirtschaftliche Verhältnisse vorliegen. Die näheren

Voraussetzungen, unter welchen die Anwendung des § 20 des Einkommensteuer-Gesetzes

zulässig ist, sind im Artikel 30 III angegeben.

Erachtet die Kommission das Vorhandensein eines oder mehrerer der in Artikel 30 III

bezeichneten Verhältnisse für nachgewiesen und deshalb den Vorschlag aus Ermäßigung des

tarifmäßigen Steuersatzes um 1, 2 oder 3 Stufen für gerechtfertigt, so ist dies in jedem

einzelnen Falle durch einen entsprechenden Vermerk in Spalte 43 kurz zu begründen.

4. Die Spalten 4 zu b, 13, 18, 20 zu b, 22, 24 zu 2, 27, 32 zu b, 33 bis 37, 38 zu b,

39 bis 42 der Staatssteuerliste sind zur Ausfüllung durch die Veranlagungskommission

bzw. deren Vorsitzenden bestimmt und bleiben auch iu Ansehung der Steuerpflichtigen mit

Einkommen bis 3000 Mark vorläufig offen.

5. Nach geschehener Voreinschätzuug wird das Persoueuverzeichuis iu den Spalten 4 bis 7

aufgerechnet. Die Aufrechnung der Spalten 8 bis 12 n, desselben sowie der Staatssteuer¬

liste bleibt bis zum Abschlüsse der Veranlagung der Ergänzungssteuer ausgesetzt.

Die Voreinschätzuugskommission bescheinigt

s.) auf dem Personenverzeichnis:

„daß dasselbe mit Bezug auf die Einkommensteuerpflicht der sämtlichen darin auf¬

geführten Personen vorschriftsmäßig geprüft ist",

Ii) auf der Staatssteuerliste oder, wo dieselbe in Kartenblattform geführt wird, auf der

Kontrolliste (^.):

„daß die Voreinschätzung den gesetzlichen Vorschlägen gemäß nach bestem Wissen

und Gewissen erfolgt ist".

Personenverzeichnis und Staatssteuerliste (Kartenblätter nebst Kontrolliste .^) werden

sodann mit allen Unterlagen und dem EntWurfe zur Staatssteuerrolle (Artikel 42 II Nr. 7)
dem Vorsitzenden der Veranlagungskommission überreicht.

Die Voreinschätzung muß in der Regel am 8. Dezember, auch in den größeren Städten

jedenfalls am 20. Dezember beendet sein. Der Vorsitzende der Veranlagungskommission

bestimmt für jeden Voreinschätzungsbezirk den pünktlich einzuhaltenden Termin für die Ein¬

sendung der Voreinschätzungsarbeiten.

6. Wo eine Veranlagimg der Personen mit Einkommen von nicht mehr als 900 Mark erforderlich

ist (vgl. Artikel 42 II Nr. 12), geschieht dieselbe unter Anwendung der für die Vorein¬

schätzung in den Artikeln 45 bis 49 gegebenen Vorschriften durch die Voreinschätzungs¬

kommission.

II. Hinsichtlich derjenigen Steuerpflichtige«, welche bereits im Vorjahre nach einem Einkommen

von mehr als 3000 Mark besteuert waren, unterbleibt die Voreinschätzung durch die Voreinschätzuugs-

ko'nmission. Das gleiche gilt für diejenigen Steuerpflichtigen, welche zwar bisher ein Einkommen von



nicht mehr als 3000 Mark besteuerten, deren Einkommen aber für das bevorstehende Steuerjahr nach

den: Ermesseu der Voreinschätzungskommission mehr als 3000 Mark beträgt. Diese Steuerpflichtigen

werden von der Voreinschätzungskommission, soweit dies nicht bereits seitens des Gemeiude-(Guts-)

Vorstandes geschehen ist, in Spalte 43 behufs Aufforderung zur Abgabe eiuer Steuererklärung in

Vorschlag gebracht.

III. Hinsichtlich der nichtphysischen Personen (Z 1 Nr. 4 bis 6 des Eink. Ges.) uud hinsichtlich

der Ergänznugssteuer findet eine Voreinschätzung durch die Voreinschätzungskommission überhanpt

nicht statt.

Die Voreinschätzungskommission hat Vorschläge über die zu veranlagenden Ergänznngsstenersätze

auch hinsichtlich der Steuerpflichtigen mit Einkommen von nicht mehr als 3000 Mark nicht zu machen.

Ebensowenig liegt es ihr ob, die Richtigkeit und Vollständigkeit derjenigen Eintragungen der Staats¬

steuerliste zu Prüfen, welche nur für die Veranlagung der Ergänzungssteuer von Bedeutung sind.

Hierdurch ist aber nicht ausgeschlossen, daß die Voreinschätznngskommission ihren von den Er¬

mittelungen des Gemeiude-(Guts-)vorstaudes abweichenden Annahmen über die Vermögensverhältnisse

der Steuerpflichtigen im Sitzungsprotokoll oder auf eiuer Anlage zu demselben Ausdruck gibt' dies

muß geschehen, wenn ihre abweichenden Annahmen — z. B. hinsichtlich der Höhe des Kapitalvermögens

oder abzugsfähiger Schulden — zugleich auf die Feststellung des steuerpflichtigen Einkommens von

Einfluß sind nnd den hierauf bezügliche?: Vorschlägen der Voreiuschätzungskommissiou zugrunde liegen.

IV. Der Vorsitzende.der Veranlaguugskommission ist befugt, in einzelnen Fällen die Vor¬

einschätzungskommission zu einer gutachtlichen Äußerung über die Einkommensverhältnisse anch derjenigen

Pflichtigen zu veranlassen, rücksichtlich deren, weil ihr Einkommen mehr als 3000 Mark beträgt, eine

Voreinschätzung durch die Voreinschätzungskommission an sich nicht stattzufinden hat. Von dieser Maß

nähme wird insbesondere hinsichtlich solcher Steuerpflichtigen nnd Einkommensquellen Gebrauch zu

machen seiu, von welchen bereits bekannt ist, daß die Angaben in den Steuererklärungen nicht ans

Grund buchmäßiger Aufzeichnungen rechnungsmäßig, sondern lediglich schätzungsweise gemacht zu

werden Pflegen.

Ebenso ist der Vorsitzende der Veranlagungskommission befugt, iu eiuzeluen Fällen eine gut¬

achtliche Äußerung der Voreinschätzungskommission über die Vermögensverhältnisse von Steuerpflichtigen

im allgemeinen oder über den mutmaßlichen Wert einzelner Vermögensteile derselben zu erfordern.

Sechster Abschnitt.
Geschäftsordnung der Kommissionen.

Artikel 75.

Geschäftsleitnng.

(§ 56 Absatz 1 des Eink. Ges., § 47 des Erg. Ges.)

Die Vorsitzenden der Kommissionen haben die letzteren zusammenzuberusen, deren Geschäfte vor¬

zubereiten und zu leiten, sowie die nicht von ihnen durch Eiuleguug vou Rechtsmitteln angefochtenen

Kommissionsbeschlüsse auszuführen.

In Behinderungsfällen übernimmt der ernannte Stellvertreter den Vorsitz.

Der Vorsitzende ist auch befugt, dem letzteren die Stellvertretung bei Wahrnehmung einzelner

Geschäfte oder Geschäftszweige zu übertragen.

Bei Ausübung der Stellvertretung stehen dem Stellvertreter alle Rechte und Pflichten des Vor¬

sitzenden selbst zu.

Weuu im Laufe der Wahl-(Ernennuugs-)periode ein gewähltes ooer ernanntes Mitglied der

Kommission durch Tod oder aus anderen Gründen ausscheidet oder dauernd an der Mitwirkung bei

den Geschäften behindert wird, hat der Vorsitzende aus der Zahl der stellvertretenden Mitglieder einen

Ersatzmann einzuberufen, sofern keine Ergänzungswahl (Ernennung) erfolgt ist (Artikel 44 I Nr. 7).

Zur Wahrnehmung einzelner Geschäfte an Stelle eines vorübergehend verhinderten Mitglieds

sind die Stellvertreter in der Regel nicht heranzuziehen. Jedoch ist dies nicht ausgeschlossen, wenn

nach dem Ermessen des Vorsitzenden die ordnungsmäßige Erledigung der Geschäfte die Einberufung

eines Stellvertreters erfordert.
18
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Als Ersatzmann für ein gewähltes Mitglied darf nur ein gewählter, als Ersatzmann für ein

ernanntes Mitglied nur ein ernannter Stellvertreter und in vereinigten Voreinschätzungskommissionen

(H 32 Absatz 3 bis 7 des Eink. Ges.) als Ersatzmann für ein gewühltes Mitglied nur ein aus dem¬

selben Gemeinde-(Gnts-)bezirke gewählter Stellvertreter einberufen werden.

Artikel 76.

Die Bildung von Unterkommissiouen.

(§ 56 Absatz 2 des Eink. Ges., § 47 des Erg. Ges.)

Sofern der Umfaug der Geschäfte es erfordert, ist es znlässig, aus der Gesamtkommission zum

Zweck der Geschäftsverteilung Abteilungen (Unterkommissionen) zu bilden.

Die dem Vorsitzenden zustehende Verteilung der Geschäfte und der Mitglieder unter die einzelnen

Unterkommissionen ist nach sachlichen Gesichtspunkten und so zu regeln, daß die Bearbeitung der Ein¬

kommensteuer und der Ergänzungsstener mit Bezug auf denselben Steuerpflichtigen auch derselben

Unterkommission zufällt.

An der Einheitlichkeit der Gesamtkommission wird durch die Einrichtung von Unterkommissioneu

nichts geändert. Insbesondere ist das in dem Gesetze bestimmte Verhältnis zwischen der Zahl der

ernannten und der gewählten Mitglieder nur für die Gesamtkommission, nicht aber für die einzelnen

Unterkommissionen maßgebend.

Der Vorsitzende der Gesamtkommission behält in allen Fällen die Oberleitung der Geschäfte

auch in den Unterkommissionen- er bleibt sür die ordnungsmäßige Erledigung der Geschäfte in den

letzteren verantwortlich und ist jederzeit befugt, in den einzelnen Unterkommissionen selbst den Vorsitz

zu übernehmen, auch wenn zu diesem Zwecke ein ständiger Vertreter ernannt oder von ihm bestellt ist.

Artikel 77.

Sonstige Bestiulmnngcn über die Geschäftsordnung.

(§§ 56 Absatz 3 bis 6, 57, 59, 78 des Eink. Ges., Gesetz vom 22. Zlpril 1892 Gesetzsamml. S. 93,

§§ 46 Absatz 4, 47 des Erg. Ges.)

1. Die Kommissionen und Unterkommissionen erledigen ihre Geschäfte in der Regel in gemein¬

samen, vom Vorsitzenden nach Bedürfnis anzuberaumenden Sitzungen. Jedoch ist es demselben iu

einzelnen dringenden Fällen und bei klarer Lage der Sache gestattet, die Stimmen der Mitglieder
mittels Umlaufs schriftlich einzuholen.

In der an die sämtlichen Mitglieder der Kommission oder Unterkommission ergehenden Einladung

zu den Sitzungen, welche- gegen Empfangsbescheinigung oder mittels eingeschriebenen Briefes durch die

Post erfolgt, ist der Gegenstand des in der bevorstehenden Sitzung zu erledigenden Geschäfts (z. B.

„Vornahme der Einkommensteuerveranlagung für das Steuerjahr 1907") kurz zu bezeichnen.

2. Die Kommissionen (Unterkommissionen) sind bei Anwesenheit von mindestens drei Mitgliedern

einschließlich des Vorsitzenden beschlußfähig, wobei es nicht darauf ankommt, daß unter den Anwesenden

die Zahl der gewählten und ernannten Mitglieder in dem für die Gesamtkommission vorgeschriebenen

Verhältnisse steht.

Ob für die einzelnen zur Entscheidung gelangenden Angelegenheiten neben dem Vorsitzenden ein

Mitglied der Kommission als Mitberichterstatter zu bestellen ist, dem in diesem Falle die Akten und

sonstigen Unterlagen schon vor der Sitzung zugänglich zu inachen sind, bleibt dem Ermessen des Vor¬

sitzenden überlassen. Für die der Beschlußfassung der Berufungskommission unterliegenden Berufungen

wird dies Verfahren in der Regel anzuwenden sein.

Die Beschlüsse der Kommissionen und Unterkommissionen werden nach absoluter Stimmenmehrheit

der an der Beschlußfassung teilnehmenden Mitglieder gefaßt. Dem Vorsitzenden beziehungsweise deni

an seiner Statt den Vorsitz führenden Stellvertreter steht volles Stimmrecht zu,' bei Stimmengleichheir
entscheidet seine Stimme.

^ Solange über die Einschätzung, den Einspruch oder die Berufung eines Kommissionsmitglieds

oder seiner Verwandten oder Verschwägerten in auf- und absteigender Linie oder bis zum dritten

Grade der Seitenlinien beraten und abgestimmt wird, hat dasselbe abzutreten. In gleicher Weise ist



in denjenigen Fällen zu verfahren, wo ein Kommissionsmitglied als Mitglied einer anderen Kommission

bereits in früherer Instanz (im Voreinschätznngs-, Veranlagnngs- oder Einsprnchsverfahren) mit«

gewirkt hat.

Ergeben sich diese Voraussetzungen hinsichtlich der Person des Vorsitzenden, so hat derselbe die

Führung des Vorsitzes einem der Kommissionsmitglieder zu übertragen.

3. Ist eine Kommission, weil aus die erste Einladung sich die Mitglieder nicht in beschlußfähiger

Zahl eingefunden hatten, zum zweiten Male gehörig geladen nnd wiederum nicht die erforderliche

Anzahl der Mitglieder erschienen, so mnß dies, falls nicht besondere Umstände borliegen, welche eine

solche Annahme ausschließen, einer Weigerung, die angekündigten Geschäfte zn erledigen, gleich geachtet

und in Gemäßheit des § 59 des Einkommensteuer-Gesetzes verfahren werden,' hierauf ist in der zweiten

an die Mitglieder ergehenden Einladung ausdrücklich hinzuweisen.

Als Aufsichtsbehörde im Sinne des § 59 des Einkommenstener-Gesetzes gilt in Ansehung der

Voreinschätzuugs- uud Veraulaguugskommissionen der Vorsitzende der Bernsungskommission, in Ansehung

der Berufungskommission der Finanzminister.

4. Die in eine Kommission neu eintretenden Mitglieder haben in der ersten Kommissionssitzung,

an welcher sie teilnehmen, vor Beginn der Verhandlungen dem Vorsitzenden mittels Handschlags an

Eidesstatt zu geloben, daß sie bei den Kommissionsverhandlungen ohne Ausehen der Person nach bestem

Wissen und Gewissen verfahren und die Verhandlungen, sowie die hierbei zu ihrer Kenntnis gelangenden

Verhältnisse der Steuerpflichtigen strengstens geheim halten werden.

Einer Wiederholung des Gelöbnisses im Falle der Wiederwahl oder der Wiederernennung eines

ausgeschiedenen Mitglieds bedarf es nicht.

Zur Entgegennahme des gleichen Gelöbnisses von feiten derjenigen Vorsitzenden oder stellver¬

tretenden Vorsitzenden, welche nicht schon als Beamte vereidigt sind (§ 57 Absatz 2 des Eink. Ges.),

hat die Regierung einen Kommissar womöglich am Wohnorte des zu Verpflichtenden zu bestelle«.

5. Die Steuererklärungen und Vermögensanzeigen sind unter Verschluß aufzubewahren und dürfen

ebenso wie die Kommissionsverhandlungen über dieselben nur zur Kenntnis von Kommissions- uud

Ausschußmitgliedern oder von durch ihren Amtseid zur Geheimhaltung verpflichteten Beamten gelangen.

Dies ist auch zu beachten, wenn die weitere Aufbewahrung durch dienstliche Interessen nicht mehr

erfordert wird (Artikel 51 V Nr. 5).

Die Erteilung einer amtlichen Auskunft an zuständige Stellen, insbesondere auch die Mitteilung

von Veranlagungsmerkmalen, soweit es zur Feststellung von Steuerzuschlägen erforderlich ist, an kom¬

munale oder andere öffentliche (Schul-, Kirchen-) Verbände usw. wird durch die Vorschriften der Z§ 57,

75 des Einkommensteuer-Gesetzes nicht ausgeschlossen.

6. Über jede Kommissionssitzung ist ein von dem Vorsitzenden und den anwesenden Mitgliedern

zn vollziehendes Protokoll aufzunehmen, welches über den Gegenstand der erledigten Geschäfte, ins¬

besondere auch über die Verpflichtung der Mitglieder (Nr. 4) Auskunft geben muß.

Die Ausfertigungen der Kommissionsbeschlüsse und Entscheidungen sind von dem Vorsitzenden zu

vollziehen, welcher sich dabei eines Stempels bedienen kann.

7. Diejenigen wichtigeren Verfügungen des Finanzministers sowie Entscheidungen des Oberver¬

waltungsgerichts von grundsätzlicher Bedeutung, deren Kenntnis für eine sachgemäße Mitwirkung in

der Kommission unentbehrlich ist, sind den Mitgliedern in geeigneter Weise — in der Regel durch

schriftlichen Umlauf oder Mitteilung in der Sitzung — zugänglich zu machen.

8. Für die in Staatssteuer - Angelegenheiten wahrgenommenen Geschäfte außerhalb ihres

Wohnorts erhalten die Mitglieder der Veranlagnngs- und Berufungskommissionen aus der Staats¬

kasse Tagegelder und Reisekosten nach Maßgabe der Königlichen Verordnung vom 4. Juli 1892 (Ge-

setzsamml. S. 201) und der Verfügungen vom 19. Januar 1892 und vom 2. August 1892, die

Vorsitzenden der bezeichneten Kommissionen nach Maßgabe der Bestimmungen der Verfügung vom
28. Oktober 1891.

9. Die Mitglieder der Voreinschätzungskommissionen in vereinigten Bezirken (§ 32 Absatz 3

bis 7 des Eink. Ges.) erhalten Gebühren nach Maßgabe der dieserhalb ergehenden besonderen Bestim¬

mungen.
13*



Artikel 78.

Zustellungen.

(§ 58 des Eink. Ges.)

I. Die von den Vorsitzenden der Kommissionen innerhalb Preußens zu bewirkenden Zu¬

stellungen sind durch einen öffentlichen Beamten unter Beachtung der Vorschriften des Artikels 28

Nr. 1 bis 12 der zur Ausführung der Verordnung vom 15. November 1899, betreffend das Ver¬

waltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen (Gesetzsamml. S. 545), ergangenen

Anweisung vom 28. November 1899 auszuführen.*)

Diese Vorschriften lauten!
Artikel 28.

Für die Zustellungen, soweit dieselben nicht durch Gerichtsvollzieher oder in Angelegenheiten der Justizverwaltung
erfolgen, gelten die uachsteheudeu Vorschriftein

1. Die Zustellung besteht, wenn eine Ausfertigung zugestellt werden soll, in deren Übergabe, in den übrigen
Fällen in der Übergabe einer einfachen Abschrift des zuzustellenden Schriftstücks.

2. Die Zustellungen für nicht prozeßfähige Personen erfolgen an die gesetzlichen Vertreter derselben. Wer im
Einzelsalle gesetzlicher Vertreter ist, richtet sich nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechtes. Im allgemeinen
erfolgen die Zustellungen für Minderjährige an den Vater, nach dem Tode desselben an die Mutter oder
den Vormund, Zustellungen für Geisteskranke, Verschwender oder sonst ans irgend einem Grnnde uuter Vor¬
mundschaft stehende Personen an den Vormund.

Bei Behörden, Gemeinden nnd Korporationen sowie bei Vereinen, welche als solche klagen oder ver¬
klagt werden können, genügt die Zustellung an den Vorsteher.

Bei mehreren gesetzlichen Vertretern, sowie bei mehreren Vorstehern genügt die Zustellung au einen
derselben.

!>. Die Zustellung für einen Unteroffizier oder einen Gemeinen des aktiven Heeres oder der aktiven Marine erfolgt
an den (5hef der zunächst vorgesetzten Kommandobehörde (Chef der Kompagnie, Eskadron, Batterie usw.).

4. Die Zustellung erfolgt an den Generalbevollmächtigten sowie in den den Betrieb eines HaudelSgewerbeS
beircsfciideu Angelegenheiten an den Prokuristen mit gleicher Wirkung, wie an den Adressaten selbst.

b. Die Znstcllnngen können an jedem Orte erfolgen, wo die Person, welcher zugestellt werdeu soll, an¬
getroffen wird.

Hat diese Person an diesem Orte eine Wohnung oder ein Geschäftslokal, so ist die außerhalb der
Wohuuiig ode r des Geschäftslokals au sie erfolgte Zustellung nur gültig, wenn die Annahme nicht verweigert ist.

K. Wird die Person, welcher zugestellt werdeu soll, in ihrer Wohnung uicht angetroffen, so kann die Zustellung
in der Wvhnnng au einen zu der Familie gehörende» erwachsenen Hausgenossen oder an eine in der Familie
dienende erwachsene Person erfolgen.

Wird eine solche Person uicht angetroffen, so kann die Znstellnng an den in demselben Hause
wohnenden Hanswirt oder Vermieter erfolgen, wenn diese znr Annahme des Schriftstücks bereit sind.

7. Ist die Anstellung nach diesen Bestimmungen nicht ausführbar, so kann sie dadurch ersolgeu, das; das zu
übergebende Schriftstück bei der Ortsbehörde oder Postaustalt des Zustellungsortes niedergelegt und die Nieder-
legung sowohl dnrch eine an der Tür der Wohnung zu befestigende schriftliche Anzeige, als auch, soweit tunlich,
dnrch mündliche Mitteilung au zwei in der Nachbarschaft wohnende Personen bekannt gemacht wird.

8. Für Gewerbetreibende, welche ein besonderes Geschäftslokal haben, kann, wenn sie in dem Geschäftslokal
nicht angetroffen werdeu, die Zustellung an einen darin anwesenden Gewerbegchilfen erfolgen.

Wird ein Rechtsanwalt, ein Notar oder ein Gerichtsvollzieher in seinem Geschäftslokale nicht
augetroffen, so kann die Zustellung au einen darin anwesenden Gehilfen oder Schreiber erfolgen.

9. Wird der gesetzliche Vertreter oder der Vorsteher einer Bebörde, einer Gemeinde, einer Korporation oder
eines Vereins, welchem zugestellt werden soll, in dem GeschäftSlokale während der gewöhnlichen Gefchäfts-
stunden nicht angetroffen oder ist er an der Annahme verhindert, so kaun die Zustellung an einen anderen
in dem Geschäftslokal anwesenden Beamten oder Bediensteten bewirkt werden.

Wird der gesetzliche Vertreter oder der Vorsteher in seiner Wohnnng nicht angetroffen, so finden die
Bestimmungen zn Nr. 6 nnd 7 nnr Anwendung, wenn ein besonderes Geschäftslokal nicht vorhanden ist.

10. Wird die Aunahme der Zustellung ohne gesetzlichen Grnnd verweigert, so ist das zu übergebende Schriftstück
am Orte der Zustellung zurückzulassen.

l l. Znr Nachtzeit, sowie an Sonntagen und allgemeinen Feiertagen darf eine Zustellung nur mit Erlaubnis der
Vollstrecknngsbchördc erfolgen. Die Erlaubnis ist nur im Falle der Dringlichkeit der Znstellnng zu erteilen.
Die Nachtzeit umfaßt in dem Zeiträume vom .1. April bis M. September die Stunden von 9 Uhr abends
bis 4' Uhr morgens, in dem Zeiträume vom 1. Oktober bis 31. März die Stunden von 9 Uhr abends bis
6 Uhr morgens. >

Die Verfügung, dnrch welche die Erlaubnis erteilt wird, ist bei der Zustellung abschriftlich mitzuteilen.
Eine Zustellung, bei welcher die vorstehende Bestimmnng uicht beachtet ist, ist gültig, wenn die An¬

nahme nicht verweigert ist.
12. ^>st bei einer Zustellung an den Vertreter mehrerer Beteiligter oder an einen von mehreren Vertretern die

Übergabe der Ausfertigung oder Abschrift eines Schriftstücks erforderlich, so genügt die Übergabe nur eiuer
Ausfertigung oder Abschrift.



An Stelle der Vollstreckungsbehörde im Falle des Artikels 28 Nr. 11 a. a. O. tritt der die Zu¬

stellung anordnende Vorsitzende.

II. Die die Zustellung veranlassende Behörde oder der hiermit beauftragte Beamte hat das zn

übergebende Schriftstück iu eiuem durch das Dienstsiegel verschlossenen, mit der Adresse der Person,

an welche zugestellt werden soll, versehenen uud mit einer Geschästsunmmer bezeichneten Briefumschlage

dem Beamten, welcher mit der Ausführung der Zustellung beauftragt ist, oder der Post zur Zustellung

ansznhändigen. Behufs Zustellung von Mitteilungen an die außerhalb des Bezirks wohnhaften Steuer¬

pflichtigen ist regelmäßig die Zustellung durch die Post zu wählen, insofern nicht im Einzelfalle

besondere Umstände die Mitwirkung des auswärtigen Vorsitzenden der Veranlagnngskommission angezeigt

erscheinen lassen.

III. Der Aufnahme einer förmlichen Zustellungsurkunde bedarf es — unbeschadet der Vorschrift

unter IV — uicht, es genügt eine Bescheinigung des öffentlichen Beamten, welche Ort nnd Zeit der

Zustellung, die Bezeichnuug des zugestellten Schriftstücks und der Person, an welche dasselbe übergeben

ist, sowie die Unterschrift des Beamten enthalten muß. Diese Bescheinigungen können für eine Mehr¬

zahl von Zustellungen tabellarisch zusammeugesaßt werden.

Auf Ansuchen des Steuerpflichtigen hat der Beamte den Tag der Zustellung auf dem zugestellten

Schriftstück zu vermerken.

Erfolgt die Behändignng des Schriftstücks uicht an den Adressaten selbst, sondern gemäß Artikel 28

Nr. 6, 8, 9 der Anweisung vom 28. November 1899 an eine andere Person (Hausgenossen, Dienst

boten, Gewerbegehilfen usw.), so muß die Bescheinigung des Beamten derart abgefaßt werden, daß

darans das Verhältnis, in welchem der Empfänger des Schriftstücks zu dem Adressaten steht, zn

erkennen ist.

Dagegen bedarf es nicht der ausdrücklichen Hervorhebung des Umstandes, daß der Adressat in

seiner Wohuuug oder in seinem Geschäftslokal nicht angetroffen worden, nnd daß im Falle der Nr. 6

Absatz 2 a. a. O. der Hauswirt oder Vermieter zur Annahme bereit uud eine der uuter Nr. 6 Ab¬

satz 1 bezeichneten Personen nicht anwesend gewesen sei.

IV. Bei Zustellungen durch die Post ist auf den Briefumschlag der Vermerk zu setzeu: „Verein¬

fachte Zustellung". Für die über Zustellungen durch die Post aufzunehmenden Urkunden sind aus¬

schließlich diejenigen Formulare zu verwenden, welche durch die Anweisung des Herrn Staatssekretärs

des Reichs-Postamts über das Verfahren, betreffend die postamtliche Bestellnng von Schreiben mit

Zustelluugsurkuude (Amtsblatt des Reichs-Postamts Nr. 57 für 1899), eingeführt sind.

V. Znftelluugeu an Personen, welche zu eiuem im Auslande befindlichen oder zu einem mobilen

Truppenteile oder zur Besatzung eines in Dienst gestellten Kriegsfahrzeuges gehören, erfolgen mittels

Ersuchens der vorgesetzten Kommandobehörde.

Im übrigen sind die außerhalb Preußens erforderlichen Zustellungen in der Regel mittels

eingeschriebenen Briefes gegen einen zu den Akten zurückgelangenden Empfangschein zn
bewirken.

Wenn jedoch die Post nach dem Orte des Aufenthalts des Steilerpflichtigen derartige Briefe

nicht befördert, uud die Voraussetzungen der Zustellung mittels Aushanges (vgl. unten zu VII) uicht

vorliegen oder diese Zustellungsart mit Rücksicht auf die Bedeutung der Sache nicht angezeigt scheint,

so ist das zuzustellende Schriftstück unter Darlegung des Sachverhaltes dnrch Vermittelung des Vor¬

sitzenden der Berufungskommission dem Finanzminister zur weitereu Übermittelung an das Auswärtige

Amt einzureichen.

Die im § 58 Absatz 3 des Einkommensteuergesetzes zugelassene Zustellung mittels eingeschriebenen

Briefes (ohne zurückgelangenden Empfangschein) ist nnr anzuwenden, wenn von der Zustellung der

Lanf einer Ansschlußfrift nicht abhängig ist.

VI. In allen Fällen gilt die Zustellung an den Adressaten für vollzogen, auch wenn die Au¬

uahme ohne gesetzlichen Grund verweigert wird.

VII. Ist der Aufeuthalt des Steuerpflichtigen unbekannt, so kann die Zustellung an denselben

durch Auhestuug des zuzustellenden Schriftstücks an der zu Aushängen der Gemeinde des Ver¬

anlagungsorts bestimmten Stelle erfolgen. Die Zustellung gilt als bewirkt, wenn seit der Anheftuug

zwei Wochen verstrichen sind. Der Tag der Anheftnng ist auf dem auszuhängenden Schriftstücke

zu vermerken.
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Auf die Gültigkeit der Zustellung hat es keinen Einfluß, wenn das Schriftstück von dem Orte

der Anheftung zu früh entfernt wird.

Diese Art der Zustellung (Absatz 1, 2) ist auch dann zulässig, wenn bei einer im Auslande zu

bewirkenden Zustellung die Befolgung der für diese bestehenden Vorschriften unausführbar ist oder

keinen Erfolg verspricht, oder wenn die Zustellung aus dem Grunde nicht bewirkt werden kann, weil

die Wohnuug einer der unten zu VIII Absatz 1 bezeichneten Personen der Ort der Zustellung ist.

VIII. Unstatthaft ist jeder unmittelbare geschäftliche Verkehr der Behörden mit solchen Personen,

welche das Recht der Exterritorialität genießen, insbesondere mit den Chefs und Mitgliedern der am

hiesigen Hose beglaubigten Missionen, den nicht preußischen Mitgliedern des Bundesrats, den Familien¬

mitgliedern und dem Geschäftspersonale der bezeichneten Personen, und mit solchen Bediensteten der¬

selben, welche nicht Deutsche sind.

Mitteilungen oder Anfragen jeder Art, welche im Interesse der Steuerverwaltung an eine zu

diesen Kreisen gehörige Person für erforderlich erachtet werden, sind unter gehöriger Begründung auf

dem geordneten Instanzenwege dem Finanzminister vorzulegen.

In gleicher Weise ist mit etwaigen Anfragen und Ersuchen an das Auswärtige Amt des Deut¬

schen Reichs, au Kaiserliche auswärtige Vertretungen und an ausländische Behörden zu verfahren.
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Muster

Leranlagungsbezirk Kreis Artikel 42 l (Seite 83).

Beraulagungsjahr

StaatssteueMe
der (des)

Gemeuide (Gutsbezirks) ^
Stadt ^

Daß die Voreinschätzung zur Einkommensteuer den gesetzlichen Vorschriften gemäß nach besten!

Wissen und Gewissen erfolgt ist, wird hiermit bescheinigt.

Ort und Datum. Die Voreinschätzungskommission.
(Unterschriften.)

Die Staats steuerliste wird bezüglich der Einkommen von nicht mehr als 3000 zum jährlichen

Veranlagungsbetrage von Einkommensteuer

und -F. Ergänzungssteuer

festgesetzt.

Gemäß § 71 des Einkommensteuergesetzes sind bei der Einkommensteuer außer Hebung gesetzt

so daß zu erheben bleiben

Orl und Datuni. Die Veranlagungskommission.

Der Vorsitzende.
(Unterschrift.)

(Anleitung S, 106.)
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Anleitung jnr AnMIluug d?5 Musters

1. Im allgemeinen.

In die mit «ungerechtem Doppelstrich ( ) bezeichneten Spalten 4 zu b, 13, 18, 20 zu b, 22, 24 zu 2, 27, 32
zu b, 33 bis 37, 38 zu >i, 39 bis 42 sind durch d-n G-m-inde-(Guts-)vorstand und durch die Voreinschützungslommission
keine Eintragungen zu bewirken.

Im Interesse der Übersichtlichkeit empfiehlt es sich, die Eiutraguugeu in die Vermögensspalten 4, 13, 13, 20, 22, 24,
27 ans einer oberen, die der Einkommensspalten auf einer unteren Horizontallinie anzuordnen.

Die bezeichneten Vermögensspalten, sowie die zur Eintragung der Ergänzungssteuersätze bestimmten Spalten 38 bis 42
sind schraffiert^ sie können aber auch in rosa Farbe hergestellt werden.

S. Im besonderen.

Spalte 4! zn k ist der Betrag der Kapitalien (§ 7 s und b des Ergäuzungssteuergesetzes, Art. 13 Nr. 1 uud 2 der Erg, A.),
zu I> der Kapitalwert der Rechte auf Renten und andere periodische Hebungen (§ 7 o des Ergänzuugssteuer¬
gesehes, Art. 13 Nr. 3 der Erg. A.) einzutragen.

Spalten l>, 7 uud 13: Fideikommißbesitz ist als eigenes Grundvermögen einzutragen.
Spalte 13: DaS hier mit zn berücksichtigende Betriebskapital umfaßt auch das zur Bewirtschaftung der gepachteten

Grundstücke dienende tote uud lebende Inventar.
Spalte 14: zu k ist das Eiukomme« aus gepachteten Besitzungen nach Abzug der Pacht (Spalte 11) anzugeben.
Spalte 20: Hier sind die im Artikel 8 zu 1 der Erg. A. bezeichneten selbständigen ausschließlichen Vermögensrechte

einzutragen.
Spalte 24: zn 1 ist der Betrag der Kapitalschnlden (§ 8 Nr. 1 des Ergänznngssteuergesetzes, Art. 17 I Nr. 1 der Erg. A.),

zn 2 der Kapitalwert der Renten und sonstigen periodischen Lasten (§ 8 Nr. 2 des Ergänznngssteuergesetzes,
Art. 17 I Nr. 2 der Erg. A.) einzutragen.

Bemerkungen zum Muster

Bei Einrichtung des Formulars sind mit Genehmigung des Vorsitzenden der Berusungskommission folgende Al>
Weichlingen gestattet:

1. Die Abteilung des Raumes für die einzelnen Zensiten durch Ouerlinien uud der Vordruck der Buchstaben (a, b,
v usw.) wie der Ziffern (1 uud 2) iu deu betreffende» Spalten kann unterbleiben.

2. Der Vordruck für die Angabe des Mietpreises der Wohnung (Spalte 2 zu l>) kaun, wo diese Angabe für ent¬
behrlich zu erachten ist, namentlich in ländlichen Gemeinden, fortfallen. Für die Angabe des Standes oder Ge¬
werbes kann eine besondere Spalte eingerichtet werden.

3. In größeren Gemeinden, namentlich Städten, kann die Angabe der Wohnnng in Spalte 2 unterbleiben, statt
dessen über dem Kopf des Formulars eiu Platz zur Angabe der Straße bestimmt und für die Einrückung der
Hausnummer neben Spalte 2 eine Unterhalte eingerichtet werden.

4. Unter der Personenzahl in Spalte 3 dürfen Vermerke über die Erwerbsfähigkeit der Haushaltuugsaugehörigeu,
und iu deu Uuterfpalten k nnd b Vermerke über das Alter der über 14 jährigen Personen gemacht werden.

b. Bei größeren Besitzungen, wo die Spalten 6 bis 12 zur Angabe der Merkmale nicht ausreichen, empfiehlt es
sich, diese Angabe» in einen Anhang zur Staatsstcuerliste zu verweisen. Ein zum Gebrauch für mehrere Jahre
eingerichtetes Muster zu einem solchen Anhange ist auf Seite 107 abgedruckt. Wird eine Besitzung in den Anhang
aufgenommen, so ist in Spalte 7 des Mnsters ^ die laufende Nummer des Anhanges einzutragen, unter welcher
die Besitzung dort erscheint.

l>. Wo der Betrieb der Landwirtschaft nicht von Bedeutung ist, können die Spalten 6 bis 12 zn den für städtische
Verhältnisse wichtigen Angaben verwendet und entsprechend überschrieben oder zerlegt werden. Auch ist die
Verweisung der bezüglichen Angaben in einen zweckmäßig einzurichtenden Anhang lvgl. Nr. ö> gestattet.

7. Eine Erweiterung oder Zerlegung der Spalten 16 nnd 21 ist gleichfalls zulässig. Wo es vom Gemeindevorstandc
gewünscht wird, köuneu insbesondere zum Zwecke der Gemeiudebesteuerung neben diesen Spalten besondere Uuter-
spalten für das Einkommen ans Gewerbebetrieb außerhalb des Wohnortes des Steuerpflichtigen oder für das
Einkommen aus Gehalt, Pension, Wartegeld, eingerichtet werden.

8. Die Zerlegung der Spalten 14, 24, 2b nach Maßgabe der Buchstaben- bezw. Nummerbezeichnnng'in den Kops-
inschristen ist gestattet.

!). Für die iu der Erg. A. angeordnete Eintragung der Nummer des Schätzungsbogens, Personalblatts usw. können
an geeigneter Stelle besondere Unterspalten eingeschaltet werden.

10. Anch ist eS zulässig, Spalten mit den Überschriften der Spalten 29 und 33, 37 (unter Berücksichtigung des Ein¬
spruchs) des Musters O au geeigneten Stellen dem Mnster ^ einzufügen, sofern die Verweisung der bezüglichen
Vermerke in die Bemerkimgsspalte nicht angezeigt erscheint.

11. Zur Erleichterung der statistischen Aufstellungen können folgende Unterspalten eingefügt werden:
42 a Zahl der crgänzuugssteuerpflichtigeu Zensiten,
421) Zahl der znm Haushalt der Ergäuzuugssteuerpflichtigeu gehörigen Personen.
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Ärilnqe zn Muster V.

Vcraultigilugsbczirk: Kreis

Anhang

zur

Hta atskknerliste

(Einkommens-und Lermögensnachweisung)

der Gemeinde - - —

(des Gutsbezirks - - )



Lfde.

Nr.

Bezeichnung
der

Besitzung

Name des

Steuer¬

pflichtigen

Staatssteuerliste
(Einkommens¬
nachweisung)

Z
geh

'.V.
V.

ur Besitzung
örige Gebäude

- Wohnräume
- Gewerbliche

Räume

s) Gebäude-
steucr N.W.

b) Gebäude-
stcuer

In

Gemeinde

(Guts¬
bezirk)

Zelbstbewirtschaftung

Kulturart

Steuerjahr Nr.

i 2 4 S s 7

1907 ^V.

0. s

b

Gärten . . .
1908 Acker ....
1909 Wiesen . . .
1910 Weiden . . .
1911 Holzuugeu . .

Weinberge . .
zusammen . .

1907 ^v.

s

b

Gärten . . .
1908 Acker ....
1909 Wiesen . . .
1910 Weiden . . .
1911 Holzungen . .

Weinberge . .
zusammen . .

1907

b

Gärten . . .
1908 Acker ....
1909 Wiesen . . .
1910 Weiden . . .
1911 Holzungen . .

Weinberge . .
zusammen . .

1907

a

b

Gärten . . .
1908 Acker ....
1909 Wiesen . . .
1910 Weiden . . .
1911 Holzungen . .

Weinberge . .
zusammen . .

des Steuerpflichtigen befindliche Liegenschaften

Viehstand

Bemerkungen

Eigentum des Steuer¬
pflichtigen

(Fideikommiß)
Pachtung

Im
a) Grundsteuer-

Reinertrag
b) Grundsteuer

Ila Grundsteuer-
Reinertrag

Jahres¬
pacht Gattung Anzahl

8 10 11 12 13 14

Pferde . . .
Rinder . . .
Schafe . . .
Schweine . .

Pferde . . .
Rinder . . .
Schafe . . .
Schweine . .

Pferde . . .
Rinder . . .
Schafe . . .
Schweine . .

Pferde . . .
Rinder . . .
Schafe . . .
Schweine . .
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Zu- und Vorname: MÄe»-,

Stand (Gewerbe): ^.eke»-blü'Fe?-

Geboren ani Z. 7SS7

Wohnung: Ae/»e!s^a/Ss ^6

Firma' —

Aktenzeichen:

Vermilagnugsbezirk:
Gemeiildc:

Bürgermeisterei:

Muster I!.

Artikel 42 (Seite 87).

KreiS,

Beteiligung an Gesellschaften mit beschränket' Hastung
Zu vergleichen das Verzeichnis Muster XV-

1S0» Nr I9ll Nr
1009 Nr ISI2 Nr
1910 Nr ISld Nr

VeranlagnngSperiode
und Steuerj ahr

Nnuinier der^Köiitrolliste
Nummer des Personenverzeichnisses
Zahl der Haushalwngsangehörigen

oder der Einzclstcncrnden
n !i>>Unter a> und d) befinden sich — außer

der Ehefrau — aus Gruud gesetzlicher Ver¬
pflichtung zu unterhaltende Angehörige,
welche weder im landwirtschaftlichen oder
gewerblichen Betriebe des Steuerpflich¬
tigen dauernd tätig find, noch ein eigenes

^ Einkommen von mehr als der Hälfte deS
^ ^ L ortsüblichen Tagelohnes nach ihr, Alters-

klasse u, nach ihrem Geschlecht haben.

IÄZA

Kapitalvermögen (Sp. 20) und Einkommen darans ^
Gruud- uud Gebäudebesitz (Sp, SS) und Einkonnnen

daraus (Sp. 29, SV)
Gewerbliches Vermögen und Einkommen dara us ^
Selbständige Rechte und'Gerechtigkeiten (Sp, SS) bzw,
Einkommen aus gewinnbringender Beschäftigung,
Rechten auf periodische Hebungen nnd Vorteile irgend

Snmme des Vermögens und des Einkommens

IS

Hiervon ab- kapitalschulden, Kapitalwert der Renten
(Sp.ZS) bzw, Schuldeu ziusen, Renten,Lasten usw.(Sp,SS>
Räch^?lbzug der Beträge in Sp, 8 verbleibt Vcr-

mögenbzw, Einkommen

Von Einkonimen bis zu 3000 Mark find je so Mark abzu¬
ziehen für jeden in Sp,S unter c>nndd) nachgewiesenen

Haushaltnugsang ehörig en, zusammen ^
BNthin der Besteuerung zu untenverfendes Ver-

mögen bzw, Einkommen

Vermögensanzeige bzw, Stenererklärnng eingeg, am

Ks'

dem Vorschlag der Vvreinfchätzuugs-
kommission

dem Vorschlag des Vorsitzenden der Ver-
anlagnngskommission

dem Beschluß der Veranlagungskommifsion
k) Einspruchs b) Berufung o> Beschwerde
Erhöhung HZ 62, ?z, 85 Sink, Gef,

45, 4? Erg,Gcf,
Zs W,

Ermäßigung ZZ öS des Eink,Gef,,
Erg, Ges,

40 des

Bemerkungen:
Hier sind auch die besonderen ErmäßignngSgründe
anzuführen:
1, Die Verhältnisse der in Spalte 3 ä> angefnlirten

voin Steuerpflichtigen zu unterhaltenden Familien¬
angehörigen sind kurz zu erläutern,

2, Bei Steuerpflichtige:! mit Einkommen von mehr
als Svott Mark, aber nicht mehr als 6500 Mark ist
anzugeben, nm wieviel Slnfen gemäß 8 l9, Abs. s,
S d, Eink,Gef, Ermäßigung wegen der in Spalte Z
unter c) uud <I> nachgewiesenen Familien-An-
gebörigen stattzufinden hat.

z. Ermäßigungsgründe nach Z 20 des Einkommen¬
steuergesetzes sind: anßergewöhnl, Belastung durch:

Unterhalt und Erziehung der Kinder
b> Verpflicht, z, Unterhalte mittelloser Augehöriger
o> andauernde Krankheit
(i> Verschuldung
e> besondere Unglücksfälle (vgl, auch Z 13, Abf, 2

des Erg, Ges,)

Srgänznngs-
stcuer

190S/10

Zchätzungs-
^/bogen ^

pächterver-
'/zeichnis,
Nr.^ ^ ^
2^

AM

Einkommensteuer

1908

o ü
A 2

1909

o ä

1910

d e

Alter in Jahren

69

/S

^6

MW

M

F00

2 7S7

L00

7SS7

S7

Z
ck).' 1)67-

d^öc!-

c!tt/L67'
s^LT-bs-

Ergänznngs-
stencl,-

1911/13

,Schätzungs-
„^<.bogen -V

^Personal^

Einiommcnstcucr

I9ll

» d e! <Z

Alter in Karlen

V



G r u n d v c r m ö n c » Handel und

Liegenschaften I Einkommen Gewerbe

etcucr-

jahr

Kapitalvermögen

»> Betrag
der

Kapitalien

d> Wert
der Rechte
aus Renten

usw.

Wohu-
gebände

»> Zahl

b> Gebände-
stener-

Nutzungs-
wert

(Mark)

o> Gebände-
steuer

(Mark)

a) eigene selbsl-
beivirtschaftete

d) eigene ver¬
pachtete

c) gepachtete
(Gemarkung)

Fläche

Grund-

stener-
Rein-

ertrag
der

eigenen
Liegen¬
schaften

!

Grund¬

steuer
der

eigenen
Liegen¬
schaften

Krilturarten

der selbst-
bewirtschafte-
ten eigenen
und gepach¬

teten Liegen¬
schaften

a) Gärten
d) Acker
c> Wiese
g> Weide
e> Hol¬

zungen
l) Wein¬

berge

für
gepach¬

tete

Liegen¬
schaften

zu
zahlende

Pacht

Bieh-
ftand

»>
Pferde

d,
Rind¬

vieh

e)
Schafe

«>
Schwei¬

ne

Gemei¬
ner

Wert
deS

eigenen
Grund¬

besitzes
ein-

schliesz-
lich des

Be¬
triebs¬
kapitals

a) aus
selbstbewirt-

schasteten
eigenen
und ge¬
pachteten
Liegen¬
schaften

d) ans
verpachteten

Liegen-
schasten
c) zu-

lammeu

») Miet-
einnahme

d) Mietwert
der eigenen
Wohnung

e) zusamiuen

ck) Slbzüge

e> bleibt

»>
nähere

Bezeich¬
nung

k,
Ge-

werbe-

steuer-
klasfe.

Steuer¬

satz

Zal>l
der

beschäf¬
tigten

») Ge¬
hilfen

d) Lehr¬
linge

e> Ar¬
beiter

dir d»

IS 20 Zl 22 2Z 24 2S 2K 27 28 2S so S1 S2

!>>SS00 a> ^ a) ö»7 SS !>) 0,/S
I>>/7,S/

- !>) ^

b) /o

e> S

>'S000 »> ^soo
so

b) Z00
s) - -l) -

l!>M

K>

d) S/o d>
c> S,S0
(y ^,S0

d) S00 e) ZS0

il) SS b> -

>>>-

c>)SS,SS
- e) L/oo e>c) s.so v> - lt> S L) ÄZ3

-»> ->)
k>

al

d>

e)

a)
»>

k>
»>

ISM

b,

d, d>
c>
6,

b> e>

6, b,

d>

e>
k>

e> o>e) c> 6) c)

!t>
»> a>

!>>
d>

»>

d,

c)

»>
b>

a) »)

IStN

k>

d> d,
e) d> o>

<y d)

b>

°> e> c> eic>
-

6, «)

»> ») b>
»>

b>

e>

a>

d>
a> a>

Igll

b)

d, d)
e)
>»

b, ,c)

!» d,

l>>

c> c>
°>
k>

o> °>
'Y e>

'Y ->) d>
n>

d>

c>

!l)
d>

1912

d>

b> d)
c>
-»

<>)

<y b>

b>

e)
e)
k>

e) c)
e>

») n> »>
b>

d,

v>

»>

d>
»> -t>

ISIZ

b,

d) d>
e>
ch

b) c>

->) b>

d,

c) o>
k> e> o>» >i> s>
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Zulässige Abzüge vom

Selbständige

Rechte und

Gerechtigkeiten

a> Gegenstand

b) Wert (Mark)

Einkommen

aus gewinn¬
bringender

Beschäftigung,
Rechten auf
periodische

Hebungen und
Vorteile irgend

welcher Art-

k) bar

b> in freier
Wohnung, Kost,
Naturalien usw,

o) zusammen

Vermögen:

1, Kapital¬
schulden

2. Smntal-
wert der Renten

nsw.

E i n k o m m e in

a> Schuldenzinsen
d) Reuteu und

dauernde Lasten
e> Beiträge zu

Kranken- usw, Kasseu
LebenZ-

vcrsichcrnngsbciträge
des Stencipflichtigen

oder eines nicht
selbständig zu
veranlagenden
Haushaltnngs-

augehörigeu
ö) Schuldeutilgungs-

beiträge

Zur Begründung der Abzüge in den
Spalten SS und Zü ist anzugeben:

Zu l Sp, zz uud a) Sp, SS Kapital, Zins¬
fuß, Raine, Wohnort des Gläubigers

Zu 2 Ep, SS und b> Sp, SS Vertrag
oder sonstiger Rechtstitel und Alter
des Empfängers

Zu c) Sp, S6 die Kasse, an welche die
Zahlung ersolgt

Zu il> Sp, ss die VcrsichcrungS-Gcscll-
schaft oder -Anstalt nnd die Nr, der
Police

Zu e) Sp, ZS die Höhe des jährlichen
SchuldentilgungsbeitragS in °/o deS
Kapitals

Vemerknngen

Beiträge zu Kranken- nsw, Kassen
(Sp, SSl!>sind nnr soweit abzngSfähig, als
sie zusammen den Betrag von so» Mark
jährlich nicht übersteigen.

LebcnsversicheriingS-Präinien (Sp, ZSck>
sind nur soweit abzugsfähig, alS sie den
Betrag von soll Mark jährlich nicht über¬
steigen.

Schnldcntilgungs-Beiträge (Sp, SS«)
find nur soweit abzngSfähig, als sie l °/o des
Kapitals und den Betrag von soo Mark
jährlich nicht übersteigen, (Z8 deS Sink, Ges,>

SZ Z4 Z5 ZS S7 ZS

-> -

b> -

!>>-

b) -

1. —

2, I S00

») ^

d) S00

e> -

ch -

°> ^

2 SS «nck U Sx. SS/ Ästtts
a» c?, //anss» »n Ä nac/i

S, i/ittt /SSS,
SS

«i ^

a>

b>

t.
b>

e)

s>

«)
°>

»!

b>

k>

d)

1.

s.

a)

d>

e>

c>

r.»

d>

I>>

l.
b,

c>

S)

e>
e>

°>

d)

b>

l>
d>

e>

<>>

e>
e>

-»>

b>

ü>

d>

l.
d>
°>

e)
e>

1b

V
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Der Steuerpflichtige

zahlt Wvhnungsmi.'te hat abvermietet für

1908

1909

1910

>911

191^

1913

VcrmögcnSnachweis Schuldcmiachweis

Betrag °/° JahrcSbetrag
der

Zinsen

Naine, Stand, Wohnort
des Schuldners Betrag °/° JahrcSbetrag

der
Zinsen

Name. Stand, Wohnort
des Gläubigers

>
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Veranlagungsbezirk

Gemeinde

Kreis

Muster I V.

Artikel 42 II N, 3 (Seite LV).

Stcnerjahr 19

Staatsstener-Kontrolliste

Daß die Voreinschätzung zur Einkommensteuer den gesetzlichen Borschriften gemäß nach bestem

Wissen und Gewissen erfolgt ist, wird hiermit bescheinigt.

, den - 19

Die Voreinschätznngs-Kommission.

Die Staatssteuer-Kontrolliste wird bezüglich der Einkommen von nicht mehr als 3000 ^

zum jährlichen Veranlagungsbetrage von

Einkommensteuer

Ergänzungssteuer

festgesetzt.

Gemäß § 71 des Einkommensteuergesetzes sind bei der Eiukommensteuer außer Hebuug gesetzt

sodaß zu erheben bleiben -/i,

, den ^ 19

Die Veranlagnngs-Kommission.

Der Vorsitzende.

Anmerkung' Die Spalten 1—5 werden vom Gemeindc-(Guts-)Vorstand ausgefüllt. Die zur Verwendung kommenden
Formulare sind in solcher Papiergröße herzustellen, daß die einzelnen Spalten eine zweckentsprechende Breite
erhalten, im Bedarfsfall können halbe Einlagebogen verwendet werden. 15»
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»WM

>«

Lau¬
fen¬
de
Nr.

Nr.
des

Per-
sonen-
ver-

zeich-
nisses

Nunlmcrn
dc<<Vor¬
jahrs rot

1

1

2

5

4

6

e

7

«

!1

0

1

2

3

4

(Ort, Straße)

Naine ii

Personen¬
zahl <Aeu-

siten u, Haus-
haltuugs-

augehörige)

mit
nicht
mehr

mit
mehr

als sooo ^
Ein¬

kommen

Zur Einkommensteuer veranlagt mit einem Einkommen
von nicht mehr als 3000 ^

Gemäß z is

frei¬
ge¬

stellt

Seite

Zenfitenzahl

er¬
mä¬

ßigt

Steu¬
er-

aus-
fall

7 ^ S

Gemäß z 20

frei¬
ge¬

stellt

er¬
mä¬
ßigt

10

Steu-
er-

aus-
fall

zu einem jährlichen Steuersatz
von ^

12 IS

>2 IS ! 11 ! IS 16 ! 17 ! 1» ! 19 20 21

St SS «4 «2

Steuer-

l» trag
nach den
Spalten
12—21

Gemäß
s ?l
des

Eiukst,-
gesetzes

sind
außer

Hebung
gesetzt

12 IS 21 2S S1 so 11
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Zur Eraäuzungsstcuer veranlagt mit einem Einkommen von nicht mehr als 3Vl)0 ^

Personen-
zahltZensiten
u, Haushalt.-
Sugehörige)
mit
nicht
mehr

mit
mehr

alS S000
Ein¬

kommen
2S ! 24

Freigestellt
gemäß

I 2
zi? z-g

z! 2

des
Ergänz.Ges.

2S 26 27 j 28

I

zu einenl jährlichen Steuersatz von

Nach § 19 Abs. 1
Ergänz.Ges.

29

14

32 >33

^20

34 36 37

7<o

39 40

10s

41

12^

42 43 44

16g.

45 ^46

21

47 48

2620

49

27,

60

29., 31, u. s. lv.

54!55 öS

Steuer¬
betrug
nach
den

Spalten
2S u, f.

«7

Bemer¬
kung»!

über
Ver¬
bleib
der

Karten-
blätler

bei Ab¬
gängen

usw.

5«
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Personen
Zahl der zur Haushaltung gehörigen

Personen oder der Einzelsteuernden Der Einkommenstener

Namen

und Voriiaincu,

Strasze

und

Hausnuiiimer

Stand

oder

Gewerbe

ü

14 Ja

männ¬

liche

ier

^>re alte

weibliche

») Ehefrau

b) andere

An¬

gehörige

ö

unter

14 Jahren

alte

Summe

der

Spalten

4—L

gemäß

Artikel 42 II

Nr. 1a bis ä

der

Anweisung

Personen

weil das

steuerpflichtige
Einkommen

den Betrag
von 900 ^

jährlich nicht

übersteigt

Personen

1 2 g 4 6 7 8 9

ss/cT-ei«»'
a) ^

/)) ,S

L

//o/ie K/'a/öe <9

L

^a«A6, (?a^,

-9a?!cis^ a/öe.3^?

2 a) 2 S
o

! OKH

unterliegen nicht
Bleiben

einkominenstenerpflichtig

Bon den eintoiiimensteuer-

sreien Personen lSpalte 10,

lös) sind in die Staatssteuer¬

liste übernommen, weil ihnen

ein steuerbares Vermögen

von mehr als 6000 ^

beiznmessen ist

B e m erknngen

(Grund der Steuerfreiheit)

Summe

der

einkommen¬

steuerfreien

Personen

(Spalte 8 und 9)

Summe

der

einkommen-

steuersreien

Einzelsteuernden

und

Haushaltungs¬

vorstände

Personen

überhaupt

(Spalte 7

abzüglich

Spalte 10)

Einzel¬

steuernde

und Haus¬

haltungs-

vorstände

Personen

überhaupt

(Spalte 10)

Einzelstenernde
und

Haiishaltnngs-
vorstände

(Spalte 10a)

10 1Ua 11 11» IS ISa 13

i
/

4

S 2

>

S

is





Veranlagungsbezirk Kreis Muste r VII.

G-m°i»d° 5.,. °

Steuerjahr 19

Verzeichnis

derjenigen physischen Personen, welche aus einem in der Gemeinde
belegenen Grundbesitze oder dem daselbst betriebenen stehenden

Gewerbe Einkommen beziehen, aber in einem anderen preußischenOrte zur Ein-

Verzeichnis

belegenen Grundbesitze oder dem daselbst betriebenen stehenden
i beziehen, aber in einem anderen preußischenOrte zur Ein¬

kommensteuer zu veranlagen sind.

16«
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Des Steuerpflichtigen
Bezeichnung de s in der Gemeinde

Grundbesitzes

Lau¬

sende

Nr,

Gebäude Liegen ch aften

Name,

Vorname,

Stand

Wohnort

Beschreibung

->) Zahl und Art der
Gebäude

t>) Gebäudesteuer-
nutzungswert

(Mark)

e) Gebäudesteuer

6) Art der Benutzung

Ein¬

kommen

daraus

->) Flächenraum
b) Grundsteuerrein-

ertrag
«) Grundsteuer
ä) Angabe, ob selbst¬

bewirtschaftet
(Eigentum oder
Pachtung oder
verpachtet)

Einkommen

») aus selbstbewirt¬
schafteten

b) aus verpachteten
Liegenschaften

t 3 4 5 v 7

Äsntns?

(7. tt» ^>6i5ö

ÄKMÄ»
a) ^

ö) W0«?

c) ML/.

2L60

S
?m 6»-o/S-

»

<?

bsN^s?'

I). ?m ^e?'ss
a) /m

b) L26,5S L/.
c) L/.

d) 750

Anm. zu Spalten 5, 7, g.

Hier ist das Einkommen nach dem Gutachten des Gemeindevorstandes einzustellen.

^ belegenen

Abzugsfähige

->) Schulden, Zinsen,

k) Renten und dauernde

Lasten,

welche auf dem Grund¬

besitze Spalte 4—7

haften

Bemerkungen

5IIZ. Hier ist auch der bisherige Veranlagungsort

anzugeben, falls der Steuerpflichtige feinen

Wohnsitz (Svalte 3) nicht in Prenßen hat

Geiverbebetriebes

Gegenstand des Betriebs

und Merkmale des Vetriebs-

umsanges (Zahl der Ge¬

sellen, Gehilfen, Arbeiter,

Lehrlinge usw.)

Einkommen

daraus

8 9 10 11

^ Vssc/iä/üs/'M»'«?-

a) ^60

/«»- «7» VOM

M/Ä^- »n /iM'FS-
von

^eic/i/aÄ einen unte?7läÄ.





Seranlagungsbezirk Kreis

Muster VI! I.

Artikel 42 II Zir. 7 (Seite L9).

Rechnungsjahr

Staatssteuerrslle
der

Gemeinde —
(des Gutsbezirks)

Die Übereinstimmung dieser Steuerrolle mit der Staatssteuerlisteund der Einkommens- und
Vermögensnachweisungwird bescheinigt.

Ort und Datum. Der Vorsitzende der Veranlagungskommission.
(Unterschrift.)

Bemerkung:

Von diesem Muster ist folgende Abweichung gestattet:

Spalte 3 kanu iu die drei Unterspalteu

2) Name, -Bornanie (Firma),

b) Wohuuug (Straße, Hausuummer),

e) Stand oder Gewerbe

zerlegt werden.



1^8

Laufende

Nr.

Nr.

der Staats¬

steuerliste

Des Steuerpflichtigen

Name, Vorname bzw. Firma,
Wohnung (Straße, Hausnummer),

Stand oder Gewerbe

Jahresbetrag der

Zu
erhebenden

Einkommen¬
steuer

veranlagten

Ergänzungs¬
steuer

Bemerkungen.
HL. Bei Steuerpflichtigen,

welche Einkommen als Mit-
gliedervon Gesellschaften mitbe-
schränkterHaftung beziehen, ist
in Spalte 4 nur der von ihnen zu
erhebendeSteuerbetrag<Z?i des
tiittkoninienst,Ges,>,in Spaltes
der von der Aeranlagungs-
kommission festgesetzte Steuer¬

betrag anzugeben.

ö

Summe . . .
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Muster IX .

Veranlagungsbezirk Kreis Artikel 43 Absatz i (Seite 90).

Gemeinde ^ Steuerjahr 19

Verzeichnis
der

Aktiengesellschaften,Kommanditgesellschaften auf Aktien, Berggewerkschaften, ein¬
getragenen Genossenschaften,Vereine zum gemeinsamen Einkaufe vou Lebens- oder
hauswirtschaftlichen Bedürfnissen im großen uud Ablaß im kleineu, Gesellschaften
mit beschränkter Haftung, welche in der Gemeinde ihren Sitz

oder eine Betriebsstätte haben.
(§ 1 Nr. 4, 5 und 6, § 2 des Eink.Ges.)

Daß in diesem Verzeichnis die sämtlichen Unternehmungen der oben bezeichneten Art voll¬

ständig nnd richtig aufgeführt sind, wird hiermit pflichtmäßig bescheinigt.

Ort uud Datum.

Der Gemeiudevorstand.

(Unterschrist.)
17
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Lau¬

fende

Nr.

Firma

O r t

des

Betriebes

S i tz

der

Gesellschaft

Sofern der Sitz

sich in der

Gemeinde befindet,

Lorstand

der Gesellschaft,

Benennung desselben

Sofern der Sitz

sich nicht in der

Gemeinde befindet,

Bezeichnung des

dort wohnenden
Vertreters

1 2 3 4 ö 6

1. Aktiengesellschaftenund

II. Berg

III. Eingetragene
Die sämtlichen in der Gemeinde vorhandenen

IV. Vereinezum gemeinsamenEinkaufevon Lebens- oder
ZW. Soweit die Vereine eingetragene Genossen

V. Gesellschaftenmit
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Falls die Gesellschaft
ihren Sitz nicht in

Preußen hat, ob nnd wo
in Preußen eine Hanpt-

agentnr oder eine sonstige
Zentralstelle, oder eine

Niederlassung besteht

Zeitpunkt der

Eröffnung

des Geschäfts¬

betriebes in

der Gemeinde

Angabe,

ob und wie

Veranlagung zur

Gewerbesteuer

erfolgt ist

Bemerkungen

«'Hier sind namentlich bezüglich der eingetragenen
Genossenschaften, soweit dieselben nicht den gemein¬
samen Einkauf von Lebens- oder hausivirtschastlichen
Bedürfnissen im großen und den Ablaß im kleine»
betreiben, diejenigen Umstände anzugeben, aus denen
zu entnehmen ist, ob der Geschäftsbetrieb über den

Kreis ihrer Mitglieder hinansgeht)

7 8 9 10

Kommanditgesellschaftenaus Aktien.

gcwerkschaften.

Genossenschaften.
eingetragenen Genossenschaften sind aufzuführen.

hauswirtfchaftlicheuBedürfnissen im großenund Ablaß im kleinen.
schaften sind, werden dieselben unter III. ausgeführt.

beschränkterHaftung.

s
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Dritter Teil.

Die Zu- und Abgänge, das Hedewesen, das Strafverfahren
und die Kosten.

Erster Abschnitt.
Veränderungen der veranlagten Steuer im Laufe des Jahres.

(Zu- und Abgange.)

Artikel 79.

Veranlagungsperiode. Änderung veranlagterSteuersätze im Laufe der Veranlagungsperiode.

(§§ 61, 62, 86 des Eink. Ges., §§ 17, 19, 22, 38, 39 des Erg. Ges.)

I. Utranlagungsperiode.

Die Veranlagung der Einkommensteuer erfolgt alljährlich) ihre Veranlagungsperiode fällt mit dem

Steuerjahr zusammen.

Die Ergänzungssteuer wird gleichzeitig mit der Einkommensteuer veranlagt, seit dem 1. April

1899*) jedesmal für eine Periode von drei aufeinanderfolgenden Steuerjahren.

II. Kcrtchtiizung des GrgSnxungsfleuersilihes.

1. Der gelteude Ergänzungssteuersatz muß innerhalb der Veranlagungsperiode in allen Fällen

berichtigt werden, in denen die anderweite Festsetzung des Einkommens und des Einkommensteuersatzes

desselben Steuerpflichtigen eine Änderung der Ergänzungssteuerveranlagung bedingt, um dieselbe mit

den Vorschriften im § 17 Nr. 2, 3 oder im § 19 Absatz 1 des Ergänzuugssteuergesetzes in Einklang

zu bringen, oder in denen mit der Änderung der Einkommensteuerveranlagung die Voraussetzung für

die auf Gruud der angeführten Vorschriften bewilligte Ermäßigung oder Befreiung von der Er¬

gänzungssteuer wegfällt. Ob die geltende Ergänzungssteuerveranlagung durch die Rolle oder im Zu¬

gangswege bewirkt worden ist, macht keinen Unterschied.

Zn einer Änderung könueu hiernach folgende Fälle Anlaß geben:

a) Bei der geltenden Veranlagung war bei einem Steuerpflichtigen zwar das Vorhandensein

eines steuerbaren Vermögens von mehr als 6000 Mark, aber nicht mehr als 20 000 Mark

angenommen, gleichwohl die Freistellung von der Ergänzungssteuer erfolgt, weil sein Ein¬

kommen den Betrag von 900 Mark nicht überstieg (§ 17 Nr. 2), oder weil er bei einem

Einkommen von nicht mehr als 1200 Mark zu den im § 17 Nr. 3 a. a. O. bezeichneten

Personen gehörte (Spalte 40, 41 des Staatssteuerliste). Wird nnmnehr bei der anderweiten

Einkommensteuerveranlagnng das Einkommen (Spalte 30 der Staatssteuerliste) zu einem

höheren Betrage als 900 Mark bzw. 1200 Mark festgestellt, so muß auch die Heranziehung

zur Ergänzungssteuer erfolgen.

*) In den Hohenzollcrnschen Landen wird die Ergänzungesteucr vom 1. April 1302 ab ebenfalls jedesmal für eine
Periode von drei Steuerjahren veranlagt.
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I>) Umgekehrt ist ein seither nach einem steuerbaren Vermögen von mehr als 6000 Mark, aber

nicht mehr als 2V 000 Mark zur Ergänzungssteuer veranlagter Steuerpflichtiger freizustellen,

wenn bei der anderweiten Einkommensteuerveranlagung sein Einkommen (Spalte 30 der

Staatssteucrliste) ans weniger als 900 Mark (§17 Nr. 2) oder ini Falle des § 17 Nr. 3

auf weniger als 1200 Mark festgestellt wird.

c) Ein Steuerpflichtiger mit einem steuerbaren Vermögen von mehr als 6000 Mark, aber nicht

mehr als 32 000 Mark ist zur Ergänzungssteuer nicht mit dem ordentlichen Steuersatze

(Spalte 2 des der Erg. Anw. beigegebenen Tarifs), sondern mit einem ermäßigten Satze

(Spalte 3 bis 7 jenes Tarifs) veranlagt, weil er eine Einkommensteuer von nicht mehr als

16 Mark jährlich zu zahlen hat (§ 19 Absatz 1 des Ergänzungssteuergesetzes).

Wird bei der neuen Veranlagung der bisherige Einkommeusteuersatz erhöht, so zieht

dies auch eine entsprechende Erhöhung des Ergänzungssteuersatzes nach Maßgabe des

Tarifs nach sich.

<t) Wird dagegen ein zur Ergänzungssteuer innerhalb der zu e angegebenen Vermögensgrenzen

veranlagter Steuerpflichtiger bei der anderweiten Einkommensteuerveranlagung von einem

höheren Einkommensteuersatz auf den Satz von 16 Mark oder aus einen niedrigeren Satz

ermäßigt oder ganz freigestellt, und hierdurch nach Maßgabe der Spalten 3 bis 7 des

Tarifs eine Ermäßigung der Ergänzungssteuer bedingt, so muß dieselbe bewilligt werden.

2. Eine auf Grund des § 20 des Einkommensteuergesetzes wegen beeinträchtigter Leistungsfähig¬

keit gewährte Ermäßigung des Einkommensteuersatzes zieht eine entsprechende Ermäßigung der Er-

gänzungssteuer nicht kraft Gesetzes nach sich,' eine solche ist vielmehr nach § 19 Absatz 2 des Er¬

gänzungssteuergesetzes in das Ermessen der Veranlagungskommission gestellt (Artikel 21 Nr. 2 der

Erg. A.). Anderseits genügt es zur Anwendung des § 19 Absatz 2, wenn jene Voraussetzung der

Ermäßigung bei der ursprünglichen Veranlagung der Ergänzungssteuer vorlag (Artikel 21 Nr. 1b a. a.O.).

Die in dieser Hinsicht einmal getroffene Festsetzung wird deshalb durch eine bei der Neuveran-

lagnng der Einkommensteller mit Bezug auf die Anwendung des § 20 des Einkommensteuergesetzes

eintretende Änderung nicht berührt.

3. Die Änderung (Nr. 1 s. bis <t) erfolgt in allen Fällen, wo innerhalb der für die Ergänzungs-

steuer laufenden Veranlagungsperiode die Einkommensteuer anderweit festgestellt wird, sei es im Wege

der ordentlichen Rechtsmittel gegen die Veranlagung, sei es bei der Veranlagung für ein folgendes

Steuerjahr oder im Wege der Zugangsveranlagung, sei es infolge eines Ermäßigungsantrags (Ar¬

tikel 80) oder eines Berichtigungsversahrens (Artikel 93).

4. Die anderweite Festsetzung der Ergänzungssteuer (Nr. 1, 3) erfolgt von Amts wegen von

demselben Zeitpunkt ab, mit welchem die berichtigte Einkommensteuerveranlagung in Kraft tritt, durch

die für diese zuständige Kommission oder Behörde, bei der Hauptveranlagung also durch die Ver¬

anlagungskommission oder — im Falle des § 37 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes — durch den
Vorsitzenden dieser Kommission.

Muß jedoch - z. V. im Falle zu Nr, 1a — zum Zwecke der Festsetzung des Ergänzungssteuer¬

satzes über die bisher nicht genügend festgestellte Höhe des steuerbaren Vermögens noch Beschluß gefaßt

werden, so ist in jedem Falle die Entscheidung der Veranlagungskommission einzuholen.

5. Von jeder anderweiten Festsetzung der Ergänzungssteuer, auch weuu es sich um die Er¬

mäßigung oder die gänzliche Freistellung handelt, ist dem Steuerpflichtigen unter kurzer Mitteilung der
Veranlassung Nachricht zu geben.

Gegen die anderweite Festsetzung steht ihm, wie gegen jeden Veranlagungsbeschluß, das Rechts¬

mittel des Einspruchs bzw. der Berufung zu, mit welchem aber erfolgreich nur diejenigen Festsetzungen

werden angefochten werden können, die nach Lage des Falles nicht bereits als rechtskräftig feststehend

auzuseheu sind. Inwieweit diese Voraussetzung zutrifft, darüber hat iu jedem Einzelfalle die zur Ent¬

scheidung über das Rechtsmittel zuständige Kommission zu befinden.

III. Veränderungen des Einkommens oder Vermögens im taufe der Seranlagungspertode.

1. Vermehrungen oder Verminderungen des Einkommens oder Vermögens während der laufenden

Veranlaguugsperiode begründen keine Veränderung in der schon erfolgten Veranlagung.



Ausnahmen von dieser Regel finden nur statt

bei Verminderungen nnter den Voraussetzungen der Artikel 8V uud 81,

bei Vermehrungen in den nachstehend zu 2 angegebenen Fällen.

2. Ein veranlagter Steuerpflichtiger, dessen Einkommen oder Vermögen während des laufenden

Steuerjahrs infolge Erb- oder Fideikommißanfalls, Vermächtnisses, Uberlassungsvertrags zwischen

Eltern und Kindern, Verheiratung oder Schenkuug eiueu Zuwachs erfährt, ist entsprechend der Ver¬

mehrung seines Einkommens oder Vermögens anderweit zn veranlagen, und zwar in der Weise, daß

dem bei der früheren Veranlagung festgestellten Einkommen oder Vermögen der Jahresbetrag des

durch den Anfall erworbenen Einkommens oder der Wert des neu hinzugetretenen Vermögens hinzu¬

gerechnet wird.

3. Die aus anderem Anlaß seit der früheren Veranlagung außerdem etwa stattgehabten Ein¬

kommens- oder Vermögensvermehrungen bleiben bei den Neuveranlagungen (Nr. 2) außer Betracht'

ebenso die inzwischen am veranlagten Einkommen oder Vermögen etwa eingetretenen Verminderungen,

insoweit dieselben nicht in Gemäßheit der Vorschriften der Artikel 80 und 81 einen.Anspruch auf

Ermäßigung begründen.

4. Die erhöhte Steuer (Nr. 2) ist von dem ersten Tage des auf deu Anfall des Einkommens

oder den Vermögenszuwachs folgenden Monats ab zu veranlagen.

Wegen des Verfahrens bei der Veranlagung und Zngangstellnng finden die im Artikel 85

gegebenen Bestimmungen Anwendung.

5. Den vorstehenden Bestimmungen zufolge ist also ein Ehemann, der im Laufe des Jahres

eine zur Einkommensteuer bzw. Ergänzungssteuer selbständig veranlagte Fran geheiratet hat, wegen

des ihm nunmehr anzurechnenden Einkommens und Vermögens der Ehefrau anderweit zur Einkomme»

steuer und zur Ergänznngsstener zu veranlagen, während die Steuer der Ehefrau gemäß Artikel 82

Nr. 15 in Abgang kommt.

6. In allen sonstigen Fällen, wo nach den Vorschriften zn 2 die Voraussetzungen einer ander¬

weiten Veranlagung an und für sich vorliegen, ist von einer solchen gleichwohl in der Regel abzusehen,

sofern die Differenz zwischen dem ursprünglich veranlagten nnd dem neu zu veranlagenden Jahresstener

betrage, gleichviel ob Eiukommeu- oder Ergänzungssteuer, insgesamt den Betrag von 30 Mark nicht

erreicht. Ergibt sich bei Zusammenrechnung der Differenzen zwischen den ursprünglich veranlagten

und den neu zu veranlagenden Jahressteuerbeträgen bei der Einkommensteuer und der Ergänzungs¬

steuer desselben Steuerpflichtigen ein höherer Betrag als 30 Mark, so ist die anderweite Veranlagung

mit Bezug auf beide Steuern, ohne Rücksicht auf die Höhe der Eiuzeldiffereuzen, herbeizuführen.

Findet wegen Geringfügigkeit der Beträge eine anderweite Veranlagung und Zugangstellung nicht statt,

so unterbleibt auch die Abgangstellung gemäß Artikel 82 Nr. 15 bei demjenigen Steuerpflichtigen, aus

dessen Einkommen oder Vermögen die fraglichen Beträge ausgeschieden sind.

Artikel 83.

Kontrolle der Zu- und Abgänge, insbesondere beim Wohnsitzwechsel der Steuerpflichtigen/)

(§§ 66, 74 Absatz 2 des Eink.Ges., § 42 Absatz 3, § 47 des Erg. Ges.)

1. Der Gemeinde-(Gnts-)Vorstand führt über alle ini Laufe des Jahres bei der Einkommen¬

steuer und der Ergänznngsstener eintretenden Zu- und Abgänge eine Kontrolle, welche nach den für

die Zu- und Abgangslisten vorgeschriebenen Mustern XXVI, XXVII (S. 159 ff.) anzulegen ist.

2. Alle Steuerpflichtigen, welche im Laufe des Steuerjahrs ihren Wohnsitz ändern, haben sich

zur Vermeidung der im § 74 Absatz 2 des Eink.Ges. vorgesehenen Strafe bei dem Gemeinde-(Guts-)

Vorstande des Abzugsorts ab- und bei dem des Anzugsorts biunen 14 Tagen nach erfolgtem Anzug

anzumelden, auch gleichzeitig über ihre erfolgte Veranlagung zur Einkommensteuer nnd Ergänzungs¬

steuer auszuweisen.

5) Die Vorschriften des Artikel 8Z finden auch Anwendung, wenn ein in Preußen sich aufhaltender und auf Grund
dieses Aufenthalts gemäß § 1 Nr. 2a oder Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes zur preußischen Einkommensteuer veranlagter
Angehöriger eines deutschen Bundesstaats oder Ausländer im Laufe des Jahres seinen Aufenthaltsort in Preutzei.
wechselt. Auch iu diesem Falle ist die veranlagte Steuer nach dem neuen Aufenthaltsorte zu überweisen.
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Darüber hinaus sind die Steuerpflichtigen den Gemeinde-sGnts-)Vorständen gegenüber zur Aus»

kuuftserteilnng über ihre Einkommens- und Nermögeusverhältuifse zum Zwecke der Staatssteuer.

Veranlagung nicht verpflichtet. Die Gemeinde-(Guts-)Vorstände können aber von der ihnen nach

Artikel 42 I Absatz 2 zustehenden Befugnis auch zum Zwecke der Veranlagung in Zugangsfällen

Gebrauch machen.

Wo die polizeiliche Ab- uud Anmeldung bei einer anderen Behörde stattfindet, hat diese dem

Gemeinde-(Guts-)Vorstand alsbald die erforderlichen Mitteilungen zu machen, ohne daß es einer

besonderen Ab- und Anmeldung bei dem letzteren bedarf. Wo die polizeiliche Au- und Abmeldung

der ftaatsstenerpflichtigen Offiziere durch die zuständigen Militärbehörden monatlich bewirkt wird,

kann es hierbei sein Bewenden behalten.

3. Die Geiueinde-(Guts-)Vorstände sind verpflichtet, sich durch gegenseitige Mitteilung von dem

geschehenen Umzng und der Besteuerung der verzogeueu Steuerpflichtigen Gewißheit zu verschaffen.

Die Behörde des Abzngsorts veranlaßt alsbald nach erfolgtem Abzüge die Einstellung der

weiteren Steuererhebung (s. Nr. 4, 5) nud ersucht mittels einer Benachrichtigung, für welche das bei-

Mustcr liegende Muster zu verwenden ist, den Gemeinde-(Guts-)Vorstaud des neuen Wohnorts um Übernahme

XXV"-.. der veranlagten Steuer/') Der letztere ordnet nach Feststellung des Zuzugs das Nötige wegen der

SrUe Steuererhebung au uud übersendet mit tnnlicher Beschleunigung dem Gemeinde-(Gnts-)Vorstande des

^MlNer Abzngsorts eine als Abgangsbelag dienende Bescheinigung über die erfolgte Zngangstellnng nach bei-
liegendem Muster.**)

t,b3. Zur Übernahme eines überwiesenen Steuerbetrags ist jedoch die Gemeiudebehörde, iu deren

Bezirk der betreffende Steuerpflichtige zunächst seinen Wohnsitz verlegt hatte, nicht verpflichtet, wenn

zur Zeit der Überweisung der Steuerpflichtige den neuen Wohnsitz bereits wieder aufgegeben hat. Das

gleiche gilt, wenn ein in Preußen sich aufhaltender und auf Grund dieses Aufenthalts gemäß tz 1

^r. 2a oder Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes zur preußischen Einkommensteuer veranlagter Angehöriger
eines deutschen Bnndesstaats oder Ausländer im Laufe des Jahres seinen Aufenthaltsort in Preußen

wiederholt wechselt.

4. Die Ab- uud Zugangstellung beim Wohnsitzwechsel der Steuerpflichtigen innerhalb des

Preußischen Staatsgebiets (Nr. Z)***) erfolgt vom ersten Tage des Monats ab, bis zu dessen

Beginn die Steuer am seitherigen Wohnort entrichtet, oder als unbeibringlich gemäß Artikel 91 Nr. 2

bis 4 niedergeschlagen ist.

Die während des Überweisungsverfahrens etwa fällig werdeudeu ferneren Steuerraten sind dem¬

nächst von der Hebestelle des neuen Wohnorts einzuziehen,' ob die Rückstände aus dem laufenden

oder ans einem früheren Steuerjahre herrühren, macht hierbei, abgesehen von dem Falle unter Nr. 5,

keinen Unterschied.

*) Findet ein Wohnsihwechsel nach der Perfonenstandsanfnahme statt und ist in diesem Falle nach den
Bestimmungen im Artikel 39 Nr. 1 die Veranlagung noch an dem früheren Wohnorte zn bewirken, so muh alsbald, nach¬
dem die bescheinigte StaatSstenerrolle dein Gcmeinde-sGuts-)Vorftande zugegangen ist, der Abgang auch in die Kontrolle
für das uene Steuerjahr aufgenommen nnd nach den Vorschriften zu 3, 6 verfahren werden.

"*) Wegen des Geschäftsverkehrs mit dem Magistrat oder mit der Steuerdeputation des Magistrats iu Berlin gelten
folgende besonderen Bcstimmungeiu

1. Ersuchen nm Überweisung oder Übernahme von Steuerpflichtigen mit Einkommen von nicht mehr als
3000 Mark sind unmittelbar an die Stenerdeputatiou des Magistrats zn Berlin — nicht an die Direktion
für die Verwaltung der direkten Steuern — zn richten.

2. In allen Ersnchsschreiben nm Überweisung oder Übernahme von Einkommensteuerpslichtigen, welche von
Verlüi nach anderen Orten oder von auswärts uach Berlin verziehen, und überhaupt im amtlichen Schrift¬
wechsel über in Berliu wohnhafte Einkommensteuerpslichtige ist tunlichst die Nummer der Einkommen-
slcncrliste anzugeben, nnter welcher der Pflichtige in Berlin geführt wird. Ist diese Vorschrift nicht an¬
wendbar, oder kann sie nicht befolgt werden, so ist womöglich die Wohnung des betreffenden
Steuerpflichtigen in Berlin — nnd zwar bei ÜberweisungSanträgen regelmäßig die Wohnung um die
Zeit der letzten Personenstandsanfnahnie (Oktober) — in jedem Falle aber das vollständige Nationale —
Zn- und Vorname, Tag, Jahr nnd Ort der Geburt — iu dem Anschreiben mitzuteilen.

Zur Verhütung von Verzögerungen ist nach der Bestimmung zn 2 tunlichst auch hinsichtlich derjenigen Steuer¬
pflichtigen zu verfahren, welche in anderen großen Städten oder in den größeren Vororten von Berlin wohnhaft sind.

Wo in dieser Aniveisnng der Ausdruck „Preußisches Staatsgebiet" oder „Preußen" gebraucht wird, ist darunter
das Geltungsgebiet des Eink, Ges. und Erg. Ges., also die preußische Monarchie mit Ausschluß der Insel Helgoland
zn verstehen.



5. Sind beim Verzug eines Steuerpflichtigen überhaupt keiue laufenden Steuern in Ab- und
Zngang zu stellen, sondern lediglich Rückstände aus Vorjahren einzuziehen, so ist der Steuerrückstaud
uicht zu überweisen,sondern die Einziehung im Wege des Ersuchens der Behörde des neueu Wohnorts,
die kassenmäßige Verrechnungdes Rückstandes aber am frühereu Wohnorte zu bewirken.

6. Der Gemeinde-(Guts-)Vorstand übersendet — und zwar bei Zuzügen uach Abseudung, bei
Abzügen nach Eingang der Bescheinigung Muster XXVb (s. oben Nr. 3) — dem Vorsitzenden der über
seiueu Gemeiude-(Guts-)Bezirkzuständigen Veraulagungskommissiousogleich einen Auszug aus der
Kontrolle (s. obeu Nr. 1), dem die betreffendenBelüge beizufügensind.

In Spalte 15 des Auszugs ist bei Zuzügen der bisherige, bei Abzügen der künftige Wohnort
des Steuerpflichtigen anzugeben, außerdem iu beiden Fällen der Zeitpunkt, zu welchem der Zu- oder
Abgang stattgefundn hat.

7. Der Vorsitzende der Veranlaguugskommissionkauu für seiueu Bezirk oder einzelne Gemeinden
desselben bestimmen, daß ihm die Kontrollauszüge uicht eiuzelu, sondern gesammelt in regelmäßigen
Zwischenräumenübersendet werden, oder daß an Stelle von Auszügen die Urschrift der Kontrolle
selbst periodisch vorgelegt wird.

8. Der Vorsitzende der VeranlaguugskommissionPrüft die Vorlagen (Nr. 6, 7), veranlaßt die
etwa erforderlichenErgänzungen uud Berichtigungen, sowie die Eintragung der Veränderungen in
das vou ihm zu führende Notizregister uud sendet die festgesetztenAuszüge dem Gemeiude-(Guts-)
Vorstande zurück.

Dieser hat uach Maßgabe der Festsetzung seine Kontrolle zn berichtigen nnd das Erforderliche
wegen der Steuererhebung herbeizuführen.

Wo es zur Erleichterung der Abrechnungzwischen den Ortserhebern uud der zustäudigeuKasse
(Kreiskasse) sür zweckmäßig erachtet wird, kauu die Regierung anordnen, daß die Rücksendungder
festgesetztenAuszüge durch Vermittelung der Kasseu erfolgt, damit diese von den Veräuderuugeu des
Steuersolls alsbald vorläufige Kenntnis nehmen können, oder daß zn demselben Zwecke die von dem
Vorsitzenden der Veranlagungskommissionzn führenden Notizregister iu angemessenen Zeitabschnitten
der Kreiskasse znr Einsichtnahmeauf kurze Zeit zugänglich gemacht werden.

9. Bei Umzügen in einen anderen Veranlagungsbezirk hat der Vorsitzende der für deu
Abzugsort zuständigen Veranlagungskommissiondem Vorsitzenden des ueueu Wohnorts uuter Benach¬
richtigung von der erfolgten Äbgangstellnng alsbald nach Eingang des Kontrollauszugs vou Amts
wegen die Personalakten des Steuerpflichtigennebst dem Personalblatt und Abschriften der vorhandenen
Schätzungsbogen, sowie einen Auszug aus der Staatssteuerliste oder Einkommens- und Vermögens¬
nachweisung, oder, wo diese Listen in Kartenblattform geführt werden, das den Steuerpflichtigen
betreffende Kartenblatt zu übersenden. Ist der Steuerpflichtigenur mit Einkommenaus einer einzelnen
Einkommensquelleveranlagt, so kann diese Mitteilung in der auf dem Muster XXVa angedeuteten
Weise mit dem verschlossen abzusendenden Überweisuugsschreiben des Gemeindevorstaudes(s. obeu Nr. 3)
verbunden werden.

10. Bei dem Schriftwechselwegen Überweisungoder Übernahme von Steuerpflichtigen ist regel¬
mäßig die sür den anderen Bezirk geltende oder in Geltung gewesene Steuernummer anzugeben.

Artikel 84.

Weitere Zugangsfälle.

(§ 64 des Eink. Ges., § 41 des Erg. Ges.)
I. Abgesehen von den durch Wohusitzwechselinnerhalb des Preußischen Staatsgebiets entstehenden

Veränderuugen (Artikel 83 Nr. 2 bis 10) können Zugäuge gegeu die Veraulaguug im Laufe der Ver-
nulagungsperiode infolge des Eintritts in die Steuerpflicht oder infolge anderweiter Festsetzungdes
Steuersatzes entstehen, und zwar

bei der Einkomme»steuer und Ergiinznngssteuer!
1. durch nachträgliche Heranziehung der bei der Veranlagung für das laufende oderein früheres

Stenerjahr übergangenen Steuerpflichtigen-
2. durch nachträglicheErhöhung der veranlagten oder der gemäß § 71 des Eink. Ges. zu er¬

hebenden Steuer:
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a) infolge Berichtigung der Veranlagung (vgl. Artikel 93 Nr. 2),

>)) infolge eines Strafverfahrens (vgl. Artikel 92 Nr. 10 Absatz 3),'

3. dadurch, daß ein preußischer Staatsangehöriger seinen Wohnsitz, welchen er bisher außer¬

halb Preußens hatte, aufgibt oder den dienstlichen Wohnsitz, welchen er bisher außerhalb

Preußens in einem Zum Deutschen Reiche gehörigen Staate oder in einem deutschen Schutz¬

gebiete hatte, verliert, oder daß ein in Preußen wohnhafter Angehöriger eines anderen

deutschen Staates oder Österreichs seinen bisherigen zweiten Wohnsitz im Heimatsstaat
aufgibt;

4. dadurch, daß deutsche Neichsangehörige nach Preußen verziehen, oder in Preußen als Be¬

amte oder Offiziere einen dienstlichen Wohnsitz erhalten'

f). dadurch, daß Ausländer in Preußen ihren Wohnsitz oder des Erwerbes wegen ihren Auf¬

enthalt nehmen oder ihren Aufenthalt über ein Jahr hinaus ausdehnen (Artikel 1 Nr. 3, 4

Eink. A., Artikel 1 Erg. A.),^
6. durch den Erwerb der preußischen Staatsangehörigkeit seitens einer bis dahin nicht steuer¬

pflichtigen Person, hinsichtlich deren keine der im Artikel 1 Nr. 1 a bis e der Eink. A.

(Artikel 1 Erg. A.) vorgesehenen Ausnahmen Antrifft,'

7. durch die Lösung des Verhältnisses, vermöge deren die Steuerfreiheit einer Person gemäß

Artikel 38 Nr. 3 bis 5 Eink. A. (Artikel 3 Erg. A.) begründet war,'

8. durch Eintritt der im Artikel 2 Eink. A., Artikel 2 Erg. A. angegebenen Voraussetzungen

für die beschränkte Steuerpflicht bei physischen Personen,'

v. durch den Erwerb eines steuerpflichtigen Einkommens von mehr als 900 Mark seitens eines

nicht veranlagten*) Steuerpflichtigen,' hierher gehört insbesondere anch der Fall, daß nach

dem Ausscheiden einer Person aus dem Unteroffizier- oder Geineinenstand an Stelle des

bis dahin mir vorhandenen steuerfreien Militäreinkommens (Artikel 3 II Nr. 3 Eink. A.)
ein steuerpflichtiges Einkommen von mehr als 900 Mark tritt-

10. durch Austreten einzelner dadurch steuerpflichtig werdender Mitglieder aus eiuer Haushaltung

(Artikel 6 Eink. A., Artikel 6 Nr. 4 Erg. A.) und zwar:

^ infolge Auflösung der Haushaltung,
k) infolge gerichtlicher Scheidung oder dauernder Trennung der Ehegatten,

o) durch Bildung eines eigenen Hausstandes oder Erreichung der Volljährigkeit,

lt) durch Erwerb eines steuerpflichtigen Einkommens oder Vermögens, welches dem Haus-

haltnngsvorstande nicht angerechnet werden darf,'

11. dnrch Vermehrnng des Einkommens oder Vermögens infolge Erb- oder Fideikommißanfalls,

Vermächtnisses, Abteilungs- oder Uberlassnngsvertrags zwischen Eltern uud Kindern, Ver¬

heiratung oder Schenknng (vgl. Artikel 79 III Nr. 2 und 5),'

N!. durch Erhöhung des Steuersatzes infolge Entscheidung der Veranlnguugskommission, dei

Berufungskommission oder des Oberverwaltnngsgerichts,'

bei der Einkommensteuer:

13. dadurch, daß nichtphysische Personen (Artikel 26 Eink. A.) steuerpflichtig werden, indem
dieselben

a) einen Sitz in Prenßen begründen oder dorthin verlegen, oder

kl iu Prenßen Grundbesitz erwerben oder gewerbliche Betriebsstätten eröffnen, oder indem

e) eingetragene Genossenschaften ihren Geschäftsbetrieb über den Kreis ihrer Mitglieder aus¬

dehnen,'

1Z dnrch anderweiie Bestimmung des gemäß § 7l des Einkommensteuergesetzes außer Hebung

zu setzenden Stenerbetrags in Verfolg eines Ermäßiguugsantrags (vgl. Artikel 82 Nr. 14

Anm. 70),'

') ?>ach der Rechtsprechung des Kgl, O.P.G. gelten als „veranlagt" in diesem Sinn< auch sämtliche Personen,
welche in, Personenverzeichnis mit ihrem Namen (nicht nur als Angehörige eines Hanshaltungsvorstandesj aufgeführt,
aber wegen Einkommens von nicht mehr als 90» Mark nicht in die Staatssteuerliste übernommen, ebenso diejenigen, welche
aus dem gleichen Grunde in der Staatssteuerliste als steuerfrei bezeichnet und gestrichen sind.
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bei der Ergänznngsstcuer:

15. durch den Erwerb eines "die Steuerpflicht begründenden Vermögens seitens einer nicht ver¬

anlagten Person (Anm. 76 zu Nr. 9).

II. Treten bei einem Steuerpflichtigen, welcher bisher nur der beschränkten Stenerpflicht

uuterlag (Artikel 2, 26 Nr. 2 Eiuk. A., Artikel 2 Erg. A.), die Voraussetzungen der allgemeinen

Steuerpflicht eiu (vgl. oben 1 Nr. 3 bis 7, Nr. 13 a), so sind diese Zugangsfälle in gleicher Weise
zu wahren.

III. Ju besondere Abteilungen der Kontrolle und der Zugangsliste sind außerdem aufzuuehinen

a) die von der Regierung festgesetzten Zuschläge zur Einkommensteuer von 5 uud 25 Prozent

(Artikel 66 Eink. A.),

k) die nicht laufend in Zugang gestellten gemäß § 73 des Einkommensteuergesetzes und

Z 45 des Ergäuzuugssteuergesetzes festgesetzten Nachsteueru, soweit sie wirklich eingezahlt

worden sind.

IV. Die nach I Nr. 14 im Ermäßiguugsversahreu vorkommenden Zugänge werden in die

Zugangslisten nicht aufgenommen, weil ihre endgültige Feststellung bereits dnrch die Ermäßigungsliste

erfolgt ist.

Artikel 85.

Behandlung der Zugaugsfälle, in denen eine Festsetzung oder anderweite Bestimmuug des Steuersatzes

erforderlich ist.

(§ 64 Absatz 2, § 65 Absatz 3 des Eiuk. Ges., § 41 Absatz 2, § 42 des Erg. Ges.)

I. Glitirgruhritr» dr? Gemr!nde-(<vnts-)llorstlnidr5.

1. Auch iu deu Zugaugsfälleu des Artikels 84 I Nr. 1, 2u, 3 bis 11, 15 uud ll hat der Ge-

meinde-(Guts-)Vorstaud dem Vorsitzenden der Veranlagungskommission sogleich einen Auszug aus der

Kontrolle mitzuteilen (vgl. Artikel 83 Nr. 7).

In Spalte 15 des Auszugs sind, sofern nicht eine besondere Vorschlagsliste oder eiu Listenaus¬

zug angeschlossen wird, die Ursachen des Zugangs anzugeben und die von dem Gemeiude-(Guts-)Vor^

stände gesammelten Nachrichten über die Vermögens-, Erwerbs- und Einkominensverhältnisse der neu

in die Steuerpflicht eintretenden Personen zu vermerken.

In den Fällen des Artikels 84 1 Nr. 3 bis 11, 15 und II ist außerdem der Zeitpuukt an¬

zugeben, zu welchen: das die Steuerpflicht begründende oder erweiternde Ereignis eingetreten ist,

in den Fällen zu I Nr. 2a, 11 uud ll die Nummer der Staatssteuerrolle oder Zugangsliste,

unter welcher der im Steuersatz zu erhöhende Steuerpflichtige bereits erscheint.

2. Hinsichtlich derjenigen neu iu die Steuerpflicht eintretenden Personen, deren mutmaßliches

Einkommen den Betrag von 3000 Mark nicht übersteigt, holt der Gemeinde-(Guts-)Norstaud, soweit

es ohne Aufenthalt geschehen kann, alsbald die Vorschläge der Voreinschätzungskommission über

die zu veranlagenden Einkommensteuersätze ein und fügt dieselben dem Auszuge bei.

Wo die Zusammenberufuug der Voreiuschätzuugskommission mit Weiterungen verknüpft ist, ins¬

besondere in vereinigten Voreinschätzuugsbezirkeu (§ 32 Absatz 3 bis 7 des Eint. Ges.), kann ihre An¬

hörung unterbleiben.

3. Hinsichtlich der Zugangsfälle bei nichtphysischen Personen (Artikel 84 I Nr. 13) ist dem Vor¬

sitzenden nach der Vorschrift im Artikel 43 Mitteilung zu machen.

II. Aliliegeiihritcn drs Vorsitzenden der Urranlnizilnyslloiniiilsston.

1. Der Vorsitzende hat die Wahruug der Zugangsfälle (Artikel 84) zu überwachen nnd, sobald

ein solcher Fall anderweit zu seiuer Kenntnis gelangt, die vorgeschriebenen Eintragungen in die Kon¬

trolle uud Mitteilungen des Gemeinde-(Guts-)Vorstandes herbeizuführen.

2. Ju Ansehung der Zugaugsfälle unter l Nr. 1 bis ll, 15 unterwirft er die Anzeigen des

Genieindevorstandes einer sorgfältigen Prüfung, namentlich mit Bezug auf den Zeitpuukt des Eintritts

der Steuerpflicht sowie die Bemessung des steuerpflichtigen Einkommens uud steuerbaren Vermögens.

Nach Umstünden veranlaßt er die Aufstellung von Schätzungsbogeu oder Persoualblättern (Artikel 24

bis 27 Erg. A) und die Äußerung des Schätzuugsausschusses, der Voreinschätzuugskommissiou oder der
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Neranlagungskomniission, erläßt geeignetenfalls an die Pflichtigen die Aufforderung zur Abgabe einer

Steuererklärung (Artikel 55 Eink. A, Artikel 33 lil Erg. A.) und verfährt in Gemäßheit der Vor¬

schriften der Artikel 57 bis 59 der Eink. A.

Neuveranlagungen, welche gelegentlich des Wohnsitzwechsels eines Steuerpflichtigen dnrch den

Übertritt aus der beschränkten in die unbeschränkte Steuerpflicht oder im umgekehrten Falle erforderlich

werden, hat der Vorsitzende der für den nenen Wohnsitz des, Pflichtigen zuständigen Veranlagungs¬

kommission herbeizuführen.

3. Soweit es sich nicht um eine Nachbesteueruug (Artikel 93) handelt, setzt der Vorsitzende der

Veranlagungskominission iu alleu Zugangsfällen den Steuersatz an Stelle der Veranlagnngskommission fest.

4. Der Vorsitzende bestimmt zugleich den Zeitpunkt der Zngangstelluug' diese erfolgt in den Fällen
des Artikels 841

zu Nr. 1 von dem Beginne des Stenerjahrs ab,

zu Nr. 2 a. von demjenigen Zeitpunkt ab, mit welchem die ursprüngliche Veranlagung in

Geltung getreten war,

zu Nr. 2b von dem ersten Tage desjenigen Vierteljahrs ab, bis zu welchem die Nachsteuer

festgestellt ist (vgl. Artikel 92 Nr, 10 Absatz 3),

zu Nr. 3 bis 11, 15 uud in den Fällen des Artikels 84II von dem ersten Tage des

Monats ab, welcher auf das die Steuerpflicht oder die Erhöhung des Steuersatzes

begründende Ereignis folgt, ohne Unterschied, ob dieses Ereignis am ersten oder an

einem späteren Monatstag eingetreten war (vgl. anch Verf. vom 16. August 1904).

5. Die Festsetzung des Steuersatzes wird dem Pflichtigen gemäß Artikel 65 Eink. A. bekannt

gemacht.

6. Der Vorsitzende vermerkt die Festsetzungen (Nr. 3 und 4) iu seinem Notizregister sowie auf-

dem Kontrollauszug und sendet den letzteren dem Gemeinde-(Gnts-)Vorstande zurück, welcher das Er¬

forderliche wegen der Steuererhebung herbeiführt (vgl. Artikel 83 Nr. 3 Absatz 2).

7. In Ansehung der neu in die Steuerpflicht eintretenden Aktiengesellschaften usw. (Artikel 84 I

Nr. 13) kontrolliert der Vorsitzende den Eingang der Geschäftsberichte, Jahresabschlüsse usw. (vgl.

Artikel 52 Eink. A.).

Nach Eingang des ersten Jahresabschlusses, aus welchen! sich ergibt, daß gemäß Artikel 27, 28

Eink. A. steuerpflichtige Überschüsse erzielt worden sind, bestimmt der Vorsitzende auf Grund der von

ihm aufgestellten Berechnung, nötigenfalls nach Einholung einer Steuererklärung, den zu entrichtenden

Einkommensteuersatz sowie den Zeitpunkt der Zugangstellung (vgl. Artikel 27 Nr. 3 a. a. O.).

Im übrigen wird nach den Vorschriften zu 5 uud 6 verfahren.

Artikel 86.

Weitere Abgangsfälle.

(§ 64 des Eink. Ges., § 41 des Erg. Ges.)

I. Im allgemeinen steht die Steuer nach ordnungsmäßig erfolgter Veranlagung in dem Sinne

fest, daß Beschwerden über unrichtige Veranlagung, mögen dieselben auf gänzliche Befreiung oder aus

Ermäßigung der Steuer gerichtet sein, im Wege der Rechtsmittel geltend geinacht werden müssen, und

außerhalb des Rechtsmittelwegs eine Abgangstellung der veranlagten Steuer deshalb, weil dieselbe

den gesetzlichen Vorschriften zuwider veraulagt ist, uicht stattfindet.

Dieser Grundsatz erleidet jedoch Ausnahmen

bei der Einkommensteuer und Ergänzuugssteuer:

1. im Falle mehrfacher Veranlaguug des nämlichen Steuerpflichtigen oder bei irriger Veran¬

lagung einer Person, welche als zum Haushalt eines anderen Steuerpflichtigen gehörig an¬

zusehen, beziehuugsweise dereu gesamtes Einkommen oder Vermögen bereits dem Haus-

haltuugsvorstand angerechnet ist (Artikel 6 Eink. A., Artikel 6 Nr. 4 Erg. A.),-

2. bei Veranlagungen,

ü) welche gegeu das Reichsgesetz wegen Beseitigung der Doppelbesteuerung vom 13. Mai 1870

oder gegen die Bestimmungen des Vertrags mit Osterreich vom 21. Juni 1899 verstoßen,'



d) welche eine gemäß Artikel 38 Eink. A. (Artikel 3 Erg. A.) steuerfreiePerson betreffen'
e) durch welche ein unrichtiger, dein veranlagten Einkommen oder Vermögen tarifmäßig

nicht entsprechender Steuersatz festgesetztworden ist'
bei der Einkommensteuer:

3. in betreff solcher Veranlagungen, durch welche, der Bestiinmuug im Artikel 3 II Nr. 3, 5
der Eink. A. entgegen, steuerfreies Militäreinkommenoder steuerfreie Gebührnisse angerechnet
sind, insofern hierdurch die Vorschriftendes §46 des Reichsmilitärgesetzes vom 2. Mai 1874,
oder audere reichsgesetzlicheBestimmungenverletzt werden (vgl. Art. 3).*)

In Fällen dieser Art (zu 1 bis 3) ist die Äbgangstellnng der unrichtig oder irrig veranlagten
Steuer von Amts wegen zn bewirkenund vou dem Gemeinde-(Gnts-)Vorstandebei dem Vorsitzenden
der Veranlagnngskommissionunter Vorlegung eines Kontrollauszugs und gehöriger Begründung zu
beantragen.

Eine mehrfache Veranlagung (zu 1) kauu eiutreteu dadurch, daß dieselbe Person irrtümlich in
den Steuerlisteu oder Nachweisungen desselben Veranlagungsbezirks an verschiedenen Stellen aufge¬
führt ist, oder durch Veraulaguug iu mehreren Bezirken, z. B. bei doppeltem Wohnsitz. Soweit es sich nm
die Veranlagung zur Einkommensteuer oder zu fingierten Steuersätzen (§79 Eink. Ges.) handelt, ist iu dem
ersteren Falle stets die höhere Veranlagung aufrecht zu erhalten, ebenso in dem letzteren, sofern die
Veranlaguugsbehörden der verschiedenen Bezirke an nnd für sich für die Veranlagung des Pflichtigen
nach den bestehenden Vorschriftenzuständig waren,' trifft diese Voraussetzungnicht zu, so ist der von
der uuzustäudigenStelle veranlagte Einkommensteuersatz in Abgang zu stellen.

Nach denselben Grundsätzen(Absatz 4) ist auch im Falle mehrfacher Veraulaguug zur Ergänznngs-
steuer zu verfahren, wenn der betreffendePflichtigenicht zur Einkommensteuer veranlagt ist. Im Falle
seiner Veranlagung zur Einkommensteueraber gilt auch die Veranlagung zur Ergänzungssteuer an
demjenigenOrte, dessen EinkommensteuerVeranlagung gemäß Absatz 4 aufrecht zn erhalten ist.

Kann hiernach die Frage nicht entschieden werden, weil die Einkommensteuervou verschiedenen
an sich zuständigen Stelleu iu gleicher Höhe veranlagt ist, so gilt die höhere Veranlagung znr Er-
gänznngssteuer.

Bei Begründung des Abganges iu dem Falle zu 1 ist aus die Rollennummer der aufrecht er¬
haltenen Veranlagung oder der Veranlagung des Haushaltungsvorstandes in dem Falle zn 2e auf die
stattgehabte Berichtigung der Veranlagung hinzuweisen. Anträge auf Befreiung oder Ermäßigung der
Steuer, welche sich auf die zu 1, 2a, k und 3 angegebenen Gründe stützen, dürfen nicht deshalb zurück¬
gewiesen werden, weil die Rechtsmittelfristversäumt ist.

II. Außerdem können Abgänge an der veran- Zur Begründung des Abganges ist festzu-
lagten Steuer im Laufe des Jahres entstehen: stellen und in der Kontrolle (Artikel 83 Nr. 1)

sowie iu der Abgaugsliste (Artikel 88) auzugebeu:
bei der Einkvmmcllsteucr und Ergänzuugestener:

4. durch das Ableben eines Steuerpflichtigen,' zu 4: der Todestag, uud entweder der
Vermerk, unter welcher Nummer der Zu¬
gangsliste, von welchem Zeitpunkt ab und
mit welchem Betrage die Erben in Zu¬
gang erscheinen oder der Hinweis auf
deu uach der Verfügung vom 14. Oktober
1895 zu führenden Anhang znm Notiz¬
register oder daß vou der Zugaugsveran-
lagung gemäß Artikel79Nr. >U Abstand ge¬
nommen ist;

z-lü dc6 Neichomilitärgesetzeslautcti
Die Nerpflichtimgder Militärpersouen zur Entrichtung der Slaatssleuern regelt sich nach deu Lander-

gesehen unter Bernctsichtigniw des Gesetzes wegen Beseitigung der Doppelbesteuerung vom 13. Mai 187(1
(Vundesgesetzbl,des NorddenischenBundes S. il.9).

Jedoch ist das Mililäremkmmnen der Personen des Unteroffizier- und Geineinenstandcs, sowie snr den
Fall einer Mobilmachung das Militcireinkouniienaller Angehörigen des aktiven Heeres bei der Veranlagung
bezichniigSweiseErhebung von Staatsstenern anszer Betracht zu lassen.
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5. durch den nach Erlöschen des steuer¬

pflichtigen Einkommens oder Vermögens

stattgehabten Übertritt eines Steuerpflich¬

tigen in den Haushalt eines anderen,'

6. durch anderweite Heranziehung des ver¬

anlagten Einkommens oder Vermögens

oder eines Teiles desselben zur Ein¬

kommensteuer oder Ergäuzungsstener bei

einer anderen Person, ans welche es im

Lanfe des Steuerjahrs übergegangen ist

(vgl, Art. 79 III Nr. 2 und 80 VIII)-

7. durch Begründung eines dienstlichen Wohn¬

sitzes in einem anderen deutschen Staate

oder einem deutschen Schutzgebiet, oder

durch den Wegfall des bisherigen dienst¬

lichen Wohnsitzes in Preußeu,'

8. durch den Verzug

«,) eines Preußen nach einem anderen

deutschen Staate oder einem deutschen

Schutzgebiet, nach Helgoland oder nach

Osterreich,-

b) eines nicht preußischen Staatsange¬

hörigen aus Preußen (vgl. Anm. 74

zu Artikel 83)'

9. durch Ablauf eines zweijährigen Zeit¬

raums, während dessen ein Preuße sich

ununterbrochen im Auslande aufgehalten

hat (Artikel 1 Nr. 1e Eink. A.)'

10. durch Wegfall der Voraussetzungen, welche

die Steuerpflicht gemäß Artikel 2 Eink. A.,

Artikel 2 Erg. A. begründen,'

11. dnrch Verlust der Preußischen Staatsan¬

gehörigkeit, insofern nicht die Vorans-

setznngen vorliegen, unter denen auch An¬

gehörige fremder Staaten der Steuer

unterworfen sind'

12. durch Ermäßigung des Steuersatzes oder

Freistellung im Wege des Einspruchs, der

Berufung oder der Beschwerde,'

zu 5: der Tag, an welchem der Übertritt

stattgefunden hat und das anzurechnende

Einkommen oder Vermögen fortgefallen

ist, sowie der Hinweis auf die Besteuerung

des Hanshaltnngsvorstandes'

zu 6: der Tag und die Veranlassnng der

eingetretenen Veränderung sowie der Ver¬

merk, unter welcher Nummer der Zugangs¬

liste, von welchem Zeitpunkt ab und mit

welchem Betrage die Person, auf welche

das Einkommen oder Vermögen überge¬

gangen ist, in Zugang erscheint,'

zn 7: die Staatsangehörigkeit des Steuer¬

pflichtigen, der Tag, mit welchem das

näher zu bezeichnende, den dienstlichen

Wohnsitz begründende Amtsverhältnis be¬

ginnt oder aufhört (Artikel 39 Nr. 2

Eink. A), Verf. v. 16. August 1904,' und
v. 26. Oktober 1904-

zu 8:

a) der Monat, in welchem, uud der Ort,

wo der ueue Wohnsitz genommen ist,

(vgl. auch Verf. v. 16. August 1904)'

d) der Monat, in welchem das preußische

Staatsgebiet verlassen ist, sowie die

Staatsangehörigkeit des bisherigen

Steuerpflichtigen (vgl. auch Verf. v.

16. August 1904),'

zu 9: der Monat, seit welchem der Steuer¬

pflichtige dauernd im Auslande verweilt,

der Ort des Aufenthalts oder die Angabe,

daß derselbe unbekannt sei,'

zu 10: der Tag uud die Veranlassung der

eingetretenen Veränderung, sowie die Be¬

zeichnung des etwaigen Besitznachfolgers,'

zu 11: der Tag, an welchem die Entlassungs-

nrknnde ausgehändigt oder aus anderen

Gründen der Verlust eingetreten ist, so¬

wie Wohnsitz oder Aufenthalt des bisherigen

Steuerpflichtigen,'

zu 12: die Entscheidung, durch welche die

Ermäßigung oder Befreiung bewilligt ist

(Artikel 69, 71, 72)'

bei der Einkommensteuer:

13. dadurch, daß zu 13:

a) die Kriegssormation in Ansehung eines a) der Tag, an welchem die Kriegsfor-

mation angeordnet oder der EintrittTeiles des Heeres oder der Marine

angeordnet wird (Artikel 3 II Nr. 3

Eink. A.),'

des Steuerpflichtigen in den betreffen¬

den Heeresteil erfolgt ist,



k) Unteroffiziere oder Mannschaften des

Beurlaubtenstandes in den aktiven

Dienst einberufen werden (Z 70 Nr. 1

des Eink. Ges.)'

e) Steuerpflichtige zur Ableistung ihrer

Dienstpflicht oder zum Weiterdienen

in das Heer oder die Marine eintreten

«Verfügung vom 22. Januar 1893,

Mitt. H. 36 S. 30);

cl) Reichs-oderStaatsbeamte oder Offiziere

in die Besatzung eines zum auswärtigen

Dienste bestimmten Schiffes oder Fahr¬

zeugs der Kaiserlichen Marine eintreten

(§ 70 Nr. 2 Eink. Ges.),-

14. dadurch, daß eine bisher steuerpflichtige

nichtphysische Person den Sitz oder den

Grundbesitz oder die Betriebsstätte in

Preußen ausgibt oder sich auflöst, oder

bei einer nichtphysischen Person die Vor¬

aussetzungen wegfallen, an welche die

Steuerpflicht geknüpft ist (Artikel 26 Nr. 1

bis 4 Eink. A.);

15. durch Ermäßigung des zu entrichtenden

Steuersatzes im Wege der anderweiten

Bestimmung des bei der Veranlagung

gemäß § 71 des Einkommensteuergesetzes

außer Hebung gesetzten Teiles desselben

(Artikel 31, 63 Eink. A.).

b) der Tag des Eintritts in den aktiven

Dienst und der Dienstgrad der betreffen¬

den Militärperson,'*)

o) der Tag des Diensteintritts und die

Tatsache, daß ein nach den Vorschriften

des Einkommensteuergesetzes steuer¬

pflichtiges Einkommen nicht mehr an¬

zurechnen ist,'**)

cl) der Tag, an welchem das Schiff oder

Fahrzeug die heimischen Gewässer ver¬

lassen hat,'

außerdem zu 13 a bis cl der Tag, bis

zu welchem der die Befreiung begrün¬

dende Zustand fortgedauert hat, oder

die Angabe, daß derselbe noch fort¬

dauert,'

zu 14: der Tag, an welchem die Betriebs¬

einstellung oder die Auflösung erfolgt ist,

oder die Voraussetzungen der Steuerpflicht

weggefallen sind,'

zu 15: die Verfügung des Vorsitzenden der

Veranlaguugskommission, der Regierung

oder des Finanzministers, durch welche

die anderweite Festsetzung des anßer

Hebung bleibeudeu Betrags angeordnet ist

(Artikel 31, 63 Eink. A.).

III. In besonderen Abteilungen der Kontrolle (Artikel 83 Nr. 1) sowie der Abgangsliste

(Artikel 88) siud außerdem aufzunehmen

die an den Zuschlägen von 5 und 25 Prozent (s. Artikel 84 lila) eintretenden Abgänge

(vgl. Art. 66 Nr. 6).

Artikel 87.

Verfahren bei der Abgangstellung in den Fälle» des Artikels 861,11, Nr. 1 bis 11, 18, 14.

(§ 64 Absatz 2, § 65 des Eink. Ges., § 41 Absatz 2, § 42 des Erg. Ges.)

1. Die Anträge auf Abgaugstellung in den im Artikel 86 11 uuter Nr. 4 bis 11, ZZ, 14 bezeich,

neten Fällen sollen zwar in der Regel von den Steuerpflichtigen oder deren Vertretern oder Erben

ausgehen und bei dem Gemeinde-(Guts-)Vorstaude unter Vorlegung der zur Begründung erforderlichen

Beweisstücke angebracht werden. Voraussetzung für die Abgaugstellung ist jedoch ein Antrag nicht,

dieselbe ist vielmehr herbeizuführen und zu diesem Zwecke dein Vorsitzenden der Veranlagungs¬

kommission ein Auszug aus der Kontrolle zu überreichen, sobald die den Abgang und den Zeitpunkt

desselben begründenden Tatsachen genügend feststehen (vgl. Artikel 83 Nr. 7).

*) Die ErgänznngSsteuer ist in diesem Jallc mich bei einem Vermögen von nicht mehr als Mark in der
bisherigen Höhe sorlzuenlnchlc»,

") Ist in diesem Falle der Steuerpflichtige nach einem Vermögen von nikhr als W00 Mark, aber nicht von mehr
als 82 00V Mark zur Ergänzungsstencr veranlagt, so ist diese vom gleichen Zeitpunkt al> wie die Einkommensteuer von
Amts wegen ganz oder mit dem Difjerenzbetrag in Abgang zu bringen (vgl. Artikel' 79 11 Nr. 1).



— 144 —

2. Nach Eingang des Kontrollauszugs unterwirft der Vorsitzende der Vcranlaguugskommission

die zur Begrüudung der Abgangsfälle im Artikel 86 I, II, Nr. 1 bis 11, 13, 14 vorgelegten Anträge
und Beweisstücke einer sorgfältigen Prüfung in formeller und sachlicher Hinsicht, ordnet die etwa

erforderlichen Aufklärungen und Ergänzungen an uud trifft die vorläufige Entscheidung über den

Zeitpunkt der Abgangstellung (vgl. auch Artikel 73 II).

3. Die Abgangstellung erfolgt in den Fällen

zu 1 bis 3 von dem Zeitpunkt ab, von welchem die mehrfache oder vorschriftswidrige

Veranlagung stattgefunden hatte'

zu 4 bis 11, 136 uud 14 von dem Ersten des Monats, welcher auf das den Abgang

begründende Ereignis folgt (vgl. auch Verf. vom 16. August 1904 und vom
26. Oktober 1904'

zu 13k»,, b und e von dem Ersten des Monats, in welchem die Kriegssormation oder die

Zugehörigkeit zu dem betreffeudeu Truppenteil eingetreten, die Grenzen der heimischen

Gewässer passiert oder der Eintritt in den aktiven Dieust erfolgt ist.

Als Tag der Auflösung einer nichtphysischen Person (zu 14) gilt hierbei der Tag der Löschung

der Firma im Handels- oder Geuosseuschastsregister. Die Entscheidung der Frage, ob bereits der

Eintritt in die Liquidation der Auflösung gleichsteht, hängt von den Umständen des einzelnen Falles

ab. Die Frage ist zn verneinen, so lange dnrch teilweise Fortsetzung des uoch nicht abgewickelten

Geschäftsbetriebs ein Einkommen erzielt wird.

4. Wenn auch die Voraussetzungen der persönlichen Steuerpflicht weggefallen sind (vgl. insbesondere

Artikel 86 Nr. 7, 8, 9, 11), können doch Umstände vorliegen, welche trotzdem in Ansehung einzelner

Teile des Einkommens oder Vermögens die Fortdauer der Steuerpflicht gemäß Artikel 2 Eink. A.,

Artikel 2 Erg. A. begründen. Auch hierauf ist die Prüfung der Kontrollauszüge, welche die

erforderliche Auskunft enthalten müssen, zu richten uud in den geeigneten Fällen der dem

verbleibenden steuerpflichtigen Einkommen oder steuerbaren Vermögen entsprechende Steuersatz aufrecht

zu erhalten.

Dasselbe gilt, wenn eine nichtphysische Person zwar den Sitz in Preußen aufgibt, aber daselbst

Grundbesitz oder eine Betriebsstätte beibehält (Artikel 26 Nr. 1, 2 Eink. A.).

Kanu der aus der Stcuerpslicht ausscheidende Teil des Einkommens oder Vermögens nicht einfach

durch Berechnung festgestellt werden, so hat der Vorsitzende der Veranlaguugskommissiou denselben,

nötigenfalls nach Einholung einer Steuererklärung oder einer gutachtlichen Äußerung des Schätzuugs-

ausschusses, zu schätzen. Die Bestimmung des fort zu entrichtenden Steuersatzes erfolgt nach den Vor¬
schriften des Artikels 85 II Nr. 3 bis 6.

5. Die vorläufige Feststellung der Abgänge vermerkt der Vorsitzende in der Staatssteuerliste oder

Einkommens- uud Vermögensnachweisung (Kartenblatt), in seinen: Notizregister sowie auf den Kontroll¬

auszügen uud gibt die letzteren dein Gemeinde-(Guts-)Vorstaude zurück, welcher das Erforderliche wegen

der Hebung herbeiführt (vgl. auch Artikel 83 Nr. 8 Abs. 2).

Artikel 88.

Die Zu- und Abgangslisten.

(§ 65 Absatz 4 des Eink. Ges., § 42 des Erg. Ges.)

Nuf Grnnd der über die^Zu- und Abgänge geführten Kontrollen fertigt der Gemeinde-(Guts-)
». Vorstand zu Beginn der Monate September und März die Zu- und Abgangslisten nach den beiliegenden

v Mnstern XXVI und XXVII uud überreicht dieselben iu einfacher Ausfertigung mit den zur Begründung

. gehöriges Belägen dem Vorsitzeudcu der Veraulagungskommission an einem von diesem spätestens auf

deu 20. September nnd 20. März festzusetzeuden Tage, nachdem er, falls die Hebestelle von einem

besonderen Steuererheber verwaltet wird, zuvor diesem die Listen zur vorläufigen Kenntnisnahme
vorgelegt hat.

2. Bei Aufstellung der Listen ist folgendes zu beachten:

n,) Die Listen sind nach Gemeinde-(Guts-)Bezirkeu uud innerhalb eines jeden Bezirks unter

Beachtung der Verfügung vom 2. Februar 1893 (Mitt. H. 26 S. 30) getrennt nach den

Steuern einerseits von physischen Personen mit Jahreseinkommen von nicht mehr als
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3000 Mark, andererseits von physischen Personen mit höherem Einkommen und von nicht¬

physischen Personen usw. anzulegen,

b) Bei Erhöhungen und Ermäßigungen des nach der Rolle oder Zugangsliste zu erhebenden

Steuersatzes ist stets der Differenzbetrag zwischen dem hiernach und dem nach der ander¬

weiten Feststellung zu erhebenden Steuersatz in Zugang oder in Abgang nachzuweisen. Ist

gelegentlich eines Vorganges, welcher eine Zu- oder Abgangstellung von Stenerbeträgeu

zur Folge hat, z. B. infolge einer Rechtsmittelentscheidung, eine anderweite Feststellung des

gemäß tz 71 des Einkommensteuergesetzes außer Hebung zu setzenden Betrags vorzunehmen

(Artikel 31, 63 Eink. A.), so ist diese vom Vorsitzenden der Veranlagungskommission zu¬

nächst zu bewirken nnd sodann in die Zn- oder Abgangsliste gleichfalls nur die Differenz

zwischen dem ursprünglich nach der Rolle oder Zugangsliste zu erhebenden und dem

nunmehr (nach der anderweiten Feststellung des gemäß § 71 des Eink. Ges. unerhoben

bleibenden Betrags) noch zu erhebenden Steuerbetrag auszunehmen. Es findet also in

solchem Falle der Nachweis des gesamten Zu- oder Abganges aus der fraglichen Ver¬

anlassung nur an einer Stelle der Zu- oder Abgangsliste statt,

o) Die nach Abschluß*) der Staatssteuerliste für das folgende Steuerjahr sich ergebenden Zu-

und Abgänge des laufenden Steuerjahrs müssen zugleich für das folgende Steuerjahr

gewahrt werden und sind deshalb in die Veränderungslisten sowohl für die letzte Hälfte

des laufenden als anch für die erste Hälfte des folgenden Steuerjahrs einzutragen.

3. Mit Genehmigung der Regierung ist es gestattet, die vom Vorsitzenden festgesetzten Kontroll-

anszüge unmittelbar als Zu- und Abgangslisten zu benutzen, indem dieselben mit übersichtlicher Reka¬

pitulation am Schlüsse eines jeden Halbjahrs vereinigt und nur die in den Auszügen nicht enthaltenen

Zu- und Abgänge (Artikel 84 I Nr. 2b, 12, 13 und III, Artikel 86 II Nr. 6, 12, 15 III, IV Absatz 2)

hinzugefügt werden.

Auch steht es dem Vorsitzenden der Veranlagungskommission frei, für alle oder einzelne Ge¬

meinden seines Bezirks die Zu- und Abgangslisten auf Gruud der stattgehabten Festsetzungen in seinem

Bureau aufstellen zu lassen.

4. Der Vorsitzende der Veranlagungskommission prüft die Zu- uud Abgaugslisten in den ein¬

zelnen Positionen, stellt die Zugangslisten fest, bescheinigt die Abgaugslisten in der auf dem Muster

XXVII vorgesehenen Weise, fertigt die Kreisnachweisuug von den Zu- uud Abgängen und überreicht

der Regierung am 25. September und 25. März die Zu- und Abgangslisten nebst den Belägen und

zwei Ausfertigungen der Kreisnachweisung- wo ausnahmsweise in einein Veranlagungsbezirke mehrere

Kassen beteiligt sind, ist an Stelle der zweiten Ausfertigung der nach Kassenbezirken geordnet aufzu¬

stellenden Kreisnachweisung ein Auszug für jede Kasse beizufügen.

5. Über die nach Abschluß der Zu- uud Abgangslisten für das zweite Halbjahr bis zum Jahres¬

schlüsse (31. März) noch vorkommenden Zu- und Abgänge sind Nachtrags-Zu- nnd Abgangslisten auf¬

zustellen und der Regierung bis zum 8. April vorzulegen, damit letztere in der Lage ist, die Ergebnisse

dieser Listen noch mit in die Kreisnachweisung von den Zu- und Abgängen für das zweite Halbjahr

aufzunehmen. Die in Nr. 4 und 5 vorgeschriebenen Termine dürfen nicht überschritten werden.

6. Die Regiernng unterzieht die Zu- und Abgangslisten sowie die Kreisnachweisungen der rech¬

nerischen Prüfung, kontrolliert, ob die von ihr festgesetzten Einkommensteuerzuschläge (Artikel 66

Eink. A.) uud Nachsteuern in den Zugangslisten gewahrt sind, prüft die Abgangstelluugen und stellt

nach Erledigung etwaiger Anstände die Abgangslisten, sowie die Kreisnachweisungen fest.

Die Regierung sendet eine Ausfertigung der festgestellten Kreisnachweisnng mit den Zu- und

Abgangslisten und den Belägen dem Vorsitzenden der Veranlaguugskommission zurück. Dieser fertigt

die Zu- und Abgangslisten, soweit die Regierung Änderungen in ihnen vorgenommen hat, dem Ge-

meinde-(Guts-)Vorstande, die übrigen Zu- und Äbgangslisten und die Kreisnachweisung nebst den Be¬

lägen zur Abgangsliste der zuständigen .Kasse (Kreiskasse) zu. Von den vorgenommenen Abänderungen

nimmt er Notiz behufs Berichtigung der Konzeptnachweisungeu und Listen,' auch erledigt er d!e etwaigen

Erinneruugeu der Regierung.

Die zwar nach Aufstellung, aber vor dem Abschlug der Staatsstenerliste (Artikel 64 Eink. A,) zur Festsetzung
gelaugcudeu Au- uud Abgänge können für das künftige Jahr durch Nachtraguug oder Streichung der betreffenden Steuer¬
pflichtigen in der Staatssteuerliste, dem Personenverzeichnisse usw. gewahrt werden.

19



Der Gemeindevorstand liefert die ihm zugegangenen Zn- nnd Abgangslisten, nachdem er danach

die Heberollen durch die Hebestelle hat berichtigen lassen, gleichfalls der zuständigen Kasse ab.

Für die zweite Hälfte des Rechnungsjahrs muß die vorgeschriebene Zustellimg aller Zu- uud

Abgaugslisten an die Kassen spätestens bis zum 2V. April jeden Jahres geschehen.

7. Über die nach den: Schlüsse des Rechnungsjahrs noch vorkommenden Zu- uud Abgänge aus

frühereu Ateuerjahreu werden — für Zugäuge indessen nur, soweit sie uicht auf Grund des § 85 des

Einkommensteuergesetzes, Z 47 des Ergänzungssteuergesetzes nachveranlagte Steuern betreffen — ohne

Trennung nach der Höhe des Einkommens besondere Zu- und Abgangslisteu nach den Mustern XXVI

uud XXVII aufgestellt, welche auf der ersten Seite mit dem Vermerk „aus Vorjahren" zu versehen

nnd der Regierung zur Prüfung sowie zur Festsetzung der Abgänge vorzulegen sind. Die Negierung

kann die Vorlegung in vierteljährlichen Terminen vorschreiben.

Handelt es sich bei den Abgängen aus Vorjahren um Beträge, welche nicht als Einnahmereste

verblieben, sondern rechnungsmäßig bereits definitiv in Einnahme nachgewiesen sind, so ist die Abgangs¬

liste, in deren Spalte 2 anch der Empfangsberechtigte zu beueuneu ist, mit dem Vermerk „Erstattung

aus Vorjahreu" und folgenden Bescheinigungen zu versehen: ^

a) von dem Vorsitzenden der Veranlagungskommission:

daß die Steuerbeträge in Spalte ö und 12 zu erheben uud nicht anderweit ermäßigt,

auch nicht ganz oder zum Teil iu Abgaug gekommen,'

b) von dem Kurator (Revisor) der zuständige« Kasse:

daß die zu erstattenden Beträge uicht iu Rest geblieben, also unter der in der Rechnung

für das betreffende Jahr nachgewiesenen Jsteinnahme wirklich enthalten sind.

Zu den auf Gruud der Gesetze uud der dazu ergangenen Ausführungsvorschriften verfügten Er¬

stattungen bedarf es der Genehmigung des Finanzministers fortan nicht mehr.

Zweiter Abschiütt.

Das Hebewesen.

Artikel 89.

Die Hcbcftellen.

(§ 16 Absatz 2 des Ges. wegen Aushebuug direkter Staatssteuern vom 14. Juli 1893.)

Die örtliche Erhebung der Einkommensteuer uud der Ergänzungssteuer liegt den Gemeinde-(Guts-)

Vorständen nach Maßgabe der Königlichen Verordnung vom 22. Januar 1894 (Gesetzsamml. S. 5)

und der zur Ausführung derselben ergangenen Bestimmungen ob.

In den Hoheuzollernschen Landen sind die Gemeinden auf Grund des Artikel X Absatz 2 des

Gesetzes, betr. die Umgestaltung der direkten Staatssteuern, verpflichtet, in ihren Bezirken die Einzel¬

erhebung der sämtlichen direkten Staatssteuern, der Rentenbank- und Gruudsteuerentschädiguugsrenten

sowie die Abführung der erhobenen Beträge an die zuständige Staatskasse ohne Vergütung zu bewirken.

Artikel 90.

Die Steuererhebung.

(§§ 67 bis 69 des Eink. Ges., § 43 des Erg. Ges.)

1. Die Einkommensteuer uud die Ergänzuugssteuer sind ohne Rücksicht auf die Höhe des Steuer¬

satzes iu vierteljährigen Beträgen im zweiten oder dritten Monat eines jeden Quartals zu erheben.

Der Hebemonat wird durch die Regierung mit Rücksicht auf die örtlichen Verhältnisse bestimmt.

2. Wo dem Zahluugspflichtigeu bei Beginn des Jahres ein Steuerzettel über die von ihm zu

entrichtende Einkommenstener und Ergäuzuugssteuer zugefertigt wird, muß dies, auch wenn der Steuer¬

zettel zugleich audere Steuern betrifft, in einem gehörig verschlossenen Kuvert geschehen.

3. Der Vierteljahrsbetrag ist vom Steuerpflichtigen — unbeschadet seiner Befugnis zur früheren

Entrichtung und zn Vorausbezahlungen (§ 67 Absatz 2 des Eink. Ges.) — in der ersten Hälfte des

zweiten Monats eines jeden Quartals, spätestens also am:

16. Mai, 16. August, 15. November, 14. (iu Schaltjahren 15.) Februar

au den Ortserheber abzuführen.
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In den genannten Terminen wird die Steuer fällig, nnt der Wirkung, daß Steuerpflichtige,

welche es unterlassen, bis zn dein Fälligkeitstermin oder in dem örtlichen Hebetermine, sofern der

letztere später ansteht, ihren Vierteljahrsbetrag zn entrichten, mit dreitägiger Zahlungsfrist zu mahueu

siud (§ 7 der Verordnung vom 15. November 1899, betr. das Verwaltuugszwangsverfahren).

Die Abhaltung der örtlichen Hebetermine oder die Steuereiusammluug durch ambulante ErHeber

kann bereits vor der Fälligkeit beginnen.

Die Mahnung dagegen darf unter allen Umständen erst nach dein Eintritt der oben genannten

Fälligkeitstermine geschehen.

Nach fruchtlosem Ablaufe der Mahufrist ist zur Zwangsvollstreckung nach den Bestimmungen der

angeführten Verordnung vom 15. November 1899 uud der dazu ergaugeuen Ausführungsvorschriften

(insbesondere der Anweisung vom 28. November 1899) zu schreiten.

4. Die vierteljährlich erhobene Stener wird vom Ortserheber uuter Beachtung der für die Ab¬

lieferung bestehenden Vorschriften an die zuständige Kasse (Kreiskasse) abgeführt.

Spätestens fünf Tage vor Ablauf eines jeden Vierteljahrs muß die eingehobene Steuer nebst

der Nachweisuug der etwa unvermeidlichen Ausfälle und Reste an die Kreiskasse abgeliefert sein. Für

kleinere Gemeinden uud Gutsbezirke kaun die Negieruug einen früheren Termin bestimmen (Verf. vom

24. November 1899, Mitt. H. 40 S. 59). Auch ist die Festsetzung bestimmter Ablieferuugstage für die

verschiedenen Ortserheber hierdurch uicht ausgeschlossen.

5. Die Stundung der Steuer dürfen die Regierungen nach Maßgabe der durch die Allerhöchste

Kabinettsordre vom 31. Dezember 1825 genehmigten Geschäftsanweisung für die Regierungen von

demselben Tage bewilligen.

Zur Stundung über den Rechnungsabschluß hinaus ist — abgesehen von deni unten im Absatz 4

vorgesehenen Falle — die Genehmigung des Finanzministers erforderlich.

Durch Einlegung von Rechtsmitteln wird die Zahlung der veranlagten Steuer nicht aufgehalten.

Auf Antrag eines Steuerpflichtigen, welcher einen Ermäßigungsantrag angebracht oder gegen die

Veranlagung rechtzeitig Einspruch oder Berufung eingelegt hat, ist jedoch der Vorsitzende der Ver-

anlaguugskommission zur vorläufigen Stundung der Steuer — uötigenfalls auch über den Rechnungs¬

abschluß hinaus — uud zur entsprechenden unmittelbaren Anweisung der Hebestelle ermächtigt, wenn

und insoweit der Vorsitzende nach vorgängiger Prüfung und nach seinem pflichtmäßigen Ermessen den

Ermäßigungsantrag, deu Einspruch oder die Berufung für begrüudct erachtet.

Wird demnächst gleichwohl der Ermäßigungsantrag, der Einspruch oder die Berufung zurück¬

gewiesen, so hat der Vorsitzende sogleich nach dem Eingange der Entscheidung den gestundeten Betrag

wieder in Hebung zu setzen.

Von der bewilligten Stundung hat der Vorsitzende im Falle der Berufung dem Vorsitzenden der

Berufungskommission bei Übersendung der betreffenden Berufungen, im Falle des Ermäßigungsautrags

bei Übersendung desselben der Regierung Anzeige zu erstatten' die Regieruug ist — bei Berufungen

im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden der Berufungskommission — befugt, die ohue genügende Ver¬

anlassung etwa bewilligte Stundung auch vor Eingang der Entscheidung zurückzuziehen uud die be¬

treffende« Steuerbeträge wieder in Hebnng zu setzen.

6. Auf Grund des § 69 des Eiuk. Ges., § 43 Absatz 2 des Erg. Ges. werden die Regieruugeu

ermächtigt, in einzelneu Fällen veranlagte Steuerbeträge niederzuschlagen, wenn das Beitreibungs¬

verfahren voraussichtlich ohne Erfolg sein würde, weil der Steuerpflichtige und die für deu Rückstand

etwa solidarisch verhaftete Person (s. unten zn 8) gänzlich nuvermögend oder der Aufenthalt des

Schuldners nicht zn ermitteln ist.

Diese Ermächtigung findet auch auf rückständige Steuerbeträge Anwendung, welche wegen Ab¬

wesenheit des Steuerpflichtigen im Auslande bis zum Ablaufe des auf das Stenerjahr, für welches

die Veranlagung erfolgt ist, folgenden Steuerjahrs uicht habeu eingezogen werden können. Steuer¬

beträge dieser Art werden jedoch mit dem Vorbehalt der Wiederaufnahme niedergeschlagen und in eine

besondere Nachweisnng übernommen.

Diese Nachweisnng ist zu benutzen, um deu Anspruch der Staatskasse auf die Steuerrückstäude zu

sichern und bei jeder geeigneten Gelegenheit geltend zu macheu. Insbesondere hat die Regierung dafür

zu sorgeu, daß der Verjährung der Rückstände — § 8 des Abgabenverjährungsgesetzes vom 18. Juui

1840 — durch Aufforderung au die Steuerschuldner usw. tunlichst vorgebeugt uud daß der Kreiskasse,

in dereu Bezirke die rückständige Steuer veranlagt worden ist, aus der Nachweisuug vou Zeit zu Zeit

is*
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ein Auszug mit dem Auftrage zugefertigt werde, die darin bezeichneten Beträge von den Beteiligten

für den Fall ihrer Rückkehr einzuziehen. Was in diesen Beziehungen geschehen, ist in der Nachweisung

zu bemerken. Ist nach dein Pflichtmäßigen Ermessen der Regierung mit hinreichender Sicherheit die

Fruchtlosigkeit weiterer Versuche zur Einziehung eines Rückstandes anzunehmen, so kann die Löschung

desselben in der Nachweisnng erfolgen. Die Vermittelung des Auswärtigen Amtes zum Behufe der

Zwangsvollstreckung gegen die im Auslande sich aufhaltenden Steuerschuldner ist der Regel nach nicht

in Anspruch zu nehmen. Ausnahmen würden nur durch ganz besonders dringliche Gründe gerecht¬

fertigt werden köunen. Liegen solche vor, so ist nach Artikel 78 VIII zn verfahren.

Die etwa eingegangenen Steuerrückstände werden in Zugang gestellt uud in der Nachweisung

gelöscht.

7. Die Niederschlagung eines Steuerbetrags aus dem Grunde, weil die zwangsweise Beitreibung

den Steuerpflichtigen in seiner wirtschaftlichen Existenz gefährden würde, bedarf der Genehmigung des

Finanzministers, welche in den geeigneten Fällen seitens der Regierung uuter Darlegung des Sach¬

verhalts zu beantragen ist.

8. Außer dem Veranlagten haftet seine Ehefrau, deren Einkommen oder Vermögen ihm bei der

Veranlagung gemäß § 10 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes, Z 5 Nr. 4 des Ergänzungssteuergesetzes

zugerechnet worden ist, für den auf jenes nach dem Verhältnis zum veranlagten Gesamteinkommen

oder Gesamtvermögen entfallenden Teil der veranlagten Einkommensteuer oder Ergänzungssteuer.

Ebenso hafteu außer dem Veranlagten diejenigen Personen, deren Vermögen ihin bei der Veranlagung

gemäß § 5 Nr. 5 des Ergänzungssteuergesetzes zugerechnet ist, für den anf jenes nach dem Verhältnis

zum veranlagten Gesamtvermögen entfallenden Teil der veranlagten Ergänzungssteuer solidarisch.

Ist beispielsweise einem nach dem Gesamteinkommen von 5000 Mark zum Einkommensteuersatze

von 118 Mark uud nach dem Gesamtvermögen von 125 000 Mark znm Ergänzungssteuersatze von

63,20 Mark veranlagten Steuerpflichtigen hierbei das Einkommen seiner Ehefran zum Betrage von

4000 Mark nnd das Permögen derselben znm Betrage von 100 000 Mark angerechnet, so hastet die

Ehefrau — nach dem Verhältnis von 5:4 — 118 : 94,40 und 125 :100 — 63,20 : 50,56 — für den

Jahressteuerbetrag von 94,40 Mark Einkommensteuer und 50,56 Mark Ergänznngsstener.

Mit der Einsordernng des rückständigen Steuerbetrags von dem Solidarschuldner ist in der Regel

erjt vorzugehen, wenn das Veitreibungsverfahren gegen den veranlagten Steuerpflichtigen fruchtlos

ausgefallen ist oder wegen Unvermögens oder Abwesenheit desselben voraussichtlich ohne Erfolg

sein würde.

Artikel 91.

Ausfälle.

1. Ausfälle an der veranlagten Steuer entstehen,

a) wenn das Zwangsverfahren wegen Beitreibung eines Steuerrückstandes fruchtlos ver¬
laufen ist;

b) wenn von der Zwangsvollstreckung wegen eines rückständigen Steuerbetrags Abstand zu

uehmeu ist, weil eine der im Artikel 90 unter Nr. 6 und 7 angegebenen Voraussetzungen
vorliegt.

Das eingeleitete Beitreibuugsverfahreu kann nach Bestimmung der Vollstreckungsbehörde vorläufig

eingestellt werdeu, weun sich im Laufe desselben Verhältnisse der unter b erwähnten Art ergeben.

2. Halbjährlich, am Schlüsse der Monate September und März, übersendet der Gemeinde-

(Guts-)Vorstand der zuständigen Kasse (Kreiskasse) in doppelter Ausfertigung eine von den erforder-

lichen Unterlagen (Auszug aus dem Restverzeichnisse, Pfändungsprotokolle, Nersteigerungsprotokolle usw.)

begleitete, nach dem anliegenden Muster XXX aufgestellte und mit den darin vorgesehenen Be-

scheinigungen versehene Liste der Steuerpflichtigen, deren Steuer in dem betreffenden halben Jahre

ganz oder zum Teil im Rückstände geblieben nnd als unbeibringlich niederzuschlagen ist (Aussalliste).

In die Ausfalliste für das erste Halbjahr dürfen keine Beträge aufgenommen werden, deren Ein¬
zahlung im zweiteu Halbjahr erwartet werden darf.

3. Die Ausfallisten sind seitens des Vorstehers der zuständigen Kasse (Rentmeisters) einer sorg¬

fältigen Prüfung besonders dahin zu unterwerfen:
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ob die rückständigen Steuerbeträge jederzeit in den Zahlungsterminen eingefordert, die zu
Gebote steheuden Zwangsmittel gehörig angewendet sind oder die Abstandnahmevon den¬
selben gerechtfertigterscheint.

Gewährt diese Prüfnng nicht die Überzeugung von einem überall vorschriftsmäßigen Verfahren,

so ist dieserhalb unter Absetzung der Posteu, gegen welche sich etwas zu erinnern findet, der Ausweis

der Hebestelle zu erfordern, nach Umständen eine örtliche Untersuchung zu veranlassen.

Der Rentmeister fertigt nach den einzelnen Aussallisteu eine Hauptnachweisung für den Kassen¬

bezirk in doppelter Ausfertigung, bescheinigt unter derselben, daß die vorerwähnte Prüfnng erfolgt ist,

nnd reicht die geprüften Listen mit den Belügen und den Hauptnachweisungeu dem Vorsitzenden der

Veranlagungskommission ein.

4. Der Vorsitzende unterwirft die Listen sofort nach dem Eingang einer genauen Revision,namentlich darauf hin:
ob die als Ausfälle liquidierten Beträge zu erheben und nicht bereits anderweit in Abgang

oder Ausfall gekommen sind,

bescheinigt die Prüfung auf deu Hauptnachweisungen nnd stellt diese sowie die Listen fest.

5. Der Vorsitzende übersendet eine Ausfertigung der Ausfallisten den Gemeinde-(Guts-)Vor-

ständen, eine Ausfertigung der Har^ptnachweisung der zuständigen Kasse (Kreiskasse), und zwar für die

zweite Hälfte des Rechnungsjahrs spätestens bis zum 20. April.Die zweite Ausfertigung der Hauptnachweisungwird der Negierung znr Berichtigungihrer Kon¬
trollen überreicht.

Der Gemeinde-(Guts^)Vorstandhat die Aussalliste uach Kenntnisnahme und Wahrnehmung des
Erforderlichen in den Heberegisternan die zuständige Kasse abzugeben.

Vierter Abschnitt.

Kosten.

Artikel 96.

Die den Gemeinden (Gutsbczirken) zur Last fallenden Kosten.

(§ 42 Absatz 3, tz 77 Absatz 1 des Eink. Ges., §§ 32, 46 Absatz 1 des Erg. Ges.)

1. Die Gemeinden (Gutsbezirke) haben ohne Anspruch auf Vergütung die sämtlichen persön¬

lichen uud sächlichen Kosten zu tragen, welche durch die bei der Veranlagung der Einkommensteuer

und Ergänzungssteuer ihnen übertragenen Geschäfte entstehen.
Hierzu gehören insbesondere:

diejenigen Kosten, welche entstehen durch die Vorbereituug der Veranlagung (Artikel 40

bis 43 Eink. A., Artikel 22 Erg. A.), dnrch die dem Vorsitzenden der Voreinschätzungs¬

kommission obliegenden Geschäfte (Porto, Schreibwerk, Arbeitshilfe usw.), durch die Beschaffung,

Heizung, Beleuchtung usw. der zu den Sitzungen der Voreinschätzuugskommission nötigen

Räume, durch die Kontrolle der Zu- uud Abgänge, die Aufstellung der Zugangs- und

Abgangslisten und die Erledigung der seitens der Vorsitzenden der Berufnugs- uud Ver-

aulagungskommissionen innerhalb deren Zuständigkeit erteilten Aufträge — einschließlich

aller sächlichen Kosten für Schreibmaterialien, Drucksachen, Formulare usw., namentlich

auch für die Muster (ev. L und IV), VI bis IX, XXVa, XXVb, XXVI, XXVII zur

Eink. A., und Muster 1 zur Erg. A. —.

2. Die Entschädigung derjenigen Stadtgemeinden, in welchen der erste Bürgermeister oder an

dessen Stelle ein anderer städtischer Beamter den Vorsitz in der Veranlagungskommission führt, für die

durch Führung dieses Vorsitzes und die damit verbundenen Geschäfte veranlaßten Kosten ist durch

besondere Vereinbarungen geregelt.

3. In vereinigten Voreinschätzungsbezirken (§ 32 Absatz 3 bis 7 des Eink. Ges.) sind die zu 1

bezeichneten Kosten, soweit dieselben durch die Voreinschätzung entstehen, von den zu dem vereinigten

Bezirke gehörigen Gemeinden uud Gutsbezirken gemeinsam zu tragen. Die Verteilung dieser Kosten

unter die einzelnen Gemeinden und Gutsbezirke erfolgt nach dem Verhältnisse der in denselben ver-
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ansagten Einkommensteuer einschließlich der gemäß §§ 79, 80 des Einkommensteuergesetzes veranlagten
fingierten Steuersätze.

4. Die Gemeinden und Gutsbezirke tragen ohne Vergütung die sämtlichen persönlichen und
sächlichen Kosten der örtlichen Erhebung nnd Beitreibung der ihnen zur Hebung überwiesenen Steueru,
sowie der Abführung an die zuständigeStaatskasse.

Hierzn gehören insbesondere auch die Kosten für Ausfertigung der Steuerzettel und Behändiguug
derselben au die Steuerpflichtigen,sowie für die erforderlichen Formulare einschließlichdes Muster XXX
zn dieser Anweisung. Insoweit jedoch gemäß Artikel 65 die Ausfertigung der Steuerbeuachrichtiguugs-
schreiben mit den Steuerzetteln verbunden wird, werden die dazu ersorderlicheu Formulare ^en
Gemeinden uud Gutsbezirken vom Staate geliefert.

5. Abgesehen von den Fällen zu 2 werdeu Neraulagnngs- oder Hebegebührenden Gemeinden
und Gutsbezirken weder von der Einkommensteuer noch von der Ergänzungssteuer gezahlt.

Berlin, den 25. Juli 1906.

Der Fiucmzminister.

Frhr. von Rheinbaben.
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Vcransa gnngsbezirk Kreis ^V.

Gemeinde (Gutsbezirk) 0.

(seitheriger Wohnort)
Steuerjahr 1997

Muster XXV-,.

Art. 8g (Seite 136),

Stener-Zugüngsdelag.

Der Gemeinde- (Guts-) Vorstand in wird um Übernahme folgender Steuern nnd um llbcr-

seudung des Nbgangsbelags (Mnster XX^ö) ergebenst ersncht.

Des Steuerpflichtigen

Zu- und Vorname

Stand oder Gewerbe

(Geburtsort uud -datum)*)

Ist veranlagt: Hat zu entrichten: Ist verzogen: Hat bezahlt:

Veiiierkuiigeu

in der
Gemeinde

(Gnts-
bezirk>
Kreis

unter
Roilen-

Nnuiiner
<Z»g,-
Liste,

Tnq des
Z»-^gaugs)

Jahresbetrag der

a»>

nach der
Gemeinde

(Guis¬
bezirk)
Kreis

bis Ende des Monats

Ein¬
kommen¬

steuer

Ergän-
zungs-
steuer

die Ein¬
kommen¬
steuer mit

die Er-
gänznngs-
stener mit

l 2 S 4 k S ? » s lv

(A«b. ^9. »t ^5,)

0.

eis

/.

V.
6s, 07
ab

S 7S./7. /üeis
I', I

7007

^) Beim Verzüge nach größeren Orten anzugeben.

Ort, Datum.

Bezeichnungder Ortsbehörde.
(Unterschrift,)

Vcranlagnngs bczirk 51reis

Gemeinde 0.
Stencrjahr 1997

Sejleuerungsmerkmale
des nach Kreis überwieseuen -/o/ia?!Kss Aeb. ^9. /9S7 m ^5.

(Hier sind die Angaben aus Spalte 1 und 7 des Zugangsbelages zu wiederholen)

Bezeichnung der

Einkommens- und

Vermögensquelle

Höhe des

Ein¬
kommens

Ver¬

mögens

3

Abzüge

deren

nähere
Bezeichnung

vom Ein¬
kommen

vom

Vermögen

gehen ad

k

Steuerpflichtig
bleiben

Ein¬
kommen

X
7

Ver¬

mögen

S

Zn erhebender
Jahressteuerbetrag

Ein¬ Er-
kommen¬ gänzuugs-

steuer steuer

.« , V

9 10

Fesc/tÄ'MFttNA

F 7S

bsitiÄFs

L00

L>)

70S0

Bemerkung eiu Ermäßignugeu usw.

Ort, Datuni.

Der Vorsitzende der Veranlagungskominission.
(Unterschrift.)





Veraula gungsliezirk Kreis
Gemeinde

Steuerjahr

Muster XXV l>.

Art, 83 (Seite 18k?).

Steuer Adgangsbelag.
Der Gemeinde- (Guts-) Vorstand in 0. wird ergebenst von der erfolgten Übernahme folgender

Steuern benachrichtigt:

Des Steuerpflichtigen

Zu- und Vorname

Staud oder Gewerbe

(Geburtsdatum)")

Bisherige

Nummer
... Steuersätze

der
Staats-
srener-
rolle

der ! ^>n-

Zugangs- ^ kommen-
liste ^ st-ucr

«Zrgäu-
zuugs-
steucr

Am neue» Wohnorte

Bezeichnung
der

Gemeinde

(Gulsbezirt)
Kreis

6

Rr, der

Zu-
gangi!-

kon-
trolle

Zeitpnntt der
AugangSstetlnng
vierteljährlich mit

Einkom¬
mensteuer

8

Ergänzllngs-
steuer

i ^

Bemerknngen

.lös!,

./'«/.i ZSS7 »i ^

!

I SÄ

V. !

/. 07

ab

Ä I^ö! .

Beim Verzüge aus größeren Orten anzugeben,

Ort, Datum.

Bezeichnungder Ortsliehörde.
(Unterschrift,)
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Muster XXVI^

Artikel 88 Nr, 1 (Seite 1^).

Zugangsliste /

der

Gemeinde im Kreise (Oberamtsbezirk) O.

sür das I. Halbjahr des Steuerjahrs 1907.

Festgesetzt auf einen Zugang von Mark Pf., buchstäblich Mark

Pf. Einkommensteuer und Mark . Pf., buchstäblich Mark

Pf. Ergänzungssteuer mit der pflichtmäßigeu Bescheinigung, das; in dieser Liste weder mehr noch

weniger an Stenerzugang nachzuweisen gewesen ist.

Ort und Datum.

Der Vorsitzende der Veranlagungskommission.
(Unterschrift,)

20»



156 -

Am
Monat

Lan-

sende

Name und Vornzme

(Firma)

der

Stand

od?r

Straße

nnd

bishsrigen
Wohnort

ist die
Steuer

entrichtet

von

ivelchem
ab

bis

zu

welchem

Also

auf

Viertel¬

?!r.
^gegangenen Personen

G:n>erbe Hausnummer bis

einschließlich

Monat

der Zugang

berechnet wird

jahre

l -> Z 4 5 6 7 8

z L/iM-?'«/»', !S07
M»

ZS0S

ö ^/ze?)nn?i», kÄuk Aec«^'. 72 ./?«» 70^17
./,!/»

7S0S S

-'
7S07
L/a»

7S0S Z'/--

4 Ls,„, K/e/ia,l/ 6S 7005

7^0«

^>?Ä
7S07

>l)»'ik

7S00

7007
H/Ä'S
7 906

4

4

4

S Km'?»!«?' 7.1 7S07 7008 «

e
Ä>sse» »

7907 700S Ä-/z

Sniiiine 7 , ,

I

Hierzu: Z "/u und 25» "/y Zuschlag zur vrranlngteu Steuer gemäß § des Einliommrusteuergesetzes.

Summe . . .

I

Nachsteuer gemäß § 7!j des Einkommensteuergesetzes, 8 des Ergiinzungsstruckgesrhes.

Summe. . .

Hauptsnmme 7 ^

157

Einkommenstener-

Zugang

Satz viertel¬

jährlich

l! ^ > -4
» ! 10

im

ganzen

ii

Srgänzungssteuer-

Zngang

ratz

12

viertel¬

jahrlich

im

ganzen

14

Ursachen des Zugangs

(Wo der Sachverhalt uniiangreiche Angaben
ersorderl, lanu auf den, diese Singaben cm
haltenden, der Liste beizufügenden Vetag

Bezug genommen werden^

l5

SS

-54

SS

7S

77

L7

40

SÄ

47 Ä?/

70

L7

4S

60 ^5

L5

20 S0

S0 /.?

s

7S

00

7S

47

^r»l /. /51V7 vo» 11!
7^a<!em Z!tgszo,/cn, /ml a«i 7Ü>
/««!' ei» Stt?A<-5tchu/t eiö/f«et.

.<»1 IS. ^7l?i ZSS7 vo» 7Zu»ii Z!tAS?0A^«>

^V«t7tein^ÄU'ige« /Zieii^t-
Ä,!</c M»z 7S07 nii^ n/ct«o»

HMta><tte»5t »«5ge5c/u«ie», !io?ie/!t
mit / ,-tM-i't S«oo ^5 M„/.-o»»nen.

/in 7Ä0ü iio» TZisnieii zii/zszoA«»
«»6 7?»l/c«t»-.

7V^/S//S0S. 7i,^Vi',>^//>««,
S/7S07.

77iit Ntic/i ?/ys»e,' ^»ga!i« //M»^i<7t
L--0S 7?t»^oin»»e» d«?o</«», lin/ie^
»mc/iiciantast e« 7^ ^»/s»!»,»e>i-
ztsits»'.

7Z,«-c/l7?,!^c/teiti?t?!A Äs?-V«ini^>?NU?!S5-
/>!0MM!FZ!0N voiii 7Ä. ,7«ti 7SS7 »t t!ie
^yä>^!t?!g^s<eue^ voll 74 ></
Sl7in7it>

vgt, ^!»s-7). M . /Z7 Mi' Äa5 77i?!!i-
/S0S>

77at ai» 7ö. -7»ti !S07 /»??- Siiliickbesite
i»i, ll^i^ von So 0SS ^ ei'woi'den, cte?'

izt.
UVci-bid/i«^«!?^«/^» »ilVit!ie,«tstte»7>
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Muster XXVI.

Artikel 88 Nr. 1 (Seite 144),

nglingsliste 5

der

Gemeinde /V. im Kreise (Oberamtsbezirk) <?.

für das I. Halbjahr des Steuerjahres 1907.

Festgesetzt auf einen Zugang von Mark Pf,, buchstäblich Mark

Pf. Einkommensteuer nnd Mark Pf,, buchstäblich Mark

Pf. Ergänzungssteuer mit der pflichtmäßigeu Bescheinigung, daß in dieser Liste weder mehr noch

weniger an Steuerzugang nachzuweisen gewesen ist.

Ort und Datum.

Der Vorsitzende der Veranlagmigskommisswii.

(Unterschrift.)
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Am

bisherigen
Wohnort

ist die
Steuer

cutrichtet

Monat

Lau¬

sende

Nr.

Name und Noruame

(Firma)

der

Stand

oder

Gewerbe

Straße

und

Hausnummer

vvu

welchem
ab

bis

zu

welchem

Also

aus

Viertel¬

Angegangenen Personen
bis

einschließlich:

Monat

der Zugang

berechnet wird

jahre

1 2 .1 4 5 6 7 8

2 A/e//e<', Otto Aittts^o/uAe»' /üti s^ aFe S

2S07

.-lMÄ

2S0S
4

s F>an/c, Z,eo 77
- l

. I

2506

Keptb»-.
2507

2S07
.Vä?^

2S0S
S'/3

7Vt>Vc. OVuiltson- ^Vett8^'i?/Se 20

2.?07 2S0S
LMi'Z!

ÄV!V», Mi/tt»' FÄ>-/.s^vi/öe 2

2S07
Mli

2/>0S
L/a»'^ Z'/z

S 2^/'ct7, ^ 2S
2W7 »66

s>/'z

6 2^«^es^«/Se SS

2S07

^>extb>'.

/S0S

-V2

7
I>Äi?s^tt/Se /S

2S07 ?008
s

Snmme s . . .

2 . .. ,

^ttsa»i»ie» ^!tAa»A«tiste 2 i»ic! S , , ,

.nier.^u >>"/>, und Z"»"/o ^»schlag zur ucrnnlagtrn Strurr griukß Z 3l des Einkommrnstruergcsrkrxl.

Znmmc S

AliNWtö ^?UAMiAS?iLte 2

^smnmen 7 «»<? S

klachstciicr grmnh § 7!) des Einko»ii»c»stcurrgr>'etzrs, § dc? Ergkiizuugsltcurrgcsetie?.

Summe ^!iANl»As^'«ts s

Ai'eiMt ^5üAM!F«!!S!!e 2

2 »»ck S

Hauptsumiue ^»Fa»A«!»ste s

2 !«ici S
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Einkommensteuer- Ergänzuugssteuer-

Zugang
I!.

Zuqanq Ursachen des Zugangs

(Wo dcr Sachverhalt umfanqrcicht Angaben
erfordert, kann auf den, diese Angaben ent¬
haltenden. der Liste beizufügenden Belag

Bezug genommen werden)

Be¬

Sah

»
>!

viertel¬

jährlich

nn

ganzen

Satz viertel¬

jährlich

iiu

ganze»

lag

Nr.

-4 ^ -H
>

<1 10 11 12 IS 14 15 10

2SS 4S 2SS

!
20S

!!
S0 !

>

S6 .?o so 7/n/ ,'?» I-V?-
^/)S7 cka.<?

e7-/!ai567^, ?,k's cka/r,>d
7?,!. besternte?!. l?5/-

a^c/? ^V>. /09 ÄciL
/I. ^906.)

ss

SS SS

SS

SS

67

' I

SS. ^Si)6 vc>»^I,on(io?d
^0A67^. //«ttcke? Z^öT'b.? A'e^L7!.
/tie?- tt?,/. ^ac/tt^VA^c^ e?-7/n'tt6tt 7»nck
V67-an/ttAt.

S2S SS S2S S2 I
' ö SS S1 /. 7.Y07 V07! L/eis /ti07-/t67-

M?' ckas
//. /S06.)

S00 7S S7S SS 6 so SS 20 /s/ Äaa/.?<r?tA6/?ö,-,',76?- VeT-sin/A^Td
K/aalen von
seit! .?S. ^7)^ in a«/.

480 2S0 400 200 SS SS SS ls'o/i.??/ se?'5 /.«./

/)^escü?ii. /. ^5ai //)S7

4S 2S S8 S

'

s 20 so ^?5.? H'ac/t^/z a?,t
/. /SS7 ?^.8^7d6776??
/soso ^ ?'??. (?7-7t7?Äve7^m./)Ae7!.
/sss V67'-
n?,^aA5 77<?c/t. AS6S Mn/c^7>^^e7d
7t??.c! ASSSS ^ Ve?-?n.ö'5?e7d. ^67^>'-

VS7! 7S N7// //s ?,27k.'.7)07!.
/6,ss . ^ 677«/Z.?,ss

fSie^e ^V>. c^a? /. /KM-
/SS7.)

2S S S
!

SS 7 SS SS 0S ss^T' d7S/^ ?<77/67- ^?^S7! - ^V>. /S
a?/5 A6/S ^ ^!7!/co7777?le7?.27/, SS ^
./?7N-K07N.7)?.6?bSl67t6»'7/NÄ ^ä7?S7t?7A5-
.«t/e?^/'7'e?! v67-<?7!i<7A/. 57c/d ^7».
^'. ^7/7?i /SS7 7)7?'/.4?,7atte
^V>. 777, V6^/^6/7'ate^, c5?'s ^'077 677^67/?.

SS4 . !l 2S62 67 - ! - 7S

so

! so

IS

sss

j 60

SS

47

S7S

!!

!

! 247S

>>»

67

usw.

^ SS

!

4S SL0 0S (?6S<'/i-Ä/'/Sa7?/67^ 777I/ö/!6 7)077,6S sss
677767' 77)7 VvT'/a/t?' b6.'./6?76»'/677

l?6.?6^se/7a/'/ 7)7.b. AASS^ ./a/t?'6S-
6777^6777777677he^6^7/.

(?67N5k/ZS 7/ ist a?5/Z67' I5e^?i7?s/ A6.>.'6^t
6777^/!7'65d6/7'57A 7>'6?7S-/ ^ ^777/cy„7-
„l6775/65767'.

fö'i6^6 ^7-. /^'i/ /,i7- l/as /.
^a^T- /SS7.)

?!





Muster XXVII.
Art, 88 Nr. 1 (Seite 144).

Abgangsliste /
der

Gemeinde /V. im Kreise (Oberamtsbezirk) L>.

für das I. Halbjahr des Steuerjahres l 907.

Daß die Steuersätze in Spalte 9 und 12 veranlagt oder zur Erhebuug festgesetzt und uicht ander^
weit ermäßigt, auch uicht bereits gauz oder zum Teil in Abgang gestellt oder in Ausfall gekomineu
sind uud daß iu dieser Liste weder mehr noch weniger als (Gesamtbetragbuchstäblich) an Einkommen
steuerabgaug und (Gesamtbetrag buchstäblich)an Ergänzungssteuerabgaug nachzuweisengewesen ist,
wird hierdurch pflichtmäßigbescheinigt.

Ort und Datum. Ort uud Datum.

Der Ortsvorstand. Der Vorsitzeade der VeraulaMugstMumssion.
(Unterschrift.) (Unterschrift.)

Festgesetztauf eiueu Abgang im Hauptbetragevou Mark Pf., buchstäblich
' Mark Pf. Einkommensteuerund vo>i

Mark Pf., buchstäblich Mark Pf.
Ergänzungssteuer.

Ort uud Datum.

Königliche Regierung.
Abteiluug für direkte Steuern zc.
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iRr. der
Steuer¬

rolle

oder der

Zugangs¬

liste

Am

bisherigen
Wohnort

ist die
Steuer

entrichtet

Monat

Also

auf

Vier¬

tel¬

jahre

kau¬

fende

Raine und Borname

(Firma)

der abgegangenen

Stand

oder

Straße

und

von

welchem
ab

bis

Zu

welchem

Ar.
Personen

Geiverbe Hausnummer bis

einschließlich

Monal

der Abgang

berechnet wird

1 I4 8 4 b v I! 7
«

2 2S

Fe^tV/'e
Zi»Ast»'. L9 Ml» 2S07 2.'>0« -'/-

S S 22 2>?07 2 S0« 3

3 -5), /- 27
V. 2. 4. 07

/1^10/s, ^«Aiiste Keest»'. 2A 2S07

^4x»Ä

7S0S
L/a>6

4

32 ^e/»!eicie»' LS 2S07

^?extb»'.

2S0« L'/-

S 2s. /. <1
v. 2. S. 07

^o?!,aÄ ^IttU 2.^07 2S0« L

6 2S2 LZ 2S07 190«
H/Ä»6

SV-

Summe

I

Hierzu: Äbgang an Zuschlägen uo» 5°/^ und ÄS°/u (Z 3l Sink.-Ges.).

Hauptsumme ^bAcmFÄiste /

!!!

Einkommensteuer-

Satz

9

44

L6

Abgang

viertel¬

jährlich

Itt

nn

ganzen

11
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Ergänzungssiener-

Abgang

Satz

.« > H
12

viertel¬

jährlich

18

im

ganzen

14

Ursache des Abgangs

15

»

LL

so

Sü

22

s«

20

4 S0

30 LZ

?.?

;o

7S 2/S

^ L0

L2

SS

s ! LS

83

2L

L0

SS

s so 24 4S

^62/ ZS. .VtN

A^k-i5 ?l7?/! /S.60 ^
vö7'a'nia//ten Vaters /tdeit/e-

tT'etST^.

S5. /^07 nae/t
^'ese?^. V/L, tei/a/l/'
/SS7 ?si <!tts De!'t?eidk^A^ve?/'a^?'67i
e, /oiAios

/.'0?n,??!i5520^ vc>7tt/t/. 7.^7 Vtt7?
.'// ^ ^i7l/cs^. NNt? /S/,V) ^,A2St7-. tttt/'
Ät,' ^7l/cL^. Tt7tc! K,v/25/7'.
/i67ab9656/2^.

^7N- /. /SS7 V^S<07-k,L?!.
^7-d»'? >27!^.-

tt) ^>2/2 ^7?ci67', ^ta?^/ma7Z.7! 75i
^?2<67-^/-. 6 c567- -///,«?k! M?-
/. 7S07 7/n't ^ ^
.8//S ^>A2St7'. /tö/te, vöT'aT^/aAi.

d) ^T'^.'.'t ^tt7i.cl67-, ^7^)L/ca7^?tie??
sÄ;/t6 7<l ckeö ^?i/^l7l/).>.'

2«^?n ^0/i27-6A^,/e,'.

Vt>?n 7. 7SS7 ttd tt«/' / ^l/t.7- 2?l?tt

^07^7^tt7!ck/e7-^.

/si baT/en'äe/te?- ?t7!c5
/a-ttt F'eslsts^lNL t/7,2
/. Mti nae/i >t^67!

Belag--

Ni'.

16

'

l
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Muster XXVII.

Artikel 88 Nr. 1 (Seite 14 l,.

Abgang sNste ^
der

Gemeinde -V. im Kreise (Oberamtsbezirk) <).

für das I. Halbjahr des Steuerjahres 1907.

Daß die Steuersätze in Spalte 9 und 12 veranlagt oder zur Erhebung festgesetzt uud uicht ander
weit ermäßigt, anch nicht bereits ganz oder znin Teil in Abgang gestellt oder in Ausfall gekommen
sind, und daß in dieser Liste weder mehr noch weniger als (Gesamtbetrag buchstäblich) an Einkommen
steuerabgaug uud (Gesamtbetrag buchstäblich)an Ergäuzuugssteuerabgang nachzuweisengewesen ist,
wird hierdurch pflichtmäßigbescheinigt.

Ort uud Datnm. Ort uud Datum.

Der Ortsvorstcmd. Der Vorsitzende der Vernnlagnngskommission.
(Unterschrift.) (Unterschrift.)

Festgesetztauf einen Abgang im Hanptbetrage von Mark Pf., buchstäblich
Mark Pf. Einkommenstener und von

Mark Pf., buchstäblich Mark Pf,
Ergäuzungssteuer.

Ort und Datum.

Königliche Regierung.
Abteilung für direkte Steneru ?c.
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Lau¬

sende

Nr.

Nr. der

Steuer¬
rolle oder

der Zu¬
gangsliste

Name und Vorname

(Firma)

der abgegangenen

Personen

Stand

' oder

Gewerbe

Straße

nnd

Hausnumnier

Am
bisherige»
Wohnort

ist die
Steuer

entrichtet
bis

einschließlich
Monat

Monat
Also
auf

Vier¬
tel¬

jahre

von
welchem

ab

bis
zu

welchem

der Abgang
berechnet wird

1 1^ 2 3 4 S 6 >! 7 8

1 S4 <?eo»A 6Z 1007 1S0S

S SS 1S07 isos 4
>l^> Mn's

z 4 ^5a/cie»- K ette K?'. 16 Mn 1,?07 1S0S
>/»»»

/IS A'tt'sse! ./»>» 1,?07 isos Z

s Äeu^ie»' 1,167 isos

6 51 /.«r/c, Lityo 1S07 1S0S sVz

7 IIS F???/»-,^^7» 1S07 1S0S

Summe /IbAawAsüists

Hierzu Sinuine >4bA«»iA«!iste 1 ,, .

Zusaim nen / u.

' !!

s . .

Hierzu: Abgang an Zuschlägen von ö"/,, und (H 31 Eink.-Bes).

Zusammen Hauptsumme, 1 ». L .

Eiukommeni'teuer- ErgänzuugSsteuer-

Abgaug Abgaug
Velag

Nr.Satz viertel im Satz vierte! Im
Ursache des Abgangs

jährlich ganzen jährlich ganzen

-4 -4 ! > .5 I

9 I 10 11 12 13 14 lb 1^

60 l IS 60 16 so 4 ^o 16 so Honett Ps?-a?i!a^t, 1>i« ^-1
i»! li«>- Lsinsnuia /'an/W!» e?-/Ä!,//a
Vc?-a?!iIaA»7!sZ0S Mnksmins»»-

>!!!<! ^>'ZÜ>!ZltNS53/<I«M'

o,s LZ SS - - - 1»i StaatsanLs^Sk'iLei'»7t<j,?t?» M»Ucomin«i> a«,« <!«'

4L0 10S ZS0 SÄ 60 1Z IS 4Z SZ .<>?»/, ÄÄi /S07 Fs^to/b»», />a< stou«»-
da»^»Ve»-,»Sg»?,

60 IS 4S - - Izt )„euz»i»<'k<vStaat.?n?ios/iS!'is»', ^lcktt,,lc^ »Nt /. ,/»ni /SS» ck<lii»^!ut»/»
S>-Äz.?öi av/,

D?> ^o»'ai^»zctz,/ns<m clo.» A 2 ck?»nicüt
vo?.

so Ä0 so so s IS 1»t va7-Zi>.!«at?u SZ ^ Mnltomm»»-
UNckZ»>»0 S»'AÄN»U7!gS»t««t«1'/

am S> /S?7 ss<n«>»
nac/l >'«?!!»!N,'si^egt,bisiit /liti- a«/-
K^unckdesitt stsu«iI>,Äck<i0 .<
W?lko?nn»«» ?«n<i A50SS^> 1^e<?nög??».

1L0 4S 1L0 6Z L0 lö so 4S 1Z ZS0 Mnkmnmemztsiio»-
ck<tvon aus^--x L»d«»s sss>-t,t
IS0 -«

Ist Staotsa?!»»,
/-o>iss^ unck /-»t am IS. ,/utt /SS7
«einsn IP'o/iNHtt«in 1^»-s?^e?iau/-
gs«cbeii,

/)!S ^o>-au»z«^lt?!Mt F < (/^>Z
D nkoi7vm«ns!e>»^ge.'«d-»?V«?',

ZI 6!) 7 so 31 so D»>'ck V-i/ügims ^'"z' Wnlgi, /^s-
giSI'ltNAV0I!^ S<, IV, 07 »ttl
Auns^vsi'/a/»',»»vont /. /Sc/7 at

7^7 46 os 14S S6

ZS 7S 11L Sc! S so 14 4S

^61

!

!"
^ SLÄ

»

!

SZ S1 SS 16Z S1

22
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Muster XXX.

Regierungsbezirk
Artikel 91 Nr. 2 (Seite 148).

Beranlagungsliezirt Kreis Stcucrjahr 1907.

Kiste
denjenigen Steuerpflichtigen der Gemeinde im Kreise (Oberamts-

in Rückstand geblieben und als unbeibringlich niederzuschlagen sind.

Festgestellt auf einen Ausfall im Hauptbetrage von Mark — Pf., buchstäblich
Mark — Pf- Einkommensteuer und 2 Mark 60 Pf., buchstäblich Line Mark 60 Pf.

Ergäuzungssteuer.

Ort und Datum.

bezirk) deren Steuerbeträge für das Halbjahr des Steuerjahres ^7

Der Vorsitzende der Veranlagungskommissivn.

(Unterschrift.)



Lau¬

sende

Nr.

Nr.

der

Hebe¬

liste
oder

des

Konto¬

buchs

Nr.

der

Steuer¬

rolle

oder

Au-

gangs-

liste

Namen (Firma),

Stand

oder Gewerbe

der Restanten

Zeit-

räum

Einkommensteuer Ergänznngssteuer Bescheinigung deS

Vollziehungsbeamten,
daß die Zwangs-

Vollstreckung wirklich

stattgefunden hat,
oder Anzeige,

ob und weshalb
dieselbe

unterblieben ist

Viertel¬

jährlicher
Steuer¬

betrag

Betrag
des

Rück-

standeS

Viertel- !

jährlicher
Steuer¬

betrag

!-z>

8

Betrag
deS

Rück-

standeS

l, ! 2 3 4 5 k 7 3 10

2 206 SS

Aau/mann bis

ssm-

de?

9 /s SS 2 60 bei «Zs»- ani

^6. »n

»le»« ve^sue^^sn 2^/«»»-

<ii«,iAx/anciba?'e t?«Aen-

sinc!

be-

Der

Vollziehungsbeamte.
N F.

Summe 26 2 6V

Es wird auf Dienstpflicht hiermit bescheinigt, daß die vorbemerkteu Steuerbeträge von

26 Mark — Pf., geschrieben Mark — Pf. Einkommensteuer und von ^ Mark 6V Pf.,

geschrieben -Kue Mark 6S Pf. Ergänzungssteuer wirklich in Rest verblieben, daß die zulässigen Zwangs¬

mittel zur gehörigen Zeit und in gehöriger Art angewendet worden find und die über die Ursacheu

dieser Neste sowie über das Unterbleiben der Zwangsvollstreckung angeführten Umstände sich so ver¬

halten, wie augegeben ist.

Ort uud Datum.

Der Gememdevorstand.

^Unterschrift.)

Gedruckt bei IulmS L Utenfeld in Venm
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